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Octroyirter Entwurf 
der ä 


deutſchen Verfaſſung. 


Einleitung. 


Die Berathungen, welche auf die Enladung un⸗ 
ſerer Cirkular-Depeſche vom 28. v. M. bier in Berlin 
in Bezug auf die deutfche Verfaffungsfrage ftattgefunden 
haben, haben zu dem für die Königliche Regierung ers 
freulichen Ergebniß geführt, daß fie nunmehr im Bers 
‚ein mit den Königlichen Regierungen von Sachfen und 
Hannover den übrigen deutfchen Regierungen eine ums 
faffende Vorlage in Bezug auf die deutfche- Berfaffung 
machen Tonnen: 

Die Königl. preußifihe Negierung beehrt fich das 
ber, in der Anlage der ꝛc. Regierung die betreffende 
Eröffnung in ihrem eigenen, wie im —2 der, Re⸗ 
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gierungen von Sachfen und von Hannover zu überfenz- 
den, und bemerkt dabei, daß die Königl. bayerifche 
Regierung, welche an fämmtlichen Verhandlungen zwis 
ſchen obenerwähnten Regierungen Theil genommen, 
fi die ſchließliche Erklärung über ihren Beitritt noch 
vorbehalten hat. 

Mir glaubten dabei dad Vertrauen -ausfprechen zu 
Dürfen, daß diefe Eröffnung bei der 2c. Regierung die 
reifliche und eingehende Erwägung finden werde, welche 
die Wichtigkeit des Gegenftandes erfordert, und daß 
auch die Gefinnungen und das Verfahren der verbüns 
deten Regierungen, welche hiermit einer unabweislichen 
Pfliht genügt zu haben glauben, gerechte Würdigung 
und Anerkennung erlangen werde. 

Berlin, den 28. Mai 1849. 

Der Minifters Präfident. 
(gez.) Graf von Brandenburg. 
I An 
fämmtliche deutfche Regierungen. 


— — — 


Der ꝛc. Regierung finden ſich die Regierungen 
von Preußen, Sachſen und Hannover, und in deren 
Auftrage die preußiſche Regierung, veranlaßt, folgende 
ergebenſte Eröffnung zu machen. 
Es bedarf feiner näheren Darlegung der Gefah⸗ 
ven, von welchen gegenwärtig das gemeinfame Vaters. 
J 
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land bedroht wird. Die Ereigniſſe ſprechen laut ge⸗ 
nug. In mehreren Theilen Deutſchlands iſt die geſetz⸗ 
liche Autorität durch den Aufruhr umgeſtürzt, in ans 
Deren nur Durch die Anwendung der Waffen hergeſtellt 
worden. Niemand vermag zu ermeffen, welche fernere 
Ausdehnung diefe weit verzweigten Bewegungen erbals 
ten, und wie weit fie felbft, dem Auslande gegenüber, 
zu erniten Bedenfen führen fünnen. Nicht blod die 
gefammte ftaatiliche Eriftenz Deutfchlande ift in Frage 
geitellt, fondern eben fowohl die Grundlagen jedes 
geordneten Zuftandes überhaupt. 

Un diefen Gefahren gewacfen zu fein, um den 
Kampf fiegreich zu befteben, deſſen Ausgang fonft alle 
deutfchen Kunde mit gleihem Berderben treffen würde, 
bedarf es vor Allem einer vollen Uebereinſtimmung im 
den Handlungen der Regierungen. Um defto fihmerzs 
dIicher muß es empfunden werden, daß hierzu jeßt der 
geeignete DBereinigungspunft mangelt. , Der auf der 
Alte vom 8. Suni 1815 errichtete deutfhe Bund ift 
bierzu faktifch um fo mehr außer Stande, da ihm zur - 
Zeit ein ausreichendes Organ zu gemeinfibaftlicher Thäs 
tigkeit abgeht. Ein neued, den gegenwärtigen Anfors 
derungen entfprechendes Bundesverhältnig Hat noch nicht 
zu Stande gebracht werden können. Die in Frankfurt 
zufammengetretene National Berfammlung hat, als fie 
die von ihr beratbene Neichöverfaffung als abgefchloffen 
und weiterer Verhandlung unzugänglih verfündigte, 
fich felbft außer Stand gefeßt, ihr Mandat ferner zu 
erfüllen ; ihre weiteren Befchlüffe entbehren daher fchon 
desſswegen jeder rechtlichen Gültigkeit und Tonnen nur 
ald Uebergriffe betrachtet werden, denen keinerlei Folge 
zu geben ift. R | 

1 
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Einer fo bedrohlichen Lage gegenüber ift ein feftes, 
einträchtiged und unverzügliched Handeln nothwendig, 
und ed wird Ddiefed von den Negierungen ausgehen 
müffen, welche fich zu den bier vorliegenden Fragen in 
gleicher Stellung befinden. 

Die Regierungen von Preußen, Sachſen und Hans 
nover find Daher übereingefommen, auf Grund des 
Art. 11 der deutfchen Bundes» Afte in ein Bündniß zu 
treten, dad den gegenfeitigen Schuß feiner Glieder ge= 
gen den inneren oder Außeren Feind zum Zwecke bat. 
Die Leitung der hierzu erforderlichen gemeinfamen Maß— 
regeln haben fie Preußen übertragen. Sp wie an alle 
Regierungen, welche Glieder des deutfchen Bundes von 
1815 find, fo ergeht auch an ꝛc. Regierung ihr Anfu= 
chen, fich diefem durch die Gefahren ded Augenblicks 
bervorgerufenen Bündniffe anzufchliegen und ſich biers 
über in fürzefter Frift gefälligft erflären zu wollen. 

Die genannten Regierungen würden jedoch die ih— 
nen geftellte Aufgabe nur unvollftändig erfüllen, wenn 
fie lediglich bei den Bedürfniffen, welche die nächſte 
Gegenwart erzeugt, ftehen blieben. Cie find vielmehr: 
von der Ueberzeugung durchdrungen, daß Pflibt und 
Vernunft gleihmäfig gebieten, fich über ihre Stellung 
zu der deutſchen Verfaſſungsfrage von vorn herein ge= 
gen ihre Verbündeten fowohl, ald gegen die Natiom 
offen auszuſprechen. Sie haben die von der Nationale 
Verfammlung entworfene Reichs-Verfaſſung nicht ans 
erfannt, weil fie über die wahren und beilfamen Ans 
forderungen eines Fräftigen Bundesftaates hinausgriff, 
und in ihrer aud den Kämpfen und Zugeitändniffen 
der politifchen Parteien bervorgegangenen Geftalt die 
wefentlichiten Bürgfchaften entbehrte, auf welchen der 
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Aber die verbündeten Regierungen haben nicht eis 
nen Augenblid verfannt, daß ihnen eben bieraus die 
doppelte Verpflichtung erwachfen fei, nach allen Kräften 
zu dem Abfchluß eined Verfaſſungswerkes mitzuwirken, 
dad für das gefammte Deutfchland eine unabweisliche 
Nothwendigfeit geworden ift. Eine ſolche Berfaffung 
wird der Nation gewähren müffen, was fie feit länger 
ver Zeit fchmerzlich entbehrte, was fie von ihren Re— 
Hlerungen zu fordern berechtigt ift: dem Audlande ges 
genuber Einheit und Macht, im Innern, bei gelichers 
tem Fortbeftande aller einzelnen Glieder, die einheitlis 
he Entwidelung der gemeinfamen Sntereffen und nas 
fionalen Bedürfniffe. Die Bürgfchaften der rechtlichen 
Fteiheit und der gefeßlichen Drdnung find ed, welde 
die deutfche Verfaffung den Regierungen und den Büls 
fern zu gewähren haben wird. | 

Unter diefen Geſichtspunkten haben die verbündeten 
Regierungen den von der NationalsBerfammlung bes 
Ihloffenen Entwurf ernftlich geprüft, alle feine heilfa- 
men und unbedenklichen Beftimmungen beibehalten und 
Nur diejenigen Theile geändert, welche mit dem gemeis 
nen Wohle unvereinbar find. 

Hieraus ift, auf Grund einer von Preußen vorges 
legten Propofition, der Entwurf einer Reichs + Verfafs 
fung hervorgegangen, welchen fie fämmtlihen Glies 
dern des Bundes von 1815 als ihren gemeinfchaftlichen 
Vorfhlag und in der Hoffnung vorlegen, daß derfelbe 
ihre Zuftimmung finden werde. Die Begründung feis 
a3 Inhalts, fo wie deffen nähere Erläuterung, iſt in 
der Dentfchrift niedergelegt, welche beiliegt. Die Deuts 
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fhen Staaten, welche fich dem vorgelegten Verfaffungss 
Entwurf anfchließen, werten ald die im $. 1 bezeiche 
neten Glieder des Bundesftaated zu betrachten fein, 
während denjenigen Regierungen gegenüber, welche fich 
zu diefem Anſchluß nicht veranlaßt finden, die aus dem 
Verträgen von 1815 fließenden Rechte und Pflichten 
unverändert fortbeftehen. 


Indem die Regierungen von Preußen, Sachen und 
Hannover fih durch den Drang der Zeitumftände ges. 
nöthigt gefehen haben, ihrerfeitd die Snitiative in dem 
Verfaffungswerfe zu ergreifen, find fie jedoch von der 
beftimmten und ausdrüdlichen Vorausſetzung ausgegan— 

en, daß der rechtsgültige Abfchluß defjelben auf der 
reien Zuftimmung der Nationals Vertretung berube. 
Sie werden daber in Gemeinfcaft mit denjenigen Re— 
ierungen, welche fih dem Berfaffungd: Entwurfe ans 
* aus dieſen deutſchen Landen einen Reichstag. 
n dem Umfange und nach den Wahlbeſtimmungen bes 
rufen, welche der Verfaffungd- Entwurf vorläufig bes 
zeichnet. Diefem lediglich hierzu verfammelten Neichds 
tage wird dann der genannte Entwurf zur Berathung: 
und Zuftimmung übergeben werden. 


Auf dem hier bezeichneten Wege hoffen die Res 
gierungen fich mit allen verftändigen und wobhldenken⸗ 
den Männern der Nation zu begegnen, mit Allen, des 
nen das wahre Wohl Deutſchlands am Herzen liegt, 
mit Allen, welche, von der ganzen Bedeutung ded Aus 
genblicks durchdrungen, eined unbefangenen Urtheild 
uber die Lage ded Vaterlandes fähig find. | 


Die obenerwähnte Denkfchrift zu dem Inhalte des 
BerfaffungdsEntwurfed war bei dem Abgange diefes 
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Attenſtũckes noch nicht beendigt und wird unverzüglich 
nachfolgen. 
Berlin, den 28. Mai 1849. | \ 
Der Minifter » Präfident. 
(ge) Graf von Brandenburg. 


n 
| fammtliche deutfche Regierungen. 


— — — —— 


Entwurf 
der 
Verfaſſung des deutſchen Reiches. 


Erſter Abſchnitt. 
Das Reid. 


Artikel J. 


S. 1. Das deutſche Reich beſteht aus dem Gebiete 
derjenigen Staaten des bisherigen deutſchen Bundes, 
welche die Reichs-Verfaſſung anerkennen. 

Die Feſtſetzung des Verhältniſſes Defterreichd zu 
dem. deutfchen Reiche bleibt gegenfeitiger Verftändigung 
vorbehalten. 

2 Hat ein deütfched Land mit einem nichts 
deutfchen Lande daffelbe Staatd-Dberhaupt, fo fol das 
Deutfche Land eine von dem nichtdentichen Lande. ges 
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trennte eigene Verfaffung, Regierung und: Verwaltung‘ 
haben. In die Regierung und Verwaltung des deuta 
ſchen Landes dürfen nur deutfche Staatdbürger berufen 
Die Reichsverfaſſung und Neichdgefeßgebung bat 
in einem folchen, deutfchen Lande. diefelbe verbindliche 
Kraft, wie in den übrigen deutfchen Ländern. I 
$. 3. Hat ein deutfched Rand mit einem nicht— 
deutfchen Lande daflelbe Staatd- Oberhaupt, fo muß 
Diefed entweder in feinem deutfchen Lande refidiren, oder 
ed muß auf verfaffungsmäßigem Wege in demfelben 
eine Negentfchaft niedergefeßt werden, zu welder nur 
Deutfche berufen werden dürfen. 
$. 4. Abgeſehen von den bereit3 beftehenden Vers 
bindungen deutfcher und nichtdeutfher Länder foll Fein 
Gtaatd- Dberhaupt eines nichtdeutfchen Landes zugleich 
zur Negierung eined deutfchen Landes gelangen, noch 
- Darf ein im Reiche regierender Fürft, ohne feine deutfche 
Regierung abzutreten, eine fremde Krone annehmen. 
$. 5. Die einzelnen deutfchen Staaten behalten 
ihre Selbftftändigfeit, fo weit diefelbe nicht durch die 
Reichs⸗-Verfaſſung beſchränkt iftz fie haben alle ftaats 
lihen Hohheiten und Rechte, fo weit diefe nicht der 
Reichsgewalt ausdrüdlich übertragen find. 


Zweiter Abſchnitt. 
Die Reichsgewalt. 
Artifel I. | 
S. 6. Die Reichdgewalt übt dem Audlande- gegen 
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über die völkerrechtliche Vertretung des Reiches und der 
einzelnen deutfchen Staaten auß. 

Die Reichdgewalt ftellt die Reichsgeſandten und die 
Konſuln an. Sie führt den diplomatifchen Verkehr, 
ſchließt die Bündniffe und Verträge mit dem Auslande, 
namentiih auch die Handeld- und Schiffahrt? » Vers 
träge, fo wie die AuslieferungdsBerträge ab. Sie ord⸗ 
net alle volferrechtlihen Maßregeln an. 

. 9.7 Die einzelnen deutfhen Regierungen haben 
ihr Necht, ftändige Gefandte zu empfangen oder folche 
zu halten, auf die Reichsſsgewalt übertragen. 

Auh werden Ddiefelben feine befonderen Konfuln 
halten. Die Konfuln fremder Staaten erhalten ihr 
Erequatur von der Reichsgewalt. 

Die Abfendung von Bevollmächtigten an den Reich: 
Yorftand oder andere deutfche Regierungen ift den eins 
jelnen Regierungen unbenommen. 

$. 8. Die einzelnen deutfchen Negierungen find 
befugt, Verträge mit anderen deutfchen Regierungen 
abzufchließen. 

Ihre Befugniß zu Verträgen mit nichtdeutfchen 
Regierungen beſchränkt fich auf Gegenftände, welche nicht 
der Zuftändigfeit der Reichsgewalt zugewieſen ſind. 

$. 9. Alle Verträge nicht rein privatrechtlichen 
Inhalts, welche eine deutfche Regierung mit einer ans 
deren deutfchen oder nichtdeutfchen abfchließt, find der 
Reihögewalt zur Kenntnißnahme und, infofern das 
— dabei betheiligt iſt, zur Beſtätigung vor⸗ 

egen. 


Artikel II. — 
F. 10. Der Reichsgewalt ausſchließlich ſteht das 
Recht des Krieges und Friedens zu. ur 
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Artikel DE | 

S. 11. Gm Kriege oder in Fällen nothwendiger 
Sicherheitsmaßregeln im Frieden, fteht der Reichs—⸗ 
gewalt die gefammte bewaffnete Macht des Reiches zur 
Verfügung. — 
G. 12. Das Reichsheer beſteht aus der zum 
Zwecke des Krieges beſtimmten geſammten Landmacht 
der einzelnen deutſchen Staaten. de 

Diejenigen Staaten, weldhe weniger ald 500,000 
Einwohner haben, find durch die Neichdgewalt zu grö— 
Beren militärifhen Ganzen zu vereinigen oder einem 
angrenzenden größeren Staate anzufchließen. 
Ueber die Bedingungen folher Zufammenlegung 
haben fich die betreffenten Regierungen unter Bermits 
jeung und Genehmigung der Neichdgewalt zu vereins 
aren. | | 

$. 13. Die Reichdgewalt Hat in Betreff ded Heers 
weſens die allgemeine Gefeßgebung und überwacht die 
Durchführung derfelben in den einzelnen Staaten durch 
fortdauernde Kontrolle. Den einzelnen Staaten ftehf 
die Ausbildung ihred Kriegdwefend auf Grund der 
Neichögefege, der Wehrverfaffung und in den Grenzen 
der nach $. 12 abgefchloffenen Vereinbarung zu; fie haben 
die Verfügung über ihre bewaffnete Macht, fo weit dies 
a nicht nach $. 11 für den Dienft ded Reiches im 
nfprucd) genommen wird. 

G. 14. Der von der Reichdgewalt ernannte Felde 
berr und —— Generale, welche von dieſem zum 
ſelbſtſtändigen Kommando einzelner Corps beſtimmt 
werden, ſo wie die Gouverneure, Kommandanten und 
höheren Feſtungsbeamten der Reichsfeſtungen, leiſten 
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nn und der Reichöverfaffung den Eid 
reue. | Ä 
._,$ 15. Ale dur Verwendung von Truppen zu 
Reichszwecken entſtehenden Koften, welche den durch 
dad Reich feitgefegten Friedendftand überfteigen, fallen: 
dem Reiche zur Laft. — * 
— *. 16. Ueber eine allgemeine für das ganze Reich 
Ye Mehrverfaffung ergeht ein befonderes Reichs⸗ 
gefe 


, 17. Die Befeßung der Befehlähaberftellen und 
die Ernennung der Offiziere in den einzelnen Kontine 
ars bis zu den dirfen Kontingenten entfprecbenten 
taden, ift den betreffenden Regierungen überlaffen; 
nur wo die Kontingente zweier oder mehrerer Staaten 
zu größeren Ganzen fombinirt find, ernennt die Reichds 
In unmittelbar die Befehlshaber diefer Corps, ins 
fern deren Grad nicht innerhalb der Ernennungsbefug- 
niß einer der betheiligten Negierungen liegt. 
Für den Krieg ernennt die Reichsgewalt die Foms 
mandirenden Generale der auf den verfihiedenen Kriegs 
Iheatern operirenden ftelbftftändigen Corps. 

‚$..18. Der Reichsgewalt fteht die Befugniß zu, 
Reihefeftungen und Küften- Vertheidigungswerfe anzus 
legen und, infoweit die Sicherheit des Reiches ed er⸗ 
fordert, vorhandene Feftungen gegen billige Audgleis 
Yung, namentlich für das überlieferte Kriegsmaterial, 
zu Reichsfeſtungen zu erflären. | 

Die NReichöfeftungen und FKüften » Bertheivigungdr 
werke des Neiched werden auf Reichskoſten unterhalten. 

‚$. 19. Die Seemadt ift ausfchließlih Sache ded 
Reiches, Es ift feinem Einzelftaate geftattet, Kriegsſchiffe 
für ſich zu halten oder Kaͤperbriefe auszugeben. 
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- Die Bemannung der Kriegädflotte bildet einen Theil 
der deutihen Wehrmacht. Sie ift unabhängig von der 
Landmacht. 

Die Mannſchaft, welche aus einem einzelnen Staate 
für die Kriegsflotte geſtellt wird, iſt von der Zahl der 
von demſelben zu haltenden Landtruppen abzurechnen. 
Das nähere hierüber fo wie über die Koſten-Ausglei— 
bung zwifchen dem Reiche und den Einzelftaaten, bes 
ftimmt ein Reichsgeſetz. 

_ Die Ernennung der Offiziere und Beamten ber 
Seemacht geht allein vom Reihe aus. 

Der Reichsgewalt liegt die Sorge für die Aus— 
rüftung, Ausbildung und Unterhaltung der Kriegäflotte 
und die Anlegung, Ausrüftung und Unterhaltung von 
Kriegshäfen und Seearfenälen ob, 

Ueber die zur Errichtung von Kriegshäfen und 
Marine» Etabliffementd nöthigen Enteianungen, fo wie 
über die Befugniffe der dabei anzuftellenden Reichäbe- 
börden, beftimmen die zu erlaffenden Reichsgeſetze. 


Artikel IV. 


$. 20. Die Schifffahrtd » Anftalten am Meere und 
in den Mündungen der deutfchen Flüffe Häfen, Sees 
tonnen, Reuchtfchiffe, dad Kootfenwefen, dad Fahrwaf- 
- u. f. mw.) bleiben der Fürforge der einzelnen Ufers 
aaten überlaffen. Die Uferftaaten unterhalten Ddiefels 
ben aus eigenen Mitteln. — 
Ein Reichsgeſetz wird beſtimmen, wie weit die 
Mündungen der einzelnen Flüſſe zu rechnen ſind. 
F. 21. Die Reichsgewalt bat. die Oberaufſicht 
über diefe Anftalten und Einrichtungen. 


ber deutſchen Verfaſſung. 13 


Es ſteht ihr zu, die betreffenden Staaten zu ge⸗ 
höriger Unterhaltung derſelben anzuhalten. 

$. 22. Die Abgaben, welche in den Seeuferftaas 
ten von den Schiffen für die Benübung der Schiffs 
fahrt» Anftalten erhoben werden, dürfen die zur Uns 
terhaltung diefer Anftalten nothwendigen Koften nicht 
überfteigen. 

$. 23. In Betreff diefer Abgaben find alle deuts 
ſchen Schiffe gleichzuftellen. 

Eine höhere Belegung fremder Schifffahrt kann 
nur von der Neichdgewalt ausgehen. | 

Die Mebrabgabe von fremder Schifffahrt fließt im 
die Reichskaſſe. 


Artikel V. 


| $. 24, : Die NReichögewalt allein hat die Gefebges 
bung über den Scifffahrtöbetrieb und über die —9 
rei auf denjenigen Flüſſen, Kanälen und Seen, wels 
che mehrere deutfhe Staaten im fehiffbaren oder flößs 
baren Zuftande durchftrömen oder begränzen. Sie übers 
wacht die Ausführung der darüber erlaffenen Geſetze. 
Sie hat die Dberaufficht über die eben bezeichneten 
Mafferftraßen und über die Mündungen der in diefels 
ben fich ergießenden Nebenflüffe. 

Es ſteht ihr zu, im Intereſſe ded allgemeinen deuts 
ſchen Verkehr die einzelnen Staaten zur gehörigen Er- 
haltung und Verbeſſerung der Schiffbarkeit jener Waſ— 
ferftraßen und Flußmündungen anzuhalten. Die Wahl 
der Berbefferungsmaßregeln und deren Ausführung vers 
bleibt den einzelnen Staaten. Ueber die Aufbringung 
der erforderlihen Mittel ift nach Maßgabe der reichs— 
gefeßlichen Beltimmung zu entfcheiden, Affe übrigen 
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üſſe, Kanäle und Seen bleiben der Fürſorge der 
Einzelnen Staaten überlaffen. 
| $. 25. Alle deutfchen Flüſſe ſollen für deutſche 
Schifffahrt von Flußzöllen frei ſein. Auch die Flößerei 
fol auf ſchiffbaren Flußſtrecken ſolchen Abgaben nicht 
unterliegen. Das Nähere beftimmt ein Reichögefeß. 
Bei den mehrere Staaten durcftrömenden: oder 
‚begrenzenden Flüffen tritt gleichzeitig für die Aufhebung 
diefer Flußzölle eine billige Ausgleihung ein. - | 
-.$& 26. Die Hafens, Krahn⸗, Waag-, Lagers, 
Schleufen- und dergleichen Gebühren, weiche an den 
——— Flüſſen und den Mündungen der in 
ieſelben ſich ergießenden Nebenflüſſe erhoben werden, 
dürfen die zur Unterhaltung derartiger Anſtalten nöthis 
. gen Koften nicht überfteigen. 
+. EB darf in Betreff Tiefer Gebühren Feinerlei Be- 
günftigung der Angehörigen eined deutfchen Staates 
vor a anderer deutfcher Staaten ftattfinden.. | 
. 27. Flußzölle und Flusfchifffahrtd » Abgaben 
dicken auf fremde Schiffe und deren Ladungen nut 
* die Reichsgewalt gelegt werben. 


Artikel VI. 


$. 28, Die Reichdgewalt hat über die Eifenbabs 
en und deren Betrieb, fo weit ed der Schuß des Rei— 


ched oder das Intereſſe ded allgemeinen Verkehrs ers 


heifcht, die Ober⸗Aufſicht und das Recht der Gefeßge- 


bung. Ein Reichögefeß wird beftimmen, welche Gegen⸗ 


ſtände dahin zu rechnen find. 

$. 29. Die Reichdgewalt hat dad Recht, fo weit 
Jie es zum Schutze des Reiches oder im Sntereffe des 
allgemeinen Verkehrs für nothwendig erachtet, Eiſen⸗ 
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bahnen anzulegen, wenn der Einzelftaat, in deſſen Ge- 
biet die Anlage erfolgen fol, deren Ausführung ablehnt. 
Die Benußung der Eifenbahnen für Reichszwecke fteht 
der Reichdgewalt jederzeit gegen Entſchädigung frei. 
-$.30. Bei der Anlage oder Bewilligung von 
Eifenbahnen durch die einzelnen Staaten iſt die Reich 
gewalt befugt, den Schuß des Reiches und dad Sins 
tereffe des allgemeinen Verkehrs wahrzunehmen. 

$. 31. Die Reichdgewalt hat über die Landſtra⸗ 
Ben die Dber-Auffiht und dad Recht der Gefebgebung, 
fo weit ed der Schuß des Reiches oder das: Sntereffe 
des allgemeinen Verkehrs erheifht. Ein Reichsgeſetz 
wird beftimmen, welche. Gegenftände dahin. zu rechnen 


find. 0 - 

$. 32. Der Reichsgewalt fteht dad Necht zu, zum 
Schutze ded Reiches oder: im Ssutereffe des allgemeinen 
deutfchen Verkehrs zu verfügen, daß aus Reichdmitteln 
Landftraßen und Kanäle angelegt, Flüffe fchiffbar ges 
macht oder in ihrer Schiffbarfeit erweitert werden. Die 
Anordnung der dazu erforderlichen wafferbaulichen Werke 
erfolgt nach vorgängiger Verftändigung mit den bethei- 
ligten einzelnen Staaten ; diefen bleibt die Ausführung 
und auf Reichdfoften die Unterhaltung der neuen An 
lagen überlafien. 


Artikel VIT. 


$. 33. Dad deutſche Reich fol Ein Zols und 

2. bilden, umgeben von gemeinfcaftlicher 

ollgrenze, mit Wegfall aller Binnengrenz = Zölle. | 
Die Audfonderung einzelner Orte und Gebietätheile 

aus der Zolllinie bleibt der Neichdgewalt vorbehalten, 

„Der Reichögewalt bleibt es ferner vorbehalten, auch 
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nicht zum Neiche gehörige Länder und Landestheile 
mittelft befonderer Verträge dem deutfchen Zollgebiete 
anzufchließen. | 

$. 34. Die Reichsgewalt ausfchließlich hat die Ges 
feßgebung über dad gefammte Zollwefen, fo wie über 
gemeinfchaftliche Productiond s und Berbrauchäfteuern. 
Welche Productionds und Berbraucäfteuern gemein⸗ 
fhaftlich fein follen, beftimmt die Reichsgeſetzgebung. 
8835. Die Erhebung und Verwaltung der Zölle, 
fo wie der gemeinfchaftlichen Productionds und Bers 
im gefchieht unter Oberaufficht der Reichs⸗ 
gewalt. - 
: $. 36. Auf welche Gegenftände die einzelnen Staas 
ten Productiond- oder Berbrauchäfteuern fur Rechnung 
des Staat oder einzelner Gemeinden legen dürfen und 
welche Bedingungen und Befchränfungen dabei eintreten 
ſollen, wird durch die Neichdgefeßgebung beftimmt. 

$. 37. Die einzelnen deutfchen Staaten find nicht 
befugt, auf Güter, welche über die Reichsgränze eins 
oder ausgehen, Zölle zu legen, 

- 6, 38, Die Neichdgewalt hat dad Recht der Ges 

„ feßgebung über den Handel und die Schiffahrt. und 
ur rg die Ausführung der darüber erlaffenen Reichs— 
efebe. 
$. 39. Der Reichdgewalt fteht es zu, über dag 
Gewerbeweſen Neichdgefete zu erlaffen und die Aus— 
führung derfelben zu überwachen. | 

$. 40. GErfindungd-Patente werden audfchließlich 
von Neichd wegen auf Grundlage eines Reichsgeſetzes 
ertheilt; auch ſteht der Reichsgewalt ausſchließlich Die 
Geſetzgebung gegen den Nachdruck von Büchern, jedes 
unbefugte Nachahmen von Kunftwerken, Fabrifzeichen, 
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Muſtern und Formen und gegen andere Beeinträchti⸗ 
gungen des geiſtigen Eigenthums zu. | 


Artifel VIII. 


$. 41. Die Reichdgewalt hat das Recht der Ges 
feßgebung und die Dberaufficht über das Poftwefen, 
namentlich über Drganifation, Tarife, Tranfit, Portos 
teilung und die Berhältniffe zwifchen den einzelnen 
Poftverwaltungen. 

$. 42. Poftverträge mit ausländifchen Poftvers 
waltungen dürfen nur mit Genehmigung der Reichs⸗ 
gewalt gefihloffen werden. 
„. 943 Die Reichsgewalt ift befugt, Telegraphens 
finien anzulegen und die vorhandenen gegen Entfchäs 
digung zu benußen oder auf dem Wege der Enteignung 
zu erwerben. | 

Weitere Befimmungen hierüber, fo wie über Bes 
nußung von Telegraphen für den Privatverfehr, find 
einem Reichsgeſetz vorbehalten. 


Artifel IX. 


$. 44. Die Neichdgewalt ausfchließlih hat die 
Geſetzgebung und die Oberaufficht über dad Münzwefen. 
E38 liegt ihr ob, für dag ganze Reich daffelde Münze 
ſyſtem einzuführen. 

Sie hat dad Recht, Reichsmünzen zu prägen. 

‚$ 45. Der Neichögewalt liegt ed ob, im ganzen 
Reihe daffelbe Syſtem für Maß und Gewich, fo wie 
ur den Feingehalt der Gold und Silberwaaren, zu 
begründen. _ 
$. 46. Der Neichögewalt fteht nr das Banks 
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Aweſen und dad Audgeben von Papiergeld die Erlaffung 


allgemeiner Gefeße und die Dberaufficht zu. 
Artikel X. 
-$& 47. Die Ausgaben für alle Mafregeln und 


Einrichtungen, welche von Reichs wegen audgefürhrt 


- werden, find von der Reichögewalt aus den Mitteln 


des Neiches zu beftreiten. 


$. 48. Zur Beftreitung feiner Ausgaben ift Das 


Reich zunächft auf die Matrifulars Beiträge der einzels 


nen Staaten angewiefen. 
$. 49. Die Reichdgewalt ift befugt, in außeror- 
dentlichen Fällen Anleihen zu machen oder fonftige Schuls 
den zu fontrahiren. 
Artifel XI. 


$. 50. Den Umfang der Gerichtäbarfeit des Rei— 


ches beftimmt der Abfchnitt vom NReichägericht. 


Artifel XII. 


$. 51. Der Neichdgewalt liegt e8 ob, die kraft 
der NReichöverfaffung allem Deutfchen verbürgten Rechte 
oberauffehend zu wahren. 

$. 52. Der NReichdgewalt liegt die Wahrung des: 
Reichsfriedens ob. 

Sie hat die für die Aufrecbthaltung der innerem 
en und Ordnung erforderlichen Maßregeln zu 
treffen: "_ 

1) wenn ein deutfcher Staat von einem anderen deuts 
fben Staate in feinem Frieden geftört oder ge— 
fährdet wird; 

- 2) wenn in einem deutfchen Staate die Sicherheit 


der dentfchen Berfaffung. 9 


und: Drdnung durch Einheimifche oder Fremde 
geftört: oder gefährdet wird. Doch fol in dieſem 
Falle von der Neichdgewalt nur dann eingefchrits 
ten werden, wenn die betreffende Regierung fie 
felbft dazu auffordert, e3 fei- denn, daß. idiefelbe 
. dazu notorifch außer Stande ift oder der gemeine 
Reichdfrieden bedroht erſcheint; 
3) wenn die Verfaffung eines deutfchen Staated ges 
waltfam oder einfeitig aufgehoben oder verändert 
wird, und durch dad Anrufen des Reichsgerichtes 
unverzügliche Hülfe nicht zu erwirken ift. 
$, 53. Die Maßregeln, welche von der Reichs— 
‚gewalt zur Wahrung des Neichsfriedend ergriffen wers 
den können, find: 1) Erlaffe, 2) Abfendung von Koms 
miffarien, 3) Anwendung von bemaffneter Macht, 
Ein NReichdgefeb wird die Grundfäße beftimmen, 
nach welchen die durch folhe Maßregeln veranlaßten 
Koften zu tragen find. — 
$. 54. Der Reichsgewalt liegt ed ob, die Falle 
und Formen, in welden die bewaffnete Macht gegen 
"Störungen der üffentliben Dronung angewendet . wer⸗ 
den fol, durch ein Neichdgefeß zu beftimmen. . 
$. 55. Der Reichdgewalt liegt ed ob, die gefeßlis 
hen Normen über Erwerb und Berluft ded Neichd- und 
Stantd - Bürgerrecht3 feftzufeßen. i 
$. 56. Der Reichsgewalt fteht es zu, über das 
Heimathsrecht Reichsgeſetze zu erlaffen und die Ausfüh— 
tung derfelben zu überwachen, 
.-$& 57. Der Reichdgewalt fteht ed zu, unbeſchadet 
ded durch die Grundrechte gewährleifteten Rechts der 
freien Bereinigung und Verſammlung, Reichsgeſetze über 


dag Affociationdwefen zu erlaffen. — 
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$. 58. Die Neichögefeßgebung Hat für die Aufs 
: nahme öffentlicher Urkunden! diejenigen Erforderniffe 
feftzuftelen, welche die Anerkennung ihrer Echtheit im 
ganzen Reiche bedingen. 

$59 Die Reichdgewalt ift befugt, im Sntereffe 
des Gefammtwohld allgemeine Maßregeln für die Ges 
fundheitöpflege zu treffen. 


Artikel XI. 


$. 60. Die Reichdgewalt hat die Gefeßgebung, fo- 
weit es zur Ausführung der ihr verfaffungsmäßig ubers 
tragenen Befugniffe und zum Schuße der ihr überlaf- 
- fenen Anftalten erforderlich ift. 

$. 61. Der Reichdgewalt liegt ed. ob, durch die 
Erlaffung allgemeiner Gefeßbücher über bürgerliches 
Recht, Handeldsund Wechfelreht, Strafreht und ges 
richtliched Verfahren die Rechtdeinheit im deutfchen Wolfe 
zu begründen. 

$. 62. Alle Gefete und Verordnungen der Neich3s 
gewalt erhalten verbindliche Kraft durch ihre Verfün- 
Digung von Reichs wegen. 

$. 63. Reichsgeſetze gehen den Gefeben der Ein- 
zelftaaten vor, infofern ihnen nicht ausdrücklich eine 
nur fubfidiäre Geltung beigelegt ift. 


Artikel XIV. 


$. 64. Die Anftellung der Reihöbeamten gebt 
vom Reiche aus. 
Die Dienftpragmatif ded Reiches wird ein Reichs⸗ 


| geſetz feſtſtellen. 
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Dritter Abfehnitt. 
Das Reichsoberhaupt. 


Artikel I. 


$. 65. Die Regierung ded Reichs wird von einem 
ii an der Spitze eined Fürſten⸗Kollegiums 
ührt. 
— §. 66. Die Würde des Reichsvorſtandes iſt mit 
der Krone von Preußen verbunden. 
$. 67. Das Fürſten⸗Kollegium beſteht aus 6 Stim⸗ 
men, und zwar: 

1) Preußen, 

2) Bayern, | 

3) Württemberg, Baden, beide Hohenzollern, 

4) Sachſen, die fächfifchen Herzogthümer, Neuß, 
Anhalt, Schwarzburg, 

5) Hannover, Braunfdhmweig, Didenburg, Mediens 
burg, Holftein, die Hanfeftädte, 

6) Kurbefien, Heffen- Darmftadt, Naffau, Heffens 
Homburg, Luremburg und Limburg, Walded, 
Lippes Detmold, SchaumburgsLippe, Frankfurt. 
Die Staaten, welde einen gemeinfchaftlichen Bes 

vollmächtigten zum Fürftens Kollegium beftellen, haben 
fih über deffen Wahl zu verftändigen; für den Kal 
der Nichtverftändigung wird ein Reichdgefeh die Mits 
wirfung der Betheiligten beftimmen. 


Artikel II. 


F. 68. Der Reichsvorſtand wird während der 
* des Reichſtages am. Sitze der Reichsregierung 
diren. 
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So oft fi der Reichsvorſtand nicht am Sitze der 
Peichdregierung befindet, muß einer der NReichdminifter 
in feiner unmittelbaren Umgebung fein. 

$. 69. Der Reichsvorſtand übt die ihm übertras 
= Gewalt durch verantwortliche von ihm ernannte 

inifter aus. 
$. 70. Ale Regierungdhandlungen ded Reichs⸗ 
Horftandesd bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeich— 
nung von wenigftend einem der NReichdminifter, welcher 
Dadurch die Verantwortung übernimmt. 


Artikel II. 


$. 71. Der Reichdvorftand übt die völferrechtliche 
Vertretung des deutfchen Reichs und der einzelnen deuts 
fhen Staaten aus. Er ftellt die Reichsgeſandten und 
die Konfuln an und führt den diplomatifhen Verkehr. 

$. 72. Der Reichsvorſtand erklärt Krieg und 
fließt Frieden. 

$. 73. Der Reichsvorſtand fchließt die Bündniffe 
und Verträge mit den auswärtigen Mächten ab, und 
zwar unter Mitwirfung ded Reichstags, infoweit diefe 
in der Berfaffung vorbehalten ift. 

$. 74. Ale Verträge nicht rein privatlichen In— 
halts, welche deutſche Regierungen unter fich oder mit 
auswärtigen Regierungen abfchließen, find dem Reichs— 
vorftande zur Kenntnißnahme und, infofern das NReichds 
intereffe dabei betheiligt ift, zur Beftätigung vorzulegen. - 

$. 75. Der Reichdvorftand beruft und fchließt den 
Reichstag; er hat dad Recht, dad Volkshaus aufzulöfen. 

S. 76. Dad Fürftenfollegium unter dem Borfiße 

des Reichövorftandes, oder in deffen Verhinderung unter 
dem Borfiße Bayerns, hat das Recht des Geſetzesvor⸗ 
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fchlaged. Es übt die gefeßgebende Gewalt in Gemein- 
ſchaft mit dem Reichdtage unter den verfaſſungsmäßi— 
gen Beichränfungen aus. 

$. 77. Das Fürftenfollegium faßt feine Befchlüffe 
durch abfolute Majorität der anmwefenden Bevollmächtig- 
ten. Bei gleicher Stimmenzahl entfcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden. 

$. 78. Der Reichsvorſtand verkündigt die Reichs— 
geſetze und erläßt die zur Vollziehung derſelben nöthis 
gen Verordnungen. 

§. 79. In Strafſachen, welche zur Zuſtändigkeit 
des Reichsgerichts gehören, hat der Reichsvorſtand das 
Recht der Begnadigung und Strafmilderung. Das Vers 
bot der Einleitung oder Fortfeßung von Unterfuchungen 
Tann der Reichdvorftand nur mit Zuftimmung des Reiche» 
tags erlaffen. Zu Gunſten eined wegen feiner Amtd- 
bandlungen verurtheilten Neichdminifterd kann ver 
Neichsvorftand dad Recht der Begnadigung und Strafs 
milderung nur dann ausüben, wenn dasjenige Haus, 
von welchem die Anklage ausgegangen ift, darauf ans. 
trägt. Zu Gunften von Randesminiftern fteht ihm ein 
ſolches Recht nicht zu. Ä 

$. SO. Dem Neihsvorftand liegt die Wahrung 
des Reichsfriedens ob. 
S. 81. Der Reichsvorſtand hat die ‚Verfügung 
über die bewaffnete Macht, 

$. 82. Ueberhaupt hat der. Reichdvorftand in als 
len Angelegenheiten ded Neiched nach Maßgabe der 
Reichöverfaffung die Regierungsgewalt, welche derfelbe 
nah $.76 ald Theilhaber an der gefeßgebenden Gewalt 
unter Zuftimmung und in Verbindung mit dem Fürs 
fen» Kollegium ausübt, 
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Dem Reichdvorftande ftehen diejenigen Rechte und 
Befugniſſe zu, welche in der Verfaffung der Reichsge⸗ 
walt beigelegt und dem Reichstage nicht zugewieſen ſind. 


Vierter Abſchnitt. 
Der Reichstag. 


Artikel I. 


§. 83. Der Reichstag beſteht aus zwei Häuſern, 
dem Staatenhaus und dem Volkshaus. 


Artikel II. 


$. 84. Dad Staatenhaus wird gebildet aus den 
Bertretern der deutfchen Staaten. | nu 

. 85. Solange die deutfch -öfterreichifchen Lan⸗ 
de an dem Bundesftaate nicht Theil nehmen ‚ vertbeilt 
fi) die Zahl der Mitglieder des Staatenhaufes nad 
folgendem Berhältniß: 


Preußen 2 2 2 222240 Mitglieder. 
Bayern 2 2 2 2 2 un 20 
Sadfen . R 12 
Hannover . . .. 12 
Württemberg . . . 12 
BODEN. - 25... 5-2 10 
Kurbeffen 2 „ 

7 

6 

4 

3 

4 


. „ 


* 


* 


.”.. 2 49 + + 


. 90 2 >» *+ 


Großherzogthum Heffen u 
DEIBBUE 0 0 ua in u 
edlenburgs Schwerin . .. . . 


Luremburgstimbung . ... 
Rofau - 2 2 2 0 0 0 ad 
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Breaunfhweig - © : 2... Mitglieder 
Dldendbug © 2 2 2 2 2. „ 


Sadbfen- Weimar . . . 
Sadfens Koburg- Gotha . . 
Eahfen-Meiningen-Hildburghaufen 
Sabfen» Altenburg . . x... 
Medlenburg - Streid . . . .» 
Anhalt Defau » . . .» 
Anhalt» Bernburg . . 
AnhaltsKötben . » . . 
Schwarzburg »s Sonderdhaufen 
Ehwarzburg- Rudolftadt 
Hohenzollern » Hechingen 
tiehtenftein . 2 2... 
Hohenzollern » Sigmaringen 
Wied. .. 24 ; 
Neuß ältere Linie . x... 
Reuß jüngere Linie. - .» » 


» P% 8 3— 


..r + 0 . + . 


+ . ® 


2 
2 
2 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
7 
1 
ı 
1 
1 
Schaumburg» fippe . » 1 
tippe- Detmold . .. 1 
Heſſen-Homburg. 1 
kauenburg...... 1 
Lübeck .. 1 
Frankfurt . . 1 
Bremen ... a 1 
Hamburg . 2 2... 


® „ 
’ 


167 Mitglieder. 

$. 86. Die Mitglieder des Staatenhanfed werben 
jur Hälfte durch die Regierung und zur Hälfte durch 
die Volksvertretung der betreffenden Staaten ‚ernannt. 
Wo zwei Kammern beftehen, wird die Hälfte . 


* . * + + . + . 
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von jeder Kammer gewählt; bei ungleichen- Hälften 
fällt die größere auf das Volkshaus. 

$. 87. In denjenigen Staaten, weldbe nur Ein 
Mitglied in dad Staatenhaus fenden, fihlägt die Res 
gierung drei Kandidaten vor, aud denen. die Volksver⸗ 
tretung mit abfoluter Stimmenmehrheit wählt. 
Auf diefelbe Weiſe ift in denjenigen Staaten, wels 
che eine ungerade Zahl von Mitgliedern fenden, in Bes 
ireff des leßten derfelben zu verfahren. 

$. 88. Wenn mehrere deutfche Staaten zu einem 
Ganzen verbunden werden, fo entfcheidet ein Reichöge- 
feß über die dadurch etwa nothwendig werdende Abäns 
derung in der Zufammenfeßung des Staatenhaufes. 

$. 89. Mitglied ded Staatenhaufes fann nur fein, 
wer 

1) Staatdbürger ded Staates ift, welcher ihn fendet, 

2) das 30fte Lebensjahr zurüdgelegt hat, 

3) fih im vollen Genuß der bürgerlichen und ſtaats⸗ 
bürgerlichen echte befindet. 

$. 90. Die Mitglieder des Staatenhaufes werden 
anf ſechs Sabre gewählt. Sie werden älle.drei Sabre 
zur Hälfte erneuert. 

Auf welche Weife nach den erften drei Sahren das 
Ausfcheiden der einen Hälfte ftattfinden fol, wird durch 
ein Reichsgeſetz beftimmt. Die Audfcheidenden find ftets 
wieder wählbar, 

Wird nach Ablauf dieſer drei Sahre und vor Vols 
lendung der neuen Wahlen: für das Staatenhaus ein 
außerordentlicher Reichſstag berufen, fo treten, fo weit 
die neuen Wahlen noch nicht ftattgefunden haben, die 
früheren Mitglieder ein. 
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Artikel III. i | 
$. 91. Das Volkshaus beftehbt aus den. Abgeords 
neten des Deutfchen Bolfed. 
S. 92. Die Mitglieder ded Volkshauſes werden 
auf. vier Jahre gewählt. 
Die Wahl gefibieht nad den in dem Reihd-Wahls 
geſetze enthaltenen Borfihriften. 


Artikel IV. 


S. 93. Die Mitglieder des Neichdtaged beziehen 
aus der Reichskaſſe ein gleichmäßiged Tagegeld und 
Entfbädigung für ihre Neifekoften. Das Nähere bes 
ftimmt ein Reichsgeſetz. | 

S. 94. Die Mitglieder beider Häufer können duch) 
Inſtructionen nicht gebunden werden. | 

$. 95. Niemand kann gleichzeitig Mitglied von 
beiden Häufern fein. 


Artikel V. 


F. 96. Zu einem Beſchluß eined jeden Hauſes 
des Meichstages ift die Theilnahme von wenigftend der 
Hälfte der geſetzlichen Anzahl feiner Mitglieder und die 
einfache Stimmenmehrheit erforderlich. 

Sm Falle der Stimmengleichheit wird ein Antrag 
als abgelehnt betrachtet. 

6.97. Das Recht des Geſetzvorſchlages, der Bes 
ſchwerde, der Adreſſe und der Erhebung von Thatſachen, 
fo wie der Anklage der Miniſter, ſteht jedem Haufe zu. 

$. 98: Ein Reichstags⸗Beſchluß Fann nur durch 
ie Uebereinftimmung beider Häufer gültig zu Stande 
ommen:; - 

$. 99. Ein Reichsbeſchluß kann nur. durch bie 
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Uebereinftimmung beider Häufer einerfeitö, fo wie des 
- Reichdvorftanded und Fürftens Kollegiumd andererfeitg, 
gültig zu Stande fommen. 


Ein Reichstagsbeſchluß, welcher die Zuftimmung 
der Reichöregierung nicht erlangt hat, darf in derfelben 
Sißungds Periode nicht wiederholt werden. 

$. 100. Ein Reichstagsbeſchluß ift in folgenden 
Fällen erforderlich: 

1) Wenn ed fib um die Erlaffung, Aufhebung, 
—— oder Auslegung von Neichsgeſetzen 
andelt. 

2) Wenn der Reichshaushalt feſtgeſtellt wird, wenn 
Anleihen kontrahirt werden, wenn das Reich eine 
im Budget nicht vorgeſehene Ausgabe übernimmt 
oder Matrikularbeiträge erhebt. 

3) Wenn fremde See- und Flußſchifffahrt mit Ho» 
beren Abgaben belegt werden foll. 

4) Wenn Landedfeftungen zu Reichöfeftungen erklärt 
werden follen. | 

5) Wenn Handeld-, Schifffahrtd- und Auslieferungss 
verträge mit dem Audlande gefchloffen werden, for 
wie überhaupt völferrechtliche Verträge, infofern 

ſie dad Reich belaften. | 

6) Wenn nicht zum Reich gehörige Länder oder Lats 
deötheile dem deutfchen Zollgebiete angefchloffen 
oder einzelne Orte oder Gebietötheile von der Zoll⸗ 
linie ausgefchloffen werden follen. 

7) Wenn deutfche Zandestheile abgetreten oder wenn 
nichtdeutfche Gebiete dem Neiche einverleibt oder 
auf andere Weife mit demfelben verbunden wers 
den follen. 
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.$ 101. Bei Feitftelung ded Reichshaushaltes tres 

‚ten. folgende Beftimmungen ein: 

1) Alle die Finanzen betreffenden Vorlagen der Reichs⸗ 
regierung gelangen zunächſt an das Volkshaus und 
fodann an dad Staatenhaus. 

2) Bewilligungen von Ausgaben dürfen nur auf Anz 
trag der Reichdregierung und bi8 zum Belauf 
diefed Antrages erfolgen. Jede Bewilligung gilt 
nur für den befonderen Zwed, für welchen fie bes 
fimmt worden. Die Verwendung darf nur ins 
nerhalb der Gränze der Bewilligung erfolgen. 

3) Die Dauer der Finanzperiode und Budgetbewils 
ligung ift drei Sabre. 

4) Das Budget über die regelmäßigen Ausgaben des 
Neih3 und über den Nefervefondd, fo wie über 
die fiir beided erforderlichen Dedungdmittel, wird 
auf dem erften Keichdtage durch Reichstagsbe— 
fhlüffe feitgeftelt. Eine Erhöhung diefed Buds 
get3 auf fpäteren Reichdtagen erfordert gleichfalls 
einen Reichdtagsbefchluß. 

5) Diefed ordentliche Budget wird auf dem Neichd- 
tage zuerft dem Volföhaufe vorgelegt, von diefem 
in feinen einzelnen Anfäten nad) den Erläuteruns 
gen und Belegen, welche die Reichdregierung vor⸗ 
zulegen bat, geprüft und ganz oder theilweife bes 
willigt oder verworfen. 

6) Nach erfolgter Prüfung und Bewilligung durch 
dad Volkshaus wird dad Budget an dad Staas 
tenhaud zur Beratung und Befchlußnahme abs 
gegeben. Wenn diefer Beſchluß nicht mit dem 
des Volkshauſes übereinftimmt, fo geht dad Buds 
get zu fernerer Verhandlung an dad Volfdhaus 
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zurück. Ein endgültiger Beſchluß kann nur durch 
die Uebereinſtimmung beider Häuſer zu Stande 
kommen. | 
7) Alle: außerordentlichen Ausgaben und deren De= 
Aungsmittel bedürfen, gleich der: Erhöhung des 
ordentliben Budgets, eines. Reichdtagsbefchluffes. 
8) Die Nachweifung über die Verwendung der Reichs— 
gelder wird dem Reichdtage, und zwar zuerft Dem 
ran zur Prüfung und zum Abſchluß vor= 
gelegt. 
Artifel VI 


$. 102. Der Reichdtag verfammelt ſich jeded Jahr 
- am: Site der Neichäregierung. Die Zeit der Zufam- 
menkunft wird vom Reichsoberhaupt bei der Einberus 
In — inſofern nicht ein Reichsgeſetz dieſelbe 
eſtſetzt. | 
Außerdem kann der NReichdtag zu außerordentlichen 
ron jederzeit vom Reichsoberhaupt einberufen 
werden. 
$. 103. Die ordentlihen Sibungsperioden Der 
Landtage in den Einzelftaaten follen mit. denen des 
Reichstages in der Negel nicht zufammenfallen. Das 
Nähere bleibt einem Reichsgeſetz vorbehalten. 
$. 104. Das Volkshaus kann durch dad Reichs— 
oberhaupt aufgeloft werden. 
Sn dem Falle der Auflöfung ift der Reichdtag bin- 
nen drei Monaten wieder zu verfammeln. 
$. 105. Die Auflöfung des Volkshauſes hat die 
- gleichzeitige Vertagung des Staatenhaufe big zur Wie— 
derberufung des Reichstages zur Folge. 
Die Situngsperioden beider Häufer find.diefelben. 
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6.406. Das Ende der Sitzungsperiode des 
Reichstages wird vom Reichsoberhaupt beſtimmt. 
$. 107. Eine Vertagung des Reichstages oder 
eines der beiden —5— durch das Reichsoberhaupt 
bedarf, wenn fie nach Eröffnung der Sitzung auf läns 
er ald vierzehn Tage audgefprochen werden foll, der 
uftimmung des Reichdtages oder des betreffenden Haufes. 
Auch der Reichstag felbft, fo wie jeded der beiden 
Häufer, kann fi) auf vierzehn Tage vertagen. 


Artifel VII. 


$. 108. Jedes der beiden Häufer wählt feinem 
BER feine Bices-Präfidenten und feine Schrifts 
ührer. 

$. 109. Die Sitzungen beider Häuſer find öffent— 
lid. Die Gefchäftsordnung eined jeden Hauſes bes 
ftimmt, unter weldhen Bedingungen vertrauliche Sitz⸗ 
ungen ftattfinden können. 

$. 110. Jedes Haus prüft die VBollmachten feiner 
Mitglieder und entfcheidet uber die Zulaffung derfelben. 

$. 111. Seded Mitglied leiſtet bei feinem. Eintritt 
den Eid: „Ich ſchwöre, die deutfche Neichdverfaffung 
getreulich zu beobachten und aufrecht zu erhalten, fo 
wahr mir Gott helfe.’ 

$. 112. Sedes Haus hat das Recht, feine Mit— 
glieder wegen unwürdigen Verhaltens zu beftrafen und 
außerften Falls auszuſchließen. Das Nähere beftimmt 
die Gefchäftdordnung jedes Haufes. 

Eine Ausfchliegung Fann nur dann audgefprocden 
werden, wenn eine Mehrheit von zwei Dritteln der 
Stimmen fich dafur entfcheidet. 

$: 113, Meder Ueberbringer von Bittfchriften noch 
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‚überhaupt Deputationen follen in den Häufern zugelaf- 
fen werden. R. 
$. 114. Es fol eine allgemeine Geſchäftsordnung 
unter Zuftimmung beider Häufer erlaffen werden. Die 
Anwendung diefer Gefchäftdordnung im Einzelnen, bleibt 
den Beichluffen jeded Haufes vorbehalten. i 


Artifel VIII. 


$. 115. Ein Mitglied ded Neichdtaged darf wäh: 
rend der Dauer der Sigungsperiode ohne Zuftimmung 
des Haufed, zu welchem es gehört, wegen ftrafrechtlicher 
Anſchuldigungen weder verhaftet, noch in Unterfuchung 
‚gezogen werden, mit alleiniger Ausnahme der Ergreis 
fung auf frifcher That. Pa 
| $. 116. In dieſem letzteren Falle ift dem betref- 
fenden Haufe von der angeordneten Maßregel fofort 
‚ Kenntniß zu geben. 
$. 117. Jedes Haus ift befugt, für die Dauer 
feiner Sißungsperiode die Aufhebung derjenigen Vers 
baftungen zu verfügen, welche über ein Mitglied vdeffel- 
ben zur Zeit feiner Wahl verhängt gewefen oder nach 
—— zu Eröffnung der Sitzungen verhängt wor— 
den iſt. 

$. 118. Kein Mitglied des Neichdtaged darf von 
Staatd wegen zu irgend einer Zeit wegen feiner Abs 
fimmung oder wegen der in Ausübung feines Berufes 
gethanen Aeußerungen gerichtlich oder disziplinarifch ver; 
olgt oder font außerhalb der Verfammlung zur Bers 
antwortung gezogen werden. 


Artikel IX. 
$. 119. Die Reichdminifter und die von ihnen 


der deutſchen Verfaffung. | 3 

Dmeidneten Kommiſſarien Haben das Necht, den Vers 
bandlungen beider Häufer ded Neichdtages beizumohnen 
und jederzeit von denſelben gehört zu werden. 

$. 120. Die Reichsminiſter haben die BVerpflich- 
fing, auf Verlangen jedes der Häufer ded Neichdtages 
in demjelben zu erfcheinen und Auskunft zu ertheilen 
oder den Grumd anzugeben, weshalb diefelbe nicht ers 
theilt werden Fonne. 

$. 121. Die Reichsminifter können nicht Mitglies 
der des Staatenhaufes fein. 

$. 122, Menn ein Mitglied des Bolfdhanfed im 
Reihedienit ein Amt oder eine Beförderung annimmt, 
fo muß 68 fich einer neuen Wahl unterwerfen; ed bes 
Hält feinen Sit im Haufe, bis die neue Wahl ftattges 
funden hat. 


Fünfter Abfchnitt. 
Dad Reichsgericht. 


Artikel J. 


$. 123. Die dem Reiche zuſtehende Gerichtsbar⸗ 
keit wird durch ein Neichögericht ausgeübt. 
mM $. 124. Zur Zuftändigfeit des Neichdgerichtd ges 
ven: 


a) Klagen eined Einzelftaated gegen die Reichsgewalt 
wegen Berleßung der Neichöverfaffung durh Erz 
laffung von Reichögefeßen und durch Mafregeln 
ber Reichsregierung, fo wie Klagen der Reichs⸗ 
gewalt gegen einen Einzelſtaat wegen Verletzung 
der Reichsverfaſſung. 
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...b) Streitigfeiten zwifcben dem Staatenhaufe und Dem 
| Volkshauſe unter fih und zwifchen jedem von 
ihnen und der Neichdregierung, welde die Auss 
» Jegung der NReichsverfaffung betreffen, wenn die 
fireitenden Theile fich vereinigen, die Entfcheis 
dung des Reichsgerichts einzuholen, Ä Ä 
0) Politifche und privatrechtliche Streitigkeiten alles 
Art zwifcben den einzelnen deutfchen Staaten. 

d) Streitigkeiten über Thronfolge, Regierungdfähige 
feit und Negentfibaft in ven Einzelftaaten. | 

e) Streitigfeiten zwifcben der Negierung eined Eins 
zelftaated und deſſen Bolfövertretung über die 
Gültigkeit oder Auslegung der Landesverfaffung. 

D Klagen der Angehörigen eined Einzelſtaates ges 
gen die Regierung deffelben, wegen Aufhebung 
oder verfaffungswidriger Veränderung der Lans- 
desverfaffung. 

Klagen der Angehörigen eines Einzelftante® ger 
gen die Regierung wegen Verlegung der Landeds | 
verfaffung können bei dem Neichdgericht nur ans 
gebracht werden, wenn die in der Landesverfaſ— 
fung gegebenen Mittel der Abhülfe nicht zur Ans 
wendung gebracht werden fonnen, 

g) Klagen deutfcher Staatsbürger wegen Verlegung 
der durch die Reichdverfaffung ihnen gewährten 
Rechte. Die näheren Beftimmungen über dem 
Umfang diefed Klagerechtd und die Art und Weife, 
daffelbe geltend zu machen, bleiben der Reichdges 
feßgebung vorbehalten, 

h) Beichwerden wegen vermweigerter oder gehemmter 
KRechtöpflege, wenn die landesgeſetzlichen Mittel 
der Abhülfe erfchöpft find. 


I 


der deutſchen Verfaſſung. 35 


5) Strafgerichtöbarfeit über die Anklagen gegen die 
Reichsminiſter, infofern fie deren minifteriele Vers 
antwortlichfeit betreffen. | 
k). Strafgerichdbarfeit über die- Anklagen: gegen die 
WMirniſter der Einzelftaaten, infofern fie deren mis 
nifteriele Verantwortlichfeit betreffen und. die Ge— 
richte der Einzelftaaten dazu nicht Fompetent find. 
Strafgerich3barfeit in den Fällen ded Hoch» und 

Zandesverrathd gegen dad Reich. | 
Ob noch andere Verbrechen gegen dad Reich 
der Strafgerichtsbarkeit des Neichdgerichtd zu 
übermweifen find, wird fpäteren Reichdgefeken vor— 
behalten. | N, 
m) Klagen gegen ten Reichs⸗Fiskus, wo ein gemeins 
rechtlicher Gerichtäftand nicht begründet fein ſollte. 
n) Klagen gegen deutfhe Staaten, wenn die Ver—⸗ 
pflihtung, dem Anſpruche Genüge zu leiften, 
wifchen mehreren Staaten zweifelhaft oder be— 
Rritten ift, fo wie wenn die gemeinfchaftliche Vers 
pflihtung gegen mehrere Staaten in einer Klage 
geltend gemacht wird. 
$. 125. Ueber die Frage, ob ein Fall zur Ents 
ſcheidung des Reichsgerichts geeignet fei, erkennt einzig 
und allein das Neichögericht Feld, | 
$. 126. Ueber die Einfeßung und Organiſation 
des Reichsſsgerichts, über das Verfahren und die Voll 
iehung der reichögerichtlihen Entfcheidungen und Bers 
gungen wird ein befondered Geſetz ergehen. 
Diefem Gefeße wird auch die Beftimmung, ob 
und in welchen Fällen bei dem Neichögericht die Urs 
theilsfällung durch Gefchworene erfolgen 100, vorbehalten. 


uw zu 
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Eben fo bleibt vorhalten: ob und wie weit dieſes 
Geſetz als organiſches Verfaſſungsgeſetz zu betrachten iſt. 
$. 127. Der Reichsgeſetzgebung bleibt, es vorbe⸗ 
— Admiralitäts⸗ und See⸗Gerxichte zu errichten, 
‚wie Beftimmungen über die Gerichtöbarfeit ver Ges 
famdten und Konfuln des Reichs zu treffen. 


Sechſter Abſchnitt. | 
Die Grundrehte des deutfden Volkes. 


— 6. 188. Dem deutfhen Bolfe — die nach⸗ 
ſtehenden Grundrechte gewährleiſtet ſein. Sie dienen 
den Verfaſſungen der deutſchen Einzelſtaaten zur Norm 
und werden ihre Anwendung auf deren beſondere Ver⸗ 
hältniſſe in den Geſeßgebungen dieſer Staaten finden. 


# Artikel I: 


pP“ $. 129, Das deutfche Bolt befteht aud den Anges 
Hörigen der Staaten, welche das deutfche Reich bilden. 
S. 130. Jeder Deutfche hat dad deutfche Reichs⸗ 
Bürgerrecht. Die ihm kraft veffen — Rechte 
kann er in jedem deutſchen Lande ausüben. Ueber das 
Recht, zur deutſchen Reichsverſammlung zu wählen, 
— das ie 

. 131. Jeder Deutfche hat dad Recht, an jedem 
Drte des Reichsgebietes feinen Aufenthalt und Wohn- 
fiß zu nehmen, Liegenfhaften jeder Art zu erwerben 
und darüber & verfügen, jeden Nahrungszweig zu: bes 
treiben, dad Gemeindebürgerrecht zu gewinnen. Ä 
ya Die Bedingungen für den Aufenthalt und Die 
MWohnberehtigung in den Einzelftaaten werden d 
ein allgemeined Heimathögefeb, jene für den Gewerbe⸗ 
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betrieb durch eine allgemeine Gewerbeordnung von dere 
Reichögewalt —— 

$. 132. Kein deutſcher Staat darf zwiſchen feinen 
Angehörigen und anderen Deutſchen einen Unterſchied 
im bürgerlichen, peinlichen und Prozeßrechte machen, 
welcher die letzteren als Ausländer zurückſetzt. 

$. 133. Die Strafe des bürgerlichen Todes ſoll 
nicht ftattfinden, und da, wo fie bereitd audgefprochen 
ift, in ihren Wirkungen aufhören, fo weit nicht hiews 
durch erworbene Privatrechte verlebt werden. 

$. 134. Die Auswanderungdfreibeit ift von Staat® 
wegen nicht befchränft; Abzugdgelder dürfen nicht erhos 
ben werden, 

Die Audwanderungdangelegenheit fteht unter dem 
Schutze und der Fürforge des Neiches. 


Artifel IL 


$. 135. Bor dem Gefete gilt Fein Unterſchied der 
Stände. 

Alle Standesvorrechte find abgeſchafft. 

Die Deutfhen find vor dem Geſetze gleich. 

Die dffentlichen Yemter find für alle Befähigten 
gleich zugänglich. 

Die Wehrpflicht ift für Alle gleich; Stellvertretung 
bei berfelben findet nicht ſtatt. Das Nähere hierüber 
wird dur das Wehrgeſetz beftimmt. 

Artifel TIL 

$. 136. Die Freiheit der Perfon ift unverletzlich. 

Die Verhaftung einer Perfon fol, außer im Falle 
der Ergreifung auf frifcher That, nur geſchehen in 
Kraft eines rishterlichen, mit, Gründen verfehenen Ber 


— 


38 Octroyirter Entwurf, 

fehls. Diefer Befehl muß im Augenblide der Verhaf⸗ 
‚tung oder innerhalb der nächften vier und zwanzig Stuns 

den. dem Berhafteten zugeftellt werden. 

Die Polizeibehbörde muß Seden, den fie in Ber 
wahrung genommen bat, im Laufe des folgenden Tas 

* entweder freilaſſen oder der zuſtändigen Behörde 
ergeben. | * 

Jeder Angeſchuldigte ſoll gegen Stellung einer vom 

Gericht zu beſtimmenden Caution oder Bürgſchaft der 

aft entlaſſen werden, ſofern nicht dringende Anzeigen 
eines ſchweren peinlichen Verbrechens gegen denſelben 
vorliegen. 

Im Falle einer widerrechtlich verfügten oder ver— 
längerten Gefangenſchaft iſt der Schuldige und nöthi— 
genfalls der Staat dem Verletzten zur Genugthuung 
und Entſchädigung verpflichtet. 

Die für dad Heer» und Seeweſen erforderlichen 
Movdificationen diefer Beftimmungen werden. befonderen 
Geſetzen vorbehalten. 

$. 137. Die Strafen ded Prangerd, der Brands 
Fre und der körperlichen Züchtigung find abges 

afft. 
3 9 138. Die Wohnung iſt unverletzlich. 
Eine Hausſuchung iſt nur zuläſſig: 
1) in Kraft eines richterlichen mit Grunden verſehenen 
Befehld, welcher fofort oder innerhalb der nächs 
ften vier und zwanzig Stunden dem Betheiligten 
— foll, 
2) im Falle der Verfolgung auf frifher That, durch 
| den gefeßlich berechtigten Beamten, a 
3):in den Fällen und Formen, in: welchem das Ges 


— 


y 
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ſetz ausnahmsweiſe beſtimmten Beamten auch ohne 
richterlichen Befehl dieſelbe geſtattet. 

Die Hausſuchung muß, wenn thunlich, mit Zus 
ziehung von Hausgenoſſen erfolgen. 

Die Unverleglichfeit der Wohnung ift kein Hinders 
niß . Verhaftung eined gerichtlich Verfolgten. | 

$. 139. Die Befiblagnahme von Briefen und 
Papieren darf, außer bei einer Verhaftung oder Haus— 
ſuchung, nur in Kraft eines richterlichen, mit Gruͤnden 
verſehenen Befehls vorgenommen werden, welcher ſo⸗ 
fort oder innerbalb der nächſten vier und zwanzig 
Stunden dem Betheiligten zugeftellt werden fol. 

$. 140. Das Briefgebeimniß ift gemwährleiftet. 

Die bei ftrafgerichtlihen Unterfuhungen und in 
Kriegafällen nothmendigen Befchränfungen find — 
de Geſetzgebung feſtzuſtellen. 


Artikel IV. 


$. 141. Jeder Deutſche hat das Recht, durch 
Vort, Schrift, Druck und bildliche Darſtellung — 
minung frei zu äußern. 

Die Cenſur darf nicht eingeführt werden. 
Ein Preßgeſetz zur Wahrung der öffentlichen Sichers 
. und der Rechte Dritter wird vom Reiche erlaffen 
en. 

Ueber Preßvergeben, welhe von Amts wegen ver⸗ 
ht werden, wird durch Schwurgerichte BEHEDeH 


Artikel V. 


$. 142. Seder Deutfche bat volle Glaubens» und 
— 
8. 143: ee Deutſche iſt unbeſchränkt in der 
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gemeinfamen häuslichen und öffentlichen Uebung fei 
ner Religion. 

Verbrechen und Vergeben, welde bei Ausübung 
ee begangen werden, find nach) dem Gefege 

eftrafen. 

u $. 144. Dur das religiöfe Belenntnig wird Der 
Genuß der bürgerlichen und ftnatsbürgerlihen Rechte 
weder bedingt noch befchränft. Den flaatäbürgerlichen 
Pflichten darf daffelbe feinen Abbruch thun. 

$. 145. Jede Religiondgefenfchaft ordnet und ver 
waltet ihre Angelegenheiten felbfiftändig und bleibt im 
Beſitz und Genuß der für ihre Kultuss, Unterrichts— 
und Wohlthätigkeitszwecke beſtimmten Anftalten, Stife 
lungen und Fonds. 

Es befteht fernerhin feine Staatskirche. 

Neue Religiondgefelfchaften dürfen fich bilden; eis 
ner Anerkennung ihres Bekenntniſſes durch den Staat 
bedarf es nicht. 

‚.$. 146, Niemand fol von Staatd wegen zw einer 
kirchlichen —— oder Feierlichkeit gzzwungen werden. 
$. 147. Die Formel des Eides ſoll kuͤnftig lau⸗ 
ten: „So wahr mir Gott helfe.‘ | 
—S. 148. Die bürgerlihe Gültigkeit der Ehe ift 
nur von der Vollziehung ded Givil-Afted abhängig, : die 
Tirhlihe Trauung kann nur nad der Vollziehung des 
Civil» Aftes ftattfinden. 

Die Religions Berfchiedenheit ift fein bürgerliche® 
Ehehinderniß, 

‚$. 149. Die Standedbürher werden von den bürs 

yon Behörden geführt, 

dı Artifel VL 

3): in 150. Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre ift frei. 


* 
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154 Das Unterrichts⸗ und Etziehungkweſen 
ſteht unter der Oberaufſicht des Staats; er übt fie 
durch eigene von ihm ernannte Behörden auß. 

$. 152. Unterrichtd, und ErziehungdAnftalten zu 
per zu leiten und an folchen Unterricht zu ertheis 

‚ ſteht jedem Deutſchen frei, wenn er feine Befähts 
gung der betreffenden Staats⸗Behörde nachgewieſen hat, 

Der häusliche Unterricht unterliegt keiner Befchräns 
un 
| u 155. Für die Bildung der deutfhen Jugend 
fol — öffentliche Schulen überall genügend et 
werden. 

Keltern oder deren Stellvertreter dürfen ihre Kins 
der oder Pflegebefohlenen nicht ohne den Unterricht laſ⸗ 
fen, aaa: für die unteren Volksſchulen vorgefchries 

en iſt. | 


$. 154. Die öffentlichen Lehrer Haben die Rechte 
der Staatädiener. | | 

Der Staat ftellt unter gefeblich geordneter Bethei⸗ 
Kgung der Gemeinden aus der Zahl der Geprüften bie 
Lehrer der Bolföfchulen an. 

$. 155. Unbemittelten fol in allen Volksſchulen 
und niederen Gewerbefchulen freier Unterricht ertheilt 


$. 156. Es fteht einem Jeden frei, feinen Beruf 
zu pr und ſich für denfelben auszubilden, wie und 


wo er w 
Artikel VII. 


$. 357. Jeder Deutfche hat dad Recht, mit 
Bitten umd Beſchwerden fchriftlich an die Behörden, an 
die Bollövertretungen und an den Reichdtag zu wenden. 


a2 Oetroyirter Entwurf 


Dieſes Recht kann ſowohl von Einzelnen als von 
———— ausgeübt. werden, beim Heer und 
Kriegsflotte jedoch nur in der Weiſe, wie es die Dis⸗ 
ziplinar⸗ Borfchriften —— 

. 68. 158. Eine vordängige Genehmigung der Be⸗ 
hörden iſt nicht nothwendig, um öffentliche Beamte we⸗ 
gen ihrer amtlichen Handlungen gerichtlich zu verfolge 


Artifel VIII. 


$. 159. Die Deutfchen haben das Recht, fü ch fried⸗ | 
lich und ohne Waffen zu verfammeln, einer befonderen, 
Erlaubniß dazu bedarf ed nicht. _ 

- , Bolfdverfammlungen unter freiem Himmel fönnen 
bei dringender Gefahr für die offentlihe Drdnung und. 
u verboten werden. 

— S. 160. Die Deutfhen haben dad Recht Bereine 
ai bilden, Diefed Recht fol durch Feine vorbeugende 

aßregel befihränft werden. 

- Die Ausübung der in .diefem Para raphen und 
. im S. 159 feſtgeſtellten Rechte fol zur Wahrung der 
Dffentlihen Sicherheit durch das Gefeß geregelt werben. 
— S. 161. Die in den $$. 159 und 160 enthaltenen 
Beſtimmungen finden auf das Heer und die Kri 

otte Anwendung, infoweit die ER Disiplinare 
— nicht entgegenſtehen. 

Artikel IX. 


6. 162. Das Eigenthum iſt unverletzlich. 
Eine Enteignung kann nur aus ehten des 
gemeinen Beſten, nur auf Grund eines Geſetzes und 
* gerechte Entſchädigung vorgenommen werden. 
8. geiſtige Eigenthum ſoll durch die Reichsgeſetzge⸗ 
bung geſchuͤtzt werden. 


der deutſchen Verfaſſung. Pr 


7. 8.163. Die: Beftimmungen über die Veräußers 
lichfeit und. Xheilbarfeit des. Grundeigenthums, ſowohl 
unter Lebenden ald von Todes wegen, bleiben der Ges 
feßgebung der Einzelitaaten überlaffen. 

Für die todte Hand find Befchränfungen ded Rechts, 
Liegenfchaften zu erwerben und über fie zu verfügen, 
im Wege der Gefeßgebung aus Gründen des üffentlis 
chen Wohls zuläffig. 

$. 164. jeder Unterthänigkeits- und Hörigkeits⸗ 
verband hört fir immer auf. 

S. 165. Ohne Entfhädigung find aufgehoben : 

1) die Patrimonialgerichtöbarfeit und die grundherr⸗ 
liche Polizei, fammt den aus diefen- Rechten flies 
Benden Befugniffen, Eremtionen und Abgaben. 


2) Die aud dem gutds und fhußherrlihden Verbande 
fließenden perfönlihen Abgaben und Leiftungen. 
Mit dieſen Rechten fallen auch die Gegenleiftungen 
ee Laften weg, welche dem bisher Berechtigten dafür 
oblagen. Ä 
A 166. Ale auf Grund und Boden haftenden 
privatrechtlichen Abgaben und Leiftungen, indbefondere 
die Zehnten, find ablödbar; ob nur auf Antrag ded 
Belafteten oder auch des Berechtigten, und in welder 
MWeife, bleibt der Gefeßgebung der einzelnen Staaten 
überlafien. 
Es fol fortan Fein Grundftüd mit einer unablöds 
baren Abgabe oder Keiftung belajtet werden. 
$. 167. Im Grundeigenthum liegt die Berechtis 
gung zur- Jagd auf eigenem Grund und Boden. . 
Die Iagdgerechtigkeit auf fremdem Grund. und 
Boden, Jagddienſte, Sagdfrohnden und andere Leiftuns 


4 DODetroyirter Entwurf 


gen für Jagdzwecke find aufgehoben. Die Entſchädi⸗ 
‚gung bleibt der Landesgeſetzgebung überlaffen. + 

Nur ablösbar jedoch ift die —— wel⸗ 
che erweislich durch einen läſtigen m gen 
des belaſteten Grundſtückes abgeſchloſſenen Vertrag er⸗ 
worben iſt; über die Art und Weiſe der Ablöſung Has 
ben die Landesgefeßgebungen das Weitere zu beftimmen. 

Die Ausübung des Jagdrechts aus Gründen Der 
öffentlihen Sicherheit und ded gemeinen Wohld zu 
ordnen, bleibt der Landesgefeßgebung vorbehalten. 

Die Tagdgerechtigkeit auf fremdem Grund und 
Boden darf in Zukunft nicht wieder ald Grundgerechs 
tigkeit beſtellt werden. 

$. 168, Die Familienfideitommiffe find aufzubes 
ben. Die Art und Bedingungen der Aufhebung bes 
ftimmt die Gefeßgebung der einzelnen Staaten. 

Ueber die Kamilienfideifommiffe der regierenden fürfts 
lichen Häuſer bleiben die Beftimmungen den Landesge⸗ 
feßgebungen vorbehalten. 

$. 169. Aller Lehnsverband ift aufzuheben. Das 
Nähere über die Art und Weife der Ausführung haben 
die Gefeßgebungen der Einzelftanten anzuordnen. 

8. 170. Die Strafe der VBermögend» Einziehung 
ſoll nicht ftattfinden. 

GS. 171. Die Befteuerung fol fo geordnet werden, 
daß die Bevorzugung einzelner Stände und Güter in 
Staat und Gemeinde aufhört. | _ 


Artikel X. 


$. 172. Alle Gerichtöbarkeit geht. vom Staate aus; 
Es ſollen feine. Patrimonialgerichte beftehen. | 
$. 173.. Die. richterliche Gewalt wird ſtelbſtſtän⸗ 


der deutſchen Verfaſſung. as 


dig von den — geübt, Kabinets⸗ und Minis 
ſterial⸗ Steig unftatihaft- 
wi Niemand: darf feinem gefeplichen Nichter entzogen 
werden. ee * ſollen nie —— 

gi einen — ichts ſtand 
Der Perſonen oder Güter geben. 

Der Militär - Gerichtöbarkeit verbleibt jedoch die 

&iburtbeikung der von Militärs Perfonen verübten Bers 
en und Vergehen, mit Einfluß ber Dis ziplinar⸗ 


$. 175. Kein Richter darf, außer durch Urtheil 
und Recht, von feinem Amt entfernt oder an Rang 
umd Gehalt beeinträchtigt werben. 
ci Senn darf nicht ohne gerichtlichen Beichluß 
erfolgen. I 
Kein Richter. darf wider feinen Willen, außer durch 
gerichtlichen Beſchluß in den durch das Gefeg beftimms 
ten Fällen und Formen, zu — —— Stelle ver⸗ 
ſetzt — in Ru eſtand geſetzt we 
$. 176. Das —S— fon öffentlich und 
mündlich feim. 
Ausnahmen von der Deffentlichteit beftimmt im 
Intereſſe der Sittlichfeit das Gefeb. 
$. 177. In Straffachen gilt der Anklageprozeß. 
Schwurgerichte follen jedenfalls über ſchwerere 
Straffachen * ſchwerere politiſche Vergehen urtheilen. 
$. 178. Die bürgerliche Rechtspflege fol in Sa⸗ 
chen efonderer Berufserfahrung dur fachlundige, von 
den Berufögenoffen frei gewählte Richter geübt oder 
mitgeisbt werden. 
$. 179, Rechtöpflege und a ſollen ges 
trennt und von einander — — ein. 


46 Detropirter ‚Entwurf 


Ueber Kompetenzkonflikte zwifchen den Verwaltungs⸗ 
und Gerichtöbehörden in den Einzelftaaten entfcheivet 
ein durch das Geſetz zu beftimmender Gerichtähof. 

$. 180. Die Berwaltungsdrechtäpflege hört aufz 
über alle Rechtöverlekungen entfcheiden die. Gerichte. 

Der Polizei fteht feine Strafgerichtäbarkeit zu. 
—6. 181. Rechtskräftige Urtheile deutfcher Gerichte 
find in allen deutfchen Landen gleich wirkfam und volls 


ziehbar. | 
Ein Reichsgeſetz wird dad Nähere beftimmen. 
| Artikel XL. 


$. 182, Jede Gemeinde hat ald Grundrechte ihrer 
Verfaſſung: 
a) die Wahl ihrer Vorſteher und Vertreter; 

b) die ſelbſtſtändige Verwaltung ihrer Gemeindean⸗ 
elegenheiten unter geſetzlich geordneter Oberauf⸗ 
icht des Staates; | 

c) die Veröffentlihung ihred Gemeindehaudhaltes ; 
d) Deffentlichfeit der Verhandlungen ald Regel. 
$. 183. Seded Grundſtück fol einem Gemeindes 
verbande angehören. Ä | 
Befchränfungen wegen Waldungen und Wüſteneien 
bleiben der Landesgefeßgebung vorbehalten. 


Artifel XII. 


$. 184. Jeder deutfche Staat fol eine Verfaffung 
mit Volfävertretung haben. | 

Die Minifter find der Bolfdvertretung verantwortlich. 

$. 185. Die Volfövertretung hat eine entfcheidende. 
Stimme bei der Gefeßgebung, bei der Befteuerung, bei 
der Drdnung ded Staatshaushaltes; auch hat fie das 


det. deniſchen Berfaffüng. a7 


Recht des Geſetzvorſchlags, der Beſchwerde, der Adreſſe, 
ſo wie der Anklage der Miniſter. | 
... Die Sißungen. der Landtage find in ber. Regel 
öffentlich. | | 


Artifel XIII. 


$. 186. Den nicht deutfch redenden Volksſtäm⸗ 
men des Reichs ift ihre wolfsthümliche Entwidelung 
gewährleiftet, namentlich die Gleichberechtigung ihrer 
Sprachen, fo weit deren Gebiete reichen, in dem Kirs 
chenwefen, ‚dem LUinterrichte, der inneren Berwaltung 
und der Rechtspflege. nn 


Artikel XIV. 


$. 187. Seder deutfche Staatäbürger in der Frem⸗ 
de fteht unter dem Schutze des Reiches. 


Siebenter Abſchnitt. 


Die Gewähr der Berfaffung. 
Artikel I. 


6. 188. Der Reichdvorftand leiftet auf die Reichs— 
verfaffung folgendes eidlihed Gelöbniß: »Ich ſchwöre, 
das Reich und die Rechte des deutfchen Volkes zu fchir- 
men, die Neichöverfaffung aufrecht zu erhalten und “ 
gewiffenhaft zu vollziehen. Co wahr mir Gottyga v 

Der Eid der Bevollmächtigten zum Fürfte “ unmits 
lautet wie folgt: »Sch ſchwöre das Reidutsbürgerlis 
Rechte des deutfchen Volkes zu ſchirmen und Rechte ‚nicht 
verfaffung aufrecht zu halten. Eo wahr mir ( 

Diefe Eidesleiftungen gefchehen bei Einfufchadet’der 

* 


2 Deirvoyirter Entwurf 


er Verfaſſung vor den zu einer er 
Aigen ten Ben Häufern ded Reichstages. B folk 
eb wirbider Eid: im verfammeltem: Gehen ee 
— und die darüber aufgenommene Urkunde dem 
nächſten Reichdtage übergeben, 
$. 189. Die Reichsbeamten haben beim Antritt 
ihred Amtes einen Eid auf die Reichsverfaſſung 
Bon Das Nähere beftimmt die Dien ſtwragmatik 
eiches. 27 
190; Ueber vie: Verantwortlichkeit der Re 
mine fol ein Reichsgeſetz erlaſſen werden. ca 
$. 191. Die Verpflichtung auf die Re 
fung wird in den Einzelftaaten mit der — 
auf die Landesverfaſſung verbunden und dieſer vorau⸗ 
geſetzt. ar Yun 
Kill. "7 3 
$. 192. Keine Bertimmung in ber Berfaffung oder 
in den Gefeßen eines Einzelftaated darf mit der Reiche, 
verfaffung, in MWiderfpruch ftehen. 
. 193. Eine Yenderung der Regierungdform in 
— Einzelftaate fann nur mit Zuftimmung der Reichs; 
emalt erfolgen. Diefe Zuftimmung muß in den für 
Bere ar Reichöverfaffung — For⸗ 
men gegeben werden. 
Artikel III. 


„S. 194. Abänderungen in der meichsberfaffung 
konnen nur durch einen Beſchluß beider Häuſer und 
mit Zuſtimmung ſowohl des Reichsvorſtandes, als des 
Feherwgu⸗ erfolgen. 

Zu einem ſolchen Veſchluß bedarf es in jedem ver 
Heiden: Häufer: 


der deutſchen Verfaſſung. 40 


1) der Anweſenheit von wenigſtens zwei Dritteln 
u, Der Mitglieder; 0. 5 
9) zweier’ Abftimmungen ; zwiſchen welchen ein Zeits 
“. raum von wenigftend acht Tagen liegen muß; : 

3) einer Stimmenmehrheit von wenigftend zwei’ Drits 

teln der anmwefenden Mitglieder bei jeder der beis 

den Abftimmungen. DES ED NG 


| ie. en 


S. 195. - Im Falle des Kriegd oder Aufruhrs kön⸗ 
nen die Beflimmungen der Grundrechte über den Ges 
rihtöftend, die Preffe, Verhaftung, Hausfuchung und 
Verſammlungsrecht von der Neichdregierung oder der 
Regierung eined Einzelftaates für einzelne Bezirke: zeit 
weife außer Kraft gefeßt werden; jedoch nur unter fol⸗ 
genten Bedingungen: | 

1) die Verfügung muß in jedem einzelnen Falle 

von dem Gefammtminifterium des Reiches oder 
Einzelftaatd ausgehen; . je . 
2) dad Miinifterium des Reiches hat die Zuftims 
mung des Neichdtaged, das Minifterium- ded Eins 
zeſſtaates die ded Landtages, wenn diefelben zur 
Zeit verfammelt find, fofort einzuholen. Wenn 
dirfelben nicht verfammelt find, fo müffen bei ihrem 
Zufammentreten die getroffenen Maßregeln ihnen 
fofort zur Genehmigung vorgelegt werden. 
Meitere Beftimmungen bleiben einem Reichsgeſetz 
yorbebalten. ” 
Fur die Verkündigung des Belagerungszuftandes 
bleiben bis dahin die beftehenden geſeßlichen Borfchrife 
tim in Kraft. 





0 Nachtrag. 
Machtra. 


Berlin, 4. Juni. Der Preußiſche Staats⸗Anzei⸗ 
ger bringt amtlich folgende-Berichtigung: Beim Abdrud 
3 Entwurfd.der deutichen Neichöverfaffung (Nr. 153) 
baben fich einige Fehler eingeſchlichen, welche hierdurch, 
wie folgt, berichtigt werden: 1. Der 6. 67 ſoll heißen: 
Das Fürftencollegium beſteht aud fehd Stimmen, und 
war: 1) Preußen. 2) Baiern. 3) Sahfen, Sad 
’ In Weimar , SachfenrKoburg-Gotha , Sachſen⸗Meinin⸗ 
gen⸗Hildburghauſen, Sachfen-Altenburg, Anbalt-Deffau, 
Anhalt⸗ Bernburg, Anhalt⸗Köthen, Schwarzburg-S: 
dershauſen, Schwarzburg⸗Rudolſtadt, Neuß älterer Li⸗ 
‚nie, Reuß jüngerer Linie. 4) Hannover, Braunſchweig, 
oßftein, -Medlenburg » Schwerin, Mecklenburg⸗Streliß, 
Idenburg, übel, Bremen, Hamburg. 5) rare 
‚Baden, Hohenzollern Hechingen, ee 
‚gen, Kichtenftein. 6). Kurheſſen, Großherzogthum Heffen, 
uremburg und Limburg, Naffau, Walded, Schaums 
burg⸗Lippe, Rippe, Heflen- Homburg und Frankfurt a. M. 
‚Die Staaten, welche einen gemeinfchaftlichen Bevoll⸗ 
‚mächtigten ‚zum -Fürftencollegium beitellen, haben ſich 
‚aber defien Wahl zu verftandigen; für den all der 
Nichtverſtändigung wird ein Reichsgeſetz die Mitwir- 
‚tung der Betbeiligten :beftimmen. | 


mit Vo. 

= In, 

. 185. 
Stimme beim b. 
der Ordnuuſer: 


iin 


Eatwurf eines Geſehes c. vii 
Ertwurf eines Geſehes, 


betreffend | 
die Wahlen der Abgeordneten zum Volkshauſe. 


5. 4. Wahler iſt jeder ſelbſtſtändige unbeſcholtene 
Deutfihe, ‚welcher das 2oſte Lebensjahr zurückgelegt bat. 
$. 2. Als ſelbſtſtändig iſt derjenige -anzufehen, 
welcher an den Gemeindewahlen ſeines Wohnortes Theil 
zu nehmen. berechtigt iſt und irgend eine direkte Staats⸗ 
feuer zahlt. 
$. 3. Von der Berechtigung zum Wählen ſind 
ausgeſchloſſen: 

I) Perſonen, welche unter Vormundſchaft oder Ku⸗ 

ratel ſtehen; 

2) Perſonen, über deren Vermögen Konkurs oder 
Fallitzuftand gerichflich eröffnet worden ift, bis 
dahin, daß fie. ihre ‚Kreditoren befriedigt haben; 

3 Perſonen, welche eine Armenunterftüßung aus öf—⸗ 
fentlihen oder Gemeindemitteln beziehen oder im 
festen der Wahl vorhergegangenen Jahre bezogen 


haben. Ä | 

$. 4. Als befcholten find von der Berechtigung 
zum Wählen — Perſonen ausgeſchloſſen, denen 
durch rechtskräftiges Erkenntniß nach den Geſetzen d 
Einzelftagted,, wo Dad Urtheil erging, entweder unmil⸗ 
telbar .oder ‚mittelbar der Vollgenuß der. ftaatdbürgerlis 
ben Rechte entzogen ift, — ſie in dieſe Rechte nicht 
wieder eingeſetzt worden ſind. 

§. 3. Des Rechts zu wählen fol, unbeſchadet der 

er i | 4 * 


N 


7) — Entwurf eines Geſetzes 


ſonſt verwirkten Strafen; für eine: Zeit von 4 bis 12 
Jahren durch ſtrafgerichtliches Erkenntniß verluſtig ers 
klärt werten, wer bei den Wahlen Stimmen erkauft 
oder mehr als einmal bei der für einen und venfelben 
weck beftimmten Wahl feine Stimme: abgegeben oder 

zur Ginwirfung auf die Wahl überhaupt gefeglih uns 
zuläffige Mittel angewendet hat. 
- 6 6. Wäblbar zum Abgeordneten ded Volkshau— 
ſes ift jeter unbefcboltene Deutfche, welcher das 30. 
Lebensjahr zurudgelegt und feit mfndeftens 3 Jahren 
einem deutſchen Etaate angebort bat. | 

$ 7. Perſonen, die ein öffentliched Amt bekleiden, 
bedürfen zum Eintritt in das Volksbaus feines Urlaubs, - 
haben aber die Koften ihrer amtlichen Stellvertretung: 
zu tragen. —— 
88 Sn jedem Einzelſtaate find Wahlkreiſe von: 
je 100,000 Seelen ter nac der legten Volkszählung: 
vorhandenen Bevölkerung zu bilden. | 

$. 9. Ergiebt fib in einem Einzelftaate bei der: 
Bildung der Wahlkreife ein Ueberfhuß von wenigftens:. 
50,000 Seelen, fo ift hierfür ein befonderer Wahlfreis- 
zu bilden. 

- Ein Ueberſchuß von weniger ald 50,000 Seelen: 
ift unter die anderen Wablfreife des Einzelftaates vers- 
hältnigmäßig zu vertbeilen. | | 
S. 10. Kleinere Staaten mit einer Bevölferung 
von wenigftend 50,000 Eeelen bilden einen Wahlkreis. 

Diefen ſoll vie Stadt Kübel gleichgeftelt werden. 

Diejenigen Staaten, welche feine Bevölferung von 
50,000 Seelen baten, werden mit anderen Staaten 
nah Maßgabe der Reichewahlmatrifel zur Bildung 
von Wahikreifen zuſammengelegg. — 





für bie, Wahlen zum: Vollshauſe. 58. 


811. Die Wahl ift indireft, Die, Urwähler: 
— Wahlmänner, und dieſe wählen den Abgeords 


812. Die Wahlkreife zerfallen in Wahlbezirke 


behufs der Wahl der Wahlmänner. 


$. 13. Mer dad Wahlrecht in einem Wahlbezirfe 
ausüben will, muß in demfelden zur Zeit der Wahl 
und ſeit mindeftend 3 Jahren feinen feiten Wohnfg: 
baben und. heimatböberecbtigt fein. Er muß. außerdem 
auf.Erfordern nachweifen, daß er mit der lebten Rate’ 
der von ihm zu zahlenden direkten Staatefteuer nicht. 
im Ruditande ift. | 

Der Standort der Soldaten und Militairperfonen 
des ftehenden Heeres gilt ald Wohnfib und berechtigt 
zur Wahl ohne Rüdficht auf Heimathsberechtigung und 
Dauer ded Wohnſitzes. In den Staaten, wo Lande 
wehr befteht, tritt fir diefe dahin eine Ausnahme ein, 
daß Landwehrpflichtige, welche fih zur Zeit der Wah⸗ 
len unter den Fahnen befinden, an dem Orte ihres 
Aufenthaltes für ihren Heimathsbezirk wählen. Die 
naheren Anordnungen zur Ausführung diefer Beſtim⸗ 
en bleiben den Regierungen der Einzelftaaten übers 
m, 14. Die Wähler werden behufs der Wahl der 
Rahlmänner in drei Abtheilungen getheilt. Jede Abs 
Brian, wählt ein Drittheil der zu wählenden Wahl- 
Männer, | 


15 Die Bildung der Abtheilungen erfolgt nach 
Naßgabe der von den Wählern zu entrichtenden direk⸗ 
Mn -Staatöfteuern und zwar in der Art, daß auf jede.. 
Mlfeilung ein Drittheil, der Gefammtfumme der Steuers 


| 


IE Enwurfneines· ee 


me — fat! Diefe'Sefammtfunme wird 
echnet: re ul A EN 
a) gemeindeweife, falls die Gemeinde einen — 
— für ſich bildet oder in mehrere Bezirke getheift ifts 
b) bezirksweiſe, falls der Bezirk aus: mehreren 
meinden zuſammengefetzt iſt. | 5 
Den: Regierungen: der: Einzelftaaten: bleibt essüber— 
laffen, für Diejenigen Gemeinden oden Bezirke, in: wel⸗ 
chen; feine; oder- nicht alle landüblichen direkten Stemerud 
zur Hebung: fommen, der:ausfallenden: Steuer, behufst 
Feſtſtellung der Wahlberechtigung und der Attheitung; 
eine andere zu fubftituiren. DE "5 
— $&.16 Die erfte Abtheilung ‚beftebt aus denjenigen: 
Wählern, auf welche: die. höchſten Gteuerbeträge: bis 
zum. Belaufe einied Drittbeild ter Geſammtſteuer falle... 
. Die. zweite Abtheilung befteht aus.tenjenigen Wäh— 
lern, auf. welche die nächitniedrigeren Steuerbeträge -bis,, 
zur Gränze des zweiten Drittheils. fallen. - a 
. Die. dritte Abtheilung- endlich. befteht aud den: -ammı 
niedrigften. befteuerten: Wählern, auf; weldhe: das letzte 
Drittheil fällt. | 77. 
S. 17. In jedem Bezirke iſt ein Verzeichniß der 
ſtimmberechtigten Wähler (Wählerliſte) mit Angabe des 
Steuerbetrages bei den. einzelnen Namen- aufzuſtellen. 
Diefe Liften find fpäteftens 4 Wochen vor dem; zur 
Wahl beftimmten Tage zu Sedermanns Einſicht — 
zulegen und dies öffentlich bekannt zu machen. — 
Einſprachen gegen die Liſten find binnen 8 Tagen 
nach dffentlicher Bekanntmachung bei der Behörde, welche. 
die Bekanntmachung erlaffen: hat, anzubringen und ine- 
nerhalb der nächften 14 Tage zu erledigen, worauf die 
Liſten gefchloffen werden. Nur Diejenigen find zur Thetks- 


r ur 


für: vie: Wahlen- zum. Bottehaufe. 55 


nahme am der: Wahl’ berechtigt, welche in: die Liftem. 
aufgenommen: find. 

& 18; Aus den Wählerliften ift für jede Gemeinde; 
oder Bezirk: ($. 15) eine: Abtheilungslifte anzufertigen, 
wegen deren Berichtigung die Vorfebriften: des vorher⸗ 
gehenden Paragraphen: Platz greifen. | 

& 19. Bei der Wahlbandlung, find Gemeindemits 
glieder: zuzuziehen, welche Fein, Staats⸗ oder Gemeindes 
amt befleiden. 


$.. 20. Die Wahlen erfolgen. abtheilungäweife: 
= offene Stimmgebung zu. Protofoll, nach abfoluter: 
Ä * 


eit. 
$. 21. Ergiebt ſich bei der erſten Abſtimmung 
— — Stimmenmehrheit, ſo findet die engere 
a » 
$. 22, Die gewählten Wahlmänner. treten: zues 
Wahl des Abgeordneten zufammen. 
$. 23. Die Wahlmänner wählen durch offene: 
Stimmgebung zu Protokoll! nad abfoluter: Mehrheit. 
Ergiebt fich. bei: der erften Abftimmung.eine ſolche nicht, 
fo findet die: engere Wahl ftatt. 
Der Tag der Wahlen wird für das gefammte 
Reich: ein und derfelbe fein. 
Die Wablen, welche fpäter:erforderlich werden, find 
von den Regierungen: der. Einzeiftnaten auszuſchreiben. 
$. 24. Die Wahlkreiſe und Wahlbezirfe, die: 
Wahldirektoren und dad Wablverfahren, infomweit dies 
fed nicht durch dad. gegenwärtige Geſetz feftaeftellt wors 
— werden von den Regierungen der Einzelſtaaten 
mut. 








6 Proviſoriſches Schiedsgericht. J 


Proviſoriſches Schiedsgericht. Ay 
die Regierungen von Preußen, Sach ſen 
und Hannover haben über die Einſetzung 
eines Bundesſchiedsgerichts folgende Ueber 
einfunft getroffen: 
$. 1. Die königlichen Regierungen von Preußen 
Sachſen und Hannover verpflichten ſich, ſpäteſtens am 
+ Suli c. ein proviforifches. Bundesfchiedögericht inꝰs 
Leben treten zu laſſen, deſſen ſchiedsrichterlicher Ente: 
ſcheidung fie fih nah Maßgabe der im $. 4. enthal⸗ 
tenen Competenzbeſtimmungen unterwerfen. 
$. 2. Dieſes Schiedsgericht wird ufammengeſetzt 
aus Bundesrichtern, von denen Preußen drei, Sach⸗ 
ſen zwei, Hannover zwei ernennen. Jedem Staate bleibt 
vorbehalten, bei dieſen Ernennungen ſeinen Ständen 
eine Mitwirkung einzuräumen. 
$. 3. Das Gericht ſoll feinen Sitz zu Erfurt neh⸗ 
men; den Vorſitz führt das älteſte der von Preußen 
ernannten Mitglieder. 
8.4. Die Verbündeten unterwerfen. fi ch dem Ure 
tbeile dieſes proviſoriſchen Bundesſchiedsgerichts: 
6 a) in allen denjenigen Fällen, welche nach den ss. 
124 und 125 des von ihnen. vorgelegten Entwurfs. der 
Reichäverfaffung dem. Neichdgerichte überwiefen find, 
in fo weit ſolche vor definitiver Einführung der Reichs⸗ 
verfaffung in Frage fommen fonnen, namentlich in den 
Fällen von: : 
1) politifchen und. privatrechtlichen Streitigkeiten, 
Aller Art zwiſchen den verbündeten Staaten; 
2) Streitigkeiten über Zhronfolge, Regierungs⸗ 
fähigkeit und Regentſchaft in denſelben; 
3) Streitigkeiten zwifchen der Regierung eined der 


WMroviſoriſches Schiedsgericht. fi 
verbündeten Staaten. und deſſen Volksvertretung über 
Die. gen oder Auslegung der Landeöverfaffung; . . 
, HD Klagen der Angehörigen eines der verbündeten., 
Staaten gegen die Regierung deffelben, wegen Aufhe⸗ 
bung oder verfaffungswidriger Beränderung der Lans 
deöverfaflung. _ 
_ Klagen der Angehörigen eined der berbündeten 
taaten gegen die Negierung wegen Verlegung der. 
Landesverfaffung fünnen bei dem Schiedädgerichte nur 
angebracht werden, wenn die in der Landedverfaffung. 
gegebenen Mittel der Abhilfe nicht. zur Anwendung ges 
bracht werden Fönnen. 
‘.: 5) Befchwerden wegen vermweigerter oder gehemm⸗ 
ter Rechtöpflege., wenn die landedgefeglichen Mittel der 
Abhilfe erfchöpft find; 

6) Anklagen gegen die Minifter der verbündeten 
Staaten, in — ſie die miniſterielle Verantwortlich— 
keit betreffen, und die eigenen Landesgerichte dazu nicht 
competent ſind; 

7) Klagen gegen die verbündeten Staaten, wenn 
die Verpflichtung, dem Anſpruche Genüge zu leiſten, 
zwiſchen ihnen zweifelhaft oder beſtritten ie. fo wie 
wenn die gemeinfchaftlihe Verpflichtung gegen mehr ald 
Einen Staat in Einer Klage geltend gemacht wird. 

Ferner übermweifen fie der Competenz des provifos 
zifhen Schiedägerichts: 

b) alle diejenigen Befchwerden, welde ald Berans 
laffung von Störungen‘ ver inneren Sicherheit zur 
Sprache fommen, und nicht dur den Verwaltungsrath 
oder die Eivilcommiffarien im Wege gütlicher Verbands 
lung zu. erledigen oder lediglich den Landeögerichten 
zur Entſcheidung zu überweifen, fein mörhten. 
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0) Alle Rechtshändel, welthe unter den Verbünde⸗ 
ten feldft aus der Vollziehung ded gegenwärtigen Bünde 
niffes erwachfen, infofern audy bier. die Gerichte‘ eines 
einzelnen Staates nicht competent fein möchten. | 

$&5. Der Beitritt zu dem Bündniſſe wird feiner 
Regierung, verftattet, welche fich nicht in gleichem Maße 
F wewuas des proviſoriſchen Schiedsgerichts un⸗ 
erwirft. 

F. 6. Die näheren Beſtimmungen über die Ein—⸗ 
feßung des Gerichts, dad Verfahren vor demfelben und 
die Vollziehung feiner Entfcheidungen follen durch dem 
Verwaltungdrath der verbündeten Staaten erlaffen wer⸗ 
den. Die Mitglieder des Gerichts werden mit der’ Bes 
arbeitung der desfallfigen Gefeßedentwürfe beauftragt. 





Denkſchrifit 


zu, dem von den königl. Regierungen von Preußen, 
| Sachſen und —— 


vorgelegten Entwurf 
der 
Verfaſſung des deutſchen Reiches. 
d. d. Berlin, 11. Juni 1849. 


Indem die verbündeten Töniglichen Regierungen 
von Preußen, Sachſen und Hannover die in ihrer ge⸗ 
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meinſchaftlichen Eröffnung, d. d. Berlin, 28. Mat c., 
angezeigte Denkſchrift den ſämmtlichen deutfchen Regie⸗ 
rungen im Gegenwärtigem zugehen’ laſſen, können fie 
zunaͤchſt nicht beabfichtigen, dem von ihnen: dDargebotes 
nen Entwurf der Berfaffung des deutfchen Reichs das 
durch noch eine äußere Rechtfertigung zufügen zu wollen. 
Beruhigt in dem Bewußtſein, daß: fie die Forderungen 
der rechtlichen Freiheit und der. gefeßlichen Ordnung 
auf gleicher Wage wogen umd die: ungefchmälerden Res 
fültate ihrer gewiſſenhaften Prüfung in den Verfaſſungs⸗ 
Entwurf’ niederlegten, haben fie denfelben den Regie— 
zungen wie der Nation zu vollig freier Würdigung, 
übergeben, in der Hoffnung, daß Einficht, Gerechtigkeit. 
und Patriotismus das öffentliche Urtheif leiten‘ werde. 
Hierin auch Liegt ihre Zuverficht, daß eine raſche, ein 
mütbige Zuftimmung e3 möglich machen werde, die 
fhweren Leiden der Gegenwart zu heben und unverzüg- 
li dazu vorzufchreiten, auf geficherten Grundlagen daß 
Gebäude anfzurichten, in’ welchem die deutſchen Fürften 
md Stämme, die Einzelnen und die Gefammtheit, im 
Ehre und Sicherheit wohnen, und für die Wiederges: 
winnung und Mehrung deutfcher Macht und Große 
unter Gottes Segen und Beiftand erfolgreich wirken: 
fönnen. Was den verbündeten Regierungen nad) Vor⸗ 
lage ihres DVerfaffungsentwurfed noch zu fagen übrig: 
bleibt, befchränft fi auf eine Darlegung der Stande 
puncte, die fie bei Anlage und Ausführung deſſelben 
einnahmen, auf eine Nachweifung deffen, was fie auf: 
diefe Standpuntte Hinführte und fie von hier aus die: 
bei den einzelnen Mäterien vorfommenden Gränzen ziehen 
6, auf eine Keftitellung der Beftimmungen, deren 
Rortfaffung über dem Willen und die Abficht ‘der vers 
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bündeten Regierungen mögliche Zweifel laſſen fünnte, 
Die Denkſchrift iſt hiernach nicht Commentar, ſondern 
authentiſche Interpretation des Entwurfs der Reichs— 
verfaſſung, und als ſolche von dem Entwurfe ſelbſt un— 
trennbar. 


.-. 


Dad Reid, 


Die Nationalverfammlung zu Frankfurt a M. 
legte fih vie Befugniß bei, eine Verfaffung für das 
Deutfche Neich endgultig zu befchließen. Sie beitimmte 
daher den Umfang Ddiefed Reiches nach dem Umfange 
Des bisherigen deutfehen Bundes und ging darauf aus, 
fämmtliche Glieder deſſelben zum Eintritt in den neuen 
Bundesftaat zu verpflibten. Daher ſpricht der erfte 
Paragraph der dort entworfenen Berfaffung einfah aug, 
Daß Dad deutfhe Reich aus dem Gebiete des bisherigen. 
Deutfhen Bundes beſtehe. | 

Die verbündeten Regierungen, welche ihren Ents 
wurf zu einer Neichöverfaffung bier vorlegen, find Das 
gegen von der unmwandelbaren Ueberzeugung geleitet 
worden, daß der Neubau. der deutfchen Verfaffung nur 
durch freimillige UWebereinkunft der Regierungen unter 
fi, und hiernächſt eben fo freiwillige Zuftimmung der 
Nationalvertretung recbtlih zu Stande fommen Tonne, 
Daher haben fie in ihre Borfchläge Feine Beſtimmung 
aufnehmen Tonnen, welde für. die Glieder des bisheri⸗ 
gen deutfchen Bundes irgend einen Zwang in fich 
chlöffe; wie feft und zuverfichtlih auch ihre Hoffnung 
fei, daß der neue Bundesftaat dad gefammte Gebiet, 
des Bundes von 1815 umfaffen werde, fo wird fih doch 
diefed Gebiet aus denjenigen deutfhen Landen bilden 
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müſſen, deren Regierungen, fi dem vorgelegten Ent⸗ 
mwurfe anfchliefen und deren Vertreter ihn in einem aus 
diefen Landen einzuberufenden NReichdtage annehmen. 
Hierdurch ift die Faffung des 6. 1, wie fie vorliegt, 
‚gerechtfertigt. — | 

Wenn febon hieraus von felbit einleuchtet, daß der 
neue Bundesftaat zu denjenigen Gliedern des biöheris 
gen deutſchen Bundes, welde fi ihm noch nidt ans 
ſchließen möchten, zunädft in dem Verbande der Rechte 
und Pflichten verbleibt, tie aus der Bundedacte vom 
8. Juni 1815 erwachfen, fo hat doch der Beziehungen 
zu Defterreih noch .befondere Erwähnung gefcbeben 
müffen. Die zu dem deutfhen Bunde gehörigen Theile 
Defterreichd find durch die dem Kaiferinate verliebene 
Berfafjung vom 4. März. d. 5. in ein ſtaatliches Bers 
bältnig zu der öſterreichiſchen Gefammtmonardie getres 
ten, welches eine erneuerte Erwägung ihrer Stellung 
zu den übrigen Gliedern des deutſchen Bundes unabe 
wendlich erfheinen ließ. Hierzu, fo wie zu einer. ums 
faffenderen Bereinbarung zwifchen dem ofterreichifchen 
Gefammtftaate und dem deutfchen Bundesftaate die 
Wege völlig frei zu erhalten, ift der Zweck des dem $. 
1 beigefügten Zuſatzes. | 

Meber die Berhältniffe. ded Herzogthums Schledwig 
bat zur Zeit noch feine Beftimmung. erfolgen können; 
fie bleiben dem Schluffe der hierüber eröffneten Ver» 
handlungen vorbehalten. | 

Hinfihtlich der Stellung des Herzogthums Limburg 
werden die Abänderungen, melde das biöherige vers 
tragdmäßige Verhältniß deffelben zum deutfhen Bunde 
durch Die Annahme der Neichöverfaffung erbeifchen 
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Tonnte, „der. Gegenftand weiterer Vereinbarung mit-ber 
Königlich niederländiſchen Regierung fein. ” Bi 


Die Neid d:gew.a hf. 


‚. Die Befugniffe der Reichögewalt waren nach den 
Zielen zu  beftimmen — die in Gemäßs 
"heit der Auffaſſung der verbündeten Kegierungen vSein 
Bundesſtaat als ſolchem vorgeſteckt ſind. Sie waren 
zu beſtimmen, in ſo fern die geſicherte Erreichung dieſer 

iele die der Reichsgewalt zu übertragender Befugniffe 
nicht entbehren kann; und abzugränzen, in fo fern eben 
Diefe Befugniffe im Intereſſe der Ehre und Selbſt ſtän⸗ 
digkeit ‚der Einzelftaaten das Maß des wirklihen Bes 
Dürfniffes nicht überfchreiten Dürfen: _ 

Es tam daher vor Allem darauf an, ſich dieſer 
‘Ziele des Bundesſtaats, und zwar ſowohl im Gegerifaß 
zu dem Einheitsſtaat, als zu dem bloßen Staaten bund 
deutlich bewußt au ‚werden und fie dann ’in äußerer Er⸗ 
‘Tennbatkeit aufzuſtellen. u 

"Die Ziele des Bundesſtaates Liegen’ innerhalb und 
außerhalb feiner Gränzen; bier maßgebend für ein 
Berhältnig zum Auslande und 'dort für fein eigenes 
Leben und feine innere Geftaltung — 

Die verbündeten Regierungen: wollen und bekennen 
für:den Bundesſtaat | | RE?) 

mem Auslande gegenüber: on 
Einheit und Macht, ein ieiniged, ungetheiftes 
anãchtiges Deutfchland, :eintretend ‚an Die „Stelle 
Preußens, Sachſens, Hannovers und aller übri— 
u ge deutſchen Einzekftanten.und deren beſonderen 
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Dem Inlande gegmübr: —— | 
‚ausschließliche und ergänzende Leiſtung deſſen, 
was der einzelne Staat. entweder gar nicht oder 
nicht in erforderlihem Maße zu leiften im 

S irhgreitend endgültige Verfügung in Fat 
urchgrei endgultige Verfügung in Fällen, 
wo die —* der Einzelſtaaten ſich Po ni 
in fo fern diefe Staaten felbft die Differenzen 
unter. fich nicht zum Abfchluß bringen und das 
Gemeinwohl die Regelung des geſtörten oder 
— — eined gebefferten Zuſtandes 

fordert; 

Borzeichnung von Linien, auf denen ſich die 
Regierungen. der Einzelftaaten zur „Forderung 
‚gemeinfamen Nutzens in Bildung oder Entwi⸗ 
ckelung gemeinfamer ‚Inftitutionen begegnen umd 
‚einigen können. 


Berbältnig der Reichsgewalt dem Auslande gegenüber. 


Unter den Dpfern, welche die. Bildung des Buns 
desſtaates den einzelnen Gliedern des biöherigen Deuts 
ſchen Bundes abfordert, ift die Verzichtleiftung auf die 
diplomatiſche Vertretung im Audfande, die Abfendung 
‚und der Empfang der Gefandten, .eined der größten. 
Der deutfche. Bund war als ein ‚vülferreshtlicher Verein 
unabhängiger Staaten eingefeßt;.er konnte und. mußte 
daher auch Jedem derſelben anheimſtellen, feine Sutes 
zeffen im. Auslande ſelbſtſtändig vertreten zu laſſen. 
Das Recht der Bündniſſe und Verträge war keiner ans 
deren Beſchränkung unterworfen, als daß keine dieſer 
re gegen .die Sicherheit des Bundes oder 
einzelner Glieder. deffelben ‚gerichtet ‚fein „dürfe. Aller⸗ 
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dings war hierbei auch der Kal ausbedungen, daß der 
‘Bund für feine gemeinfcaftlichen Intereſſen Gefandte 
"an fremde Mächte abordne, Durch dieſelben Unterhand- 
Jungen für die Gefammtheit führe und Verträge abs 
ſchließe. Es ift jedoch befannt, daß diefer Vorbehalt 
nie zur Ausführung gefommen iſt; der vwölferrechtlice 
Verkehr Deutfchlandd mit dem Audlande tft ausſchließ— 
lich durch die diplomatifchen Agenten der einzelnen 
"Staaten an den fremden Höfen geführt worden. 
WVron dem Augenblide an, ald man die Nothwendig 
“Feit erfannte, den völferrechtlichen Verein in einen ftaatd 
rechtlichen, den bisherigen deutfihen Bund in einen wahr 
ren Bundesftaat zu verwandeln, konnte nicht daran gr 
"dacht werden, jened Verhältniß fortbeftehen zu laffen. 
Soll der oberfte Grundfaß: daß Deutfchland dem Au % 
lande gegenüber nur ald ein einiger und ungetbeil 
ter Körper auftrete, je zu wirflichem Leben gedeihen, 
fo wird dad Ausland auch nur den Gefammtftaat fen 
nen, nur mit diefem verhandeln, nur mit diefem Bünds 
niffe und internationale Verträge abſchließen können. 
"Hierauf hat daher der zweite Artifel des erften Abſchnitts 
ded vorgelegten PVerfaflungd-Entwurfd fußen müſſen. 
Er bat den einzelnen Regierungen und bierunter auf 
-folden, die zu den Großmächten Europa's oder zu 
denen gehören, deren diplomatifche Verbindungen mit 
‚den auswärtigen Höfen feit geraumen Zeiten befteben, 
das Anfinnen geftelt, zu Gunften der Reichs⸗Gewalt 
auf ihr Recht, ftändige Gefandte zu fenden oder zu em— 
pfangen, freiwillig zu verzichten, feine befonderen Con⸗ 
fuln zu halten und ihre Befugnig zu Verträgen und 
Bündniſſen weffentlic zu befchränfen. Dieſe Opfer find 
fehr groß; man darf ſich doch der Hoffnung hingeben, 
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daß fie von den deutſchen Regierungen und - Stämmen 
als ſolche erfannt werden, welche unerkäßtich find, um 
der Nation die Weltftellung zu fichern, die fie in ihrer 
bisherigen Zerrifienheit fehmerzlich 'entbehrt hat und von 
dem Neubaue ihrer Verfaſſung zu erwarten: entfchiedem 
berechtigt ift. 

Wenn daher diefer Grundfab in dem — 
Entwurfe volle Geltung finden mußte, ſo darf doch 
nicht überſehen werden, daß die Ausführung der hiera 
aus gefloffenen Beftimmungen an mannigfache Ueber⸗ 
ginge und nähere Erläuterungen gebunden ift. .Die 
Beziehungen, - welche zwifchen den  deutfchen Einzelſtaa⸗ 
ten und den auswärtigen ‚Höfen beftehen, können nicht 
von einem Tage zum andern abgebrochen werden; auch 
wenn die vorgefchlagene Reichöverfaffung allfeitige Zu⸗ 
ftiimmung findet, wird: ftet® noch einige Beit verfliehen, 
‚ehe die völferrechtliche Vertretung des ‚Reiches im Aus 
lande nach den verfchiedenen Seiten hin geordnet und 
in anerkannte Wirkſamkeit getreten if. Bis dahin: wers 
den ‚die diplomatifcben Agenten. der einzelnen: Staaten 
ihre Thätigkeit um ſo mehr fortzufeßen haben, als fonft 
eine nur Deutfchland fchädliche Unterbrechung in dem 
internationalen Verkehre eintreten würde. Ein Glei⸗ 
ſches ‚gilt für die bei den deutſchen Regierungen accres 
ditirten auswärtigen Gefandten, ‚bei deren Abberufung zu 
dem dad Reciprozitätd-Berhältnig maßgebend fein wird. 

Aber auch Dann, wenn nach vollfommen geordneten 
Diplomatifchen. Beziehungen mit dem Auslande. die ein⸗ 
‚zelnen Regierungen weder ftändige Gefandte halten noch 
empfangen ‚werden, iſt Doch nicht zu überfehen, daß 
‚für diefe Regierungen dad Bedürfniß fortbeftehe, in: eins 
zelnen abgegränzten Fällen ein beftimmtes Sntereife bei 
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"auswärtigen Staaten unmittelbar geltend zu machen, 
‚Die Entjendung eines befonderen außerordentlichen Bes 
vollmächtigten wird daher der betreffenden Regierung nicht 
ſtreitig zu machen fein, fobald deffen Auftrag vorher 
zur Kenntniß der NReichdregierung gebracht und er ſelbſt 
angewiefen ift, fi mit der am Drte befindlichen  ftän- 
digen Gefandtfhaft des Neiched ftet3 im Zufammen- 
hange zu erhalten. _ 1 
Gleicher Maßen wird es den Einzelregierungen 
‘4mbenommen bleiben, folche Ssntereffen, welhe aus ver⸗ 
-wandtfchaftlihen oder fonftigen Beziehungen fließen, 
“durch befondere Agenten zu wahren, in fo fern Diefe 
ben entweder ganz ohne völferrechtlihen Charakter aufs 
‘treten oder im entgegengefeßten Falle der Reichs⸗Ge⸗ 
fandtfchaft überwiefen und zugethetlt werden. ° Hl. 
Indem nach den 68. 6 und 7 die einzelnen Me—⸗ 
gierungen ihr Recht, befondere Confuln zu halten, der 
Reichs⸗Gewalt übertragen, übernimmt leßtere auch felbft- 
verftanden die Pflicht, die Intereffen aller Angehörigen 
-Deutfcher Staaten überall genügend zu vertreten. ..E3 
wird daher jeder einzelnen Regierung die Befugnig zus 
-ftehen, von der Reichdgewalt die Beftallung eined Sons 
ſuls an einem auswärtigen Orte felbft dann zu begeb- 
ren, wenn nur allein ihre eigenen Angehörigen mit 
-diefem Drte verkehren. 3. 
Aus demſelben Grundfaße fließt auch dad echt 
jeder Einzelregierung, über mangelhafte Vertretung Die: 
fer befonderen Ssntereffen duch den Reichsconſul, Bes 
ſchwerde zu führen und erforderlihen Fald die Abhülfe 
auch dadurd zu verlangen, daß eine Perfon ihres Wer: 
trauens ald Reichſs⸗Vice⸗-Conſul an demfelben Ort« 
beftelit werde, 
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Berhbältniß.der Reichsgewalt zum Snlande, 


Sao' viel dad Berhältniß ded Bundedftaates 
zu dem Inlande betrifft, fo fonnte den verbündeten Res 
gierungen auch bier uber die aus den vorher bezeichnes 
ten Anforderungen fließenden Kolgerungen kein Zmeifel 
bleiben. Der Bundesitaat fol audfchließlich oder er- 
gänzend dasjenige leiften, was der einzelne Staat ents 
weder nicht oder nicht in erforderlihem Maße zu leiften 
vermag. Hieraus folgt, daß er auch nur das und nicht 
mehr ald das zu leilten beresbtigt werden durfte; daß 
der Selbitftändigfeit der einzelnen Staaten der ganze 
übrige Theil der Negierungds und Machtbefugnifie. bes 
Jaffen und gefichert werden mußte; daß die Verfaffung 
des deutfchen Bundesſtaates bier nah allen Richtungen 
Hin einer falfchen Gentralifation zu begegnen hatte, 
Die verbündeten Regierungen glauben died durch Fern⸗— 
Halten der Reichs-Gewalt von der eigentlis 
hen Adminiftration und durh Begränzung ded 
Der NReih8 >: Gewalt zugetheilten Dber-Aufs 
ſichtsrechts gethan zu haben und durch die gegen _ 
wärtige Erklärung noch thun zu müffen. 

Die Befugniffe der einzelnen deutfhen Regierungen, 
die der $. 8 der franffurter Aufftellung ausdrüdlich 
auf Gegenftände des Privatrecht3, ded nachbarlichen 
Verkehrs und der Policet befchränft, find in dem von 
den verbündeten Regierungen vorgelegten Entwurfe auf 
alle Gegenftinde audgedebnt, die der Zuftändigfeit der 
Reichs⸗Gewalt nicht verfaffunggmäßig zugewiefen find. 

Die Verfügung der Reichdgewalt über die gefammte 
bewaffnete Macht Deutfchlands ($. 11d. F. A.) iſt auf die 
File des Krieged oder nothmwendiger SA IIERIF 
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"regeln im Frieden zurüdgeführt, und hiernach gleichzei⸗ 
fig der S. 81 zu bemeffen. 

Die $. 13 d. F. 9. der Reichs⸗Gewalt ausſchließ⸗ 
lich attribuirte Gefeßgebung und ODrganifation:des 
‚Heermwefend ift auf eine allgemeine Gefeßgebung und 
“auf die Ueberwachung und Durchführung deifelben: im 
den einzelnen Staaten ermäßigt und diefen Staaten da—⸗ 
bei die felbfiftändige DOrganifation durchaus unverfüms 
mert gelaflen. 

Die befondere eidliche Verpflichtung gegen das Reich 
die der $. 14 des frankfurter Entwurfed der gefammten 
Heeresmaſſe in allen deutfchen Einzelftaaten gleichmä— 
Big auferlegt, ift nur bei denjenigen Militärperfonen 
feitgehalten, die, wie die von der Reichd-Gewalt ernann- 
‚ten Feloherren, die von diefen, zum felbftftändigen Goms 
-mando einzelner Corps beftimmten Generale, und Die 
- Gouverneure, Commandanten und höhern Beamten der 
Reichs-Feſtungen in ein befondered Pflichtverhältnig 
- gegen das Reich getreten find; eine Einfchränfung, "des 
ren Kothwendigfeit nach den beflagendwerthben Vorgän⸗ 
gen der legten Zeit wohl allgemein einleuchtet. 
| Bei dem Shhifffahrtd-und Flößerei-Betrieb auf Flüfs 
fen, Sanälen und Seen, welche mehrere deutſche Staas 
‚ten im fcbiffbaren oder flößbaren Zuftande durchſtrömen 
oder begränzen, ift abweichend von dem $. 24 der $. 
A. der Reichögewalt nur die Geſetzgebung und derem 
Ueberwachung zugetheilt, dagegen die Wahl der Bere 
befferungäömaßregeln und deren Ausführung lediglich 
den betreffenden Regierungen überlaffen worden. 
| Bei Anlage neuer Landftrafen und Ganäle und 
bei Schiffbarmachung bis dahin nicht befahrener Flüffe 
iſt der Neichdgewalt wieder nur die Anordnung zuges 
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ftanden, felbft diefe jedoch in wefentlicher Einfchränfung 
des S. 32 der F. A. durch die vorgängige Berftändis 
ung mit den einzelnen Staaten bedingt, und eben dies 
en Staaten aud) Die Ausführung, und zwar auf Reichs⸗ 
koſten, übergeben. 

Bei Erhebung und Berwaltung der Zölle ift der 
Reichsgewalt nur dad Recht der Dberaufficht vorbehals 
ten, dad Recht der eigenen Anordnung dagegen, das 
ihr der $. 35 der $. A. ebenfalls zutheilt, ausgefchieden. 

Der $. 36 der F. A., der der Neichägefeßgebung . 
die Beitimmung über die Gegenftände überläßt, * 
welche, und die Bedingungen und Beſchränkungen, 
unter welchen die einzelnen Staaten Productions⸗ oder 
Berbrauchsfteuern für Rechnung ded Staated oder ein— 
zelner Gemeinden legen dürfen, ift zwar beibehalten, es 
wird aber ausdrüdlich erflärt, daß die dabei in Frage 
tretenden financiellen Intereſſen der Einzelftaaten in der 
Keichdzollacte gehörig gewahrt werden follen, fo wie 
auch, daß ed nicht in der Abficht liegt, dadurch in den 
— den Zollverein geordneten Verhältniſſen etwas zu 

ndern. 

Unter Löſchung ded zweiten und dritten Abfaßes 
eben dieſes $. 35 und unter gleichzeitiger Abänderung 
des S. 49 ift der Neichdgewalt ein unmittelbared Recht 
an irgend. welchem Quantum der Landesſteuern in den 
Einzelftaaten nicht zuerkannt, die Landesfteuern find 
vielmehr ald ein audfchließliched und unantaftbared Eis 
genthum der Einzelftaaten in verfaffungdmäßigen Schuß 

enommen, und, die Nothfälle der Anleihen und der 

ntrabhirung von Schulden abgerechnet, die Einnahmen 
der Reichsregierung eins für allemal auf. die Bezüge 
der Matrifularbeiträge befchräntt, 
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Die der Reichdgewalt zugeftandene Einwirfung auf 
das Poftwefen ift unter Abänderung der $$. 41 und 
42 der F. A. durchaus in den Scranfen der Gefeß- 
gebung und DOberaufficht erhalten, und das der Reiches 
gewalt in jenen Paragraphen zugetheilte Recht der Er— 
laffung und Durdführung von VBollzugdverordnungen, 
von reglementären Verfügungen und der Uebernahme 
des deutfcben Poftwefend für Reichsrechnung, befeitigt. 

Die verbündeten Regierungen erflären zudem, daß 
fie der Reicbdgewalt durch die derfelben in den einzels 
nen Paragraphen vorbehaltene Dberauffiht nur das 
Recht zugeftanden haben, Befchwerden entgegen zu neh— 
men, deren Abftellung zu vermitteln, nöthigenfalls durch 
Entſcheidung ded Neichdgerichted zu erzwingen und uns 
ter allen Umftänden dur Abordnung von Commiſſarien 
Kenntniß von dem Stande der ihrer Oberaufſicht uns 
terliegenden Angelegenheiten und Verwaltungs s Gegens 
fände zu nehmen. Alle jedoch mit der ausdrüdlichen 
Maßgabe, daß die Einzelregierungen, diefem Oberaufs 
fichtörecht der Reichsgewalt gegenuber, weder zu allges 
meinen Berichterftattungen noch aud zur Einbolung 
von Genehmigungen vor dem Ergreifen der betreffenden 
a gierunge und Berwaltungds» Mafßregeln verpflichtet 
ind. 

Die verbündeten Regierungen find bei allen diefen 
Abänderungen des franffurter Entwurfed der Ueberzeus 
gung gefolgt, daß die Reichdgewalt nur dadurd die ihr 
im Bundesftaate angewiefene hohe Stellung zum Se— 
gen ded Ganzen einnehmen und ohne ftörende Gegens 
wirfung der Einzelftaaten behaupten könne, daß fie fich 
von einem Eingreifen in die innere Adminiftration dies 
fer Staaten grundfäßlich fern halte, daß fie namentlich 
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Erhebung der Zölle und Abgaben, Leitung ded Baus 
wefend, Uebung, Ausdrüftung und Verpflegung ded Hee⸗ 
red, kurz Alles, was feiner Natur nach dem Bereiche 
der inneren NRegierungsthätigfeit des einzelnen Staates - 
angehört, auch zunächſt der felbftftändigen Anordnung - 
und Ausführung der betreffenden Regierung vollig fre 
laſſe. Bornehmlich bei den beiden erftgenannten Ges 
enftänden, der Steuererhebung und dem Baumefen, 
at fich diefe Meberzeugung den verbündeten Negieruns 
gen zu befonderer Stärke gefteigert. Die Finanzeins- 
richtungen faft jeded deutfchen Staates bilden in ſich 
gefchloffene Syfteme, an welchen am menigften in eis 
nem Augenblide fo großer Erſchütterungen und fo dros- 
bender Gefahren, wie der gegenwärtige, unvorfichtig 
gerüttelt werden darf. Der Verſuch, neben den beftehens 
den verfcbiedenen Steuerſyſtemen der Einzelftaaten ein 
neues NReichäfteuer- und Finanzfyftem zu gründen, würde 
gleichbedeutend fein mit der Vernichtung der Ordnung 
und de3 Greditd in diefen Staaten, ohne Garantie für 
das neu zu Schaffende, welche jederzeit erft durch die 
Erfahrung gegeben wird. Aehnliches gilt über das Baus 
wefen, vorzüglich bei Strom» und Uferbauten, die für 
einzelne Landeöftrihe wahre Exiſtenz- und Lebendfras 
gen bilden. Nicht würde ungwedmäßiger und nach— 
theiliger fein, ald Bauwerke der lebteren Art direct 
von Reichs wegen, bloß durch die Hand ded Tech» 
niferd? und ohne eine daneben ftehende, das Ins 
tereffe ded Bauherren und der Nachbarn vermittelnde 
Landesbehörde zur Ausführung zu bringen. Der fers 
nere Umftand, daß fich die NReichdgewalt hier bei eiges 
ner Bauführung zu den verfcbiedenen Einzelftaaten nicht 
mehr in dem gleichen, fondern nach dem größeren oder 
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geringeren Bedürfniſſe dieſer Staaten, in einem vers 
ſchiedenen Berhältniffe befinden. würde, für eine gedeih⸗ 
liche MWirkfamfeit der Reichdgewalt auf: die erhebliche 
ſſen Bedenken. Klagen über unbilige Bevorzugungem | 
und Begünftigungen oder unerfprießlihe Einmiſchung, 
Hemmung und Störung würden.nicht ausbleiben. Es 
wäre ein Stoff fteter Reibung und Unzufriedenheit . ges 
ichaffen, der in feiner Fortwirfung entweder die Mei | 
‚gewalt fortwährend paralifiren oder die Selbſtverwal⸗ 
tung. der deutfchenkänder in ihren wertheften und theuer— 
ſten Intereſſen endlich gänzlich vernichten müßte. ir 
Indem aber die verbündeten Regierungen die ittn 
nere Adminiftration der Einzelftaaten von den Befugs: 
niffen der NReichdgewalt ftreng und vollig gefondert. Has 
ben, ift das der Neichdgewalt-competirende Recht. den 
Durchgreifend endgültigen Verfügung in Colliſionsfällen 
der Einzelftaaten, unter der vorangegebenen Bedingung;: 
Daß die Einzelftaaten felbit die von dem Gemeinwohl 
geforderte Erledigung, der obfchwebenden Differenzen nicht: 
zur richtigen Zeit herbeiführen, durchaus nicht geſchmälert 
worden; wiedie aus der franffurter Aufftelung unveräns 
Dert beibehalten oder modificirten 66. 21, 28, 30, 31, 3: 
39 und 41, betreffend Unterhaltung von Schifffahrts— 
Anftalten.am Meere und in den Mündungen der Deuts 
fhen Flüffe, des Schifffahrtöbetriebd und der Flößerei, 
ver Eiſenbahnen, Landftraßen, Ganäle, ded Handeldye 
Gewerbes und Poſtweſens, des Näheren ausführen 
In dem Recht der Oberaufſicht und der. Geſetzgebung, 
das in allen diefen Adminiftrationd-Materien der Reichds 
Gewalt verbleibt, find ihr die hinlänglichen. Mittel zuer 
Berfügung geftellt, die: betreffenden Differenzen entweder: 
ſelbſt zu fchlichten oder ihnen doch die. Bahn einer ver⸗ 
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fefjungsmäßigen, raſchen und gewiffen Erledigung an⸗ 
zumeifen. Die verbündeten Regierungen erbliden ger: 
rade in diefer Thätigfeit der Neichdgewalt die Beendis: 
gung eined Zuftandes, der bisher vielfach ſchwer em⸗ 
pfunden wurde: die fhügende Bürgfchaft gegen endlofe 
Streitigkeiten und die, angemeffene Sicheritellung allges 
meiner Volkswohlfahrt gegen die Particularintereffen der 
Einzelregierungen. 
Die umfaffendfte und fruchtbarfte Thätigkeit bleibt: 
endlich der Neichdgewalt zu entwideln in der Anbahs 
nung gemeinfamer. Snftitutionen zum Nuben der eins 
elnen Staaten und des gefammten Reichs. Hier hat 
ih die NReichdgewalt recht eigentlich als Gefammtregies 
rung. ded Reich zu ermweifen und in großen praftifchen: 
Gedanken und geeigneten Anregungen die Saaten dau⸗ 
ernder Einigung niederzulegen und zu zeitigen. Die; 
hauptfächlicheren Richtpunfte diefer, dad Bevürfniß und 
die Mannigfaltigfeit des realen Lebend umfaffenden 
Thätigfeit find in den $$. 24, 32, 33, 41, 45, 46 und 
64 der franffurter Aufftelung vorgezeichnet und in dem 
jeßigen Entwurf unter den nöthigen Modififationen beis- 
behalten: commercielle und gewerbliche Vereinigungen, 
Erleichterung und Verbefferung ſämmtlicher Mittel des 
inneren Berfehrd, Einwirfen auf die Verbefferung und: 
Regelung des Poftwefend durch die betreffenden Eins 
zelftaaten und die fonft Berechtigten, möglichite Ueber, 
einftimmung in der Gefeßgebung und dem Gerichtövers 
fahren, Einheitlichfeit in Münze, Maß und Gewicht, 
In dem Zollverein, einer Schöpfung, die felbft unter: 
dem: bisherigen ftaatenbundlichen Berhältniß ins Leben: 
treten konnte, findet der Bundesftaat für diefen Bereich; 
feiner Thätigkeit ein praktiſches Muſter. Daß dieſer 
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Zollverein durch die vorgefchlagene Verfaffung nunmehr 
das gefammte Gebiet ded Reichs in fich begreifen- werde, 
muß als einer der fegendreichften Fortfchritte für das- 
nationale Leben angefehen werden. ee 


Das Reichsoberhaupt. 


Bei Bildung der Neichdregierung kamen zunächſt 
die beiden großen principiellen Gegenfäße der abfolut 
einheitlichen und der abfolut gemeinfchaftlihen höchſten 
Staatöleitung, die Form des erblichen Kaiſerthums und‘ 
des Directoriums in. Betracht. Für die erftere Form 
hatte ſich die Berfaffungsaufftelung der Nationalvers 
fammlung. $. 68 ausgeſprochen, für die leßtere mehr 
als eine deutfche Regierung fich mit entfchiedenem Nach— 
druck erhoben. Vortheile der einen und der anderen 
Form fanden ſich einander gegenüber geftellt; für beide 
wurde das Bedürfniß der Gegenwart und das Recht 
der MWirklichfeit gleichmäßig angerufen. *8 

In dem von den verbündeten Regierungen auf 
Vorlage der königlich preußiſchen Regierung gegenwär— 
tig dargebotenen Verfaſſungsentwurf weder ausſchließ⸗ 
lich die eine, noch die andere dieſer Formen angenom—⸗ 
men worden; es ift darin vielmehr eine neue felbftftäne 
Dige Negierungdform ermittelt, bei deren Aufftellung 
das Beftreben obgewaltet hat, das Gute und Gedeih— 
liche, was in jeder der beiden vorgenannten Formen 
liegt, mit verdienter Anerkennung zu benußen und mit 
einander zu vereinigen, und dadurch den gleichberechtige 
ten Anforderungen, fowohl der Gefammtheit des deut⸗ 
ſchen Volkes, als der einzelnen deutfchen Staaten und 
Regierungen, gerecht zu werden. ... aa 
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Die Functionen der Reichsregierung find in Legis⸗ 
lation und Erecutive geſchieden; jene, die Legislation, 
ift einem Fürftenfollegium , diefe, die Erecutive, dem 
Reichsvorſtande zugewiefen. Weder der Reich3vorftand 
noch das Fürftenfollegium ftellen für fich allein vie 
Reichsregierung darz diefe eriftirt erft in der Verbin— 
dung beider. | 

In dem Reichsvorſtande find zwei Eigenfchaften 
mit einander verbunden, die des Trägers der Erecutips 
gewalt und die eines gleichzeitigen Mitgliedes des Für⸗ 
ftenfollegiumd. In letzterer Eigenfihaft ift der Neichds 
vorftand nur primus inter pares, fo zwar, daß er, 
um feiner Mitgliedfhaft im Fürftenfollegium willen, 
an die Mehrheitsbefchlüffe eben dieſes Collegiums auch 
als Träger der Erecutive fpäter gebunden ift, den gleich 
zu berührenden Fall ded S. 194 allein ausgenommen. 
Dabei werden als legiälative, dem Fürftenfollegium zus 
gewiefene Functionen alle diejenigen Befugniffe betrach⸗ 
tet, welche zu ihrer Wirffamfeit eined Reichstagsbe— 
ſchiuſſes bedürfen. Insbeſondere alfo auch alle mit aus⸗ 
wärtigen Staaten zu fchließende Verträge, welche dem 
Reichsſtage zur Genehmigung vorgelegt werden müffen, 
wobei jedoch bei dringenden Umftänden die Einholung 
vorgängiger Zuftimmung allerdings unmöglich werden 
Tann. Eben fo werden die Vollzugdverordnungen, in 
fo fern fie materielle Bedeutung haben, und nicht, wie 
etwa Publicationspatente, bloße Formen erledigen, mit 
dem Fürftenfollegium berathen, unbefchadet der endgüls 
tigen Befchlußfaffung, die dem Reichsvorſtande vorbes 
balten bleibt. 

Der eben erwähnte $. 194 ftatıirt allerdings eine 
Getheiltheit zwifchen Reichsvorſtand und Fürftenfoles 
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gan auch im Puncte der Legidlation. Er macht- die 
ültigfeit eined Reichsſchluſſes, die fonft überall nur 
an die gemeinfhaftlihde Ausdubung des Zuftimmungds 
rechtes geknüpft ift (CS. 99), bei Abänderungen in der 
Reichöverfaffung von der felbftftändigen Zuflimmung 


fowohl des Reichsvorſtandes als des Fürftenfollegiums 


abhängig. Die Einwirkung, die ein folder die Verfaſ— 

fung abändernder Reichsſchluß auf die befondere Stel 
lung fowohl des Reichsvorſtandes, ald ded Fürftenkol- 
legiumsd auszuüben geeignet ift, bat bier eine abgefons 
derte Sicherftellung ſowohl für den Reichsvorſtand, als 
br das Fürftenfollegium ausnahmsweiſe nicht entbehren 
aſſen. 

Die in den SS. 99 und 194 vollzogene Abänderung 
der. $$. 101 und 196 der franffurter Aufftelung war 
für die Verbündeten Negierungen Sache der entfcbies 
denſten Nothwendigkeit. Die freie Uebereinftimmung 
ded Neichdtaged mit der Neichdregierung, aber auf 
der Reichdregierung mit dem Neichdtage, bleibt Grund 
bedingung des ganzen fünftigen deutfhen Staatsbaues. 
Jede Verletzung diefer Bedingung raubt alle Garantieen 
eined gefunden Zuftandes. 

Bei allen übrigen dem NReichdvorftande ald ſolchem 
ausfchließlih übertragenen Attributionen, der Kriegds 
erklärung und dem Friedensfchluffe, der Leitung des 
völferrechtlihen Verkehrs, der Ernennung ded Neichds 
minifteriumd u. f. w. bleibt die Ausübung der- entfpres 
enden Rechte ded Reichsvorſtandes dennoch in einem 
fortwährenden inneren Zuſammenhange mit der Thätige 
Teit des Fürftenfollegiumd. Bei näherer Erwägung 
aller. erecutiven. Sunctionen, fo wie fie in den betreffens 
ven 88. 69, 71, 72, und 81 des dargebotenen Entwurfs 
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verzeichnet ſind, zeigt ſich ſofort, daß ſich die Gemein⸗ 
ſchaftlichkeit des Verkehrs und die Gegenſeitigkeit der 
Beziehungen zwiſchen dem Reichsvorſtande und dem 
ürſtenkollegium überall geltend macht, wo vereinte 
hätigkeit und gemeinſchaftliches Erwägen irgend einen 
größeren Nutzen in geſicherte Ausſicht ſtellt. Die Exe⸗ 
cutive des Reichsvorſtandes, als eine wirklich ausſchließ— 
liche Thätigkeit deſſelben, bleibt, außer den BR der 
reinen Ausführung von gemeinfchaftlich beſchloſſenen 
Mafregeln, nur da beftehen, wo die Schnelligkeit und 
Kreibeit des Entfchluffed und die Energie der Handlung, 
unerläßlich ift: bei der Kriegsführung und in den ans 
deren verwandten Audnahmefällen, die von dem Ms 
genbli ihre Entfcheidung fordern. 
Die das Fürftenfolegium betreffenden Theile des 
II. Abſchnitts haben im Webrigen zur Zeit auf der 
Grundlage beruhen müffen, daß Defterreich gehindert 
ift, mit einem Theile feined Gentral-Staatd, mit feis 
nen deutfchsöfterreichifchen Bundeslanden in den Buns 
dedftaat einzutreten, der nach der Veberzeugung der vers 
bündeten Regierungen dem übrigen Deutfchland nicht 
länger vorenthalten werden darf, in einen Bundesftaat 
mit deutfchem Parlament, das in Volkshaus und Staas 
tenhaus gegliedert ift. Sollte diefe Behinderung vor 
dem Zufammentritt des nächiten Reichstags indeß thats 
ſächlich gehoben fein und die Gewißheit- vorliegen, daß 
das deutfche Reich, auf -deffen glorreichen Namen der 
Bundesftaat nicht hat verzichten wollen, auch feiner 
räumlichen Größe nad) in einer und derſelben lebend 
kräftigen Bereinigung aller Bruderſtämme jebt wieders 
herzuſtellen ift, fo werden alddann auf dem Wege > 
genſeitiger Verftändigung diejenigen Modificationen: ein, 
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‚treten, die der erfte Paragraph ded Entwurfd, bezüg- 
Sich des Berhältniffed Defterreihd zu dem deutfchen 
Reich, in umfaffender Weife vorbehält. „ 


Der Reichstag. 


| Die Vertretung der Nation in einem Volkshauſe 
neben dem Staatenhaufe ift zum unabweislichen Be 
dürfniſſe geworden. 2 

Die auf den franffurter Befchlüffen beruhende Zu— 
fammenfeßung des Reichsſtags aus zwei Häufern it 
Daher geblieben ; bei der Feitftelung der Befugniffe 
beider Häufer ift jedoch der Grundfaß der gleichen Be 
rechtigung befolgt worden, da auch das Staatenhaug, 
‚indem ed zum Theil wenigftend aus der Bolfdvertres 

- tung der Einzelftaaten hervorgeht, die wefentlichen Ele 

mente der DVertretung der Nation enthält und fogar 
einzelne allgemeine Intereffen des Volks, z. B. die wich; 
tigen Intereffen des Staatshaushaltd und der Volks— 
wirthſchaft, ihre, wenn auch nicht augfchließliche, Doc 
vorzüglihe Vertretung nur im Staatenhaufe finden. 
Aus Ddiefer Erwägung ift befonderd die Beitimmung 
des $. 101, Nr. 6 hervorgegangen. 

Unter der im $. 1 diefed Verfaſſungsentwurfs, bes 
züglich der. Verhältniffe der deutfcheöfterreichifchen Bun— 
dedländer und deren Stellung zum deutfchen Bundes, 
ftaate niedergelegten Verwahrung ift bei. Beltimmung 
ded Theilnahmeverhältniffes der Einzelitaaten an der 
Beſchickung ded Staatenhaufes, im $. 85 zunächſt der 
Fall der Nichttheilnahme Oeſterreichs ind Auge gefaßt; 
jedoch ift im anderen: Falle die Ruͤckkehr zu dem Stims 
‚menverhältniffe und der Gefammtzahl von 192 Mitglies 
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dern für dad Staatenhaus, wie died in $. 87 der $. 
A. vorangeftelt wurde, durchaus freigehalten. 


Daß dem KurfürftenthHume und dem Großherzo 
thume Heffen eine gleiche Zahl von Stimmen zugetheilt 
ift, wird in der beiderfeitigen Stellung und Bedeutung 
diefer Staaten begründet gefunden werden. Die Stims 
menzahl für Holftein ift bier nur mit Einfhluß von 
Lauenburg und eventuel von Schleöwig auf die Zahl 
ſechs geftellt; ed bleibt mithin für den Fall. des Nichts 
eintritts Schledwigs in den Bundesftaat eine neue Res 
gelung der Stimmenzahl für Holftein und Lauenburg 
nothwendig, fo, daß alddann Holftein drei und Lauen— 
burg eine Stimme, beide zufammen alfo vier Stimmen, 
wie Medlenburg- Schwerin, erhalten werden. 


Sm S. S6 bat der Wahl durch Provincialftände, 
wie fie der S. 88 der franffurter Befchlüffe will, eine 
Nothwendigkeit nicht zugeftanden werden konnen, da die 
als Provincial-Stände in mehreren deütfchen Ländern 
beftehenden Sinftitute zur Vornahme diefer Wahlen wohl 
weniger ald die allgemeinen Stände-Berfammlungen 

eeignet find. Damit hat aber die Möglichkeit einer 
olchen Wahlart für diejenigen Staaten, in denen fie 
zwedmäßig erfcheinen folte, keinesweges audgefchloffen 
werden follen. Der lebte Satz jened franffurter Paras 
granben, wonad bei Vornahme der Wahlen durch zwei 

ammern der Wahlact in gemeinfamer Sitzung nad) 
abfoluter Stimmenmehrheit vorgenommen werden fol, 
bat ebenfalld eine in die Verfaffung der einzelnen Staa- 
ten minder einfchneidende und die Bedeutung ded Zweis 
fammerfyftemd weniger verletzende Faſſung erhalten. 


80 Preußiſche Denkfihrift zum oetroyirten ‚Entwurf 
Das Wahlgefes,. J 
Für das Volkshaus iſt die Dauer der Wahlperiode 
auf vier Jahre beſtimmt. Daneben ſind durch den Ent 
wurf eines Geſetzes für die Wahlen der Abgeordneten 
zum Volkshauſe, unter Feſthaltung des Satzes derals 
gemeinen Wahlberechtigung ohne Cenſus, zugleich 
Schranken geſucht worden, innerhalb ‚deren allein der 
Aufbau und die Erhaltung einer dem Geiſte und den 
Intereſſen ded Volkes entſprechenden ſtaatlichen "DM 
mung möglich iſt. Die Gefahren und die Täuſchun⸗ 
gen, welche in dem alleinigen Vorwalten des arithme⸗ 
-fifchen Calcüls in politifhen Dingen liegen, find Hier 
nicht weiter zu erörtern. Ob von oben oder von unten 
her die gefunden Lebendelemente des "Staates wernichtel 
werden, ift-gleichgültig. Senen Gefahren und Täuſchun⸗ 
„gen durch eine weife Abwägung und. Vertheilung !der 
-politifchen Rechte im Volke in möglichfter Wirkfamteit 
‚zu begegnen, ift die Aufgabe, deren Löſung das allge 
— ———— von der Geſetzgebung zu ermar 
-ten bat. - I: *X 


Die Tendenz des vorliegenden Entwurfs eines 
Wahlgeſetzes geht dahin, mit Aufrechterhaltung des vor⸗ 
'erwähnten Satzes der allgemeinen Wahlberechtigung 
:Hhne Genfus, das Deftructive und abfolut Schädliche 
des in Frankfurt befchlöffenen Wahlgeſetzes auszuſchei⸗ 
den, das in kurzen Worten dahin zufammengefaßt wer 
‚ven kann, daß es das gefammte Gewicht der Ausübung 
der höchften politifchen Rechte der Nation, aus dem Kein 
derſelben heraus lediglich :in die Maſſen verlegt, und 
die Dffentlihe Wahlhandlung durch die Einführung 
beimlicher Abftimmung mitteld der Stimmzettel ohne 
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Unterſchrift, zu einem bereiten. Felde der politiſchen In⸗ 
trigue macht. Diefem Uebelftande hat man dadurch zu 
begegnen gefucht, daß man der allgemein für nothwen⸗ 
dig erachteten Qualification der Unbefcholtenheit für die 
Ausübung. des actwen Wahlrechtd, auch noch diejeni« 
ge. der Selbititändigfeit hinzugefügt, und den Begriff 
der Gelbititändigfeit im 8. 2 ded MWahlgefeß-Entwurfes 
näher tefinirt hat. | | 
. Wenn die Berechtigung, an den Gemeindewahlen: 
des Wohnortes Theil zu. nehmen, ald ein Kriteriunt 
der GSetoftitändigfeit hingeftellt wurde, fo ift man. das 
bei von dem tief im deutfchen Weſen wurzelnden Ges! 
danfen. ausgegangen, daß der. Stant- ald organifches 
Ganzes fir in feinen Einricktungen- feinem. .gefchichtlisi 
hen Entwickelungsgange anſchließen, daß er nach. Antası 
logie des Entitehend: der Gemeinde aus der Familie 
umd Des Staates: aus der Gemeinde, auch die Beredti« 
gung feiner Mitglieder an eine gewiſſe Stufenfolge 
knüpfen muß, und daß er ohne Störung: ſeines Drgas! 
nismus demjenigen in Höheren Kreiſen feine Berechti«: 
gung zuerkennen darf, welchem ſie in niederen deßhalb 
verſagt iſt, weil ſeine Leiſtungsfähigkeit den Anſprüchen 
und Bedürfniſſen, ſelbſt dieſer niederen Kreiſe, nicht 
entſpricht. Es erſcheint daher mit einem geſunden 
Staatsleben nicht verträglich, demjenigen, welcher von 
der. Berechtigung: zu Gemeindewahlen ausgeſchloſſen iſt, 
die Betheiligung an den: Reichswahlen einzuräumen.“ 
Die unläugbare Richtigkeit dieſes Princips dringt auf 
eine ſtrenge und conſequente Durchfuhrung auch in ſol⸗ 
chen Landestheilen, wo bei dem Mangel geſetzlich gen 
ordneter Gemeindeverhältniſſe eine Gemeindevertretung 
mittels Wahlen zur Zeit überhaupt nr nicht : Statt; 
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findet, oder wo gewiſſe Güter und Grundſtücke als nicht 
zur Gemeinde gehörig erachtet werden. Es wird hier 
nur derjenige ald zur Wahl für dad Volkshaus berech— 
tigt angefehen werden fünnen, welchem an dem Drite; 
wo er wohnt, eine Stimme der Berathung darüber zus 
fieht, auf welhe Weife den Anfprüchen ded Staates 
an die. Einwohner des Wohnorted als folhe genügt 
werden fol. Bei Ausführung ded zum Geſetze erhobe— 
nen Entwurfes ded MWahlgefeßed wird ed Sache ver 
Regierungen fein, den bier ausgeiprochenen Grundſatz 
in die Formen zu Fleiden, welche den beftehenden Ver— 
bältniffen der Staaten entfprecen. rn 
—Als ein fernered Kriterium der Selbſtſtändigkeit 
ift Die Entrihtung jrgend einer directen Staatäfteue 
aufgeftelt. Es mag darin um fo weniger. ein Cenſus 
gefunden werden, als diefe Beſtimmung je nach Dem: 
Befteuerungsverhältniffen in den einzelnen. Staaten zu 
fehr verfchiedenen Refultaten führen wird. Es hat auch 
bier vielmehr nur der alte, in Deutfchlands üffentlicheng 
Rechte gegründete, wenn auch leider oft vergeflene 
Grundfag feitgehalten werden follen, daß dad Recht, 
in öffentlichen Dingen mitzurathen, von. der correſpon⸗ 
direnden Pfliht, auch die öffentlichen Laften mitzutras 

gen, abhängig fein muß. Der wirklich. ſelbſtſtändige 
Staatdbürger wird durch die directe Befteuerung überaff 
getroffen werden, wo er nicht aud anderen Gründen, 
ald denen der Nonvalenz, von der directen Steuerzahe 
Yung befreit ift, oder vermöge befonderer Staatseinriche 
tungen überhaupt Feine directe Steuer zahlt. In foß 
chen Fällen wird aber ebenfalld die Landeögefehgebung 
bei Ausführung diefed Wahlgefebed das Nothige vor— 
zufehen haben.  - | 
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Die Beftimmungen, wonach die Ausübung des 
Wahlrecht3 an den Wohnfig und die Heimathäberechs 
tigung gefnüpft ift, der Wahlact aber durch indirecte 
Wahlen und in gewiffen Abtheilungen der Wähler ($$. 
13, 14, 15 und 16 des Wahlgefeged) mitteld offener 
Stimmgebung zu Protocol ($. 20) gefchehen foll, find 
wefentlich geeignet, dem Einfluffe verderblicher Wahl⸗ 
umtriebe entgegenzutreten, der wirklichen Sinnedmeinung 
der Wähler einen freien Ausdruck zu verleihen und die 
formelle Gultigfeit der Wahlen gegen Zweifel ficher zu 
ſtellen. Die feitherigen Erfahrungen und die für die 
eigene Landeövertretung in den größeren einzelnen deuts 
fben Staaten beitebenden Borfchriften mußten bier auf 
das forgfältigfte berudiichtigt werden, und zwar leßtered 
befonderd auch aud dem Grunde, weil das Staaten 
haus zum Theil aus den Volfövertretungen der Einzels 
ftaaten hervorgehen fol, es alſo zugleich ald eine drins 
gende Aufgabe der Reichsgeſetzgebung erfcheint, geeige 
nete Vorkehr zu treffen, damit auch in den Einzelftaas 
ten die Ausübung ded Wahlrechts fich innerhalb der 
Schranfen halte, die für das vorliegende Wahlgefek 
zum Bolfdhaufe beftimmend waren. 

Daß in volfreiben Städten, wo diefelbe ftädtifche- 
Gemeinde mehrere Wahlbezirke bildet, auch die Beftims 
mungen de3 $. 13 über den Wohnfig nur auf Die ganze 
Stadt bezogen werden fonnen, leuchtet ein, F 


Legislative Thätigkeit des Reichstages. 

Rechtliche Stellung ſeiner Mitglieder. Ge— 
—ſchäftsordnung. Disciplin. 

Was die legislative Thätigkeit des Reichstages 

betrifft, fo bat e3 ſich neben dem oben bereits erwähn⸗ 
6 + 
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ten Grundfaß der gleichem‘ Berechtigung beider: Käufer. 
als nothwendig herausgeftellt ($. 101 Nr. 3), die Finanz 
periode auf eine Reihe von mindeftend drei Jahren zu 
erftreden, damit nicht die finanziellen Berhältniffe und 
der Staatshaushalt aller Einzelftaaten durch ihre: Abs 
bängigfeit von dem jährlichen Wechſel des Reichsbud⸗ 
getd den ‚gefährlichen Echwanfungen ausgeſetzt werdem, 
Eine dreijabrige Finanzperiode ift um fo zweckmäßiger 
und unbedenklicher, als die Reichdregierung feine eigent⸗ 
liche ‚Verwaltung zu fuhren bat und ihre Ausgaben 
ſich wefentlih auf die Neichöfeitungen, die Marine, die 
Diplomatie, die Koſten der Minifterien und des Reichs— 
tages beſchränken. In ruhigen Zeiten wird fie. Daher‘ 
fehr wohl im Stande fein, ihre einfacen Berhältniffe 
auf einige Sahre im Voraus zu ordnen und dadurch 
dein Regierungen der Einzelftaaten die Möglichkeit ges 
währen, den Betrag der an die Reichäfaffe zu entrich 
— Matrikularbeiträge mit Sicherheit zu veran— 
agen. * 
Die dreijährige Finanzperiode wird es aber. auch: 
geſtatten, daß bei. vierjähriger Wahlperiode des "Wolfe 
baufes diefelbe Verſammlung zweimal die Feftftellung, 
des Budgets vornehmen und. daher die Finanzen mit 
größerer Erfahrung und Sicherheit ordnen kann, ale 
folche8 bei einer. fürzeren. Wahlperiode der Fall fein 
wiirde, 1,’ * 3 Ange Pe 
a Anfehung der. Disciplinargewalt beider Häuſer 
über ihre Mitglieder mußte e8 für angemeffen erachtet 
werden, eine Ausdehnung der Disciplinargewalt auf 
dad Verhalten der Mitglieder auch außer dem Haufe 
eintreten zu laffen. : Eine folche der Würde des Reichs⸗ 
tags entfprechende Ausdehnung erfihien bei den großem‘ 
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Bevorzugungen, die Artifel VIII. den Mitgliedern des 
Reichstages zutheilt, befonderd nahe gelegt. | 


Bezüglihb der Gefchäftsordnung hat eine völlige 
Unabbängigfeit der beiden Häufer, bei ihren fteten 
Wechſelbeziehungen unter einander, dad große Beden— 
ten, daß auf diefem Wege in einem völlig neuen Sins 
ftitute ſehr leicht Differenzen und Schwankungen der 
gefährlichiten Art entitehen fonnen. Wo ein fefter uns 
wandelbarer Gebrauch ſich feit Jahrhunderten feitgefegt 
hat, da kann eine ſolche Unabhängigkeit ohre Nachtheil 
befteben. Bei vollig neuen Berhaltniifen wird ed aber 
die Einigfeit und zweckmäßige Entwidelung ſehr erleich— 
tern, wenn man dafür forat, daß beide Häuſer in der 
Art der Behandlung der Gefihäfte und in ihren Ges 
bräuchen nicht zu weıt aus einander gehen. Dahin 
zielen die im $. 114 getroffenen Beftimmungen. 


Die ausgedehnten Privilegien, welche Artifel VII. 
{$$. 115 — 118) den Mitgliedern des Neichdtages bei- 
fegt, werden jedenfalld Gegenſtand der ernfteiten und 
vorurtheildfreieiten Erwägung des neuen Reichstages wers 
den muffen, da ed in feiner Weife räthlich fein und 
mit den Grundfagen einer höheren GSittlichfeit und Ges 
rechtigkeit im Einflange fteben fann, die Mitglieder des 
gefeßgebenden Körpers zu ſehr in eine Ausnahmeltel- 
lung gegen die Gefege zu bringen, wenn au diefe Pris 
Silegien ald Gewähr für die Freiheit der Berathung 
und Beſchlußnahme der Häufer zu fihäßen find. Für 
jest bat man eine Abänderung der Ddieferhalb gefaßten 
franffurter Befchlüffe nur in fo weit für unumgänglich) 
nothwendig gehalten, als ed der öffentlichen Moral wis 
deriprechen würde, wenn daruber noch zu deliberiren 
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wäre, ob ein auf frifher That ergriffener Verbrecher 
vor Gericht geftellt werden fol oder nicht. 2. 


Das Reichsgericht. 


Das Reichsgericht darf als derjenige Theil der 
deutſchen Verfaſſung betrachtet werden, deſſen baldigſte 
Verwirklichung zu den unabweislichſten Bedürfniſſen ge 
hört. Der Verſuch wird nie aufgegeben werden dürfen, 
dieſes Inſtitut als ein gemeinſames deutſches für alle 
dem Bunde von 1815 angehörigen deutſchen Bundes—⸗ 
ftaaten ind Leben zu rufen, und Damit auch wieder das 
echt, ald Baſis des deutfchen Staatdlebend dur ein 
höchſtes Organ der NRectfprebung für die deutfchen 
Länder unter einander zur Anerkennung zu bringen. 
Die verbündeten Regierungen find von der Nothwen 
keit diefer Inftitution fo überzeugt, daß fie derfelben auch 
jest fon für-ihre, Berbältniffe unter einander nicht 

lauben entbehren zu fünnen, und bi8 dahin, daß ein 
Folches Reichsgericht verfaſſungsmäßig eingefeßt und or 
ganifirt werden fann, es für nöthig gehalten haben, die 
vertragdmäßige Unterwerfung unter ein mit den wefents 
lichſten Attributen des Fünftigen Neichdgerichtd ausge- 
ftatteted Collegium von Schiedgrichtern zu’ einer Grund» 
bedingung ihred Bündniffes zu mahen. = 

Die Aenderungen, welbe in diefem Theile der 
franffurter Befchluffe gegenwärtig vorgenommen find, 
haben fich daher auch nur auf einige wünſchenswerthe 
nähere Beftimmungen befchränft. ve 

Während es fih zum $. 124 Litt. d. wohl von 
ſelbſt verfteht, daß Streitigkeiten über Thronfolge u. ſ. 
w.. welche fich zugleich auf nicht zu Deutfchland gehö— 
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rende Länder beziehen möchten, dem Reichdgerichte nicht 
unterliegen Fönnen, in fo fern daffelbe nicht ausdrüds 
lih als zuftändig von allen Theilen anerfannt würde, 
hat ed fich ald zwedmäßig und nothwendig dargeſtellt, 
unter Litt. k. den Zufaß zu maden: ‚und die Ge 
richte der Einzelftaaten dazu nicht competent find.’ 
Man ift dabei von der Anficht ausgegangen, daß es 
nicht in der Abſicht liegen fünne, die richterliche Com⸗ 
petenz der Landesgerichte irgendwie durch die Gompetenz 
ded Neichögerichtd zu befchränfen, eben fo wenig aber 
auch durch die Goncurrenz der Zuftändigfeit zweier Ges 
richtshöfe die Möglichkeit eines ſich widerfprechenden 
Berfahrend bervorzurufen. 

Aus gleichen Gründen werden ad Litt. m. die Klas 
en gegen den Reichsfiscus nicht unbedingt an das 
eichögericht zu verweifen fein. Es würde hierin eine 

ungemeine Erfchwerung der Nechtöverfolgifng liegen 
können, wenn 3. B. eine Klage über Verletzung nad)- 
barfchaftlicher Rechte nicht im Gerichtöftande der beles 
genen Sache, fondern bei dem weit entlegenen Reichs⸗ 
erichte anzubringen wäre, indeß die Natur der Sache 
in der Regel die höchſte Befchleunigung fordert. 

Kann die Bezeichnung, der hier in Frage tretenden 
Gegenftände füglich einer weiteren Gefeßgebung über- 
laffen werden, fo dürfte dagegen ein Gefeßentwurf über 
Einfeßung und Drganifation ded Neichdgerichtd, über 
das Verfahren und über die Vollziehung der reichdges 
richtlichen Entfcheidungen und Verfügungen, gleichzeitig 
mit dem gegenwärtigen Berfaffungdentwurf dem zur 
Vereinbarung über denfelben zu verſammelnden Reichs⸗ 
tage mit vorzulegen fein. Die Bearbeitung diefed Ent» 
wurfd wird dem. von den verbündeten Regierungen eins 
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zuſetzenden Bundes⸗ a mb u 
“werden. ne 


F Die PETE N 


. Der Abſchnitt V. von ben Grundrechten des 
deutſchen Volkes leidet in der Verfaſſungsaufſtellung der 
National-Verſammlung, ſowohl im Grundſatze als in 
der ſpeciellen Durchfuhrung an vielfältigen Gebrechen. 
Da dieſer Abſchnitt jedoch bereits in mehreren Staaten 
publicirt worden iſt, fo find, namentlich mit Ruͤckſicht 
auf diefen Umftand, die Aenderungen bier auf das 
Nothwendigſte veſchraͤnti worden. 

Bezüglich der formellen Bedeutung der Grund⸗ 
rechte ſind in dem Entwurfe der Nationalverſammlung 
eine Reihe ſehr allgemein gehaltener Regeln enthalten, 
welche dem Rechte auch bisher ſchon größtentheils zum 
Grunde gelegen haben, welche aber, wenn auch als 
Principien von großer Bedeutung, dennoch zu ihrer 
unmittelbaren Anwendung noch weiterer Beſtimmung 
bedürfen. Eine zweite Klaſſe derſelben gibt ſehr ſpe— 
zielle förmliche Rechtsvorſchriften (3. B. in $$. 138, 
140, 141); eine dritte endlich ſchreibt gewiſſe Staats— 
einrichtungen als nothwendig vor, welche, um in Wirk— 
famfeit zu treten, fehr erhebliche Vorbereitungen voraus 

egen 


Diefen Vorſchriften von fehr verſchiedener Geltung 
wurde ihre Stellung im Syſteme, durch den Sag Des 
franffurter Entwurf angewiefen: . 

„Ste follen den Berfaffungen der Einzeiftaaten 
zur Norm dienen, und feine Berfaffung oder. Ge— 
feßgebung eines deutfchen Einzelſtaates fol dieſel⸗ 
ven je aufheben oder — konnen.“ X 
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Der erite Theil dieſes Sabes Hat feine Richtigkeit, 


dagegen kann der andere nur Anwendung finden auf 
die zweite der obigen Claſſen. Bei der dritten hat ders 
felbe gar feine Bedeutung, da ed fich bier niht um 
etwas Aufzuhebended oder zu Beichräntended, fondern 
um etwas yofitiv zu Schaffendes handelt. . Noch irriger 
aber ftellt der Sag fih dar in Bezug auf die erite 
Claffe. Hier bedarf es gerade, um die Regel anwends 
bar zu machen, der näheren geſetzlichen Beſtimmung 
und Befchränfung. Es ift die Natur einer jeden Res 
gel, daß fie ihre Ausnahme nothwendig in fich faßt. 
Sie iſt dad Princip des Geſetzes, nicht aber dad Ges 
ſetz ſelbſt; vielmehr befteht dieſes ganz vorzüglich in 
der Feititelung der Gränzen und Yusnabmen, welche 
ein ſolches Prineip erleiden muß, um vraftifch zu werden. 

Indem alfo der Sab folchergeitalt einen mangel⸗ 
haften Ausdruck mit einem inneren Widerfpruche ver- 
einigte, verfiel er in den ferneren Fehler, daß er ed 
gänzlich zweifelhaft ließ, welcher Gefeßgebungsgewalt 
die weitere Entwidelung diefer Prinzipien zugetheilt 
fein folle, derjenigen des Neiched ver derjenigen der 
Einzelftaaten, ein Zweifel, welcher noch durch die Fafr 
fung der 88. 62 und 63 des franfiurter Verfaſſungs⸗ 
Entwurfd vermehrt wurde. Das Einführungsgefeß, 
mit welchem ein Theil der Grundrechte am 27. Decem⸗ 
ber 1848 publicirt war, machte den Verſuch, diefen 
Mangel zu heben, inden ed ausdrücklich die Wirkfame 
Zeit mancher Beftimmungen von der Kandesgefepgebung 
abhängig machte. Diefed Gefeb war aber von manchen 
Staaten nicht anerfannt, macht auch feinen Theil der 
Berfaffung aus, umd über die 88. 159, 160, 173, 184 
bis 189 fehlten ähnliche -Beftimmungen ganz.. Es hat 
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demzufolge diefer Mangel ded Grundprinzips nothwen⸗ 
dig gehoben und dem Gab folgende Faffung gegeben 
werden müffen: * 
„Sie dienen den Verfaſſungen der Einzelſtaaten 
zur Norm und werden ihre Anwendung auf deren 
befondere Verhältniffe in den Gefeßgebungen diefer 
Staaten finden.’ a 
Dadurch ift ausdrüdlich erklärt, daß die in den 
Grundrecten enthaltenen Principien nur ald Norm der 
Landesgefeßgebung zu betrachten find, und daß ihre 
Geltung erft durch einen Act derfilben ind Leben zu 
rufen ift, in. fo fern der Gegenftand nicht, wie in den 
$$. 133, 137, 143, 183 ausdrüdlich der Neichdgefeh- 
gebung vorbehalten if. Es wird demnächſt die Auf 
abe der Reichsgewalt ($. 51) und ded Neichdgerichtd 
ein, für die Aufrechthaltung der Webereinftimmung zwis 
[hen der Fandesgefeßgebung und auch diefem heile 
der Verfaſſung zu forgen. > 


Das Reichsbürgerrecht. 


Der materielle Inhalt der Grundrechte umfaßt zus 
nächſt das deutſche Neichdbürgerrecht, d. h. den Inbe⸗ 
griff derjenigen Rechte, die einem jeden Angehörigen des 
deutſchen Bundesftaated als folchem in jedem einzelnen 
Staate, auch abgefeben von feinem Rechte ald Staats 
bürger eines folher, zuftehen follen. Die Feftftellung 
des deffallfigen NRechtöverhältniffes ift durch die Natur 
ded Gegenftanded, wie durch die Wirklichkeit des Bes 
dürfniffes, gleichmäßig geboten. Nachdem die einzelnen 
Staaten in ihrem Innern die Rechte und Pflichten der 
Gemeinden in Bezug auf die Angehörigen derfelben ge 
ordnet, ift die Lücke der Gefeßgebung in dem Falle, 
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wenn die Angehörigkeit nicht zwifchen Gemeinden deſ— 
felben Staates, fondern zwiſchen verfchiedenen Staaten 
freitig ift, um defto fühlbarer geworden. Es droht 
die Gefahr, eine Anzahl Heimathlofer fich bilden zu 
ſehen. Berfchiedene Staaten, namentlih Preußen, Sach⸗ 
fen und Hannover und andere, haben gefucht, diefe 
Lücke durch Verträge auszufüllen; allein offenbar genügt 
dad nit. Eben fo nothwendig wird ed fein, allge 
meine Beltimmungen darüber zu ertheilen, in welchen 

ällen die Polizei berechtigt fei, den Aufenthalt an 
irgend einem Orte zu unterfagen. 


Heimathds und Wohn-Berehtigung in den 
Gemeinden der Einzelftaaten. 


Beftimmungen über die Rechte ded einen Staates 
und feiner Angehörigen gegen den anderen gehören in 
dad Gebiet der Neichdgefeßgebung. Diefed Gebiet ift 
ed, welched dem im $. 131, fo wie $. 56, erwähnten 
Heimathsgeſetze zu überweifen iſt. Keinesweges aber 
wird dafjelbe die Heimaths- und Wohnberedhtigungen 
in den einzelnen Gemeinden der Einzelftaaten ordnen 
können; vielmehr muß ihm die Befugniß dazu auds 
drüdlich abgefprochen werten. Daß die Gleichftelun 
des Rechts, welche S. 132 außsfpricht, kei dem dur 
dieſes Geſetz zu ordnenden PVerhältniffe erft durch das 
Gefeg felbft eintreten fünne, bedarf deßhalb eben fo 
wenig der Bemerfung, ald daß ($. 134) die Auswan⸗ 
derungdfreiheit niemals fo zu verftehen fei, als könne 
der Einzelne fih dadurch unbedingt feinen Verpflich⸗ 
tungen gegen den ©taat, namentlih in Bezug auf die 
Wehrpflicht, entziehen; nur derjenige darf ungehindert 
auswandern, der feinen Berpflichtungen genügt bat. 
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Rechte der vormals reihdunmittelbaren 
Fürften Lehndverhältniffe. . 


Nach dieſen Beſtimmungen über dad Reichsbürger⸗ 
recht beſchäftigen die Grundrechte ſich damit, für die 
Rechtsverhältniſſe innerhalb der einzelnen Staaten ge 
wiſſe Grundregeln feitzuftellen.. Diefelben haben den 
Zweck, theild eine gewiffe abftracte Gleichheit der Sms 
dividuen zu begründen, theild befchränfen fie die Thä— 
‚tigkeit des Staates, theild endlich legen fie dem Staate 
gewiffe Verpflichtungen auf. Es ift hierbei zunächſt 
die allgemeine Bemerkung feltzuhalten, daß alle diefe 


Beitimmungen niemals den Kreis der Berechtigung Ded 


Staates überfchreiten fünnen, 
| Es darf bier alfo niemald den Beltimmungen die 
Deutung gegeben werden, als ob durch diefelben Rechts— 
verhältniffe, die auf völferrechtlichen Berträgen beruhen, 
aufgehoben fein Fonnten. Died bezieht ſich zuerft auf 
manche Rechte der vormald reichdunmittelbaren Fürften 
und Herren, welibe durch SS. 135, 165, 168 und 171, 
172 und 174 gefährdet erfibeinen. Es ift nothwendig 
‚gewefen, den F. 135, auf welchen zurüdzufonmen fein 
wird, zu ändern. Im Uebrigen wird ed genügen, über 
haupt die völferrechtlih begründeten Rechte, wie bier 
ausdrücklich -gefhieht vorzubehalten. Zur Befeitigu 
mancher allerdingd nachtheiliger Rechtsverhältniſſe ai 
ein anderer Weg eingefchblagen werden müffen, ald ver 
2 Gefeßgebung, welcher bier nicht zum Ziele führen 
ann. 

Eben fo wenig kann aber jenen Beftimmungen ie 
gend eine Bedeutung gegeben werden, welche in die 
Berhältniffe der Erbmonardie eingriffe, die Würde und 
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politifche Stellung der regierenden Häufer herabſetzte. 
So wie $. 168 bei den Familienfideicommiffen hier eis 
nen ausdrücklichen Vorbehalt macht, ſo muß folcher beim’ 
$. 135 und 174 als fich von felbftverftehend gedacht 
werden‘, wie denn auch der $. 169 die hausgefeßlichen - 
Ordnungen und Berhältniffe da, wo ſolche auf den 
Formen des Lehns beruhen — wie Died. bei den Throns 
lehnen der preußifchen Monarchie der Fall ift — nicht 
alteriren darf si 's'nn an 


Adel, Zitel, Orden. 


Dad Princip. der Rechtögleichheit ift bezüglich des 
Adeld in den Süßen: „Vor dem Gefek gilt fein Uns 
terfchied der Stände”; ‚alle Standesvorrechte find abs 
geſchafft““z „die Deutſchen find: vor dem Geſetze gleich‘‘ 
volftändig gewahrt worden. Zu einer Aufnahme des, 
ferneren Zufaßed der franffurter Aufftelung: „Der; 
Adel. ald. Stand ift aufgehoben‘ lag fein Grund: vor,- 
$..135.. Es mußte diefe Aufnahme um fo mehr untere, 
bleiben, ald nach Anerkennung der obigen. Säße mit 
dem „Worte „Stand’ hier faum noch ein beitimmter: 
Begriff zu verbinden war. Es ſteht nichtd im Wege, 
‚ver Bauernftand, der Handmwerkerftand u. ſ. w. ge⸗ 
beſondere Rechte in Anfpruch nehmen; aud bat; 
ie Berfafiung ſelbſt gewifje Stände nicht nur als ſolche 
zeichnet, ſondern ihnen. ‚auch. befonbere Vorrechte zus; 

annt, wie $. 154 dem Lehrerftande und $. 175 dem; 
Richterſtande. Die Aufhebung. der. nicht. mit einem 
Amte verbundenen Titel ift ald Fleinlih und wirkungs⸗ 
Io8 befeitigt. Weberbied würde jenem Gabe auch die 
gewiß falſche Deutung unterzulegen geweſen fein, - daß. 
auch die afademifchen Grade, der Doetortitel, aufgehor 
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zuläſſig fein fol. Um fo mehr-hat daher diefe md 
tivirte, in ihren Folgen unberechenbare Aenderung des 
bisherigen Strafrechts entfernt und dieſe wichtigfte amd 
ee Frage. einer tiefer eingehenden Gefebgebung, 
wozu $. 61 die Veranlaffung bietet, vorbehalten blei⸗ 
ben müffen. | 2 


Geſetzliche Sicherſtellung der perfönliden 
Freiheit, Unverleplichleit der Wohnung 
ee . Briefgeheimniß. N 
+ Die Grundrechte ſichern den Einzelnen fodann ge 
m gewiffe Hemmungen feiner perfönlichen Freiheit, 
ndem fie $. 136 die Kreiheit der Perfon, $. 138. die 
Unverletlichfeit der Wohnung, F6. 139 und: 140 das 
Geheimniß der Briefe und Papiere ſanctioniren. & 
ift bei diefen in großer und meift zu unmittelbarfter 
Anwendung geeigneter Specialität getroffenen. Beftim 
mungen nichis zu ändern gewefen als die Vorſchrift, 
nach welcher jeder BVerhaftete der -richterlichen Behörde 
übergeben: werden follte. Hier ift der allgemeinere Auf 
dru der zuftändigen Behörde gebraucht, da es nicht 
angemeffen ift, den Richterftand mit dem Bettlers und 
Bagabondentransport zu befaffen; andererfeitd- aber di 
unabhängige ‚Stellung und Competenz der -Gerid 
— F586. 173 bis 180 herbeiführt, genügend ſchüße 
wir A u due — a BT 
Die gefehlihen Beftimmungen über Pre 
freiheit, Petitionds, Berfammlungse ul 
in. Verein srecht. —- —. 1 
.: @8 find. ferner einige. befondere Arten der Thä 
feit de& Individuums gefchüßt, indem F. 148 die Pre 
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freiheit, F. 157 das Petitions- und SS. 159 bid 161 
dad VBerfammlungd- und PVereindrecht ficher ftellen. 

Es ift hier nothwendig erachtet worden, den Kreis 
der Gefebgebung zu erweitern. Bei der Preffe bleibt 
die Genfur audgefchloffen; dagegen feheint ed eine nähere 
Erwägung zu fordern, ob und in wie weit fonftige 
Schutzmittel gegen den Mißbrauch von vorn herein und 
in allen Fällen zurüdzumweifen feien. Eben fo wird 
man dem Staate nicht dad Recht entziehen dürfen, Vers 
fammlungen und Bereine zu illegalen Zmweden zu hin— 
dern. Auch hat dem Mißverftändniffe vorgebeugt wers 
den müffen, als ob eine jede Bereinigung zu Petitionen 
und Beichwerden nothwendig eine erlaubte fei, da folche 
ſehr wohl den Vorwand zu ganz anderen Zweden bies 
ten kann und oft geboten bat. 

Befonders hervorgehoben aber muß es werden, daß 
der $. 161 niemald gebraucht werden. dürfe, um die 
Bande der Zuht und ded Gehorfamd in Heer und 
Flotte zu löfen, und daß dort das Vereins- und Ver⸗ 
fammlungsrecht niemald meitere Anwendung finden 
fonne, als in fo weit die Disciplinarvorfchriften folched 
ausdrücklich zulaffen. “ 


Die Religionsgefellfchaften. 


Die Artikel V. und VI. über Religion und Schule 
mußten in dem Maße, wie fie 'bedingend und bildend 
in dad ganze Staatdleben eingreifen, der erfteften Prüs 
fung unterworfen werden. Das Princip der geiftigen 
Freiheit — wie unvollfommen ſolches auch im $. 152 
der franffurter Aufftelung  ausgedrüdt ift — hat unbes 
dingt geachtet werden follen; wie denn ‚vom rechten 
Glauben an die Wahrheit die Ueberzeugung nicht. zu 


J 
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trennen ift, Daß fie allein ohne äußeren Schuß den Sieg 
zu erringen vermöge. Wenn aber diefed Princip der 
Freiheit übertrieben und zu einer völligen Gleihgültig- 
teit ded Staated gegen das Göttliche herabgemitrdigt 
wird, fo fann einer folcben Audfchreitung feine Folge 
mehr gegeben werden, Der. Staat, welcher in jeiner 
Eidesformel den Glauben an Gott anerkennt, fann. nicht 
in Wahrheit erflären, daß Niemand verpflichtet fei, feine 
religiöfe Ueberzeugung zu offenbaren. Eben fo fol dem 
Begriffe einer territorialen Staatdfirche mit den davon 
abhängigen Vergünftigungen fernerhin feine praktifche 
Bedeutung eingeräumt und die ftaatliche Berechtigung 
des Deutfchen nach feinem Befenntniffe nicht bemeffen 
werden, wie diefem in den 88. 144 und 145 bed Ent- 
wurfs auch. der entfprechende Augdrud gegeben ift. Es 
fonnte dies aber feinedweged zu einer Wiederholung 
des ferneren Satzes der franffurter Aufftelung beredy 
tigen, „daß Feine Neligiondgefelfchaft vor der anderen 
Borrechte durch den Staat genieße. Der Sab würde 
in diefer Kaffung dem Mißverftändniffe Raum laſſen, 
als könne die NRudfiht, welche der Staat bei der Be 
handlung der einzelnen Religiondgefellichaften auf de 
ren befondere Stellung und Berfaffung zu nehmen bat, 
den anderen Religiondgefelfchaften gegenüber, ald ein 
Vorrecht angefehen werden, während die Parität, rich— 
tig verftanden,, darin beruht, daß jede Religiondgefels 
fihaft nach der ihr .eigenthümlichen Einrichtung und dw 
feren Geltung behandelt und beurtheilt wird. Zu Ne 
ligiondgefellfchaften,, welche feinem Grundprineipe ent 
fprechen, wird fih der Staat ftetd in einer anderen 
Lage befinden, ald zu folchen, die daſſelbe vielleicht ge 
rade vernichten. Der Staat kann fodann davon. ab 
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ftehen , Yon Staats wiegen irgend Jemand zu einer. 
firhlichen Handlung zu zwingen; aber er fann ſich 
nicht das Necht beilegen, in die. innere Didciplin der 
Religiondgefellfehaften felbft, hemmend oder auflöfend 
einzugreifen. Hiernach haben die Sg. 142, 145 und 
146 geändert und die beftehenden Religiondgefellfchaften 
au ſchon in factifcher Handhabung der Unverleßlichfeit 
ded Eigenthums im Befib und Genuß ver für ihre Euls 
tus⸗, Unterrichtd- und Wohlthätigkeitszwecke beftimmter 
Anftalten, Stiftungen und Fonds im $. 145 geſchützt 
werden müffen. | Ä 

. Daß die Religiondgefellfchaften gleich jeder andes 
ven bürgerlichen Gemeinfchaft den Gefeben des Staates 
unterworfen find, ift ald feines befonderen Ausdruckes 
bedürftig erfannt und der betreffende Zuſatz des frant« 
furter Entwurfed deßhalb gelöfht worden. Es verfteht 
fih ganz von felbft, daß jede in die äußere Rechtsfphäre 
eintretende Wirkſamkeit der verfchiedenen Religionsge⸗ 
felfchaften, fofern diefelbe vor dem ftaatlichen Forum 
Anerkennung und Berüdfichtigung finden foll, ſich mit 
den allgemeinen Staatögefeßen in Webereinftimmung 
befinden muß. | 


Die Schule. 


Bezüglich der Beitimmungen über die Schule iſt 
des mangelhaften Ausdruds der Lehrfreiheit bereitd im- 
Allgemeinen oben gedacht worden; ed muß aber noch 
befonder8 dem Mißverftändniß entgegen getreten wers 
den, als ob durch den aus der frankffurter Yufftellung 
unverändert herübergenommenen desfallfigen Sat ($.. 
15% der franff. Aufſt., $. 150 ded Entwurfs) dem 
Staate auch dad Mittel genommen ſei, einer deſtruc⸗ 
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tiven verbrecherifchen Lehre, welche ald Wiffenfchaft nie 
anerfannt werden Tann, wirffam zu begegnen. 
F:)% Sodann haben noch zwei Säße. der frankfurter 
Aufftelung in dem Entwurf der verbündeten Regierun⸗ 
en aus überwiegenden Gründen feine Anerkennung 
Anden fönnen. Allerdings wird dem Staante ftet3 über 
Iaffen bleiben müffen, die DOberaufficht des Unterrichtd- 
und Erziehungsweſens durch eigene von ihm ernannte 
Behörden auszuüben. Bon diefen aber die Geiftlichkeit 
principiel aus zuſchlie ßen, bierfür kann kein genü— 
gender Grund gefunden werden. Das Verhältniß, in 
welchem ſich der Volksunterricht zur Zeit in ganz Deutſch⸗ 
land, von etwaigen einzelnen, wenig erheblichen Aus— 
nahmen abgefehen, befindet, wurzelt fell und entſchie⸗ 
den in der Verbindung zwifchen Religion und Erzie 
hung. Diefe Beziehung, welche nicht willführlich en 
ftanden, auch duch das Bemußtfein des deutfchen Vol 
kes feit Sahrhunderten getragen ift, grundfäglich auf 
— hieße mit Zuftänden brechen, die dem Volle 
eilig find, die das religiöfe Leben deffelben fichern und 
augleid dem Staate die feftefte Bürgfchaft einer auf 
- fittlicher Bildung beruhenden Zufunft gewähren. € 
bieße weiter, die Bahn zu Eonflicten zwifchen der Schule 
und den Religions -Gefelfchaften und hierdurch zugleid 
zwifchen diefen und dem Staate eröffnen, die nach ber 
den Seiten verderblich werden fünnen, und zumal. um 
ter den eigenthümlichen Berhältniffen, wie fie in Deutſch— 
land beftehen, vermieden werden müffen. Außerdem 
erfcheint bei den Verhältniffen, die in den meiften land’ 
lichen Gemeinden obwalten, die Durchführung jene 
Ausſchließung praktifh unmöglich, auch für den matt 
riellen Fortbeftand der zahlreichen Volksſchulen, welche 
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aus ihrer Verbindung mit Firchlichen Anftalten dt 
geringe Äußere Vortheile fhöpfen, bedrohlich. Nicht 
minder bedenklich mußten die im $.157 der franffurter 
Aufftelung enthaltenen Grundfäße über die abfolute 
Unentgeltlichfeit de3 Unterricht gefunden werden. Die 
Gemeinden oder etwa felbft den Staat principaliter 
für die gefammten Koften ded Volfdunterrichtd, mits 
bin auch für die Koften des Unterrichtö der bemittels 
ten Staatdbürger, haftbar zu erflären, — das yralti> 
ſche Reſultat des S. 157, — läßt fih vom rechtlichen 
Standpuncte aus in feiner Weife begründen und müßte 
finanziell zu Berlegenheiten führen, die bald unbeſieg— 
bar werden würden. Die fubfidiarifche Verpflichtung 
der Gemeinden, nad Umftänden auch ded Staates, 
die Koften des Unterrichts der Unvermögenden zu bes 
ftreiten, findet überdies ihre natürliche und nothwendi⸗ 
ge Begrängung auf den Bereich ded eigentlichen Volks— 
unterrichts, indem diefer alle diejenigen Kenntniffe und 
Fertigfeiten umfaßt, deren Befib der Staat von jedem 
Staatsbürger ohne allen Unterfchied verlangen muß. 
Ueber dieſen Bereich hinaus hört das Necht des Staas 
tes auf, Anforderungen an die Ausbildung feiner Bürs 
ger zu ftellen, und hiermit auch feine Befugniß, die 
Gemeinden zur Tragung von Koften zu verpflichten. 

Noch ift bier der S. 156 zu erwähnen, deſſen Ins 
halt dahin mißverftanden werden fonnte, als ob folcher 
den Staat hinderte, gewiffe Formen der Berufsausbil⸗ 
dung zur Bedingung der Ausübung ded Berufes zu 
machen. Diefe Befugnig muß die Gefeßgebung jeder 
zeit behalten. 
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168) nach dem Grundſatze der Unverletzlichkeit des Ei— 
genthums zu. ordnen, eine Aufgabe, deren Löſung um 
defto größere Vorficht und Sorgfalt erfordert, je ver⸗ 
fihiedenartiger die Nechtöverhältniffe find, welche ma 
unter jenem Namen zufammen zu faffen pflegte. 
Unter diefen befinden fi) allerdingd manche nady 
theilige, deren neue Entftehung nicht minder gehindett 
werden muß. Dagegen werden die Principien, ‚nad 
denen die Beflimmungen des $. 163 in den Einzeltat 
ten ausgeführt werden, auch entfprechende Vorſchriſte 
über die Erbfolge nothwendig machen; und fo. ‚tik 
auch hier die Aufgabe der Gefeßgebung fein müſſen 
nicht allein zu vernichten, fondern auch Rechtsformen 
zu geben, unter denen zwedmäßige Erbfolgeorbnungen 
auch ferner gefchaffen werden können, wo folches offen 
bar in den Bedürfniffen ded Landes liegt. | 


Suftizpflege | 
Endlich befchäftigen die Grundrechte ſich mit Fr 
men der Staatöverfaffung. Es ift bereits ein Theil 
biefer Formen bei dem Verhältniß der Schule, ein av 
derer, namentlich die Sompetenz der Gerichtsbehörden 
betreffender Theil beim Schuße der perfünlichen Frev 
heit erwähnt. A. 
Was die ss. 172 bi8 181 über das Gerichtäme 
jen enthalten, bedurfte außer einem richtigen AYusprud 
über dad Verhältniß der Militärgerichtöbarfeit ($: 174) 
und über die Beurtheilung politifcher Vergehen d 
Geſchworene ($. 177) noch folgender Bemerkungen. 
Die Beftimmungen über Unabhängigkeit der Gr 
zichtöperfonen, ($. 175): dürfen nimald der Regierung 
Die nothwendige Kraft nehmen, um.die Gerichtäbehörben 
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ſelbſt auf derjenigen Höhe zu halten, welche dad Wohl 
des Ganzen fordert. Die Audgleichung beider Anfors 
derungen, die individueller Anfiht und Wilführ allers 
dings nicht überlaffen werden darf, wird die Landedges 
feßgebung zu bewirfrn haben. Die Beftimmung über 
die Entfcheidung der Sompetenzconflicte (S. 179) fchließt 
die urfprüngliche deutfche Einrichtung, nach welcher die 
Gerichte felbft über ihre Sompetenz zu erfennen haben, 
nicht aud. Auch hier wird die Landesgefeßgebung das 
nöthige ordnen müffen, fo wie ihr denn auch allein zus 
fteht,, den fehr unbeftimmten Begriff. der Verwaltungs 
rechtspflege zu normiren. 

Endlich wird auch durch die Trennung der Strafges 
richtsbarkeit von der Polizei ein Verfahren nicht aus 
geichloffen, in welchem die Polizeibehörde ihren Straf- 
antrag dem Gontravenienten mittheilt und diefem übers 
laffen wird, auf richterlihed Erfenntniß zu provociren. 


Gemeindewefen. 


Die Beftimmungen über dad Gemeindewefen ſtim⸗ 
men mit demjenigen überein, was in Deutichland als 
Bedürfnig anerfannt wird. Eine Beftätigung der Vor⸗ 
fteherwahlen und Eorge für deren Geſchäftstüchtigkeit, 
zumal wo auch Staatdgefchäfte den Gemeindebeamten 
obliegen, ift nicht ausgefchloffen. Daß die Ortspolizei 
den Semeindebehörden überlaffen bleibe, muß allerdings 
die Regel bilden; als unabänderlihe Verfaſſungsnorm 
aber hat ed nicht aufgenommen werden dürfen, da Fälle 
vorfommen, wo die Handhabung der Tocalpolizei (z. 3. 
in einer großen Hauptftadt) auf die Eriftenz des Staw 
tes felbft zu. großen Einfluß. hat, ald daß fie lediwen 
der. Localbehorde überlaffen bleiben dürfte. Es Mmicht 
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Diefes, eben fo. wie die nähere Beftimmung der im zwei⸗ 
ten Abfabe des $. 183 geftatteten Ausnahmen, der Law 
Deögefeßgebung anheimgeitellt. BEER... 
Die Beſtimmung über das. gegenfeitige Verhäͤltniß 
Der Kammern in denjenigen Staaten, wo ein Zweikam— 
merſyſtem befteht, hat der Landesgeſetzgebung überlaf 
fen bleiben müffen, da in der That die Bedeutung eb 
nes einfeitigen Gefeßvorfchlags ziemlich dunkel, eine ein⸗ 
feitige Befchwerde, fo wie eine einfeitige Anklage aber 
mit den Berhältniffen einzelner Landesverfaffungen 
durchaus nicht in Einklang zu bringen ift. 2 

Sn diefem Sinne, von dem verfcehiedenen Landes— 
gefeßgebungen weiter entwidelt und ausgeprägt, werden 
die Grundrechte allerdings mehrfach eine völlig neu 
Geftaltung der Dinge herbeiführen, ohne die. eigentis 
den Grundlagen ded gemeinen Wohls zu gefährden. 


Die Gewähr der Berfaffung 


Die zur Gewähr der Berfaffung in dem Entwurf 
der Nationalverfammlung aufgeftellten Beftimmungen 
Haben zunächft diejenigen Modificationen erfahren mil 
fen, welche durch die veränderte Form der Reichsregie⸗ 
zung und durch die für: die Gültigkeit der Reichsſchlüſſe 
erforderliche Uebereinftimmung der Neichdregierung 
dem Reichstage bedingt find und die daher: einer Ev 
klärung nicht weiter bedürfen, Die übrigen: Aenderun⸗ 
‚gen beichränfen ſich auf die Feftftelung des Rechtszu⸗ 
ſtandes in den Ausnahmefällen des Krieges oder Auf 
ruhrs und des Belagerungszuftanded; Die Nationab 
verſammlung hat. hier das Recht der. Rothwehr de 
Stanted im Principe .anerfannt, ohne demfelben. jeder 
Die Confequenzen zu: laffen, auf die die factiſche Hand⸗ 


‘ 
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habung nicht verzichten kann. Dieſelbe Nothwendigkeit, 
die in Zeiten der Gefahr und für die Dauer derſelben 
die Aufhebung der grundrechtlichen Beſtimmungen über 
Verhaftung, — ————— oder Verſammlungsrecht und 
die Verkündigung des Belagerungszuſtandes in Keftuns 
gen rechtfertigt, kann auch die Aufhehung des gewöhn⸗ 
lichen Gerichtsſtandes und der Preſſe und die Ausdeh— 
nung des Belagerungdzuftanded über den Bereich der 
Feſtungen hinaus, je nach Rage der Umftände, zur ges 
bieterifchen Pflicht. machen. Eben. ſo wird anerfannt 
werden müffen, daß gerade Die Natur folcher Ausnahme⸗ 
eh die Gewißheit ausſchließt, den Neichd> oder 
andtag in einer vorher beftimmten kurzen Frift berus 
fen und ihm in diefer Frift die getroffenen Maßregeln 
zur Genehmigung vorlegen zu fünnen. Was mit Si—⸗ 
cherheit hier allein vollzogen und daher gefeßlich auch 
allein garantirt werden kann, ift die Verpflichtung des 
betreffenden Minifterium3 zu fofortiger Verantwortung 
vor dem verfammelten Neichds oder Tandtage, oder, 
fofern der Reichs- oder Landtag im Augenblid nicht 
verfammelt ift, vor dem erften neu zufammentretenden. 
Daher die modificirte Faſſung des $. 197 der frank 
furter Aufftellung in $. 195 des gegenwärtig dargebo— 
tenen Entwurfs. 

Die Hauptfächlichfte Gewähr der Verfaffung, fo . 
weit diefe durch-Beftimmungen einer Äußeren Gefebge- 
bung überhaupt zu bewirken ift, gibt der $. 194. Es 
bedarf dabei Faum des Zufaßed, daß der hier in Webers. 
einftimmung mit $. 196 ded Entwurfs der Nationals 
verfammlung für Verfaffungsabänderungen feftgeftellte 
Abftimmungsmodus bei dem zunächſt zu berufenden 
Reichdtage, auf dem die Verfaffung ded Reichs nicht 
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abgeändert, fondern durch Vereinbarung mit den Re 
gierungen feftgeftelt werden fol, noch nicht in Anwen 
dung tritt, vielmehr die Beſchlüſſe diefes erften, Tedig 
lich zu diefem Zwede gefeßlich verfammelten Reichätt 

ed in beiden Häufern nach abfoluter Stimmenmeht 
beit der befchlußfähigen Anzahl zu faflen find. D 
näheren Anordnungen, die erſt nach Maßgabe des 
folgenden Beitritt3 der Regierungen zu dem darg 
tenen Verfaffungsentwurf zu beftimmen find, bleil 
dem Einberufungsdecrete vorbehalten. 









Hannoverifcher Entwurf 
| | zur | Ä 
Verfaſſung des veutfchen Meiches 


(unter Beibehaltung der Form der Frank— 
furter Befhlüffe und a preußifhen Ent» 
| wurf). 





Erſter Abfchnitt. 
Das Neid. 


At. 1. 9. 1. Das deutfche Neich befteht aus 
dem Gebiete des biäherigen deutfchen Bundes. $. 2. 
(Unverändert, jedoch am Schluffe in Parenthefe die 
Hinweifung auf S. 3 und $. 101a.) $. 3. Denjeni- 
gen deutfchen Ländern deren gegenwärtig beftehende 
eg mit nichtdeutfchen Ländern die Durch- 
führung diefer Beftimmung unmöglich macht, können 
durch befondere vom Reichstage zu genehmigende Vers 
träge Ausnahmen in Bezug auf gewiffe Gegenftände 
der Reichögewalt zugeftanden werden. Diefe Ausnah⸗ 
men dürfen jedoch niemals die Verpflichtung der deut⸗ 
fen Länder für äußere und innere Sicherheit des 
Reichs — beſchränken. Ein deutſches Land, 
zu deſſen Gunſten dergleichen ae feftgefteht- 
find, Fan bei den audgenommenen Gegenftänden‘ weder 
in der Reichöregierung noch auf dem Reichstage durch 
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feine Bertreter eine entfcheidende Mitwirkung üben. 
(Vergl. Abfehnitt vom Neichdoberhaupt Art, 2. S. 4. 
und Abfchnitt vom Neichdtage Art. 4 $. 101a.) 4 
und 5. Unverändert nach) den franffurter Befchlüffen 
wie im preußifchen vereinbarten Entwurfe. 


Zweiter Abfchnitt. 
Die Reichsgewalt. 4 


Art, 1 bis 14. 9. 6 bis 64. Unverändert wie im 
preußifchen vereinbarten Entmwurfe. 


Dritter Abfehnitt. 
Das Reichsoberhaupt. 


Art. 1. ($. 65 bis 67 des vereinbarten preußi⸗ 
[hen Entwurfs.) . $. 1. (65.) Die Regierung beß 
Reichs befteht unter dem beftändigen Präſidium (Bor 
ftande) des Kaiferd von Oeſterreich und des Könige 
von Preußen aus einem von fämmtlichen Regierungen 
der  deutfchen Einzelftaaten ‚erwählten NReichdrathe von 
fünf. verantwortlihen Mitgliedern. $. 2. .(66.) So 
lange Defterreich durch feine inneren Verhältniſſe bes” 
hindert ift die jet vereinbarte Verfaffung in feinen‘ 
deutſchen Bundesländern vollftändig zur Anwendung” 
zu bringen, ruhen deffen Präfidialrechte. Daffelbe fine‘ 
det in’ allen denjenigen Fällen ftatt wo Defterreich ber 
hindert ift an den Anftalten des Reich theilzunehmen 
oder Neichöbefchlüffe unter Zuftimmung des Reichstags 
in feinen Bundesländern auszuführen. Bis dahin und 
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infoweit . iſt der: König von Preußen allein Borftand 
des Neichd. (Vergl. Abfchnitt 1. $. 3.) S. 3. (67.) 
Die Reichsvorſtände können fich zeitweilig durch einen 
voljährigen Prinzen . ihred Hauſes vertreten laſſen. 
$. 4. (Zufab.) Die Wahl der Mitglieder des Neichd« 
raths gefchieht dergeftalt-daß die üfterreichifche und die 
preußifche Regierung jede ein Mitglied ernennt; das: 
dritte Mitglied wird von Bayern, dag vierte von Sache 
fen, Hannover und Württemberg nad) Stimmenmehr- 
beit, dad fünfte von allen übrigen deutfchen Regierun—⸗ 
gen ebenfald nah Stimmenmehrheit ernannt, wobei 
dad Stimmrecht nach der Stimmenzahl im Staatens 
baufe bemefjen wird.  (Mopdificationen bleiben vorbes- 
halten.) $. 5. (Zuſatz.) Die Mitglieder des Reichs⸗ 
raths müflen Angehörige eines deutichen Bundeslandes’ 
fein, ein :höhered Staatsamt - (oder Militärcommande) 
befleivet Haben, und können nicht Mitglieder des Neichds 
tags ſein. (Vergl. S....) 6. 6. (Zufab.) Sie beis 
hen Reichsräthe und beziehen einen Gehalt vom Reiche, 
Tr (Zufog.). Mit der Würde eined Reichsvorſtands 
iſt ein Einkommen nicht verbunden. Art. 2. ($. 68. 
bis 70 des ‚vereinbarten preußifchen Entwurfs.) $. 1. 
($.768.) Wenn beide Reichsvorſtände oder einer von 
ihnen, .beziehungsweife ihre Stellvertreter, am Site der. 
Reihsregierung anmefend find, fo müffen die von ihnen: 
zu aumnterzeichnenden Befchlüffe und Handlungen der 
Reichsregierung durch die Gegenzeichnung von wenigſtens 
einem der Reichsräthe legalifirt werden. $. 2. ($. 69.) 
In Abmwefenheit der. Reichövorftände oder ihrer Stelle 
vertreter werben die Verfügungen der Reichdregierung 
und die Reichsgeſetze vom Reichsrath allein erlaffen.- 
Nur bei Kriegserklärungen und Friedensſchlüſſen iſt 
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die perfönliche Mitwirkung des Reichsvorſtandes mer 
läßlich. S. 3. ($. 70.) Die Reichövorftände find mE 
verleßlich und unverantwortlich für ihre Perfon. 

repräfentiren Deutſchland in feiner Einheit. $. 4 SW 
faß, conf. $. 77 des preußifchen vereinbarten Entwurf) 
Die Reichsräthe bilden ein Collegium (Reichsrath) Mr 
welchem jedes Mitglied gleiche Berechtigung hat. SE 
beftimmen die Vertheilung der Gefchäfte unter fi, m 
jeded Mitglied kann in dem ihm zugetheilten Geſchäſt— 
freife felbftändig verfügen. Der von Defterreidh Br 
nannte Reichsrathb kann bei Gegenftänden, rückſichtli 
deren nach Abfchnitt 1. 8. 3 dem üfterreichifchen Landen 
Ausnahmen zugeftanden werden möchten, weder Die Mile 
mittelbare Gefchäftsführung übernehmen noch eine ne 
fcheidende Stimme abgeben. Snitructionen von SM 
ten der wählenden Regierungen bürfen den Mitgliedent 
des Reichsraths nicht ertheilt werden. $. 5. Guſa 
Die Reichgräthe find für jede Negierungshandlung ME 
ihrer Gefammtheit fowohl als jeder einzelne in fl 
nem Gefchäftöfreife den deutfchen Regierungen umd 
Keichdtage verantwortlih. S. 6. CZufab.) Alle Ar 
gierungshandlungen ded Neichdrath3 bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Unterzeichnung wenigftend eines — 
Reichsräthe. $. 7. (Zuſatz.) Der Sitz des Reh“ 
raths iſt ee eh s . ld 
E3 kann derfelde aber duch den Befchluß des Neid 
raths an jeden anderen Drt innerhalb des deutſche 
Bundesftaats verlegt werden, Art. 3. (K. 71 bi 82 
des preußifchen vereinbarten Entwurfd.) $. 1. ($. 71) 
Der Reichsrath übt Die völferrechtliche Berttetung N. 8 
w. wie S. 71 ded preußifchen Entwurfd. 52. ($. 72) 
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Der Reichsvorſtand ‚erklärt Krieg und fchließt Krieden 
nad den Befchlüffen ded Reichsraths. $. 3. ($. 73.) 
Der Reichdrath fchließt: die Bundniffe ze. wie S. 73 des 
preußifcben Entwurfd. $. 4. ($. 74.) Der Reichdrath 
nimmt Kenntnif: vom den von den Einzelftadten. abzus 
ſchließenden Verträgen und ertheilt denfelben geeignetens: 
falls feine Beftätigung. (Vergl. Abfchnitt 2. S. 9I - 
$. 5. ($. 75.) Der Reichdrath beruft und fchließt den 

Reichdtag; er: hat dad Recht dad Volkshaus aufs 
zulofen. $. 6. (6. 76.) Der Reichsrath hat das Recht: 
des Geſetzvorſchlags u. f. w. (wie $. 80 der Frankfur⸗ 
ter :Berfaffung). $ 7. ($. 79.) Das Recht der Bes: 
gnadigung und Strafmilderung in Straffachen welche 
zur Zuftänbigfeit des Reichsgerichts gehören, haben die: 
Reichsvorſtände nach Anhörung des Gutachtend des; 
Reichsraths. Zu Gunften eined wegen feiner Amtds 
hbandlungen : verurtheilten Reichsraths kann das Recht 
der Begnadigung und Strafmilderung nur dann auda 
geübt werden wenn dasjenige: Haus von welchem vie: 
Anklage ausgegangen ift, darauf anträgt. $. 8. (6. 80.) 
Dem Reichsrathe liegt die Wahrung des Reichsfriedens 
ob, und er hat die dazu nöthigen Sicherheitsmaßregeln 
zıw ergreifen. und zu verantworten. $. 9.’ ($:-8E.): Der‘ 
Reichgrath Hat die Verfiigung über die bewaffnete Macht. 
9.10. ($. 82.) Ueberhaupt hat der Reichsrath die Re⸗ 
gierungdgewalt in allen. Angelegenheiten des‘ Reichs 
nach Maßgabe der Reichsverfaſſung. Ihm ri 
dieſer Gewalt: ftehen diejenigen Rechte und Befugniffe: 
zu welche in der Neichöverfaffung der Reichsgewalt beis: 
gelegt und dem NReichdtage nichtiizugemiefen find. 
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Vierter Abſchnitt. 
Der Reichstag. 


Art. 1. ($. 83 des preußiſchen vereinbarten Ent⸗ 


wurfs.) Unverändert wie die franffurter Beſchlüſſe. 
Art. 2. ($. 84 bis 90 des preußifchen Entwurfs.) $. 
84. Umverändert. $. S5. Die franffurter Beſchlüſſe 
($. 87) unverändert. $. 86 bis 90. Unverändert wie 
im preußifchen vereinbarten Entwurfe. Art. 3 und 4 
$. 91 bid 95. Unverändert wie im preußifchen vereins 
barten Entwurfe. Art. 5. $. 96. Unverändert wie im 
preußifchen Entwurfe. $. 97 (des preußifchen verein 
barten Entwurfd). Dad Recht des Geſetzvorſchlages, 
der Befchwerde, der Adreffe und der Erhebung von 
Thatfachen, fowie der Anklage der Reichsräthe fteht 
jedem Haufe zu. $. 98 Cded preußifchen vereinbarten 
Entwurfd). Ein Reichsbeſchluß (Reichsgeſetz) kann nur 
durch die Uebereinſtimmung beider Häuſer einerſeits, 
ſowie des Reichsraths andrerſeits gültig zu Stande 
kommen. Zu einem Reichstagsbeſchluſſe gehört die 
Uebereinſtimmung beider Häuſer. $. 99, 100 und 101. 
Unverändert wie im vereinbarten preußifchen Entwurfe. 
F. 101a (Zufaß.) Bei Gegenfländen in Anfehung der 
ren einem mit nichtdeutfchen Landen verbundenen deut—⸗ 
erg Lande nad) S. 3 eine Ausnahme zugeftanden if, 
ebt den Abgeordneten diefer Länder frei fich der Theil 
nahme an der Abftimmung zu enthalten. Außerdem 
ftebt jedem Abgeordneten die Befugniß zu, namentliche 
Abftimmung zu verlangen. In diefem Kalle zählen 
nur die Stimmen der Abgeordneten aus denjenigen 
Ländern für welche Feine Ausnahme flattfindet. Art. 
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6, 7 und 8. $. 10% bi 118. Unverändert wie im 
preußifchen vereinbarten Entwurfe. Art. 9. 9 119, 
Die Reichsräthe haben das Recht felbit oder durch von 
ihnen ernannte Sommiffarien den Verhandlungen beider. 
Häufer des Neichdtags beizumohnen und jederzeit von 
demfelben gehört zu werden. $. 120. Die Reichdräthe 
haben die Berpflihtung auf Verlangen eined der Häus 
fer des Reichsſstags felbit oder durch die ernannten Com⸗ 
miffarien im Haufe zu erfheinen und Auskunft zu ers 
theilen, oder den Grund anzugeben weßbalb Diefelbe 
nicht ertheilt werden fönne. $. 121. Die Reicheräthe 
fonnen nicht Mitglieder ded Neichdtagd fein. $. 122. 
Unverändert wie im vereinbarten preußifchen Entwurfe. 


Fünfter Abſchnitt. 
Das Neihdgeridt 
Art. 1. $. 123 bis 127. Unverändert wie im 
vereinbarten preußifchen Entwurfe mit der einzigen Mo- 


dification daß es $. 124 sub i ftatt Reichaminifter, 
Reichsräthe beißen wurde. | 


Sechſter Abfchnitt. \ 
Die Grundrechte des deutſchen Volks. 


Art. 1. bis 14. $. 128 bis 187. Unverändert 
wie im vereinbarten preußifchen Entwurf. 


8 * 
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| -Siebenter Abſchuitt 
Die Gewähr der Verfaffung 


Art. 1. F. 188. Die Neichdräthe haben beim An 
tritte ihres Amts folgenden Eid zu leiften: „Ich [mot 
das Neich und die Rechte des deutfchen Voikes zu ſchi— 
men, die Reichsverfaffung. aufrecht zu erhalten und fi 
gewiffenhaft zu vollziehen. So wahr mir Gott helfe” 
Diefer Eid wird bei der erften Einfeßung der Reih% 
regierung und Einführung viefer Verfaffung vor de 
zu. einer Sitzung vereinigten beiden Häufern des Reid 
tage8 abgelegt, bei Fünftigen Wechfeln in der Perfin 
der einzelnen Reichsräthe gefchieht die Eidedleiftung PU 
verfammeltem Reichsrathe, und wird die” darüber Auf 
zunehmende Urkunde dem nächften Neichdtage übergeben. 
$. 189. Unverändert wie im preußifchen vereinbarte 
Entwurfe. $. 190 fällt: aus. $. 191. Unveränden 
wie im preufifchen vereinbarten Gntwurfe. Art. % 
$. 192 bis 193. Unverändert wie im preußifchen Yer 
einbarten Sntwurfe Art. 3. $. 194. Abänderungen 
in der Reichdverfaffung fonnen nur durch den Befhli 
beider Häufer und mit Zuftimmung des Neichaober 
haupts erfolgen. Zu einem folchen Befchluffe bedatl 
e3 in jedem der beiden Häufer 1) der Anwefenheit von 
wenigftend zwei Dritteln der Mitglieder; 2) zweier 
Adftimmungen, zwifchen welchen ein Zeitraum von Wk 
nigftend 8 Tagen liegen muß; 3) einer Stimmenmehr 
heit von wenigſtens drei Vierteln der anmwefenden Mil 
glieder bei jeder der beiden Abflimmungen. Art. IV. 
$. 195. Wie im vereinbarten preußifchen Entwurſt, 
mit Verwandlung der Worte: 2) „das Minifterkum 
des Reichs“ in „der Reichsrath.“ 





Hannoperiſche Denuſchrift 


über 


die Verfaſſung des deutſchen Reichs. 





Die Unterzeichneten Haben es für ihre Pflicht gehal⸗ 
ten, dem von der königl. preußifchen Regierung aufges 
Relten Grundgedanken für die fünftige Geftaltung der 
deutfchen Verfaffung nicht entgegenzutreten. Ste haben 
fih dabei von der Anficht leiten laffen, daß im gegen» 
wartigen Augenblick gemeinfchaftliched Handeln derjeni⸗ 
gen Regierungen, welche den Befchlüffen der Nationals 
verfammlung fich nicht unterworfen haben, das Noth- 
wendigfte und die erfle Bedingung zur Rettung Deutfch- 
lands fei. Allein eben fo wenig haben fie verfannt, 
daß jene Grundgedanken dem Bedürfniß nur unvollftäns 
dig entfprechen. Sie haben ihrer Regierung deßhalb 
vorbehalten, bei fchließlicher Feſtſtellung der Verfaſſung 
Deutſchlands ihren eigenen Anfichten Folge zu geben, 
und halten es für ihre Pflicht, diefelben offen darzules 
gen, Sie wollen bier nicht darauf zunächft zurüdgeben, _ 
daß in der Grundform der Berfaffung, in der Bildung 
eined Neichdtaged aud Staaten» und Volkshaus, 

Bedürfniß vorgegriffen zu fein fcheint. Dieſes 
berlangte zumächft nur ein Band, welches die Volks— 
bertretung der einzelnen Staaten ähnlich umfchlofien 
hätte, wie der Bundedtag die Fürften einigte, und ein 
vundesgericht. Durch beide wäre dem Recht ded Volts, 
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gegenüber den Sntereffen der Regierungen, Geltung ver 
jhafft, der fonderbeitlichen Gefeßgebung fv vieler einzeb 
ner Staaten ein Gegengewicht gegeben und der einjek 
nen Sefeßgebung jene gehäffige Nebenbeveutung genom: 
men, welche in drei Sahrzehnten die Bundesgefeßgebung 
belaftet. Es wäre die Bahn zu allmäliger Entwide 
lung gevffnet, damit aber um fo Größeres erreicht g% 
weſen, je rafcher in dieſem Wege zur Wiederherftellug 
fefter Berfaffung zu gelangen und dem verderbliden 
Wahn von der Allmachıt einer fonftituirenden Verſamm 
lung zu begegnen war, und je unbedingter ed anerkannt 
werden muß, daß die Schwierigkeit deutfcher Staalk 
verhältniffe auf feinem andern Wege beilfame Lofung 
verſpricht, als wenn man jeded einmal gemonnene 
Punktes ſich klar bewußt wird, denfelben forgfältig fell 
hält und von da ab weiter fihreitet. Allein eben I 
wenig haben fie ed verfannt, daß, nachdem ein vol 
Jahr hindurch, dur die Arbeiten der allgemeinfte A 

fung genießenden Gelehrten, durch die Berathungen t 
ner von nie gefannter Volksgunſt getragenen Berfamm 
lung, durch alle bi8 dahin ungewohnte und deßhalb um 
jo ſtärkere Agitation freier Preffe, freier Volfdverfamms 
lungen und eined wohlorganifirten Bereinsfyftems die 
öffentlihe Meinung einmal in die Bahn jener Verſe— 
ſungsformen bineingedrängt worden, die Regierungen 
ihre Kräfte fehr überfchäßt haben würden, wenn fie & 
für möglich gehalten hätten, jenem Strom durch ihre 
. alleinige Autorität eine andere Richtung zu geben. Bit 
mußten denfelben als etwad Gegebened anerkennen; 
fie fonnten fein Bett regeln und ordnen, fie Eonnten zer 
ftorender Ueberftrömung vorbauen und ihn zum Segi 
des Landes benügen; aber fie fonnten das Rinnfal, in 
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welche3 ibn die Ereigniffe einmal gewiefen hatten, nicht 
plöglich verändern. Je mehr aber Diefed zugeftanden 
wurde, um fo entfchiedener mußte der Grundgedanke 
feftgehalten werden, daß die neue Verfaſſung Deutfchs 
lands fein Mittel zur Trennung ded Zuſammengehöri⸗ 
gen werden dürfe. Die deutfche Bewegung ift im Nas 
men der Einheit und Kraft, fomie des Rechtsſchutzes 
gegen einfeitige Negierungdgewalt begonnen. Sollte 
diefelbe in Spaltung und Schwäche, fowie in demofras 
tifche Willkührherrſchaft endigen, fo würde fie nur einen 
traurigen Beweis von der Schwäche der Führer jener 
Bewegung, von der Unreife ded Volfed und von der 
unmiderftehlichen Stärfe politifiber Leidenfchaften, wenn 
folche in einer großen, durch fein Geſetz ſich befchränft 
achtenden Berfammlung ein breited Feld für ihre Ent- 
widlungen gefunden haben, liefern. Die Unterzeichnes 
ten koͤnnen ſich nicht berufen achten, einer folchen Rich— 
tung zu dienen. Gie halten an dem Grundgedanfen 
der Einheit, durch Eintracht und Kraft durch Recht uns 
wandelbar feft, und von diefem ausgehend, müſſen fie 
ed als den Grundfehler jenes Verfaſſungsentwurfes bes 
zeichnen, daß derfelbe für Defterreich feinen Raum hat; 
daß er urfprünglih für Deiterreich eine Geitenftellung 
vorausfeßt, welde weder Defterreich noch Deutfchland 
zufagen kann, und daß, nachdem diefer Theil des Plans 
fih als unausführbar fofort erwiefen, ihm in der That 
jede Haltbarkeit mangelt. Fragt man nach der Einheit, 
fo fehlt Defterreich, alfo der Stützpunkt für Süddeutfch- 
land, die Alpen, fein natürlicher Audgangspunft nad) 
Süden und Dften, die Donau und Trieſt, fein Vers 
theidiger gegen Oſten und Welten, Bayern und Frans 
ten zwifchen zwei Foloffalen FSeftungen, den Alpen und 
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Böhmen, wie eingeklemmt; Notddeutſchland gegen Sũ⸗ 
den und Südweſten ohne Vertheidigung, gegen 
often völlig geöffnet, durch die von Böhmen beherrſchte 
Elbe in zwei Theile gefpalten, ein durchaus fchwadhes 
Gebiet, ein Spielball für die Nachbarn — Dad würde 
auf diefe Weile aud Deutſchland gefchaffen. Nationg⸗ 
Yität und Gefchichte deuten auch hier auf eine Natüt- 
nothwendigfeit anderer Art. Sobald man fie verläßt, 
geräth man in ein wilführliches und bedentungstofes 
Machen. Fragt man wiederum nad) der Kraft, fo w 
außer der im Dbigen liegenden Antwort, foweit von 
innerer Kraft die Rede, auf die projeftirte Theilung 
der legislativen und erefutiven Gewalt zwifchen Reichs⸗ 
vorftand und Fürftenfollegium binzumeifen fein. Daß 
die Theorie, welche früher in einer ſolchen Xheilung den 
Vorzug der englifhen Verfaffung zu finden glaubte, 
eine irrige fei, braucht nicht audgeführt zu werden. Uns» 
verfennbar ift auch bier unter der legislativen Gewalt 
etwas Andered und Mehrered gedacht, als die bloße 
Theilnahbme an Demjenigen, wad dem künftigen 











Neichdtage vorbehalten if. Die Abficht des durch 
ein Gerechtigfeitägefühl gegen die Einzelftaaten einge 


gebenen Gedankens ift eine loyale.. Wo aber die rich- 


tige Grenze jener Legislative zu ziehen fein wird, das 


fann nur die Erfahrung lehren. Notwendig muß bier 
noch ein Kampf ’entftehen, in welchem entweder das 
Kürftenfollegium unterliegen, :oder die Erefutiogewalt 


fih gänzlich lähmen und fich felbft die Entfoheidung | 


darüber beifegen wird. Bis diefe Entwidlung entſchie— 
‘den fein wird, und Dad kann lange dauern, fcheint 
auf Kraft der Regierung nicht gerechnet 'werden zu dür⸗ 
fen. Um diefen Preid würde denn nun Deutfchlard 
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‚eine Regierungsform erhalten, welche nichts mit Sis 
cherheit verfpräche, ald den Ausſchluß Deiterreiche. 
Denn Dad wird ded Beweifed nicht bedürfen, daß 
Defterreich Feine Beranlaffung finden Tann, feinen Vor⸗ 
fit am Bundestag, ein fehr wefentliched Recht, aufzu- 
‚geben, um die zweite Stelle im Fürftenfollegium einzus 
nehmen. Allerdings würde, wenn died gefchehen konnte, 
fih die Wage in dem oben erwähnten Streit fehr be- 
deutend auf die Seite eben dieſes Fürſtenkollegiums 
neigen. Der Erfolg würde aber auch dann fein ande 
ver fein, ald daß die entworfene Verfaffung, fo lange 
fie etwa noch fortdauern möchte, eine Erneuerung des 
Todeskampfes ergäbe, in welchem die alte Reichövers 
faffung untergegangen if. Die Erefutivgewalt einem 
ftärkeren Fürftenfollegium gegenüber würde ſchwerlich 
im Reichstag das Mittel finden, jenes zu überwinden, 
denn das Kürftenfollesium, auf die bloße Berneinung 
bingewiefen, würde viel leichter die Mehrheit der Bers 
ſammlung "gewinnen, da ed feiner Natur nach die Par⸗ 
ttfularintereffen vertreten würde, da dieſe faft nothwen- 
dig mit der Thätigfeit einer: Gefammtregierung in Streit 
gerathen und fo die volle’ Gunſt der Oppofition im 
Volke für ſich gewinnen würden. Nicht zu gedenken, 
welch große Mittel des Einfluffed Den Landesregieruns 
gen, und wel geringe der Reichöregierung zuftehen, 
und daß man Fehr fehlareifen würde, wenn man der 
gegenwärtigen 'unitarifchen Vollsſtimmung eine fichere 
Dauer beimeffen wollte Erzeugt durh den Unwillen 
und das Mißtrauen, welches die Einzelregierungen auf 
fich geladen, und. getragen durch dad dem vofigften Spiele 
der Phantafie freien Raum gewährende Nichtvorhan⸗ 
denfein eben; diefer Neichdgewalt, muß diefe Stimmung 
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nothwendig eine andere werden, ſobald die —— 
rungen, die Lehre des Jahres 1848 benutzend, die 6 
müther verſöhnen und die Reichsregierung den gläw 
enden Woltenhöhen der Poefie entrüdt und in .die! 
arte, vielfach verleßende und ftörende Wirklichkeit dei 
Lebens übertragen wird. Man laffe doch nur erft fühl. 
bar werden, daß 3. B. die Neichöregierung eine Ber 
mehrung der Heeredlaft zur Folge haben wird, ftatt DE) 
eträumten Erleichterung; die Wirkung wird bald Hat: 
ein. Unvermeidlich muß man demnad auf die Geitak 
tung der. Reichäregierung zurudfommen und bier dab 
Ziel wahrer Einheit Deutſchland's, alfo einer Verfaffung: 
welche Defterreih mit einfchließen würde, fefthalte. 
Damit wird freilich unverfennbar die Ueberwindu 
einer großen Schwierigkeit gefordert. Denn ganz M 
green von dem leidenfchaftlichen Gerede, welches: 
aufe des lebten Sahres viele -Gemüther einer Tri 
nung zugeneigt, abgefehen von dem gerechten Unmwilli: 
den die Einwirfung der Metternich’fchen mit Oeſterte 
vielfach identifizirten Politik in Deutfchland erwedt HA. 
find manche Gründe vorhanden, weldhe eine ſolche 
nigung wirklich erfchweren. A. 
Seit Defterreih in der deutfchen Kaiferwürde DM, 
. alten Schwerpunft feiner Monarchie verloren, feitik 
‚durch geographifche Abrundung fich von Deutfchland DW, 
nahe gefchieden hat, ift ihm unverkennbar die Aufgal 
geftellt, Tag durch den Gang der Gefchichte und DM 
@inwirfung eben jener Kaiferfrone wunderbar gem, 
zufammengebrachte Agglomerat verfchiedener Staa 
und Nationalitäten auch. durch ein geiftiged Band— 
vereinigen. Die Zablenverhältniffe find der deutſch 


Nationalität zu ungünftig, ala daß die deutfche ni, 


| 
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tung durch eigene Schwere unbedingt überwiegen könnte. 
Es fommt hinzu, daß zwifchen Defterreih und Deutſch⸗ 
land feit faft 300 Sahren eine geiftige Grenzfcheidung 
entftanden und in den letzten Sahrzehnten noch fchärfer 
ald zuvor entmwidelt if. Eben was Deutfchland zufam- 
mengehalten hat, der freie geiftige Verkehr, die Ges 
meinfchaft feiner Univerfitäten, die eigenthümliche Vers 
bindung feined Buchhandeld und feiner Literatur, das 
bat Defterreich gegenüber gemangelt. Dadurh und 
durch fein abgefchloffened Handels- und Gemwerbewefen, 
felbft durch die eigenthümliche Entwidelung feines Geld; 
weſens, iſt Defterreich noch mehr von Deutfchland ges 
jondert, ald durch den eigenthümlichen Gang feiner ins 
nern und äußern Politik, welcher ihm die Gemüther 
fo fehr entfremdet hat. Betrachten wir aber nicht blos 
Reutfch» Defterreich, fondern zugleich Ungarn und Gas 
Isien, ja felbft theilweife au Böhmen, fo ergibt fi) 
wugleich eine fo verſchiedene Kulturftufe, daß ſchon def- 
bald eine volle Gemeinfhaft kaum zu denken -ift. Läns 
fr, in denen der größte Theil der Landbauer durch) 
inglüdlihe NRechtöverhältniffe auf der tiefften Stufe 
48 Lebensgenuſſes, deren Anbau in der dadurch noth- 
Rendig bedingten Mangelbaftigfeit gehalten wird, nes 
fin fo entwidelten Gegenden und Völkern, wie das 
dal der Donau in Niederöfterreich oder die Lombardei 
darbieten, werden ſchwerlich nach gleichen Grundfäs 
unter einander oder auch Deutfchland gegenüber ‚zu 
andeln fein. Bid dahin war die Entwidelung 
tterreichd eine durchaus provinzielle. Defterreich, 
ohmen, Ungarn, Galizien, Stalien bildeten vollig in 
abgefchlofjene Verfaſſungskreiſe. Man durfte um 
mehr glauben, daß.die Regierung auf dieſem Befte- 
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‚benben weiter fortbauen werde, ald einerſeits die Na⸗ 
tur — ſchon wegen der Sprachverfchtedenheit — af 
diefe Bahn nothwendig zu führen ſchien, andrerſeits 
die Auflöfung jener alten Verbände, zumal indem mä 
tigften jener Länder, in Ungarn, mit Sicherheit fehr 
erbitterten Widerftand vorberfeben Tief. Diefe Voraus⸗ 
feßung einer provinziellen Berfaffung, bei welcher. Die 
Negierung — allenfald unter Mitwirkung ftändifcher 
Ausſchüſſe — die Einheit noch ferner vertreten hätte 
und welche vie Theilnahme Deutſch-Oeſterreichs ati 
‚ber deutſchen Berfaffung wefentlih erleichtert haben 
würde, ift aber nicht in Erfüllung gegangen. Durch 
die Berfalfung von Kremfier hat ein völliger Einheits⸗ 
-ftaat entftehen follen. Die Provinzialverfammlungen 
werden nur noch untergeordnete Kommunalgefchäfte zu 
beforgen haben, während die Grundfäße der Regierung 
von einer Berfammlung abhängen würden, deren ° | 
glieder durch Nationalität und fonftige Verhältniſſe ſo 
‚vielfach gefchieden find. So ſcheint eine völlige Gleich⸗ 
ftellung der deutfch- öfterreichifchen Provinzen mit dem 
übrigen Deutfchland, ohne Ausſcheiden aus jener Ver⸗ 
fafjung, unausführbar zu fein, oder dahin führen gu 
müffen, daß Deutfchland fich gänzlich einer ihm viel 
leicht völlig fremden Politif bequeme, welche für die 
Bukowina oder Dalmatien fehr angemeffen fein Farin, 
welche aber 3. B. für Die deutfchen Nordfeefüften ober 
die Rheinufer durchaus unhaltbar fein müßte. Zu Die 
fen in der Befchaffenheit Defterreichd begründeten Schwie⸗ 
rigkeiten kommen noch andere, welche in feiner Stellung 
zu Deutichland ihren Grund finden. Es iſt Dieß be— 
ſonders Der Dualismus, welcher bier feit der Entwide- 
lung der preußifchen Macht hervorgetreten und vor Als 
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lem: geeignet iſt; eine entſchiedene Politik zur verhin⸗ 
dern. Dieß iſt um. fo bedeutender, je mehr Anknü⸗ 
pfungspuncte für einen ſolchen Dualismus fih in 
Deutſchland finden. Katholizismus und Proteſtantis⸗ 
mus, Süd⸗ und Norddeutſchland, Freihandels⸗ und 
Schuzzollſyſtem, Alles wirkt hier in gleicher hi 
Dad: feit dem: Ende ded vorigen Sahrhundertd mehrmals 
zur Sprache gefommene Syftem ‚der Mainlinie, an 
welcher fih Süd» und Norddeutfchland ſcheiden würden, 
fheint bier. faft den nothwendigen: Ausgangspunct für- 
einen. jeden Verſuch zu bieten, Defterreich. und Preus 
Ben in Einem Bundesſtaate zu vereinigen. Zwar bat“ 
Defterreich felbft eben ſo wenig die Nothwendigkeit feir 
ner Ausſcheidung als die. Konfequenz einer folchen Theis: 
tung anerkannt. Es ift der. Anfiht, daß die Verfafs 
ſung von Kremſier einer Theilnahme ſeiner deutſchen 
Erblande an der deutſchen Verfaſſung nicht im Wege 
ſtehe; es hat Erbietungen gemacht, mit Deutſchland 
ſogar in Ein Zollſyſtem einzugehen; es behauptet nur: 
ein gemeinſames Volkshaus und eine gemeinſame Le⸗ 
gislation ſei unſtatthaft. Es darf zugegeben werden, 
daß das Volkshaus keineswegs conditio sine qua non 
der deutſchen Bundesſtaatsverfaſſung ſei. Andererſeits 
wird man öſterreichiſcherſeits ſich einer Legislation über 
gewiſſe dem Bund angehörige Gegenſtände (z. Bi- das 
Zolweſen), wenn man überall einen Bund will, ſich 
weder entziehen koöͤnnen noch. wollen. Eine allgemeis 
ne legislative Befugniß aber: wird dem Bund. überhaupt: 
sicht zugeſchrieben werden. können, wie denn: auch der 
—— $. 63) entfernt iſt. Einigung wäre alſo kei⸗ 
neswegs undenkbar. Allein ein viel ſchwereres Hinder⸗ 
niß ſcheint ſich in denjenigen Anſichten und Planen 
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darzubieten, welche in Deſterreich wirklich gehegt wer⸗ 
den. Deſterreichiſche Staatsmanner machen nit ſelten 
Aeußerungen, welche nur in gänzlicher Unkenntniß 


deutſcher Zuſtände eine Erklärung finden zu können 


ſcheinen. Ein konſequenter Widerſpruch gegen Alles; 


was man dort Revolution nennt, wird noch für genü— 
gend gehalten, um die Gefahren zu befeitigen. . In eis 
nem. fo durchaus ariftofratifch Fonftruirten Lande, wie 
Defterreich es ift, erfcheint. aber auch Mancdhed ale Mes 
volution, was in den von Alters her mehr auf gemeis 
ne Freiheit gegründeten deutfchen Ländern nur altber 
fommliches Recht ift, oder höchſtens als fonfequente, ru—⸗ 
bige Entwidlung der Zuftände nothwendig eintritt; 


Umgekehrt fchlägt man. öfterreichifcherfeitd Meittel.vor, 


welche ebenfo wenig geeignet fein dürften, in Deutfch 
land Beifall zu finden. Cine Kreideintheilung, welche 
die minder mächtigen Bundesländer mit mächtigeren in 


- einen Zufammenhang bringen, ihnen die —— 
ts 


Bildung ihrer Militärmacht- entziehen, fie gemeinfcha 


lihen Ständeverfammlungen unterordnen fol, wird 
fiber Niemand befriedigen. Sie hat die Nachtheile Der 


Zentralifirung ohne deren Bortheile; fie. dehnt das Wers 
hältniß der Mediatifirung in demfelben Moment aus, 


wo der tiefe politifhe Schaden, den diefed. Verfahren 
angerichtet, auf das Schärffte an den Tag tritt; -fie | 


vereinigt geradezu die widerftrebendften Elemente; denn 


Das iſt unbeftreitbar, daß die Kleinen Länder ed überall 


porziehen würden, ‚Preußen völlig anzugehören, als 
einem mittelmächtigen, Nachbar, der in der Regel ſeit 


langer Zeit Gegenſtand ihrer Eiferfucht gewefen iſt— 
Will man aber gar die Abgeordneten diefer Kreife vom . 


2— 3 Milionen..in Einem. Staatenhaufe mit den 4b: 
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ei des öfterreichifchen Kaiferftaates von 35 Mil 
jinen, oder Preußens mit 16 Millionen vereinigen, 
(0 liegt darin eine noch entfchiedenere Verlegung. Ein 
des Verfahren würde, abgefehen von dem Widerna— 
lichen der Berbindung, nur dahin führen Fönnen, 
uf Deutfchland einen Druck auszuüben, welcher im 
Dhften Grade verderblich werden und die Geltung der 
Heinern Länder ganz und gar vernichten müßte. Sn 
er That aber iſt gar Fein Grund vorhanden, Lebtered 
u wünfhen. Nicht die Eleinen Staaten find ed, aus 
welden die Gefahren Deutfchlands hervorgegangen find, 
Die Gründe derfelben find ungleich mehr. in den grös 
dern zu fuchen, und wenn mit Recht geflagt wird, daß 
— ſo kleiner Gebiete nicht zweckmäßig zu 
Men, oder daß in einzelnen andern Stücken durch fie 

die Gefammtheit nachtheilig gewirkt fei, fo wird 
maniehr wohl diefe Mängel beffern können, ohne Eins 
Üblungen zu treffen, welche den Grund der ftaatlichen 
Vrdnung feldft zu gefährden drohen. 


. &3 find diefe, theild in der Natur der Dinge bes 
geumdete, theild auf Anfichten der Gegenwart allein bes 
bende Schwierigkeiten hier um fo beftimmter hervor: 
oben, je entichiedener demungeachtet die Anficht feit- 

| wird, daß Defterreich nicht von Deutfchland 
rennt werden könne noch dürfe, Denn nur dur 
Miche Auffaffung derfelben ift zu beweifen, daß fols 
Öenicht überfehen find, und zugleich die Möglichkeit 
een, Abhilfe zu finden. Eine ſolche Abhilfe aber 
gefunden werden, wo duch Nationalität, durch 
Wichte, durch gesgraphifche Lage die Forderung der 

eit mit folcher Beftimmtheit geftellt ift, wie bier. 
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Dazu liegt in der Natur des Bundesſtaates ſelbſtidaß 

ilmittel. Der Bundesſtaat verlangt keineswegs völ⸗ 
lige Gleichheit; er bedingt dieſe Gleichſtellung nut in 
denjenigen beftimmten Puncten, wo wirkliche Gleichhe 
der Intereſſen vorhanden iſt. Eben deßhalb liegt 
in ſeiner Natur, Ausnahmen zuzulaſſen, und es vi 
nur darauf anfommen, daß man die Formen des Bu 
deöftaates fo bilde, daß fie im Stande find, auf all 
mälige Entfernung der Ausnahmen hinzuarbeiten. 
trachten wir num aber von diefem Standpuncte aus 
Schwierigkeiten, welche fich in den Berhältniffen Def 
reichs darbieten, fo wird in der That gar nichteiim 
nöthigen, diefelben zu vermehren, indem wir die auſe 
dentfchen Gebiete hineinziehen. Man: kann die Ak 
deihung der befonderen Sjntereffen diefer Gebiete im 
o eher der üfterreichifhen Regierung felbft anheimiik 
len, ald die Schwierigfeit der volligen "Gfeichftellum 
den deutfchzöfterreichifehen Provinzen gegenüber auf gl% 
he Weife wie ganz Deutfchland gegenüber hervortill 
Der Unterfihied befteht nur darin, daß bei gänglider 
Adfonderung der leßteren von Deutfchland die Aufoy 
ferung. des deutfchen Prinzips als Augfunftsmittelim 
fo. näher liegt. Diefe Auskunft aber kann Niemam 






werben, Da der Unterfchied der Lombardei gegen 
Steppen Ungarns jedenfalld ein eben fo großer ift, 
derjenige Deutſchlands. Die Aufhebung des ariftof 
tiſchen Drucks hat Defterreich- feit: einem: Jahrhund 
als feine: entſchiedene Aufgabe erkannt, und Die wefer 
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lichſten Schritte find zu diefem Ende gefchehen. Was 


aber jene geiftige Abfonderung betrifft, fo ift deren Ents 
fernung nad) allen Seiten wohl das lebhaftefte Bedürf⸗ 
niß. Es ift wahrlich thöricht, von Defterreih ald von 
einem fpezififch Fatholifhen Staate zu reden. Nicht zu 
gedenten, daß faft ein Drittel der Geſammtbevölkerung 
Defterreihd akatholifhen Konfeffionen anhängt, find 
ja auch die Grundprinzipien, auf welche Oeſterreich 
feine neue Geftaltung zu bauen fucht, entfchieden der 
Art, daß fie jede geiftige Einengung oder Abfonderung 
ſchlechthin unmöglich machen. Es kann nur die Frage 
fein, ob man in diefer Beziehung der klaren, tiefen, 
lange vorbereiteten deutfchen Entwidelung den Borra 

geben will oder dem plößlichen überfchäumenden Tr 

ben der flavifchemagyarifchen Nationalität. Somit res 
duzirt ſich die Reihe der Schwierigkeiten allerdings auf 
diejenigen, welche theild in Deutfchland, theild in Des 
fterreich durch mehr pofitive Zuftände gefhaffen find. 
Hier müffen wir nun den Dualidmud von Defterreich 
und Preußen ald vorhanden anerkennen. Man darf 
ſich aber auch nicht damit täufchen, ed fei eine Kur des 
Vebeld, wenn man ein Drittel von Deutfchland ab» 
fchneidet und von ſich wirft. Ein folched rohes Zers 
bauen des Knotend darf in Wahrheit nicht in Betracht 
kommen. Wenn aber in den Beziehungen zum Duas 
lismus, die ohnehin in Deutfchland liegen, die Gefahr 
einer völligen Spaltung gefunden wird, fo wird eine 


“ genauere Betrachtung der Dinge eben bier das Heil 


de 
en 


t 


mittel erkennen lafien. Denn bleiben wir zuerft bei dem 
Berhältniffe von Norodeutfchland und Süprs,, Ihland 
ftehen und erkennen wir an, daß bier wir ' > 


0% es 
denheiten auszugleichen bleiben; fo en —— 
9* | 


u 
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die Nothwendigkeit zugeftehen, den widerſtrebenden ir 
terefien beider Abtheilungen, fowohl denen des Süden 
ald denen des Nordens, ein folches natürliches Gemidt 
zu verichaffen, daß nicht das eine von dem antermle 
diglich unterdrüdt werden Fann. Das ift.nur möglich, 
wenn Defterreih in Deutfchland bleibt. Nun aber find 
auch die Intereffen keineswegs fo gleichmäßig gefibieden, 
wie jolched nicht felten angenommen wird. Während 
für Böhmen die Elbe, für Franken und Schwaben 
(durch Main und Nedar) der Rhein ein nothmwendiget 
Ausgangspunft nach Norden ift, während der Handel 
Sachſens feinen ficherften Weg nach dem Dften durh 
Defterreih nimmt und die Verbindungen Schlefiend 
mit Ungarn von ähnlicher Bedeutung find, fehlt & 
weder in Süden von Deutfchland an rein auf die rohe 
Produktion bingewiefenen, alfo dem freien Handel g% 
neigten Gegenden, noch im Norden an folchen, der 
Induſtrie fih vor allen nad) Schußzöllen fehnt. Wenn 
im Norden der Proteftantidmus, im Süden der Kath 
liziömus überwiegt: ſo würden nichtödeftoweniger dad 
fatholifche Rheinland und Weftphalen, das evangeliſche 
Franfen und Schwaben eine Trennung tief beklagen. 
Wenn im Norden das Schwert vor Allem in der Hand 
Preußens liegt, im Süden in der Hand Oeſterreich 
jo wird doch Bayern und Würtemberg nicht felten — 
wie die Gefchichte bezeugt — Gelegenheit haben, Preis 
Bend Schuß gegen den mächtigern Nachbar wünfchend 
werth zu finden, und in ähnlicher Weife Sachſen um 
res durch die Verbindung mit Defterreich ein 

efühl der Sicherheit gewinnen, welched die Verbin 
dung mit Preußen allein niemals gewähren würde, da 
auch hier warnende Fingerzeige der Gefchichte nicht feh- 
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len. In der That alfo ift eben jener ſcheindare Gegen⸗ 
ſatz das wahre Bindemittel. Und wenn früher in blo— 
ßer Kabinetspolitik einſeitige Richtungen ſich vielleicht 
leichter geltend machen und ſchärfer ausprägen konnten, 
ſo wird umgekehrt die Verhandlung in einer großen 
Nationalverſammlung vielleicht momentan die Leiden⸗ 
ſchaft mehr aufregen, aber eben dadurch die wahren 
Gründe der Dinge um fo heller an das. Ficht ftellen 
und die Heilmittel um defto beftimmter anzeigen. Es 
ift nicht zu beforgen, daß eine Politik des Baſeler Frie- 
dend auf einem deutſchen Reichstage Eingang finde. Es 
bleibt mithin in der That nur die Verfaffung von Krems 
ſier und die auf foldhe gegründeten öfterreichifchen Pläne 
für die Drganifirung Deutſchlands ald Hinderniß übrig. 
Man muß ed anerfennen, daß jene Berfaffung zur Zeit 
befteht. Daß folde aber ohne bedeutende Modiftfas 
tionen ind Leben treten werde, dad darf man im Ane 
gefichte ded ungarifhen Krieged und der dem Verneh⸗ 
men nach für Syrien und Stalien audgefprochenen Zus 
fiberungen ohne Anmaßung einftweilen noch dahin ge- 
fteltt fein laffen. Mag auch für jetzt durch das ruffis 
fhe Bündniß diefer Verfaffung eine Stütze gegeben 
fein, fo werden doch nichtödeftoweniger die Natur, die 
Geſchichte, Die widerftreitenden Intereſſen ihr echt 
behaupten. Vielleicht Fann ein gänzliches Zerfallen des 
öfterreichifchen Kaiferftaatd die Folge ver gegenwärtigen 
Kämpfe fein. Dann muß Deutfchland fein vollftes 
Recht auf DeutfchDefterreich ficher geftellt Haben. Oder 
es könnte eine Vermittelung eintreten; dann hängt faft 
noch mehr daven ab, daß Deutfchland aus feinem Rechte 
nicht verdrängt fei. Den dritten Fall, die dauernde 
Durdführung jener Berfaffung, wird man faum feßen 
g * 
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Dürfen. Denn die einzige Bedingung der ———— 
ſcheint die zu fein, daß ed gelänge, die verſchiedenen 
Nationalitäten in eine ſolche Maffe zufammen zu | 
ten, daß fie gleich einem todten Körper ein zu jede 
Behandlung geeigneter Stoff würden. Sollte aber bb 
geleben , fo würde ein ſolcher Zuftand ' allgemeinen 
räueld durch ganz Europa vorausgefebt werden mil 
fen, daß man füglich die Mühe fparen kann, zu’ 
gründen, in welchem Berhältniffe fih alsdann Deutfk 
land noch befinden möchte, 
So wird denn die Aufgabe der Gegenwart nicht.dit 
fein fünnen, eine fertige DVerfaffung für Deutfchlatt 
und Defterreih zu ſchaffen, fondern es wird diefelht 
dahin gehen müffen: Deutfchland dasjenige zu geben, 
was der Augenblid für deſſen Sicherheit fordert, it) 
Die Bedingungen fo zu ftellen, daß Deutfch- Defterred 
dem Werke beitreten kann, fobald feine Zeit kommt, 
und in dem Maße, welches alddann geboten fein wit. 
Durch diefe Aufgabe wird die Bildung eines enger 
Bundesſtaats oder genauer gefagt eined norddeutſchen 
Bundes mit Preußen an der Spitze auögefchlofß 
Aber man verftehe diefen Sat in feiner richtigen 9 
deutung. Als Bundesftaat, ald dauernde —2 
mäßige Grundlage deutſchen Lebens und deutſcher Enl⸗ 
wicklung ſcheint ein ſolcher norddeutſcher Bund unmoͤg 
lich. Dagegen kann er als vorübergehendes Mitlel 
zur Herſtellung der Ordnung, als ein völferrechtlichtt, 
den Durchgangspunft zu einem dauernden Bundesſtaa 
verbande bildender Verein feine große und heilſame 
Bedeutung haben. jener norddeutfche Bund ald Ber 
faffung Deutſchlands ift aber um deßwillen unmöglich 
weil er niemals auch nur den deutfchen Bund von 1819 
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erſetzen kann. Geſetzt auch, ed gelänge, in diefem Bunde 
die fämmtlichen Stimmen des deutfchen Bunded außer 
Defterreich, oder. doch die nördlich vom Main gelegenen 
12 derfelben, zu vereinigen: fo würde dennoch ſowohl 
für diefe ald für die übrigen der Fortbeſtand des ches 
maligen Bundes. ein unabweisliched Bedürfniß bleiben, 
weil nur diefer Bund den an der Grenze gelegenen eis 
nige Gewähr ihrer Sicherheit zu leiften vermöchte. Wie 
es aber möglich fein follte, einen Bund aufrecht zu hals 
ten, in welchem 12 Stimmen eine gefchloffene Maſſe 5 
andern gegenüber bildeten, das ift fchwer zu begreifen. 
Jeder unbefangene Blick wird in einem Bündnifie, wels 
ches auf diefe Weife den wefentlichften Theil der Buns 
dedafte, dad Stimmenverhältniß, gänzlich aufhobe, ei» 
nen Widerfpruch gegen den Beſtand des Bundes felbft, 
alfo etwas Widerrechtliched erbliden. Für die gegen 
feitige Anficht Fann man fich allerdingd darauf berufen, 
daß in feinem Bundesgeſetze ꝛc. ein folched Bündniß 
ausdrücklich unterfagt fei. Wenn man aber (ganz abs 
gefehen von den: allgemeinen Sinterpretationgdregeln, 
welche gebieten, die Geſetze ftetd in ihrem ganzen Zus 
fammenhange aufzufaffen) fich daran hält, daß Art. 
17: der Wiener Schlußafte von 1820 auddrüdlich den 
Bundeszweck ald Haupterfenntnigquelle behandelt, aus 
welcher Die Audlegung herzuleiten ift, wenn man dazu 
nimmt, daß Art. 16 veffelben Geſetzes fogar in dem 

alle, wenn durch Erbgang dad Stimmenverhältniß ges 
andert wird, die Dispofition über die Stimmen der 
Sefammtheit ded Bundes vorbehält, fo wird man fich 
faum darüber SUufion machen fünnen, daß fowohl die 
benachtbeiligten -Bundesglieder ald die, fonftigen Theil 
nehmer der Verträge von 1815 binreichenden Grund. 
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a eneene gegen ein ſolches Berfahren finden 
würden. w 
Die Verantwortlichkeit, welche dieſen Reichsräthen 
perfönlich aufgelegt ift, dient noch mehr dazu, ihre Steh! 
lung zu befeftigen, indem fie den Ernft derfelben erhöht 
Freilih wird es für die an die Formen der konſtitu⸗— 
tionelen Monarchie Gewöhnten etwas Auffallendes Has 
ben, die Träger der höchften Gewalt des Bundes ſelbſt 
ald verantwortlich zu denken. Man wird in dieſem 
Gedanken etwas Unfyftematifches oder etwas der Neu 
publik fi Nähernded erfennen wollen. Allein in der‘ 
That darf dieſer Rüdjicht fein entfiheidended Gewicht. 
beigelegt werden, Man darf zunächft die Bundesges> 
walt nicht mit der eigentlichen Staatsgewalt verwech⸗ 
ſeln. Nur die leßtere ift ihrer Natur nach unumſchränkt 
und daher nicht zur Verantwortung zu ziehen. Ber! 
der Bundedgewalt iſt diefed nicht der Fall, diefe iſt 
ihrer Natur nach eine limitirte, fie ift dem Erfenntniffe‘ 
des Bundesgerichtd unterworfen. Eben dadurch aber‘ 
wird ihre Ausübung eine wefentlich verantwortlichez 
und es ift jedenfalld zweckmäßiger, das wahre Verhälte. 
niß offen anzuerkennen, als folched unter undeutlichew 
Begriffen zu verfchleiern. miofern aber die Bundes! 
gewalt von den Delegirten nichtverantwortlicher Fürſten 
geübt wird und aud) deren Stellung in Betracht kom— 
men fonnte, gibt diejenige Würde, welche den beiden 
Herrfchern der deutfchen Großſtaaten beigelegt ift, die 
richtige Vermittelung. Diefe vertreten, ſoweit Solches 
bei einer derartigen Regierungsform möglich ift, die 
Rechte der konftitutionellen Monarchie. Die widtigiten 
Gefchäfte müffen durch ihre Hand gehen; auch bei ans. 
dern von minderer Bedeutung hängt. ed von ihnen ab, 
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ſolche durch ihre Hand gehen zu laffen, indem fie in 
Perfon oder durch Vertretung am Site der Neichäre- 
gerung gegenwärtig find. Hierin liegt für fie das 
Mittel, einen Einfluß auf die Regierungsgefchäfte zu 
gewinnen, der feine Grenze nur in der Verfaſſung fin- 
den dürfte und deffen Maß in der geiftigen Befähigun 
des Augübenden allein liegt. Eben darin liegt au 
für die Reichsvorftände das Mittel, den Reichsrath 
gach Bedürfniß umzugeftalten. Der unmittelbare Eins ' 
up auf die eigenen Delegirten ift gegeben, bei ven 
übrigen wird es allerdings von einer Verhandlung mit 
den fie benennenden Staaten abhängen, fie zu entfer 
nen. Es wird das Nefultat alfo auf minder einfachem 
Wege erreicht und Viele werden geneigt fein, aus die- 
jem Grunde den ganzen Borfchlag als unausführbar 
u bermerfen — mie ja die Menſchen in der Regel 
geneigt find, im Staatsleben nur dad unmittelbar und 
Direkt Wirkfame für bedeutend zu achten. Wer aber 
208 öffentliche Leben kennt, der wird in diefen Irrthum 
NR verfallen, vielmehr beachten, daß auch die unmit- 
(elbarfte Berechtigung der Regei nach in ihrer Aus— 
ung von fo vielen Bedingungen abhängt und an fo 
Selen Klippen fbeitern fann, daß einem verftändig ges 
aubten indirekten Einfluffe nicht felten größeres Ge: 
ht beizulegen ift ald jenem direften Rechte. 

Eher würden andere Umftände einen Einwurf be= 
amden; den nemlich, daß einerfeitd jener Einfluß des 
Neihövorftandes von zwei Mächten, alfo möglicher 

fe nicht in einem Geifte geübt werden kann, und 
NB andererfeit3 einem von fünf verfchiedenen Faktoren 
Mannten Reichdrathe diejenige innere Einheit fehlen 
de, welche als Bedingung eined guten Minifterit 
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betrachtet werden darf. Es ſoll offen anerkannt werben, 
daß bier in der That die ſchwache Seite ded: Planes 
liege, altein dieſe ſchwache Seite hat ihren Grund: nicht. 
in dem mangelhaften Gedanken, fondern in. dem Ber 
hältniffe ſelbſt. Der. Einfluß der beiden Großftaaten 
ift einmal vorhanden; es hilft nicht, ihn zu ignorirem. 
Viel lieber erfenne man feine Bedeutung offen anz 
darin liegt dad nächfte Heilmittel. Während jenes. 
Ignoriren nur heimliches Spiel der Intrigue zur Folge. 
haben und um defto verderblicher werden. würde, nöthigt 
das offene Anerkenntniß. zur Einigung. Daffelbe iſt 
von der Ernennung der Reichsräthe felbft. zu fagen. 
Die Schwierigkeit ift einmal vorhanden. Allein au 
bier dürfte die follegiale Behandlung, deren. Nothwen⸗ 
digkeit oben angedeutet ift, und die Stabilität, welche 
der Reichsrath, feiner eigenthimlichen Geftaltung nad, 
erringen dürfte, das bereite Hilfämittel geben. Man 
wird auch hier fich hüten müffen, das Weſen der Dinge 
mit den Formen zu vermechfeln und anzunehmen, Die 
einheitliche Ernennung eined Minifterii habe auch notb» 
wendig die innere Einheit zur Folge. Nur zu oft wird: 
dad Leben das Gegentheil zeigen, einheitlich gebildete 
Minifterien, in denen verfchtedene Grundfäße herrfchen, 
in denen Intriguen gegen einander kämpfen. umd deren 
Gefammtthätigfeit nichtd weniger als au einem Ges 
danten hervorgegangen erfcheint. Man darf au) bier 
ſich dabei beruhigen, daß in der Stellung. ſowohl zum 
Reichövorftande ald zum Neichdtage Korreftive vorhan⸗ 
den. find.. Einen Vortheil möchte man dagegen nicht 
zu gering anfchlagen, den nemlich, daß nur. durd). eine 
jolhe Ernennung durch Theilnahme. aller. Fürften der 
Zutritt zum Reichdrathe den fähigften Männern aus 
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allen Theilen Deutfchlands gleich offen gehalten wird, 
Das aber wird. für ein unumgängliched Bedürfniß ges 
halten werden müflen. Die einfeitige Befebung aus 
irgend einem Staate, aud irgend einer. Gegend Deutfch- 
lands wird unfehlbar eine Mißftimmung der übrigen 
zur. Folge haben. Ein einfeitig preußifched Minifterium. 
würde dem Süddeutſchen eben fo ſicher mißfallen, als 
ein. einfeitig öfterreichifched dem Norddeutfchen. Daß 
jene . großen Staaten allein diefe höchſten Stellen bes 
feßen follten, würde mit dem nicht unbegründeten Selbfts 
gefühle der kleineren Staaten nicht zu vereinigen fein, 
die vielfach jenen größern felbft ihre beften Staatdmäns 
ner geliefert haben. Und es fann nicht geleugnet wers 
den, daß eben in diefen kleinern Staaten ſich verfchies 
dentlich Kräfte entwidelt haben, welche vorzüglich ges 
eignet fein möchten, dem Ganzen zu dienen. Schwer⸗ 
lich. wird die Handelspolitik Deutfchlandd jemals ihren 
richtigen Standpunkt erreichen, wenn ed nicht möglich 
if, Männer. aud dem Leben der großen Handeläftädte, 
die wir ja befißen, an die Lentung der Gefchäfte zu 
bringen. Daß. aber in dem Europa der neueren Zeit 
der. Handel dad eigentlich beftimmende Element für die. 
Politik geworden, daß Deutfchlandd Geltung eben deß⸗ 
halb fo unbedeutend gewefen ift, weil es feine Politik 
lediglich von militärifchen. oder dynaftifchen Geſichtspunk⸗ 
ten leiten. ließ, daß mithin eben in diefer Beziehung. 
der neuen Reichſs- oder Bundesregierung neue Kraft 
gegeben ‚werden müffe, wenn fie. wirklih den Wünfchen 
und Anfprüchen genügen fol, dad wird Keiner: leugnen, 
der der Gefchichte eine .ernfte Beobachtung gewidmel hat. 

Hiermit dürften die Hauptrüdfichten, von denen: 
ab die Regierungdorganifation, welche Hier. vorgefchlas 
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gen: worden, zu. beurtheilen fein wird, entwidelt ſein— 
Gewiß bleibt noch Manches zu betrachten: übrig; ins— 
befondere das Berhältniß der unter dem Reichsrathe 
 ftebenden Beamten. Es mag aber geftattet fein, dars 
auf nicht weiter einzugehen. Eben in diefer Beziehung! 
wird von der Erfahrung Vieles zu lernen fein, und 
es werben bier für manche der mit dem Weſen der 
Bundesregierung ungzertrennlich verbundenen Inkonve⸗ 
nienzen auch Heilmittel liegen. Allein dieſe Andeutung 
mag genügen bei einer Angelegenheit von fo rein p 
tifcher Natur wie dieſe. Dagegen wird nunmehr die 
zweite Seite der Sache, die Möglichkeit, auf dieſt 
Weiſe Deutfchlandd Totalität zu erhalten, beleuchtet 
werden dürfen. Wenn auf der einen Seite Oeſterreich 
verlangen fann, in der deutfchen Verfaſſung einen’fpk 
ner Bedeutung und feinem Rechte würdigen Plab ein“ 
zunehmen: fo wird daffelbe auf der andern Seite nit 
verlangen Tonnen, die Leitung der Gefchäfte im Gan— 
zen zu übernehmen, fo lange es fich überall in fein ber 
ftimmted Verhältniß zu der von ihm felbft als Note 
wendigkeit anerkannten einheitlichen Verfaffung gebracht 
hat, oder auf die Leitung von einzelnen Serchäften 
einzumwirken,.deren Nefultate ihm fremd bleiben würden 
Dieß ift der leitende Gedanfe, von welchem der Enb 
wurf ausgeht. Wenn Defterreich in Folge diefed Grunde 
faße3. die allgemeine Leitung der Gefchäfte vorerft gang 
an Preußen überlaffen muß, wenn es folche. in Zukunft! 
theilt, wenn es endlich: in manchen einzelnen Beziehung 
gen gänzlich fremd ftebt, fo wird ed mit Recht dariiber 
nicht Elagen dürfen. Es kann verlangen, daß Deutidr 
land ihm den eriten Platz einräume, aber. es kann nicht 
verlangen, daß Deutſchland fich wie. ein eroberted Land 
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von ihm Geſetze geben und von ihm regieren laffe, ohne 
daß Defterreich felbft in völlige Gleichheit des Rechts 
umd der Pfliht mit ihm eintritt. Die Beftimmungen 
ũber die Theilnahme an der Reichdvorftandfchaft werden 
hiern ach einer weitern Entwidlung faum bedürfen; nö⸗ 
thiger wird diefed fein in Beziehung auf die Theilnahme 
art. einzelnen Gefchäftszweigen, indem es fich hier nicht 
bloß um die Stellung Defterreich8 in der Reichöregies 
rung handelt, fondern auch um diejenige im Reichstag. 
Es iſt aber nicht zu überfehen, daß die Stellung, welche 
bier für Defterreich zunächſt angefprocden wird, auch 
in gewiffer Beziehung für Limburg und Luremburg, 
fowie vielleicht auch demnächſt für Holſtein wird in Ans 
ſpruch genommen werden müffen. Es wird hier fo 
viel als feftitehend angenommen werden dürfen, daß 
eine Beichränfung der Bundespflicht in Beziehung auf 
alles Dadjenige, was bereitd durch den deutfchen Bund 
von. 1815 geboten war, unftatthaft ſei. Was dieſer 
befaß, iſt von allen Glietern anerfannt, ift mehr als 
30 Jahre lang in Uebung gewefen; ed fann nicht Die 
Abficht fein, im gegenwärtigen Moment diefed Band zu 
fodern. Wenden wir diefen Grundfaß an auf die eben 
aufgezäblten Gegenftände der: Gefammtregierung, fo 
wird Alles, was die Erhaltung ded Meichdfriedend ans - - 
geht, unbedingt dahin gehören, nicht minder die Ges 
{häfte in Beziehung auf das Neichdgericht, dad an die 
Stelle der Austrägalinftanzen tritt. Die Verwaltung 
der auswärtigen Berhältniffe fowie des Kriegsweſens 
dürfte wenigftend theilweife derfelben Art fein; wenn 
auch die auswärtige. Politik, infofern fie mehr den Hans 
‚del ald die bloße Vertheidigung befaßt, einer befondern 
Behandlung. bevürftig . fein möchte. . Dagegen werden 
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die. Marine, die Schifffahrt, der Handel und. der innere 
Verkehr, fowie das. Zolwefen Gegenftände. fein, bei 
welchen zu erwägen tft, daß in Folge der Freiheit, 
welche in dieſer Beziehung. ftattgefunden hat, während 
dreißig Friedensjahren ſich Verhältniffe und Verbind⸗ 
lichkeiten: entwidelt haben, die unmöglich fofort abge 
brochen. werden fünnen. Hier müffen Ausnahmen zur 
läffig bleiben und für die Behandlung folcher Ausnah— 
men befondere Normen ftattfinden, welche fich nach dem 
Grundfaße zu richten haben: „daß die ausgenommenen 
YBundesglieder zwar niemald in der Lage fein dürfe, 
den andern eine Einrichtung aufzudringen, die vielen 
nicht genehm ift, daß aber doch die Gemeinfchaftlichteil 
nie vollig gebrochen werden darf, weil darin allein das Mik 
tel liegt, die allmälige Ausgleichung der Ungleichheiten 
herbeizuführen. Es ift unnöthig erfchienen, in An 
ſehung des Reichsrathes hier fpeziellere Vorfchriften zu 
ertheilen, als diejenigen ded S. 4 des betreffenden Ab 
ſchnitts. Defterreich Tann fi) unmöglich dadurch ge⸗ 
kränkt fühlen, wenn ſein Delegirter nicht die gemein— 
ſamen Zoll⸗ oder Schifffahrtsangelegenheiten vermwalte, 
ſofern es ſelbſt für nötbig hält, die eigene Verwaltung 
dDiefer Angelegenheiten getrennt zu erhalten. Eben 
wenig wird: ed verlangen, in diefen Dingen eine ent 
fheidende Stimme abzugeben. Daß der üfterreichifde 
Delegirte an den Berathungen Theil nehme, daß kt 
nachtheilige Maßregeln beirathend verhindere, Annähe⸗ 
rung vermittele, wird nur gewünfcht werden können. 
Das Weitere mag der Erfahrung vorbehalten bleiben. 
Schwieriger ift die Sache auf dem Reichstage zu bw 
handeln. Auch hier darf die Theilnahme an der. Ders 
handlung um fo weniger audgefchloffen werden, je mehr 
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eben der Neichdtag, die Berührung von geiftig bedeu⸗ 
tenden und das Vertrauen ded Landes genießenden 
Männern and allen Theilen Deutfchlande als der mäch⸗ 
tigfte Hebel der Einheit zu betrachten fein wird. Um 
aber auch Hier neben der Möglichkeit gemeinfamer Bes 
rathung doch die Möglichkeit einer Ueberftimmung der 
Betheiligten durch Unbetheiligte audzufchließen, hat ed 
nur der Anwendung eines einfachen und naheliegenden 
Mitteld bedurft. Während die Abgeordneten des aus⸗ 

enommenen Landes nur das Recht haben, ſich der Ab» 
fimmung zu enthalten, ift jedem der Betheiligten das 
Mittel gegeben, die Geltung ihrer Stimme auszufchlies 
‘Ben. Es kann fehr wohl der Kal fein, daß Dieß bei 
manchen Sachen gar nicht gefchieht, oder wenn ed ges 
ſchähe, ganz bedeutungslos fein würde; ift aber das 
Mittel Dazu gegeben, fo kann fi) Niemand darüber 
beflagen, wenn er daffelbe nicht gebraucht hat. "Die 
Gemeinſchaft aber wird aufrecht erhalten und geſtärkt 
und fo der Weg zu noch weiterer Einigung eröffnet. 
Ob Defterreich geneigt fein werde, auf Vorſchläge ähn⸗ 
licher Art einzugehen, Das kann für jegt unerortert 
bleiben. Sollten foldhe früher gemacht und zurüdge- 
wiefen fein, fo waren damald ohne Zweifel die Um— 
fände nicht die gegenwärtigen. Händen fie aber auch 
noch in diefem Augenblik feine Annahme, fo ift den⸗ 
noch fo viel unläugbar, daß fie nichtd enthalten, was 
weder ein gerechted aaa Aa verleten, noch wahren 
Staatöintereffen in den Weg treten könnte. Darauf 
aber darf für die beiden oben hervorgehobenen Even⸗ 
tualitäten der Berfaffung von Kremfier_ Gewicht "gelegt 
werden. Bietet im. Augenblid der Entſcheidung die 
Berfaffung Deutſchlands für Defterreich nur eine nicht 
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ehrenhafte, verletzende Stellung, ſo kann dieſer Um 
allein eine Wendung der Dinge herbeiführen, welch 
vielleicht niemals herzuſtellen wäre. Unbeachtet darf 
"aber auch nicht bleiben, daß die Stellung Oeſterreicht 
nicht allein für diefen Staat felbit, fondern auch irre 
‚eine Reihe anderer, für Süddeutfchland, insbefonder 
für Bayern, ja auch für Sachſen eine entſcheident 
werden fann. E38 ift hier der Fall keineswegs unde 
bar, daß eine beftimmte Geftaltung der Oberhaup—— 
frage Bayern abhielte, dem Bundesftaate ſich anzufchlie: 
»gen, daß dagegen eine andere, felbft wenn ſie vor 
Defterreich zurüdgemwiefen werden follte, den Anſchluf 
Bayerns herbeiführte. Es wird feinem Zweifel unter 
liegen, daß für Den, der Deutfchlandd Einheit fich zum 
Ziel gefebt hat, und nicht etwa einen norddeutfchen 
Bund unter preußifcher Dberhobeit, diefe letztere Frage 
ein genügendes Motiv fein werde, derjenigen Berfäafs 
fung den Vorzug zu geben, welche den großern | 
Deutfchlandd einigen würde; es fei denn, daß folde 
in fi unhaltbar wäre, was hier mwenigftend nicht Zu 
behaupten fein wird. 2 Ui 
Hiermit wird die Entwidelung ded von hannover; 
ſcher Seite vorgefchlagenen Planes befchloffen werden 
dürfen. Es mag nur geftattet fein, noch die praftis 
. fhen Refultate dedfelben mit denjenigen des preußi— 
schen Planed in kurzer Weberficht zufammenzuftellen. 
Der preußiſche Plan nimmt, was das Verhältniß zu 
 Deftesreich angeht, die Trennung zur Grundlage, er 
will. Einigung nur.in Bezug auf die auswärtige Poli: 
tif und auf innere Sicherheit; Weitered behält er diplo- 
matifcher Verhandlung vor; Alles aber bezieht er nur 
-auf den Dfterreichifchen Kaiferftaat. Um Dieß zu ers 
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zeichen, ſchlägt er einen Rath von 4 Männern vor, in dem 
Ber öſterreichiſche Kaiferftaat nothwendig präbominiren, 
salfo das Ssntereffe Deutfchlands, namentlich dasjenige 
Norddeutſchlands und zumal feiner wichtigen Seefüften 
Aachftehen muß; er entzieht die Berathung jener Ange⸗ 
Zn dem Neichdtage, alfo der Nation völlig und 
nimmt dadurch dem -Bundesftaate den Hauptgegenftand 
feiner: Thätigkeitz er legt die Pflicht auf, Bewegungen 
Iu unterdrücken, ohne die Moglichkeit, das Necht zu 
ſchützen; er ftellt Einigung in Ausficht, ohne ein Drgan 
am fie zu fchaffen. Der hannover’fhe Plan auf der 
andern Seite legt die Einheit zum Grunde, aber er 
geftattet Ausnahmen. In der äußeren Politit bindet 
er die dfterreichifchen Nebenländer nicht, aber er macht 
durch die nothmendige Einigung mit Deutfchland uns 
möglich, daß fie fich zu weit verirren. Er übermeifet 
die deutſche Politit dem NReichdtage und macht dadurch 
eine wahrhaft nationale Richtung möglich. Er knüpft 
die Erhaltung. der innern Sicherheit an dad Reichsge⸗ 
richt und fomit an die Forderung der Gerechtigkeit; er 
gewährt endlich für jede weitere Entwidelung zur Eins 
beit-in dem Neichdtage das bereitefte Mittel. Der preus 
fifhe Plan will. ein großartiged Syftem mitteleuropäts 
ſcher Allianz ſchaffen; aber er fordert zu diefem Ende 
dad Opfer jeder felbitändigen Politit nach Außen, ein 
Dpfer, welches ein einigermaßen entwidelter Staat nicht 
bringen fann. Der bannover’fche Plan gewährt in den 
Nebenländern von Defterreih, in der. Verbindung mit 
den Niederlanden und Dänemark ‚einen Typus für enge, 
ja unlösliche Verbindung, weldye dennoch der felbftändi- 
gen Bewegung nach Außen, fo weit folche ein Bedürf—⸗ 
niß des Staats bleibt, feinen Abbruch thut. Der preus 
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‚Bifche Plan gibt ſodann, was die Verwaltungsform san 
geht, dem Neichsvorftande das Recht der volferrechiir 
chen Bertretung, des Kriegd und Friedend und Der 
Verträge; ferner die Berufung und Scliefung Des 
Reichstags, die Erhaltung des Reichsfriedens, den 
fehl über die bewaffnete Macht, die VBerfündigumg Der 
Gefete und dad Recht der Begnadigung dergeftalt, D 
er zu eigener Ausübung diefer Rechte auch verpflich 
ift. Der hannover'ſche Entwurf gibt den NReihsne 
ftänden dasſelbe Recht, aber die Pflicht zu eigener Mer 
bung nur in Bezug auf Krieg und Frieden und Ber 
gnadigung. Der preußiihe Plan gibt dem Reihen 
ftande die Ernennung und Entlaffung fäimmtliher ME 
nifter, aber er befchränft deren Thätigfeit durch ein 
Fürftenfollegium dergeftalt, daß faft alle Prinzipienfee 
gen nicht von ihnen abhängen, fondern von unverant 
wortlihen, an Snftruftionen gebundenen Vertretern Der 
Kegierungen, und überweifet hiemit dieſem Fürftenfole 
gium (einem ind Enge gezogenen Bundestage) die Ent 
fcheidung über die Mehrzahl der Gefchäfte, da die Er& 
futive der Natur der Berfaffung nach fehr befchränft 
it. Der hannover’fhe Plan gibt den Reichsvorſtän— 
den nur theilweife die Ernennung und Entlaffung Der 
die Stelle der Minifter vertretenden Reichsräthe, kheil— 
mweife läßt er diefelbe den Regierungen unter Vermitt— 
lung der Reichsvorſtände. Er läßt diefen Miniſtern 
freie Hand in der Negierung, aber er macht fie verant- 
wortlih Für alle Gefchäfte. Es wird unnöthig fein, 
weitere Bemerfungen hinzuzufügen. Nur Das wird 
noch hervorgehoben werden dürfen, daß die Reichſmini⸗ 
fter nach preußifhem Plane ſchwerlich dem Einwurfe 
‚entgehen dürften, bloß preußifche Minifter zu fein, und 
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Daß der freiere Zutritt zum Fürftenfollegium für die 
Bewohner der übrigen deutfhen Staaten geeigenet fein 
wird, diefem letzteren Sympatbien zuzumwenden. Dem 
bannover’fihen Entwurfe wird vielleicht nicht ohne Grund 
der Vorwurf gemacht werden, daß er der Neichdregies 
zung zu große Macht und Gelbitändigkeit, den Regie⸗ 
rungen der Einzelftaaten zu weniged Gewicht beilege. 
Ware Dem fo, fo würde wenigftend der Beweis gelies 
fert fein, daß die Forderung einer einheitlihen Spitze 
‚eben fo wenig identifch fei mit der Sicherung des mo⸗ 
narcifchsfonftitutionellen Prinzipd, ald mit der Herftels 
Fung einer fräftigen einheitlichen Regierung; und daß 
icht eine bemitleidendwerthe partifulariftifche Eitelfeit, 
fonvern wahre Baterlandsliebe und ernfted Streben 
nach haltbarer Berfafiung den Wideritand gegen die 
bisherigen Plane hervorgerufen haben. Berlin, den 
1. Juni 1849. Unterzeichnet: Dr. Stüve H. ©. 
Mangenheim‘ . . — 
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Sr, "dar 


Wir Friedrih Wilhelm von Gottes Gnaden, 
| König von Preußen ꝛ?c. in * 
verordnen nach. dem Antrage Unſeres Staatsminille 
riums auf Grund des Artikels 205 der Verfaſſungeu⸗ 
kunde, was folgt: | 3 


G. 1. Verſammlungen jeder. Art, in welchen 
fentliche Angelegenheiten erörtert oder berathen werd 
ſollen. — — ee 

Bon allen Verſammlungen, in welchen öffentlich 
Angelegenheiten erörtert oder berathen werden ſollen, 
hat der Unternehmer mindeſtens 24 Stunden vor de 
Beginne der Verſammlung, unter Angabe des Drl 
und der Zeit derfelben, Anzeige bei der Drtspolizeid 
» börde zu machen. Diefe Behörde hat darüber Io 
eine Befcheinigung zu ertbeilen. r 

$. 2. Vereine zur Einwirkung auf öffentliche 
gelegenbeiten. 

Die Vorfteher von Vereinen, welche eine Einwir 
fung auf öffentliche Angelegenheiten bezweden, find v 
pflihtet, Statuten des Bereind binnen drei Tagen nal 
deffen Errichtung, und alle Abänderungen der Gt 
ten binnen drei Tagen, naddem fie zu Stande gefon 
men find, der Drtöpolizeibehörde zur Kenntnißnahm 
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einreichen, derfelben auch auf Erfordern jede darauf 
beſügliche Auskunft zu ertheilen. 

‚ Die Drtspolizeibehörde hat über die erfolgte Eins 
dung der Statuten oder der Abänderung derfelben 
jofort eine Beſcheinigung zu ertheilen. 

Die Beftimmungen diefes und des vorhergehenden 
Paragraphen beziehen fich nicht auf firchliche und relis 
giofe Vereine und deren Berfammlungen, 

$. 3. Wenn für die Berfammlungen eined Verei— 
MS, welcher eine Einwirfung auf öffentliche Angelegen- 
beiten bezwect, Zeit und Ort ftatutenmäßig oder durch 
nen befondern Befchluß im voraus feftfteht, und dies 
8 Wenigftend 24 Stunden vor der erften Verſamm— 
dung zur Kenntnig der Ortspolizeibehörde gebracht wor— 
his Üt, fo bedarf es einer befonderen Anzeige, wie fie 
Der Gl erfordert, für die einzelnen Berfammlungen 
nicht 


54, Die Ortöpolizeibehörde ift befugt, in jede 
Sammlung, in welcher öffentliche Angelegenheiten 
tiert oder berathen werden follen, einen oder zwei 
oeibeamte, oder eine oder zwei andere Perfonen 
Abgeordnete zu fenden. 

‚Die Abgeordneten dürfen, wenn fie Polizeibeamte 
d, nur in ihrer Dienftkleidung oder unter ausdrückli— 
Kundgebung ihrer dienftlichen Eigenfchaft erfchei- 
nen. Sind fie nicht Polizeibeamte, fo müffen fie durch 
beſondere Abzeichen erfennbar fein. | 


.. Den Abgeordneten muß ein angemeffener Platz 

Angeraumt werden. — s | 

55  Berfammlungen, in denen Anträge oder 

dorſchläge erörtert werden, die eine Aufforderung oder 

Meizung zu fttafbaren Handlungen enthalten, find die 
10 * 








r 
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Abgeordneten. der Polizeibehörde ſofort aufzulöfen.de 
fugt, unbefhadet des gegen die Betheiligten * 
tenden Strafverfahrens. | a 
- 86. Sobald ein Abgeordneter der Polizeibeht 
die Berfammlung für aufgelöft erklärt hat, find al 
Anwefenden verpflichtet, ſich fofort zu entfernen, D 
Erklärung fann nöthigenfalld durch die bewaffnete Mad 
zur Ausführung gebracht werden. ꝛ 
$. 7. Niemand darf in einer Verfammlung 
waffnet erfcheinen, mit Ausnahme - der im Dienſte 
findlichen Polizeibeamten. MIT. 
—G. 8. Berfammlungen unter freiem Himmel. 
Die Beftimmungen der SS, 1,-4, 5, 6, 7 Finn 
auf ale öffentlihe VBerfammlungen unter freiem Yu 
mel Anwendung. = EAN 
| $. 9. Die Drtöpolizeibehörde ift befugt,. JM 
VBerfammlung unter freiem ei bei dringender 
fahr für die öffentliche Sicherheit oder Drdnung | 
Herbieten. Das Verbot muß fchriftlich abgefaßt fein: 
$. 10. Berfammlungen, welde auf öffentl 
lätzen und Straßen in Städten und Drtfchaften Mi 
nden follen, bedürfen der vorgängigen Genehmigun 
der Drtöpolizeibehörde. 
Die Genehmigung ift von dem Unternehmer, 
—* „Ordner oder Leiter der Verſammlung 
ſuchen. | | 
$. 11. Den in dem vorhergehenden Dasagsı | 
erwähnten VBerfammlungen werden ffentliche Aufzut 
in Städten und Ortſchaften gleichgeftellt. Bei Einkl 
Hung der Genehmigung ift der beabfichtigte Weg al 
Gewöhnliche Leichenbegängniffe,, fo wie Züge® 
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Bere fontmtungen, wo dieſe hergebracht find, 
hliche Prozeffionen, Walfahrten und Bittgänge, 
wenn fie in der hergebrachten Art flattfinden, bedürs 
(Mi einer vorgängigen Genehmigung und felbft einer 
u nicht. | 

. 12. Innerhalb zweier Meilen von dem Orte 
Der jedeömaligen Reſidenz des Königs oder von dem- 
Drte des Sitzes beider Kammern dürfen Volksverſamm⸗ 
fingen unter freiem Himmel nicht flattfinden. Das 
lehtere Verbot befteht nur für die Dauer der Sitzungs⸗ 
periode der Kammern. 

$. 13, Strafbeftimmungen. | 

Wenn eine Verfammlung ohne die im $. 1 vorges 
riebene Anzeige ftattgefunden hat, fo trifft ven 
Unternehmer, denjenigen, der den Platz dazu einges 
Kumt hat, und Seden, welcher in der Berfammlung 
8 Borfteper, Ordner, Leiter oder Redner aufgetreten, 
ne Geldbuße von fünf bis zu fünfzig Thalern. 
1. Wenn, der Vorfchrift des $. 2 entgegen, 
inreichung der Statuten eined Vereins oder deren 
Merungen in der beftimmten Frift nicht geſchehen, 


8% 









315. Wenn in einer Berfammlung, der Vor⸗ 
JE des 5,4 entgegen, den Abgeordneten der Orts⸗ 
Fehorde der Zutritt oder die Einräumung eine® 
emeifenen Plabes verweigert worden ift, fo trifft: 
Unternehmer und Jeden, welcher in der Berfamms 
Fa ald Vorfteher, Ordner oder Leiter aufgetreten ift,- 
uße von zehn bis zu einhundert Thalern oder Gas 
fingnig von vierzehn Tagen bis zu ſechs Monaten. 
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$.16. Wer fih nicht fofort entfernt, nachdem Der: 
Abgeordnete der Drtspolizeibehörde die Verfammlung: 
für aufgelöft erklärt hat ($$. 5, 6), wird mit Geldbus 
Be von fünf big zu fünfzig Thalern oder mit Gefängniß; 
von acht Tagen bis zu drei Monaten beitraftl. - . re 

$. 17. Wer an einer Verfammlung unter freiem 
Himmel Theil nimmt, welde gefeßlih ($. 12) oder 
von der Drtöpolizeibehörde ($. 9) verboten ift, oder 
welche auf öffentliben Pläßen und Straßen in den: 
Städten und Dirtfchaften ohne vorgängige Genehmi— 
gung der Drtöpolizeibehörde ($. 10) ftattfindet, vwoird. 
mit Geldbuße von einem bid zu fünf Thalern beftraft. 

Wer zu einer folder Verſammlung auffordert oder 
auffordern läßt oder darin ald Drdner, Leiter oder 
Redner thätig ift, wird mit Geldbuße von fünf bie zu 
fünfzig Thalern, oder mit Gefängniß von acht Tagen: 
bis zu drei Monaten beftraft. 

Diefe Strafen treffen den bloßen Cheilnehmer an, 
einer von der Driöpolizeibehörde verbotenen Verſamm⸗ 
Yung, und felbit denjenigen, welcher darin ald Nedner: 
thätig war, nicht, wenn nicht das DBerbot vorher öf— 
fentlich oder ihm befonders bekannt gemacht war, Wird 
Das Berbot während der Verfammlung befannt gemacht, 
fo kann fih wegen feiner fpäteren Betheiligung Nies 
mand auf den Mangel einer früberen Erlaffung oder 
Bekanntmachung des Verbots beziehen. 

18. Wer gegen das Verbot des $.7 in einer 


. Berfammlung bewaffnet erfbeint, wird mit Gefängniß 


von vierzehn Tagen bie. zu ſechs Monaten beitraft. 
-.$ 19. Wer auffordert, in einer Berfammlung 
mit: Waffen zu erfcheinen oder die Aufforderung hiezu 
uerbreiten Aa oder in. einer Berfassnuug — aus⸗ 


384 
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theift, „wird ‚mit Gefängnig von. ſechs Wochen. bid zu 
einem Jahre beftraft. ee ee 

$. 20. Die in diefer Verordnung mit Strafe, bes 
drohten Handlungen werden als politifche oder Preß— 
vergeben nicht betrachtet (Verordnung vom 15. April 
1848 $$.2 und 3, und vom 3. Sanuar 1849 66. 60," 


61)5 undefchadet der Zuitändigfeit der Schwurgerichte 


in Anfehung der politifhen Vergehen, welche in Bers 
fammlungen begangen werden. —— | 
21. Auf die durch daß Geſetz oder die gefeßli- 
hen Autoritäten angeordneten Verfammlungen und. die . 
VBerfommlungen der Mitglieder beider Kammern wäh 
end der Dauer der Sißungsperiode finden die worfter 
benden Beftimmungen feine Anwendung. | 
$. 22, Perſonen des Soldatenftandes, welche ges. 
gen. die Vorſchrift des Artifeld 37 der Verfaſſungsurkun⸗ 
de zur Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten. oder . 
zur Berathung militäriſcher Befehle und Anordnungen 
in Bereine zufammentreten, oder zu folchen Zmweden ſich 
fonft-verfammeln, werden nad) den Beftimmungen des 
$..125, des erfien: Theiles des Militärs Strafgefeßbus 
he beftrafte “eo 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen. Unter: 
fhrift und -beigedrudtem Fönigliben Snfiegel. © .. — 
(L. S.) Frievrih Wilhelm. 
Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. . v. Manteuffel, . 
v. Strotha. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons... 
Verordnung über die Verhütung eined: | : 
die gefegliche Freiheit und Ordnung 
gefährdenden Mißbrauches des Ber: Da 
ſammlungs⸗ und Beveinigungärechted..  -- ® 


— — — 
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Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, 
König von Preußen 0, 
verordnen nad) dem Antrage Unſeres Staats miniſie⸗ 
riums auf Grund des Artifeld 105 der 
Tunde, was folgt: 

$. 1. Drdnung der Preſſe. 

Auf jeder. Drudichrift muß der Name und. ber | 
Wohnort des Druderd genannt fein. 

Auf Drudfchriften, welche für den Buchhandel ober 
fonft zur Verbreitung beftimmt find, muß außerdem der 
Name und Wohnort entweder des Verlegerd oder des 
Kommiffionärd, oder endlich ded Berfafferd oder Her 
ausgebers, welche ein Werk im Selbſtverlage erſcheinen 
laſſen, genannt fein. 

$. 2. Jede Nummer, jedes Stud oder. Heft eine 
Zeitung. oder Zeitfchrift: muß. außer dem Namen und 
Wohnort ded Druderd ($. 1) den Namen und Wohns 
ort des Verlegerd, fo wie ded Herausgeberd, wenn die⸗ 
fer von dem Verleger verfchieden ift, enthalten. - © - 

$. 3. Drudforiften, welche den vorftehenden Bor: 
fehriften nicht entfprechen, Dürfen von: Niemanden vers 
breitet. werden. Ä 

Diefe. Beftimmung findet auf Drudfchriften, welche 
nur den Namen entweder des Berlegerd oder des Koms 
miſſionärs oder des Druderd enthälten, feine Anwen 
dung, wenn fie den Geſetzen über die Ordnung der 
Preſſe entſprechen, welche zu der Zeit ihres Erſcheinens 
an dem Orte deſſelben in Kraft waren. 


$. 4. An der bisherigen Verpflichtung des Verle⸗ 
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gers, zwei Eremplare feiner Verlagsartikel, und zwar 
eines an die Landesbibliothet in Berlin, das andere 
an die Univerfität derjenigen Provinz, in welcher er 
wohnt, unentgeltlicd) einzufenden, wird nichts geändert. 

-:.$. 5. Bon jeder Nummer, jedem Heft oder Stüd- 
eier Zeitung oder einer in monatlichen oder Fürzeren 
Friſten erfheinenden- Zeitfehrift, welche im Inlande bers 
audfommen, muß der Herausgeber, fobald die Austheis 
fung oder Berfendung beginnt, ein mit feiner Unter- 
fchrift verfehened Eremplar, gegen eine ihm zu ertheis 
lende Befcbeinigung bei der Drtöpolizeibehörde hinterlegen. 

Die Austheilung und Berfendung der Zeitung oder 
Zeitfchrift fol Durch die Hinterlegung nicht aufgehalten fein. 

$. 6. Der Heraudgeber einer Zeitung oder einer 

i matlichen oder" fürzeren Friften erfcheinenden Zeits 

hrift, welche Anzeigen aufnimmt, ift gegen Zahlung 

der üblichen Einrufungdgebühren verpflichtet, jede ihm 

von einer öffentlichen Behörde mitgetheilte amtliche Bes 

tanntmahung auf deren Verlangen in eined der beiden 
nächften Stüde aufzunehmen. 

6. 7. Der Herausgeber einer Zeitung oder einer 
in monatlichen oder kürzeren Friften erfcheinenden Zeits 
fchrift ift verpflichtet, die Entgegnung zur Berichtigung. 
der in derfelben erwähnten Thatfachen, zu welcher ſich 
die betheiligte öffentliche Behörde oder die angegriffene 
Privatperfon veranlaßt findet, in den nächften drei Tas 
gen nad) dem Empfange der Entgegnung, oder, falls 
in. diefer Zeit feine Nummer der Zeitung oder Zeit- 
ſchrift -erfcheint, in die nächfte Nummer aufzunehmen, — 
Die Aufnahme muß: foftenfrei gefchehen, infoweit- der 
Umfang der 'Entgegnung die Länge des Artikels, wel⸗ 
cher dazu Beranlaffung gab, nicht: überſteigt. Für die 


154: Preußiſches (ortroyirtes) Preßgeſetz. 


über. dieſe Länge hinaudgehenden Zeilen find die üblis 
hen Einrüdungsgebühren zu zahlen. : : 
» $ 8 Anfchlagezettel und Plakate, Ä | 
Anſchlagezettel und Plakate, welche einen anderen 
Inhalt haben, als | 2. 
‚Ankündigungen über gefeglich nicht verbotene Wers 
fammlungen, denen die erforderliche Anzeige oder 
Genehmigung vorhergegangen ift, 
. Anzeigen über Öffentliche Vergnügungen, über geſtoh⸗ 
lene, verlorene oder gefundene Sachen ‚ über Ber 
— .. Täufe oder Ähnliche Nachrichten für den gewerblis 
: “ hen Verfehr Ä 
dürfen nicht angefchlagen, angebeftet oder in fonftiger- 
Weiſe öffentlich ausgeftelt werden. 

In Städten und Drtfchaften dürfen Anfchlagezets 
tel und Plafate, auch wenn fie nach ihrem Inhalte ers 
laubt find, an denjenigen Stellen nicht angefchlagen, 
angeheftet oder in fonftiger Weife öffentlich aus geſtellt 
werden, welche als hierzu nicht geeignet, durch eine all: 
gemeine und öffentlich befannt gemachte Verfügung der 
Drtspolizeibehörde bezeichnet worden find. | 


‚Auf die amtlichen Bekanntmachungen öffentlicher - 
Behörden find die vorftehenden Beſtimmungen nicht ans 
wendbar, | —— 

S. 9. Verkauf, Anheftung u. ſ. w. von Schrifs 
ien an öffentlichen Orten. | | 

Niemand darf auf üffentlihen Wegen, Straßen 
oder Plätzen, oder an anderen: öffentlichen Drten, Druds: 
ſchriften ($: 30) oder andere Schriften ausrufen,, Ders 
kaufen, vertheilen, anbeften oder anſchlagen, ohne daß 
er. dazu Die, Erlaubniß Der. Ortspolizeibehoͤrde „erlangt 
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hat und ohne daß er den Erlaubnißſchein, in welchem- 
fein Name audgedrudt ift, bei ſich fuhrt. | 

Die Erlaubniß fann jederzeit zurückgezogen werden. 

$. 10. Die un, gegen eine der in- 
den Paragraphen: 1, 2, 3, 5, 6, 7, enthaltenen Bors 
fchriften zieht eine Geldbuße von fünf bis zu fünfzig 
Thalern nach ſich. 

Iſt eine der durch die Paragraphen. 1 und 2 ex 
forderten Angaben falſch, fo ift die Strafe Gefängniß 
von acht Zagen bid zu zwei Monaten und Geldbuße 
von fünf bis zu fünfzig Thalern. 

Den Berbreiter trifft diefe höhere Strafe aber nur 
dann, wenn er von der Unrichtigfeit Der Angabe Kennt⸗ 
niß hatte. | 

$. 11. Die Zuwiderhandlung gegen eine der in 
den 68. 8 und 9 enthaltenen Vorfchriften zieht eine: 
Geldbuße von einem bid zu fünfzig Thaler oder Ges. 
ſangniß von einem Tage bis zu ſechs Wochen nad ſich. 

§. 12. Verantwortlichkeit der Verfaſſer, Heraue⸗ | 
geber u. f: w. 

Für den Inhalt einer Drudichrift find der Verfaf⸗ 
fer, der Heraudgeber, der Verleger oder Kommiſſionär, 
der Druder und der Verbreiter ald ſolche verantworts. 
lich, ohne daß ed eined meiteren Nachweifes der Mit⸗— 
ſchuld bedarf. Iſt die Veröffentlichung ohne den Wil- 
len des Verfaſſers geſchehen, fo trifft ftatt feiner ben 
Heraudgeber die Verantwortlichkeit. 

Es darf jedoch feine der in obiger Reihenfolge 
nachftehenden Perſonen verfolgt werden, wenn eine der 
in derfelben vorſtehenden Perfonen befannt und in dent. 
Bereiche der ricbterlihen Gewalt ded Staates ift. x 

Dieſe Beſtimmung ſteht der gleichzeitigen Verfol⸗ 
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ung derjenigen nicht entgegen, in Anfehung deren aus 
Ber der bloßen Handlung der Herandgabe, des Verla— 
ges oder der Uebernahme in Kommiflion, ded Drudes 
oder der Verbreitung, noch andere Thatfachen vorlies 
gen, welche nach allgemeinen ftrafrechtlichen Grundfägen 
eine wiffentliche Theilnahme an der dur die Druds 
fehrift begangenen ftrafbaren Handlung begründen. 
S. 13.  Gtrafbare Aufforderungen oder Anreis 
zungen. 

Mer zur Begehung einer ftrafbaren Handlung 
öffentlich auffordert oder anreizt, wird, wenn in Folge 
der Aufforderung oder Anreizung eine ftrafbare Hands 
lung wirflid begangen worden ift, mit der gefeßlichen 
Strafe der begangenen That belegt. 

Iſt in Folge der Aufforderung oder Anreizung_ein 
fträfliher Verfuch begangen, fo trifft den Aufforderns 
den oder Anreizenden die gefeßliche Strafe des Verfuche. 

$. 14. enn die öffentliche Aufforderung oder 
Anreizung zu einer ftrafbaren Handlung ohne irgend 
einen Erfolg gewefen ift, fo trifft den Schuldigen Geld» 
buße von zwanzig bis zu zweihundert Thalern, oder 
Gefängnig von vier Wochen bid zu zwei Jahren. Iſt 
jedoch die That, zu welcher aufgefordert oder angereizt- 
wurde, im böchiten oder im niedrigften Maße mit einer 
geringeren Strafe bedroht, fo darf die Etrafe der Auf 
forderung oder Anreizung diefed höchfte Maß nicht übers- 
fteigen; fie fann bis auf diefed niedrigfte Maß herab⸗ 
geſetzt werden. u 

- War die Aufforderung oder Anreizung, melde ohne 
Erfolg geblieben ift, auf ein durch ven $. 62 Th. 2 
Tit. 20 ded Allgemeinen Landrechts (Hochverrath) oder 
durch die Art; 86 und 87 des Rheiniſchen Strafgefet- 
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buches vorgeſehenes Verbrechen gerichtet, fo iſt die Strafe 
Zuhthausftrafe von zwei bis zu zehn Jahren. Gind 
mildernde Umftände vorhanden, fo fann die Strafe auf 
Gefängniß von ſechs Monaten bis zu zehn Sahren bes 
fimmt werden. 

$. 15. Als der Anreizung zu ftrafbaren Hand- 
lungen ſchuldig, wird mit Geldbuße von zwanzig bid 
zweihundert Thalern, oder Sefängniß von vier Wochen 
bis zu zwei Jahren beftraft: 

"1. wer Kahnen, Zeichen oder Symbole, welche geeig- 
net find, den Geift ded Aufruhrs zu verbreiten 
oder den öffentlichen Frieden zu ſtören, an öffent— 
lichen Drten oder in offentlichen Zufammenfünften 
ausftelt, oder mer fie verkauft oder fonft ver: 
breitet; 

2. wer äußere Berbindungs- oder Bereinigungsgeichen, 
welche zur Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe 
und Sicherheit von der Bezirksregierung verboten 
find, an öffentlihen Drten oder in offentlichen 
Zufammenfünften trägt; 

3. wer in böswilliger Abficht die öffentlichen’ Zeichen 
der königl. Autorität wegnimmt, zerftört oder be— 
ſchädigt. 

—&. 16. Wer zum Ungehorſam gegen die Geſetze 

Ober Verordnungen, oder gegen die Anordnungen der 

Andigen Obrigkeit dffentlich auffordert oder anreizt, 
wird mit Geldbuße von zwanzig bid zweihundert Thas 
leın oder Gefängniß von vier Wochen bis zu zwei Jah⸗ 
ten beftraft. 

- 817, Wer den öffentlichen Frieden _dadurd zu 

fucht, daß er die Angehörigen ded Staated zum 
affe oder zur Verachtung gegeneinander öffentlich an⸗ 
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reizt, wird mit Geldbuße von zwanzig bis den Bi 
‚dert Thalern oder mit Gefängniß von vier Wochen bis 

zu zwei Sahren- beftraft. 

| $. 18. Wer erdichtete oder entſtellte Charfache 
öffentlich behauptet oder verbreitet, welche in der Vorauss 
ſetzung ihrer Wahrheit die Einrichtungen des Staated 
‚oder die Anordnungen der Obrigkeit dem Haffe oder 
‚ber Verachtung ausfegen, wird mit Geldbuße von zwan⸗ 
zig bid zu zweihundert Thalern, oder mit Gefängnif 
von vier Wochen bid zu zwei Jahren beftraft. 

$. 19, Wer über eine im Staate beftebende Re 
ligions⸗Geſell ſchaft oder ihre Lehren, Einrichtungen oder 
Gebräuche ſich effentlich in einer Weiſe ausläßt, welche 
dieſelben dem Haſſe oder der Verachtung ausſetzt, wird 
mit Geldbuße von zwanzig bis zu zweihundert Thalern, 
oder mit Gefängniß von vier Wochen bis zu zwei Jah— 
ren beſtraft. 

$. 20. Majeſtäts-Beleidigung. 

— Weär durch Wort, Schrift, Druck, Zeichen, bild 
liche oder andere Darſtellung die Ehrfurcht gegen den 
König verlegt, wird mit Gefangniß von zwei Monaten 
bis zu fünf Jahren beftraft. 

Mer durch eined der bezeichneten Mittel die Kö— 
nigin beleidigt, wird mit der nämlichen Strafe: belegt. 
+ 21, Beleidigung des ee ‚ anderer 
‚Mitglieder bes Foniglichen Haufes u. f. w. 

ö Mer durch Wort, Schrift, Drud, Zeichen, bild 
liche oder andere Darftelung den Thronfolger, ein ans 
dered Mitglied des Foniglichen Hauſes, oder den Re 
Sein des preußifchen Staates beleidigt, wird mit 
Sefängniß von einem Monat bis zu drei Sabren beftraft. 
22 Mer durch Wort, Schrift, Drud, Zeichen, 





Preußiſches (oetroyirtes) Preßgeſetz. 159 


bildliche oder andere Darftelung das Dberhaupt eines 
anderen mit dem preußiſchen Staate in anerfantitem 
völferrechtlichem Verkehre ftehenden Staates ' beleidigt, 
wird mit Gefängnig von einem Monate bis zu zwei 
Jahren beſtraft. 

$. 23. Beleidigung der Kammern, politifcher Kör⸗ 
— Behörden u. f. w. 

Wer durch Wort, Schrift, Drud, Zeichen, — 
oder andere Darftellung 

eine der beiden Kammern, Ä 

ein Mitglied der beiden Kammern, 

eine andere politifche Körperfchaft, 

eine öffentliche Behörde, 

einen öffentlichen Beamten, 

einen Religionddiener, 

einen Geſchwornen, 

ein Mitglied der bewaffneten Macht, | 
während fie in der Ausübung ihres Berufes begriffen 
find, oder in Beziehung auf ihren Beruf beleidigt, wird 
mi en von acht Tagen bi zu einem Jahre 
veſtraft 

Hat die Beleidigung den Karakter der Verleum⸗ 
dung, ſo iſt die Strafe Gefängniß von vierzehn Tagen 
bis zu achtzehn Monaten. 

Iſt die Verleumdung öffentlich begangen, fo iſt die 
Strafe Gefängnig von einem Monate bis zu zwei 
Jahren. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo Tann in 
allen Fällen die Strafe auf Geldbuße von zehn. kung: ‚zu 
dreihundert Thalern beſtimmt werden. 

S, 24. DBerleßung der Sittlichfei, 

Wer Drudfchriften, welche die Sittlichkeit veuben 
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vertheilt oder fonft verbreitet, oder an Orten, melde 
dem. Publifum zugänglich find, ausftelt oder anfchlägt, 
wird mit Geldbuße von zehn bis zu einhundert Th 
lern oder mit Gefängniß von vierzehn Tagen bis zu 
einem Sabre beftraft. 

$. 35. Berleumdung. 


Wer in Beziehung auf einen Anderen unwähre 
Thatfachen behauptet oder verbreitet, welche denfelben 
in der öffentlichen Meinung dem Haffe over der Wiek: 
achtung ausfegen, macht fi) der Berleumdung ſchuldig. 


$. 26. Der Bemweid der Wahrheit der behaupte 
ten oder verbreiteten Thatfachen Fann durch alle gefeb- 
lichen Beweismittel geführt werden. 

Diefer Beweis ift nicht zuläffig, wenn Die dem 
Anderen beigemeffene Handlung mit Strafe bedroht 
und eine Freifprechung durch ein rechtskräftiges Erfennt- 
niß erfolgt ift, s 4 1 ZU 

$. 27. Der Beweis der behaupteten oder verbzxe 
teten Thatfachen fchließt dad Vorhandenfein TE 
leivigung nicht aus, wenn aus der Form ter Behauip- 
tung oder Verbreitung, oder aus anderen Umftänden, 
— fie geſchah, die Abſicht zu beleidigen. Her 
vorgeht. | 

*8* 28. Sind die behaupteten oder verbreiteten 
Thatjachen ftrafbare Handlungen und iſt wegen d 
ben bei der zuftändigen Behorde Anzeige gemacht, 
muß bis zu dem Beichluffe, daß die Eröffnung einer 
Unterfuchung, nicht ftattfinde, oder bid zu der Beendi- 
gung der eingeleiteten Unterſuchung mit dem Verfah 
und der Entfcheidung über die Verleumdung Pe 
en werden, 1 
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- 29 Die Verliumdung wird mit Gefängniß 
von acht Tagen bis zu einem Sabre beftraft. Ä 

Iſt die Verleumdung öffentlih begangen, fo ift 
die Strafe Gefängniß von vierzehn Tagen bis zu achts 
zehn Monaten. | — 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann in 
allen Fällen die Strafe auf Geldbuße von fünf bis zu 
dreihundert Thaler beſtimmt werden. 


— G. 30. Den Druckſchriften im Sinne dieſer Bers 
ordnung werden gleichgeſtellt alle auf mechaniſchem Wege 
irgend einer Art vorgenommenen Vervielfältigungen von 
Schriften, bildlichen Darſtellungen mit oder ohne Schrift, 
und von Muſikalien mit Text oder ſonſtigen Erläutes 
rungen. | 

$. 31. Deffentlih im Sinne der $$. 13, 14, 16,. 
17, 18, 19, 23, 29 diefer Verordnung ift eine Hands 
lung, wenn fie an öffentlichen Orten oder in öffentlichen 
Zufammenfünften, oder durch Drudfchriften oder andere 

chriften vorgenommen wird, welche verfauft, verbreis. 
tet, an Drten, welche dem Publifum zugänglich find, 
ausgeſtellt oder angefchlagen werden, 

Als öffentlihe Zufammenkünfte werden auch Vers 
fammlungen angefehen, in welchen öffentliche Angelegens 
beiten erörtert oder berathen werden follen. (Verord⸗ 
nung vom 29. Juni d. 5.) 

$. 32. Vorläufige Befchlagnahme von Drudfchriften. 


Wenn eine zur Verbreitung beftimmte Drudfchrift 
den Borfchriften der $$. 1 und 2 nicht entfpricht, oder 
wenn ihr inhalt fich als Zhatbeftand einer ftrafbaren 
Handlung darftellt, fo find die Staatdanwaltfchaft und 
deren Drgane berechtigt, die Drudfchrift, wo fie ſolche 

11 
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vorfinden, ſo wie die zur Vervielfältigung beſtimmten 
Platten und Formen, vorläufig mit Beſchlag zu belegen. 

Die Drgane der Staatdanwaltfcbaft find verpflich— 
tet, derfelben innerhalb 24 Stunden nad) der Beſchlag— 
nahme die Verhandlungen vorzulegen, und diefe ift ges 
halten, innerhalb 24 Stunden nad) erfolgter Vorlegung 
ihre Anträge bei der zuftändigen Gerichtsbehörde zu 
ftellen, welche über die Fortdauer oder Aufhebung ver 
verhängten vorläufigen Bejchlagnahme fchleunigit zu 
befchließen bat. 

Sp meit zu der Verfolgung wegen einer Drud— 
fhrift eine Ermächtigung oder ein Antrag erforderlich 
ift ($. 34), findet auch eine Befchlagnahme wegen des 
a derfelben nur unter der nämlichen Bedingung 

att. 

$. 33. Drgane der Staatdanwaltfchaft im Sinne 
des vorhergehenden Paragraphen find die Polizeibebors 
den und andere Gicherheitsbeamte, welchen nach dem 
beftehenden Gefeßen die Pflicht obliegt, Verbrechen und 
Vergehen nadzuforfchen. 

Sm Bezirfe des Nheinifchen Appellationdgerichtss 
Hofes zu Köln find ed die Beamten und Hülfsbeamten 
der gerichtlichen Polizei, mit Ausnahme der Unterfus 
chungsrichter. 

Ueber die Aufhebung oder Fortdauer der Befchlags 
nahme bat der Unterfuchungsrichter allemal an die 
Rathskammer zu deren Befchlußnahme zu berichten. 

An der Befugniß der Gerichte und der Unterfus 
chungsrichter zum felbitändigen Einfchreiten in den 
gejeglich beftimmten Fällen wird nichts geändert. 

$. 34. Die Staatdanwaltfchaft ift audb in An⸗ 
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ſehung Der in den 88. 23 und 29 vorgefehenen Beleis 
taugen befugt, die Verfolgung einzuleiten. Es findet 
och wegen Beleidigung einer Kammer nur mit Er 
mächtigung derfelben, und wegen der übrigen im$. 23 
und. wegen der in den S$. 22 und 29 vorgefehenen 
Beleidigungen nur auf den Antrag des Beleidigten 
eine Verfolgung ftatt. | | 

„Iſt auf die von der Staatdanwaltfchaft angeho⸗ 
bene Klage eine gerichtliche Unterſuchung eingeleitet, 
fo wird deren Fortgang, die Erlaffung -und Vollſtre⸗ 
fung des Urtheild, durch eine Zurüdnahme der Ers 
mächtigung oder des Anträged, oder durch eine Vers 
zichtleiſtung auf die Beftrafung nicht gehemmt. 

Schreitet die Staatdanwaltfchaft nicht ein, fo bleibt 
dem Beleidigten die Verfolgung im Wege des Civil. 
prozeffed unbenommen. 

Sn dem Bezirke ded Rheiniſchen esse 
richtshofes zu Köln wird an der Befugniß ded Beleis 
digten, ald Givilpartei aufzutreten, nichtd geändert. 

$. 35. Berjährung. 

Das Recht zur Verfolgung wegen der in diefer Verord⸗ 
nung vorgefehenen öffentlich begangenen ftrafbaren Hands 
lungen verjährt in ſechs Monaten,. von dem Tage am. 
gerechnet, wo die Veröffentlichung ($ 31.) ftattfand, 


Die Verjährung wird unterbrochen Durch jeden An⸗ 
trag der Staatsanwaltfchaft, jeden Befchluß oder jede 
fonflige Handlung des Richters, welche die Eröffnun 

ortfeßung oder Beendigung der Unterfuchung oder die 
erhaftung des Befchuldigten betreffen, | 

Die Unterbredung der Verjährung gegen eine der 
verantwortlichen oder mitfchuldigen Denen gilt als 

1 2* 
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digen gegenüber, gegen welche der Antrag, der Beſchluß 


oder die fonftige unterbrechende Handlung nicht. gerichs 
tel war, | . 

Bon dem Tage der lebten unterbrechenden Hands 
lung an beginnt eine neue Verjährung von ſechs Mo— 
naten. it 

Diefe Beitimmungen berühren nicht die Snjuriens 
Hagen, infoweit fie im Wege des Civilprozeſſes ange 
ftelt werden fünnen, und die Klagen auf Schadener 
faß vor den Givilgerichten. 

$. 36. Deffentlihe Bekanntmachung des Urtheilg, 
Vernichtung gefeßwidriger Drudfchriften. 

Wenn wegen einer ffentlih begangenen. Hands 
lung, welche durch die 88. 18. bis 24. oder durch $. 29. 
vorgefehen ift, eine Verurtheilung audgefprochen wird, 
fo kann die öffentliche Befantmahhung des Urtbeild auf 
die in demfelben zu beftimmende Art und Weife auf 
Koften des BVerurtheilten angeordnet werden. 

$. 37. Wenn der Inhalt einer Drudfchrift ſich als 
Thatbeftand einer ftrafbaren Handlung darftellt, fo ift 
die Vernichtung aller vorfindlichen Eremplare und der 
dazu beftimmten Platten und Formen audzufprechen. 

Iſt die Drudfchrift ihrem Hauptinhalte nach eine 
erlaubte, fo wird nur auf Vernichtung der gefeßwidri- 

en Stellen und desjenigen Theiled der Platten und 
—— erkannt, auf welchem ſich dieſe Stellen befinden. 
$. 38. Gerichtsſtand. | 

Zu der in $. 32. erwähnten gerichtlichen Beſchluß— 
nahme und eintretenden Falles zu dem ferneren gerichta 
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lichen Verfahren iſt der Gerichtsſtand auch bei demjeni⸗ 


gen Gerichte begründet, in deſſen Bezirke die Beſchlag—⸗ 
nahme geſchehen ift. | 

Wenn wegen der nämlichen Drudfchrift ein Vers 
fahren bei verfchiedenen Gerichten anhängig ift, fo wird 
dad Gericht, bei welchem die Verhandlung und Ents 
fheidung erfolgen fol, nöthigenfalld durch dasjenige 
höhere Gericht bezeichnet, deffen Gerichtsbarkeit fich 
über die Bezirke der verfchiedenen,, mit der Sache befaß- 
ten Gerichte erftredt. 


In dem Bezirke des Nheinifchen Appellationspes 
richtöhofed zu Koln wird an den dort geltenten Ber 
fimmungen über die Negulirung ded Gerichtöftandes 
— Art. 525 bis 541) nichts ges 
ändert. or 


$. 39. Die in den $$. 13, 14, 15, 16, 17, 18 
19, 20, 21, 22 Ddiefer Verordnung vorgefehenen ſtraf⸗ 
baren Handlungen gehören zur Kompetenz der Schwur⸗ 
gerichte. 

Dasfelbe gilt von den in dem $. 23 erwähnten Bes 
Jeidigungen, welche mittelft Drudfcriften ($. 30) bes 
gangen werden, die verkauft, verbreitet, an Orten, 
welbe dem Publiftum zugänglich find, ausgeftelt oder 
angefchlagen werden. 

Die übrigen Bergeben, welche in dem $. 23, fo 
wie diejenigen, welche in den SS. 10 und 11, 24 und 
29 vorgefehen find, werden als politifche oder Preßver⸗ 
gehen nicht betrachtet (Verordnung vom 15. April 
1848, $$. 2. 3, vom 3. Januar 1849, $S$. 60 und 61). 


$. 40. Inſoweit nad) den beftehenden Geſetzen 
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die in der Sitzung eines Gerichts begangenen 






ren Handlungen ſofort, ohne Mitwirkung von Ger 


fhworenen, abgeurtheit, oder die in der Sitzung eines 
Gerichts vorgefallenen over ermittelten Disziplinar-Bers 
gehungen fofort disziplinarifch geahndet werden follen 
oder Tonnen, wied hieran durch die Beftimmungen des 
vorhergehenden Paragraphen nichtd geändert. 


Hinfichtlih des Mititärgerichtäftandes verbleibt. es 


ebenfalls bei den beſtehenden Vorſchriften. 

$. 41. Die Beſtimmungen der beſtehenden Geſetze 
über die gegen Privat-Perfonen begangenen Beleidiguns 

, welde die Merfmale der Berleumdung nicht ents 
Balken ‚ über die von Perfonen des Soldatenftandes 
unter fich begangenen Beleidigungen, fie feyen ald Dienfk 
vergeben zu betrachten vder nicht, ferner_über Die Vers 
lesung der Amts⸗ oder Dienftvorfchriften, indbefondere 
der Dienftverfehwiegenheit, endlich über die Veröffent- 
lihung von Nachrichten oder Urkunden, welche im In— 
tereffe des Staatswohls durch die Gefeße verboten ift, 
werden durch diefe Verordnung nicht berührt. 

$. 42. Sn fo weit die Aufforderung oder Anreizs 
ung von Perfonen ded Soldatenftandes zum Ungehors, 
fam nicht nach den PVorfchriften diefer Verordnung här— 
ter zu beftrafen ift, verbleibt es bei den deöfallfigen 
Beftimmungen der Verprdnungen vom 10. Mai und 
23. Mai d. J. 
. $ 43. Alle diefer Verordnung entgegenftehenden 
Beftimmungen find aufgehoben. Es treten indbefondere 
außer Kraft das Preßgefes nom 17. März. 1848, die 
SH. 151bis 155 einfchlieglich, die $$. 620, 621, Thl. 
11, Zit::20 ded Allgemeinen Landrechts, die Art.. 102, 


201, 204,.217, ferner die Art. 367 bis 372 einſchließ⸗ 
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fi und die auf diefe Artikel bezügliche Beſtimmung 
des Art. 374 des Nheinifchen Strafgefeßbuches. 
Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Uns 
terfhrift und beigedrudten Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouci, den 30. Suni 1849, 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Graf von Brandenburg, von Kadenberg, von Manteufs 
fel, von Strotha, von der Heydt, von Nabe, Simons. 


Verordnung, 


betreffend die Vervielfältigung und Berbreitung von 

Schriften und verfchiedene durch Wort, Schrift, Drud, 

Zeichen, bildliche oder andere Darftellung begangene 
ftrafbare Handlungen. 


— gg — 


Staatsgrundgeſetz 
für u 
die Fürftenthümer Waldeck und Pyrmonk 
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Titel I. J 
Von dem Staatsgebiete. 


‚34 
- $1. Die Fürftenthümer Waldel und Pyrmont 
bilden einen durch ein und diefelbe Berfaffung vereinig 
> u, Derfelbe ift ein Beftandtheil des deutſchen 
eichs. | 
$. 2. Kein Theil des Staatdgebietd Tann ohn 
Zuftimmung der gemeinfchaftlichen - Stände veräußert 
werden. Grenzberichtigungen, wobei Staatdangehit 
aud dem Staatöverbande treten, bedürfen gleichm 
der Genehmigung-der Stände. 


Titel IT. 
Bon den Grundrechten des Volks. 


G6. 3. Wer auf die vom Geſetz bezeichnete Weill 
dad Recht ded bleibenden Wohnfites innerhalb de 
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engen des Landes erworben hat, ift Staatsangehö- 
per, J 


$. 4. Ein jeder‘ Staatsangehöriger iſt zugleich 
Staatsbürger, wenn er die zur Theünahme an der 
Dolföpertretung verfaffungsmäßig erforderlichen Eigens 
(haften beſitzt. 

95. Das Recht der Landedangehörigen zu Bes 
gundung eined Familienſtandes mittelft einzugehender 
Ehe an dem Drte, wo ihnen das Heimathörecht zufteht, 
M von Staatöwegen nicht befchräntt. 

‚5.6. Bor dem Geſetze gilt Fein Unterfchied der 
Stände. Der Adel ald Stand ift aufgehoben. Alle 
Standeövorrechte find abgeſchafft. Alle Staatdangehö- 
tige find vor dem Geſetze gleih. Alle Titel, in fo weit 
fie nicht mit einem Amte verbunden find, find aufgeho— 
ben und dürfen nie wieder eingeführt werden. Kein 
Staatsangehöriger darf von einem nichtdeutfchen Staate 
einen Drden annehmen. Die öffentlichen Aemter find - 
für alle Befähigten gleich zugänglich. Die. Wehrpflicht 
if für Alle gleich; Stelivertretung bei derfelben findet 
nicht ſtatt. | 

‚97 Die Freiheit der Perfon ift unverletzlich. 
Die Verhaftung einer Perfon fol, außer im Falle der 
Ergreifung auf frifcher That, nur gefchehen in Kraft 
eines richterlichen, mit Gründen verfehenen Befehld. 
Diefer Befehl muß im Augenblik der Verhaftung, oder 
Innerhalb der nächften vier und zwanzig Stunden, dem 
Derhafteten zugeftellt werden. Die Polizeibehörde muß 
Jeden, den fie in Verwahrung genommen bat, im 
faufe des folgenden Tages entweder frei laſſen, oder 

* tichterlichen Behörde : übergeben. Jeder Angeſchul⸗ 
digte foll ‚gegen Stellung einer vom Gerichte zu beftiins 
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menden Caution oder Bürgſchaft der Haft entlaſſen 
werden, fofern nicht dringende Anzeigen eines fh weren 
peinlichen Verbrechend gegen denfeiben worliegen. Im 
Falle einer widerrechtlich verfügten oder perlängerien 
fangenfchaft ift der Schulvige und nöthigenfalls der 
Staat dem Berlegten zur Genugthuung und Entf 
‚Digung verpflichtet. Die für das Militär erforderli 
hen Mopdificationen diefer Beſtimmungen bleiben einem 
befondern Geſetze vorbehalten. | 
; Die ZTodesftrafe, ausgenommen wo dad 
- Kriegdrecht fie vorfihreibt, fo wie die Strafen des Prans 
gerd, der Brandmarfung und der Forperlihen Züchti— 
‚Yung find abgefhaffl. An die Stelle diefer Strafen 
tritt Freiheitöftrafe. Abbitte und Widerruf, fo wie 
der Zwang zur Chrenerflärung find ebenfald abge 
schafft und ſoll Geld» oder verhältnigmäßige Freibeits- 
ſtrafe au deren Stelle treten. Die Strafe ded bürger 
Jihen Todes fol nicht ftattfinden,. Die Strafe der 
Vermögendeinziehbung fol nicht ftattfinden. An wie 
ter m tritt Geld» oder verhältnigmäßige Frei⸗ 
heitöftrafe. Ä ri 
$. 9. Die Wohnung ift unverleglih. Cine Hauds 
ſuchung ift nur zuläffig: 1. in Kraft eines richterlichen, 
‚mit Gründen verfehenen Befehls, welcher fofort oder 
innerhalb der nächften vier und zwanzig Stunden Dem 
- Betheiligten zugeltellt werden fol; 2. im Kalle .der 
Verfolgung auf frifcher That durch ven gefeßlich berech⸗ 
tigten Beamten; 3. in den Fällen und Formen, in 
welchen das Geſetz ausnahmsweiſe beitimmten Beamten 
auch obme) vichterlichen. Befehl dieſelbe peftattet.. Die 
Hausſuchung muß, wenn thunlich, mit Zugiehung von“ 
Hausgenoſſen gefihehen. ‚Die -Unverleglihkeit der Woh⸗ 
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ig iſt kein Hinderniß der Verhaftung eines gericht 
‚Berfolgten. 
E $,. 10. Die Beihlagnahme von Briefen und Pas 







Hieren darf, außer bei einer Verhaftung oder Hauds 
hing, nur in Kraft eined richterlichen, mit Grün 
t verfehenen, Befehld vorgenommen werden, welcher 
Fofort: ‚oder innerhalb der nächiten vier und zwanzig 
Stunden: dem Betbeiligten zugeltellt werden fol. 
S. 11. Das Briefgeheimniß ift gewährleiftet. Die 
‚bei ſtrafgerichtlichen Unterfuchungen und in Kriegsfällen 
»othwendigen Beichränfungen werden durch die Geſetz— 
gebungen feftgeftellt werden. 
u u 12. Jeder Staatdangehörige hat das Necht, 
durch Wort, Schrift, Drud und bildliche Darftelfung 
ſeine Meinung frei zu äußern. Die Preßfreiheit darf 
unter feinen Umftänden und in feiner Weife durch vor— 
Heugende Maßregeln, namentlich Genfur, Sonceffionen, 
Sicherheitsbeſtellungen, Staatdauflagen, Beſchränkungen 
de oder des Buchhandels, Poftverbote oder 
ere Hemmungen des freien Verkehrs befchränft, ſus⸗ 
vendirt oder aufgehoben werden. Ueber Preßvergehen, 
velche von Amtswegen verfolgt werden, wird durd) 
Schwurgerichte geurtheilt. 
4 $. 13; Ein Geber bat volle Glaubend- und Ge 
wiſſensfreiheit. Niemand ift verpflichtet, feine veligiöfe 
Ueberzeugung zu offenbaren. 
ums. 14. Jeder ift unbeſchränkt in der gemeinfamen 
Hänslichen und Hffentlichen Hebung feiner Religion. Bers 
echen und Bergeben, welche bei Ausübung diefer Kreis 
begangen werden, find nach dem Geſetze zu beitras 


Str $. 15. Dur das religioſe Befenntniß wird der. Genuß 
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der bürgerlichen und ftaatöbürgerlichen Rechte weder bi 
noch beſchränkt. Den ſtaatsbürgerlichen Dichten 
daſſelbe feinen Abbruch thun. jede —— 
bleibt im Beſitz und Genuß der für ihre Kultus⸗ | 
terrichts⸗ und Wohlthätigkeitszwecke beſtimmten Anſtal⸗ 72 
ten, Stiftungen und Fonds. | 
$. 16. Jede Religiondgefellfchaft ordnet und a 
waltet ihre Angelegenheiten felbftändig, bleibt -aber 
den allgemeinen Staatsgeſetzen unterworfen. Keine 
a — vor andern Vorrechte durch 
den Staat; es beſteht Feine Staatskirche. Neue NE 
ligionögefellichaften dürfen fich bilden; einer — 
nung ihres Bekenntniſſes durch den Staat bedarf es 
| 





nicht. 
9 $. 17. Niemand fol zu einer Firchlichen Sand 
oder Feierlichkeit gezwungen werden. 
S. 18. Die Formel ded Eides fol Fünftig lauten: | 
„So wahr mir Gott helfe.“ 
$. 19. Die bürgerliche Gültigkeit der Ehe iſt nur 
son der Vollziehung ded Civilacts abhängig; die kirch— 
lihe Trauung fann nur nad der Vollziehung des GH 
vilactes ftattfinden. Die Kefigiondverfchiedenheit ift tein 
bürgerlicheö Ehehinderniß. 
$. 20. Die Standesbücher werden von den bins 
gerlichen Behörden geführt. 
$. 21. Die Wiffenfchaft und ihre Lehre ift Frei, 
- 8 22. Dad Unterrichtds und — —— 
ſteht unter der Oberaufſicht des Staats und iſt, abs 
geſehen vom Religionsunterricht, der Beaufſi ichtigung 
der Geiſtlichkeit als ſolcher enthoben. 2 
$. 23. Unterrichts- und Erziehungsanftalten zu 
gründen, zu leiten und an folchen Unterricht -zu erthei⸗ 
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„fteht Sedem frei, wenn er feine Befähigung der 
zungsbehörde nachgewieſen hat. Der häusliche 
merricht unterliegt feiner Befchränfung. 






I Siaatödiener. Der Staat ftellt unter gefeßlicy ges 

oneler Betheiligung der Gemeinden die Lehrer der 

Shulen aus der Zahl der Geprüften an, 

526. Für den Unterricht in Volksſchulen und 

dem Gewerböfhulen wird fein Schulgeld bezahlt. 
ittelten fol auf allen öffentlichen Unterrichtsans 

Alten freier Unterricht gewährt werden. 

5%. Es ſteht einem Jeden frei, feinen Beruf 
wählen und fich für denfelben auszubilden, wie und 
wo er will, 

58. Die Landesbewohner haben das Recht, 
iedlich und ohne Waffen zu verfammeln; einer 
seromderen Erlaubniß dazu bedarf ed nicht, Volksver— 
ammlungen unter freiem Himmel fünnen bei dringen 
Der Gefahr für die öffentliche Ordnung und Sicherheit 
Derboten werden. | 

ui 29. Die Landesbewohner haben dad Necht, 















seine zu bilden. Diefed Recht ſoll duch Feine vors 
ende Maßregel befchräntt werden. 

nn 80, Die in den SS. 28 und 29 enthaltenen 

Falimmungen finden auf den Militärftand Anwendung, 

" [0 weit die militärifchen Disciplinarvorfchriften nicht 


+ 
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$. 31. Jeder Landesbewohner Hat das Recht 
mit Bitten und Beſchwerden ſchriftlich an die Beſs 
und an die Volksvertreter zu wenden. Diefes "per 
kann fowohl von Einzelnen, ald von Korporationen 
und Mehreren im Berein ausgeübt werden. Be 
Militär jedoch nur in der Weiſe, wie ed die Dise 
narvorfchriften beftimmen. 0 
$. 32. Dad Eigenthum ift unverletzlich. Ein— 
Enteignung fann nur aus NRüdfichten ded gemeinen 
Beften, nur auf Grund eined Geſetzes und gegen- ge⸗ 
rechte Entſchädigung vorgenommen werden. Das ae 
flige Eigenthum wird durch die Reichögefeßgebung "ge 
ſchützt werden. | —— 
$. 33. Jeder Grundeigenthümer kann feinen Grun 
beſitz unter Lebenden und von Todeswegen gun oder 
theilweiſe veräußern. Die Durchführung des Grund 
ſatzes der Theilbarkeit alles Grundeigenthums wird 
durch ein Uebergangsgeſetz vermittelt werden. Für die 
todte Hand werden unter Umftänden und aus Grüne” 
den des vffentlihen Wohl Befchränfungen ded Rechts, 
Liegenfchaften zu erwerben und über fie zu verfüge 
im Wege der Gefebgebung erlaffen werden. J 
$. 34. Jeder Unterthänigkeits- und Hörigke 
verband hört für immer auf. * 
F. 35. Ohne Entſchädigung find aufgehoben?” 
1. die Patrimonialgerichtsbarkeit und die grundherrliche 
Polizei, fammt den aus diefen Rechten fließenden Bes 
fugniffen, Eremtionen und Abgaben; 2. die aus dem’ 
guts⸗ und febußherrlichen Verbande fließenden auf der 
Nerfon Haftenden Abgaben und Leiftungen. Mit diefen 
Rechten fallen auch die Gegenleiftungen und Laften 
weg, welche dem biöher. Berechtigten dafür oblagen. 
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anf htlic der Aufhebung der aus dem guts⸗ und fehuß- 
eelicyen Verbande (nro. 2.) gefloffenen auf der Pers 
fon baftenden Domanialabgaben und Leiftungen hat es 
wer Bekanntmachung vom 28, April 1848 und bei 
Jen Geſetze vom 20. November deffelben Jahres fein 
Besnensen Snfofern jedoch dergleichen Domanialabgas 
und Leiftungen außerdem noch beftänden, fol deren 
— annoch erfolgen. Bei etwa vorhandenen 
nd gutös oder fhußberrlihem Verbande fließens 
auf der Perfon baftenden Abgaben und Leiſtungen 
"en Pe die Wahrnehmung ihrer Zuftäns 


er “a: et Grund und Boden baftenden Abs 
— und Leiſtungen find ablödbar, nach Vorſchrift 
der unterm 7. und 8. Juli und 20. November vorigen 
B iergangenen oder weiter zu erlaffenden Geſetze. 
Es fon fortan fein Grundſtück mit einer unablödbaren 
e- oder Leiftung belaftet werden. [8. 23. ded Ges 

ſetzes * 20. November 1848.] 

Be 37. Im Grundeigentfum liegt die an 
zur Sagd d auf eigenem Grund und Boden. 
— auf fremdem Grund und Boden, I 

alle Leiftungen für Jagdzwecke, wo deren etwa 
no beftänden, find ohne Entfhädigung aufgehoben. 

Wegen der Ausübung des Jagdrechts hat ed bei dem 

Geſetz vom 6. November 1848. fein Bewenden. Die 

Sagpgerechtigteit auf fremdem Grund und Boden darf 

in Zukunft. nicht wieder als Grundgerechtigfeit beftellt 
werden. 


$: 38. Die Familienfideicommiffe, mit Ausnahme 
desjenigen der regierenden fürftlihen Familie, folen 
durch ein Geſetz aufgehoben werden. - 
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F. 39, Der Lehndverband ift ablösbar nady ven 
Vorſchriften des Gefebed vom 15. Auguft 1848, um 
etwa fernerweit zu erlafienden Bellimmungen: 
$.40. Die Auswanderungdfreiheit ift von Staater 
wegen nicht befchränft; Aayegägelber: dürfen nicht erc 
ben weden. 
* 


Titel III. 
Bon den Gemeinden und Kreidverbänden. 


$. 41. Das. Staatögebiet zerfällt in Gemeinden 
und Kreife, deren Vertretung und Verwaltung durch 
— Geſetze geregelt wird. 

> 42, Folgende Grundfäße ſollen dabei beobachtet 
werden: 


1. Jede Gemeinde und jeder Kreis wählen ihre 
Vertreter, welche Verſammlungen bilden und über die 
inneren und beſonderen Gemeindes und Kreisangelegens 
beiten berathen und ſchließen. 

2. Die Beſchlüſſe dieſer Verſammlungen werden 
durch Vorſteher der Gemeinden und Kreiſe zur Ausfühe Ä 
rung — 

Die freie Selbſtverwaltung ihrer Angelegenhei⸗ 
ten —* den Gemeinden und Kreiſen unter geſetzlich 
geordneter Oberaufſicht des Staates zu, und kann nur 
durch ein Geſetz und auch durch dieſes nicht weiter bes 
Ihränft werden, ald der Staatszweck es nothwendig er 
fordert. Die Drtöpolizei wird den Gemeindeangelegens 
heiten beigezählt. 

4. Die Vorfteher der Gemeinden werden durch die 
Gemeindemitglieder gewählt; die Vorfteher der Kreife 
werden von der Staatsregierung ernannt. 
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5. Für die Verhandlungen der Gemeinde» und 
Kreiöverfammlungen gilt der Grundfaß der Deffentlich- 
teit ald Regel. Ausnahmen können geſetzlich angeord- 
net werden. Weber die Einnahmen und Ausgaben muß 
Khrlih ein Bericht veröffentlicht werden. 

6. Kleinere Gemeinden werden zu einem Gemeins 
deverbande vereinigt werden. Ä 


Titel IV. 
Bon der Volksvertretung. 


$. 43. Die gefeßgebende Gewalt wird gemeins 
KHaftlih durch den Kürften und durch den Landtag 
ausgeübt. Die Gefege und authentifhen Geſetzesaus— 
legungen bedürfen der Zuftimmung des Landtags und 
der. Sanchion des Fürften. | 

$. 44. Dem Kürften fo wie dem Landtage fteht 
dad Recht zu, Geſetze vorzufchlagen. 

$. 45. Der Landtag wird gebildet durch die vom 
Volle nach dem diefer Berfaffung beigefügten Gefeße 
gewählten Vertreter. Diefelben werden jedesmal für 
zwei Jahre gewählt. | 

$. 46. Kür alle den FürftenthHümern Waldel und 
Dormont gemeinfamen Angelegenheiten treten die beis 
derfeitigen Abgeordneten zu gemeinfchaftlichen Landtas 
gen im Fürftentyum Waldeck zufummen. Die befons 

Angelegenheiten des Fürſtenthums Walde werden 
auf den Randtagen, ohne. den Hinzutritt der Abgeord⸗ 
teten ded Fürſtenthums Pyrmont, berathen und bes 
dloſſen. Fur die beſondern Angelegenheiten des Fürs 
ſenthums Pyrmont treten die Abgeordneten dieſes Fürs 
ſtenthums dafelbft befonders zufammen. — Zahl der 
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Abgeordneten des Fürſtenthums Waldeck beträgt zwölf, 
diejenige der Abgeordneten des Fürſtenthums Pyrmont 
beträgt drei. Zu den gemeinfchaftlichen — — 
gehören für jetzt: 1. die Verhältniſſe des Landes zum 
deutfchen Reich, 2. die Gefandtfhaften, 3. die allge 
meine: Gefeßgebung, 4. die Givillifte und Apanagen, 
5. die Negierung und das Gonfiftorium, 6. die Dber 
gerichte, 7. Schloß Waldeck, 8. das Criminalgerict, 
9. der Stuatsanwalt, 10. dad Arhiv, 11. das Mile 
tär, 12. dad Randesgymnafium zu Corbach, 13. Die 
Staatsdienerwittwenfaffe, 14. die Brandfaffe, 15. das 
Regierungsblatt, 16. Veräußerung von Domanialgüterm, 
$, 47. Wähler ift jeder unbeicholtene Landesbe— 
woher, welcher das fünf und zwanzigfte Lebensja 
zurüdgelegt bat. J 
$. 48. Bon der Berechtigung zum Wählen find 
ausgeichloffen: 1. Perſonen, welche unter Bormunds 
fhaft oder Euratel ſtehen; 2. Perfonen, über Deren 
Vermögen Goncurd gerichtlich eröffnet ift und Zwar 
während der Dauer diefed Goncurjed; 3. Perfonen, 
welche eine Armenunterftüßung aus öffentlichen ' oder 
Gemeindemitteln beziehen, oder im letzten der Wahl 
vorhergegangenen Jahre bezogen haben. 
$. 49. Als beſcholten, aljo von der Berechtigung 
zum Wählen audgefchloffen, follen angefehen werden? 
Perſonen, denen durch rechtäfräftiged Erkenntniß eines 
Gerichtd entweder unmittelbar oder mittelbar der Volks 
genuß der ftaatdbürgerlichen Rechte. entzogen, naments 
lich foldye, gegen welche Zuchthausſtrafe rechtskräftig 
auserkannt iſt, ſo lange ſie in jene Rechte nicht wieder 
eingeſetzt worden ſind. ar 
8. 60. Des Rechts zu wählen fol, unbefchadet 
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dee dadurch font. verwirften Strafe, für die Zeit von 
vier bis zwölf Sahren Durch ftrafgerichtliched Erkennt— 
niß verluftig geben: wer bei Wahlen Stimmen erfauft, 
feine »Stimme. verfauft oder mehr. als einmal bei ver 
für einen und denfelben Zweck beftimmten Wahl feine 
Stimme abgegeben, oder überhaupt zur Einwirkung auf 
die Wahl geſetzlich unzuläffige Mittel angewendet hat. 

$. 51, Wählbar zum Abgeordneten iſt jeder wahls 
berechtigte Landesangehörige ohne Unterfchied an welchen 
Drte des Landes er wohne, welcher das fünf und zwans 
zigfte Lebensjahr zurüdgelegt und feit wenigſtens drei 
Sahren dem Staate angehort hat. — 

$. 52. Perſonen, welche ein öffentliches Amt bes 
tleiden, bedürfen zum Eintritt in die Kammer der Abs 
geordneten keines Urlaubs. Diefelben haben innerhalb 
drei Tagen, nachdem die Wahl ihnen ;befannt: gemacht 
worden, der Staatsregierung Anzeige von deren Ans 
nahme: gu machen. 

 %. 53. Jeder Wahlbezirt wählt einen Abgeord- 

neten durch ‚unmittelbare (directe) Wahl, 

”$, 54. ‚Stellvertreter werden nicht gewählt, 

$.: 55. Der Landtag wird durch ‚den Fürſten ver 
ra in. der Mitte des Monats October jeden 
Jahrs und außerdem fo oft es die Umſtände erbeifchen, 
berufen: Auf den vierzehnten Tag nach dem Tode des 
Fürften treten die zuleßzt verſammelt gemefenen Stände 
ohne Berufung zufammen, falls fie nicht ſchon früher 
beunfen ſind. f ı 

$. 56. Die ‚Eröffnung und die Schließung des 
kandtags geſchieht durch den Fürſten in Perfon oder 
duch ein Dazu von ihm beauftragted Mitglied der 
Staatsregierung im ftändifchen Sitzungsſaale. Die Er⸗ 

12 


— 
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öffnung geſchieht nach vorläufiger Berichtigung der dr 
gitimation der Abgeoroneten, fobald deren wenigſten 
zwei Drittel anweſend find. * 
$. 57. Der Landtag prüft die Vollmachten feint 
Mitglieder und entfcheidet uber deren Zulaffung. ' 
68, 58. Zur Annahme oder Beibehaltung des At 
tes eined Abgeordneten Tann Niemand gezwungen werden 
S. 59. Wenn ein Mitglied ein Staatdamt ode 
eine Beförderung annimmt, fo muß ed fich einer neu 
Wahl unterwerfen; es behält jedenfalls feinen Sik in 
der Kammer, bis eine neue Wahl ftattgefunden hate. 
$. 60. Die Abgeordneten find Vertreter ded ga 
en Bolfd. Sie künnen durch Inſtructionen nit ge 
unden werden. ” 
$. 61. Jedes Mitglied Ieiftet bei feinem Eintritt 
den Eid: „Ich ſchwöre, dem Fürften Treue zu leiſith 
und die Berfaffung gewiflenhaft zu beobachten und’ al 
recht zu erhalten, fo war mir Gott helfe.” Dieſer Ei 
wird vom Präfidenten ded Landtags in die Hände dr 
Fürften, oder ded dazu von ihm beauftragten Mitgit 
des der Staatdregierung, und von den übrigen V 
gliedern dem Präfidenten in der Verfammlung abgelk; 
S. 62. Die Ständeverfammlung bat das Rech 
ſich eine Geſchäftsordnung felbft zu geben, mit Al 
nahme derjenigen Punkte, welche die gefchäftlichen! De 
ziehungen zu der Staatöregietung betreffen, Di 
werden durch Uebereinkunft georonet. —— 
$. 63. Die Ständeverſammlung wählt ihren Pr 
fidenten und ihren VBicepräfidenten. Zur Wahrnehmun 
der Schriftführung wählt der Landtag für feine Dat 
einen oder mehrere Schriftführer entweder. aus fein 
Mitte oder aus drei vom Präfidenten vorzuſchlagende 
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‚anderen Perfonen. Im letteren Kalle erhält der Schrift« 
führer eine angemeffene Vergütung. 
$. 64. Die Sibungen find öffentlih. Die Ge- 

ſchäftsordnung beftimmt, unter welchen Bedingungen 
vertraulihe Sitzungen ftattfinden können. 
S. 65. Zu einem Beichluß ift die Anwefenheit von 
wenigfiend zwei Dritteln der Mitglieder und die abſo⸗ 
lute Stimmenmehrheit erforderlih. Im Kalle der Stims 
mengleichheit wird ein Antrag ald abgelehnt betrachtet. 

6. 66. Das Recht der Befchwerde, der Adreffe 
und der Erhebung von Thatfachen und Gutachten, ſo 
wie der Anklage der verantwortlichen Mitglieder der 
Staatöregierung, ſteht dem Landtage zu. 

$. 67. Der Landtag nimmt Petitionen an und 
bringt folhe zur Berathbung. Diefelben dürfen dem 
Zandtage nicht in Perſon' überreicht, noch überhaupt 
Deputationen zugelaffen werden. 

$. 68. Ein Mitglied ded Landtags darf während 
der Dauer deffelben ohne deffen Zuftimmung wegen 
frafrechtlicher Anfchuldigungen weder verhaftet, noch 
in Unterfuhung gezogen werden, mit alleiniger Außs 
nahme der Ergreifung auf frifcher That. In diefem 
Falle ift dem Landtage von der angeordneten Maßregel 
jofort Kenntniß zu geben. Es fteht demfelben zu, die 
Aufhebung der Haft und der Unterfuchung bid zum 
Schluß des Landtags zu verfügen. 

$. 69, Diefelde Befugniß fteht dem Landtage in 
Betreff einer Verhaftung oder Unterfuchung zu, welde 
über-eim Mitglied deffelben zur Zeit feiner Wahl vers 
hängt geweſen, oder nach diefer big zur Eröffnung des 
tandtages verhängt worden ift. 

$. 70, Kein Abgeordneter darf zu irgend einer 
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Zeit wegen feiner Abſtimmungen oder wegen der in 
Ausübung feines Berufs gethanen Aeuferungen gericht 
lich oder disciplinarifch verfolgt, oder font außerhalb der 
Berfammlung zur Verantwortung gezogen werde. Dir 
Ständeverfammlung hat das Recht, ihre Mitgliedes wegen 
unwürdigen Verhaltens in der Berfammlung zu beftrafen 
und äußerſten Fald audzufchließen. Das Nähere br 
flimmt die Gefchäftsordnung. Eine Ausfhliefung kann 
nur dann ausdgefprochen werden, wenn eine Mebrbeil 
von drei Viertel der Stimmen fich dafür entfcheidek, 
. 71. Die Abgeordneten erhalten aus der Staaik 
Taffe Diäten, auf welche nicht verzichtet werden datl. 





Titel V. 
Bon dem Fürften und dem Fürftlihen Haufe. 


$. 72. Die Perfon ded Fürften ift underleblid 
und unverantwortlich. 5 
$. 73. Die Mitglieder der Staatsregierung find 
verantwortlih. Alle Erlaffe des Fürften in Staatsar 
gefegenheiten bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeich 
nung wenigftend eined Mitgliedes der Staatsregiermg 
welched dadurch die Verantwortlichfeit übernimmt. — 
$. 74. Dem Fürften allein fteht die vollziehende 
Gewalt zu. Er ernennt umd entläßt die verantwortli 
hen Mitglieder der Staatdregierung, wobei es der im 
$. 73. gedachten Gegenzeichnung nicht bedarf. — 
$. 75. Der Fürft übt die gefeßgebende Gewalt in 
Gemeinſchaft mit dem Landtage aus. Er verfündigt 
die Gefeße mit Bezug auf die Zuftimmung der Stände, 
beziehungsweife auf die nach S. 137. vorliegenden Ums 
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fände, und erläßt die zur Vollziehung derfelben nöthis 
gen Verordnungen. 

Tg 7%. Der Fürft führt den Oberbefehl über das 
Militär und beſetzt alle Stellen in demfelben, fo wie 
am den übrigen Zweigen des Staatsdienſtes, infofern 


Ba. 
„Sy 


icht das Geſetz ein Anderes verordnet. 


$. 77. Der Kürft hat das Recht, DVerträge mit 
mden Regierungen zu ſchließen — innerhalb der durch 
ie Reihäverfaffung vorgezeichneten Grenzen. Berträge 
ch melde dem Staate Laſten oder einzelnen Staats— 
ürgern Verpflichtungen auferlegt werden, bedürfen zu 
ihrer Gültigfeit der Zuftimmung der Stände. 


$. 78. Der Fürft hat das Recht der Begnadigung 

und Strafmilderung, fo wie der Ammneftirung. Das 
Berbot der Einleitung oder Fortfeßung einer einzelnen 
Unterfuhung fann der Sirft nur mit Zuftimmung des 
Landtags erlaffen. Zu Gunften eines auf Anklage der 
Stände wegen feiner Amtshandlungen verurtheilten 
Mitgliedes der Regierung kann der Fürft das Recht 
Der Begnadigung und Strafmilderung nur dann aus— 
üben, wenn die Stände darauf antragen. Die Erlafr 
ung rückſtändiger Steuern, Abgaben, Domanial-Eins 

men, Sporteln und Gebühren in einzelnen Fallen 

ibt dem Ermeffen des Kürften vorbehalten. 


$. 79. Der Kürft beruft den Landtag und fchliegt 
die Sitzungen deffelben. Er hat dad Recht, die Stände 
aufzulofen. Es müffen in diefem Falle neue Wahlen 
angeordnet und innerhalb eined Zeitraumd von drei 
Monaten nach der Auflöfung die neuen Stände verz 
fammelt werden. Rad) vergeblihem Ablauf diefer Frift 
tritt der neugewählte, oder infofern die neuen Wahlen 
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noch nicht ftattgefunden haben, der zulebt. verfammelt 
gewefene Landtag ohne Einberufung wieder zufammen, 

$. 80. Bor Schließung oder baldigft nach Auf 
löfung der jededmaligen Berfammlung eröffnet der Fürſt 
dem Landtage über deffen bid dahin nicht erledigten 
Anträge feine Erklärung in einem Landtagdabfchiede 
——— iſt in die Geſetzſammlung ein— 
ur en. 
$. 81. Der Fürft kann die Stände vertagen. 
Ohne deren Zuftimmung jedoch darf diefe Vertagung we— 
der die Frift von dreißig Tagen überfchreiten, noch 
während verfelben Diät wiederholt werden. Auch der 
Landtag kann fich auf vierzehn Tage vertagen. 

$. 82. Der Fürft darf den Sitz der ea ine 
rung nicht außer Landes verlegen, auch ohne Zuftims 
mung des Landtags feinen wefentlichen Aufenthalt nicht 
außerhalb des Landes nehmen. | 
S. 83. Sf der Fürft an der Ausübung der Ne 
gierung verhindert, fo führt während diefer Verhindes 
rung der von ihm zu ernennende Stellvertreter Die Re⸗ 
gierung nach den Beftimmungen diefer Verfaſſung. Auch 
der Gtellvertreter darf feinen wefentlihen Aufenthalt 
nicht außerhalb Landes nehmen. | 

$. 84. Die Regierung ift erblih in dem Manns 
ftamme des Waldedifchen Furftenhaufes nach dem Rechte 
der Erfigeburt und der agnatifchen Kinealfolge. Er- 
licht der Mannsftamm, fo geht die Regierungsfol 
auf die weibliche Linie über. Hierbei entfcheidet die 
Nähe der Berwandtfchaft mit dem zuleßt regierenden Fürs 
ften und bei gleihem Verwandtſchaftsgrade dad höhere 
Alter. Nach dem Uebergange gilt wieder der Vorzug 
des Mannsſtammes in der Primogeniturordnung. : In 
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Anſehung des Fürſtenthums Pyrmont. bleibt es bei den 
beftebenden Berträgen. 

$. 85. Der Fürft wird mit Vollendung des ein 
und zwanzigften Lebensjahres volljährig und regierungds 
fähig. Er fchwort in der Landtagdverfammlung einen 
Eid, die Berfaffung feft und unverbrüchlich zu halten 
und in Uebereinftimmung mit derfelben und den Gefes 
Ben zu regieren. Erft nach geleiftetem Eide ift der 
Fürſt berechtigt, NRegierungshandlungen vorzunehmen. 
Bid zur Eidedleiftung wird die Regierung von der. vers 
antwortliden Staatsbehörde geführt. 

$. 86. Erft nach diefer Eidesablegung wird. die 
Huldigung geleiftet. Der Huldigungdeid wird allgemein 
Dabin feftgefeßt: „Ich ſchwöre dem Fürften und der 
Berfaffung Treue und Gehorfam zu leiſten.“ Der 
Hultigungsetd wird zuerft von den Abgeordneten geleifs 
tet. Jeder Staatdangehörige männlichen. Gefchlechtd 
bat den Huldigungdeid, infofern er nicht fehon früher 
geleiftet wurde, bei feiner Verheirathung oder felbftäns 
Ligen Einrichtung abzulegen. ' . 

$. 87. Sm Falle der Minderjährigkeit ded Fürs 
ftien bat der Landtag die Negentfchaft und Vormund⸗ 
fchaft anzuordnen , infofern nicht ſchon durch ein befori- 
dered Gefeb für beides Borforge getroffen iſt. Die 
leibliche Mutter und Großmutter und die Agnaten des 
Fürftlihen Haufes find nicht ohne zureichende- Gründe 
zu übergeben. 

- $. 88. Sit der Fürft in der Unmöglichkeit zu .res 
gieren, fo beruft die Stantöregierung den Landtag, um 
die Negentfchaft und Bormundfchaft anzuordnen. 

F. 89. Die Regentfchaft fann nur einer Perfon übers 
tragen werden. Der Regent ſchwört bei Antritt Der Regent⸗ 
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ſchaft in der Landesverfammlung einen Eid, die Verfaſſung 
feft und unverbrüchlich zu halten und in Uebereinſtim⸗ 
‚mung: -mit derfelben umd den. Gefeßen zu regieren, Die 
Regentſchaft dauert: bis zur Eidesleiftung des — 
8S. 90. Der Regent übt im Namen des Fü 
die volle Stantögemalt, wie fi ie diefem ſelbſt verfaſſ 
mäßig 'zufteht. : 
$. 91. Der Regent, mit Ausnahme der. Mutter unb 
Großmutter, fann die Vormundfchaft über den minder⸗ 
— Fürſten nicht führen. 3 
. 92. Die Erziehung ded minderjährigen Für 
ten gebüßet, wenn darüber vom: leßtregierenden Fürs 
ften feine Anordnung. getroffen worden; zunächit. der 
Teiblihen Mutter und nach: diefer der Großmutter von 
väterlicher Seite ‚_ falls und fo lange fie nicht: anderweit 
vermählt find. In Ermangelung‘ verfelben ift die mit 
der Leitung. der Erziehung zu beauftragende Perſon 
auf: den- Vorſchlag der Staatsregierung vom. Landtage 
zu beſtimmen. In allen Fällen bedarf es bei Annahme 
der übrigen zur Erziehung und zum Unterricht erfor 
derlichen Perſonen der Zuſtimmung der. Staatsregie—⸗ 
Sollte dieſe mit der die Erziehung leitenden Der 
fonen ſich nicht einigen können, fo hat der: Landtag Die 
Bermittlung zu übernehmen und nöthigenfalls. für Die 
eine oder andere Anficht zu: entfcheiden. - 
G. 93. Der Erbpring kann nad sellendeten ein 
und zwanzigften Lebensjahre an den Berathungen: ver 
Staatsregierung Theil nehmen, nidjt aber an der Ber 
ſchlußfaſſung, an der Gegenzeichnung und Verantwort⸗ 
lichkeit der Mitglieder derſelben. 
— 8. 94. Das im Fürſtenthum Waldeck gelegene 
Domanialvermögen: wird: für Staatsgut erklärt. Das 
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Domanialvermögen im: Fürftenthum Pyrmont geht zur 
Benubung und Verwaltung für immer auf dad Für 
ſtenthum Pyrmont über. Die nähern Bedingungen und 
Beftimmungen über die Erflärung zu Staatögut' bei 
Waldeck und über den Webergang in Benutzung und 
Verwaltung bei Pyrmont enthält die Anlage J. 

$. 95. Dem Fürftenhaufe wird eine Civilliſte aus 
gefeßt, die zunächft aus‘ den Einfünften des gefammten 
Domanialvermögend beider Fürftenthümer gewährt wird, 
Diefelbe wird bei jedem Regierungswechfel von: Neuem 
mit der Ständeverfammlung vereinbart. Die weiteren 
Beftimmungen enthält gleichfall3 die Anlage 1. 

$. 96. Die übrigen Verhältniffe des Fürftlichen Hau 
ſes werden vom Fürften hausgefeglich beftimmt. Das 
Hausgeſetz ift, den Ständen zu ihrer Kenntnißnahme, 
und ſo weit nöthig zu ihrer Zuſtimmung vorzulegen. 


Titel VI. 
Von der Staatsregierung. 


8.97. Die Mitglieder. der Staatsregierung bas 
ben den Zutritt zu den Sitzungen ded Landtags und 
Der Ausfhüffe. Es muß ihnen vor dem Schluß’ der 
Debatte und. vor dem lebten Wort des Antragſtellers 
oder Berichtserſtatters auf Verlangen zu jeder Zeit das 
Wort ertheilt werden. 

S. 98. Dieſelben haben die Verpflichtung, perſon⸗ 
lich ‚oder in Vertretung durch ein andered Mitglied den 
Sitzungen des Landtags und: der Ausfhüffe auf Ders 
langen anzumohnen und Ausfunft zu evtbeilen. - © 

$. 90. Die Mitglieder der Staatöregievung fi fi nd 
füe ale von ihnen unterzeichnete Verfügungen des. Fur⸗ 
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ſten und für alle ihre Amtshandlungen verantwortlich. 
Die Mitglieder der Staatsregierung können wegen des 
Verbrechend der Berfaflungdverlegung „der fonftiger 
Berlebung ihrer Amtöpflicht von den Ständen angeklagt 


werden, Das Neichdgericht wird über die Anklage ent 


foheiden. Die nähern Beflimmungen werden einem be 
fondern Gefebe vorbehalten. 

| $. 100. Die wegen politifeher Gründe entlaffenen 
Mitglieder der Staatsregierung erhalten eine nach den 
Beitimmungen des Penfionirungsgefebed ſich regelnde 


Penfion oder werden mit Berüdfichtigung ihrer bie 
berigen Stellung und mit Belaffung ihres Dienfteiw 


fommend im Staatödienft anderweit angeftellt. 


Titel VIL. 
Bon der richterlichen Gewalt. 


$. 101. Ale Gerichtöbarkeit gebt vom Staate 


aus. Es follen feine Patrimonialgerichte beftehen. 

$. 102. Die richterlihe Gewalt wird felbftäns 
big von den Gerichten geübt: Kabinetd-und Minis 
fterialjuftiz ift unftatthaft. Niemand darf feinem ges 
feglihen Richter entzogen werden. Ausnahmegerichte 
foßen nie ftattfinden. 
S. 103. Es ſoll feinen privilegirten Gerichtöftand 
der Perfonen oder Güter geben. Die Militärgerichtds 
barfeit bleibt auf die Aburtheilung militärifcher Vers 
brechen und Bergehen, fo wie der Militärdigciplinars 
vergehen befchränkt, vorbehaltlich der Beftimmungen für 
den Kriegäftand. | 

$.: 104, Kein Richter darf, außer durch Urtheil 
und Recht, von feinem Amte entfernt oder an Rang 
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md Gehalt beeinträchtigt werden. Suspenſion darf 
nicht ohne gerichtlichen Beſchluß des Hofgerichtd erfols 
m. Kein Richter darf wider feinen Willen, außer 
durch gerichtlichen Befchluß des Hofgerichtd in den durch 
Gefeb beftimmten Fällen und Formen, zu einer 
andern Stelle verfeßt oder in Ruheſtand gefeßt werden, 
 $. 105. Das Gerichtöverfahren fol öffentlich und 
mundlich fein. Ausnahmen von der Deffentlichfeit wird 
dn8 zu erlaffende Gefeb im Sntereffe der Sittlichkeit 
beſtinmen. 
$ 106. Sn Strafſachen ſoll der Anklageproceß 
gelten Schwurgerichte follen in ſchwereren Straffachen 
umd bei allen politifchen Vergehen urtheilen. 
$. 107. Die bürgerliche Rechtspflege fol, infofern 
das Bedürfnig von der Landesgefeßgebung anerkannt 
wird, in Sachen befonderer Berufserfahrung durch Sachs 
dige, von den Berufögenoffen frei gewählte Richter 
geübt oder mitgeübt werden. 
$. 108. Rechtöpflege und Verwaltung follen getrennt 
nd von einander unabhängig fein. Bei einem Streit 
ben Verwaltungs » und Suftizbehörden über die 
fandigfeit der lebtern, fo wie überhaupt über die 
den %, ob eine Sache zum Gerichtöverfahren ſich eigne, 
eiden die Gerichte im regelmäßigen Inftanzenzuge. 
-, $. 109, Die Verwaltungdrechtöpflege hört auf; 
uber alle Rechtsverletzungen entfcheiden die Gerichte. 
De Polizei fteht Feine Strafgerichtöbarfeit zu. 

Ss. 110, Rechtöfräftige Urtheile anderer deutfchen 
Getichte ſind gleich denen der einheimiſchen Gerichte 
am und vollziehbar. ö 
$. 111. nttandöbriefe [Moratorien] dürfen nicht 

E werden. 
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De FKTitel VII. 7 Hin dem 
se ee ee 
Bon der bewaffneten Mabt. 


$. 112. Die bewaffnete Macht fol den Gefehen 

des deutfchen Reichd gemäß aufgeftelt werden, N 
dem zum deutfchen Heere zu ftellenden Theile derſelben 
fol jedenfalld eine allgemeine Volkswehr eingericht 
werden, bei welcher jeder Landesbewohner vom vollen 
deten zwanzigften bi8 zum vollendeten. fünfzigſten — 
bensjahre Dienft zu leiften berechtigt, und verpfliche 
ift. Die Ausnahmen hiervon wird das Geſetz bei 
men. Die Volkswehr iſt berufen und verpflichtet, JR 
Aufrecbthaltung der Landesverfaffung, für Ber heidig 
ung der Landesgrenzen, für Erhaltung der Ruhe u 
Drdnung im Innern zu wirken, Perfonen und. Eigene 
thum zu beſchützen. Die Dfficiere und Unteroffiagie: 
Des zum deutſchen Heere gehörenden Theils der br 
waffneten Macht find Staatediener und werden do 
Be ernannt; die Dfficiere und Unterofficiere 
olföwehr werden von den Mannſchaften gewählt. ‚Du | 
Theie 


Fürſt als ſolcher hat den Oberbefehl über alle Theil 
der bewaffneten Macht und übt denſelben unter, Gege 
zeichnung und Berantwortlichfeit der Gtaatdregierumg 
aus. 


’ 14 7, 
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$. 113. Zur Aufrechthaltung der innern Ruhe um 
Sicherheit, fo wie zur Vollziehung der von den I: 
lichen Behörden ergangenen Verfügungen kann die DW 
waffnete Macht nur auf ausdrüdlihen Antrag BEA 
ftändigen, dafür verantwortlichen bürgerlichen. Behamk 
einfchreiten, und nicht weiter ald diefe es verlangt, 

$. 114. Sn den Fahneneid ift die —A 
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zur Treue gegen das Reichdoberhaupt. und die Reichs— 
verfaſſung an erſter Stelle aufzunehmen. * 
| Titel IX. —— 
Von der Finanzverwaltung 
$.: 115. Die beftehende Steuergefeßgebung. foll eis 
ner Revifion unterworfen and fo geordnet werden, daß 
die Bevorzugung einzelner Stände und Güter in Staat 
und Gemeinde aufhört. | | 
& 416, Sobald die neue Regulirung der Grund» 
fteuer und die Landesfataftrirung im Fürſtenthum Wals 
dee zur Ausführung fommen werden, foll audy im Für; 
ftenthum Pyrmont dazu gefchritten werden und fol als⸗ 
dann überhaupt dabin geftrebt werden, dad Gteuer- 
foftem der beiden Fürftenthümer Waldeck und Pyr⸗ 
mont in Uebereinftimmung zu bringen, zwifchen denfels 
ben «ine völlige Bereinigung. der Finanzen und Kaffen 
berzuftellen, die unterfcheidende Behandlung der gemein, 
fihaftlichen und befonderen Angelegenheiten aber aufzus 
heben hund eine einzige gemeinfame -Vertretung des Kür 
ſtenthums Walded-Pyrmont ftattfinden zu laſſen. Eine 
den Umſtänden angemefjene Bereinbarung wegen der 
werhfelfeitigen Landesſchulden fol alddann getroffen wers 
den. Für den Fall, daß jene gänzliche FinanzKaffen 
und Repräſentationsvereinigung nicht zu erreichen ſtän⸗ 
de, bleiben beiden Fürſtenthümern alle in den bis jetzt 
geltenden Verhältniffen begründeten Rechte und Zuftäns 
digfeiten vorbehalten. | | | 
.$ 117. Bis zu obigem Zeitpunft der Finanzvers 
einigung werden die Sintraden und Ausgaben eines je, 
den der beiden Fürſtenthümer befonderd vereinnahmt und 
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verrechnet, und aus den Intraden des Fürſtenthum 
Pyrmont, neben den befonderen Audgaben deffelben, 
diejenigen Beiträge zu den Staatsausgaben des Für 


Laften und Befchwerden daraus zu beftreiten. An⸗ 
theile, welche jedes der beiden Fürſtenthümer an: Civi— 
liſte, Schuldenverzinſung und Schuldenabtrag zu leiſten 
bat, werden nach den Nein» Erträgen, welche das 
Domanialvermögen in jedem Fürftentbum nach: der 
Rechnungen der lebten fünfzehn Sahre von 1848 rüd⸗ 
wärtd gerechnet, abgeworfen hat, ermittelt und Br 
ftelt und bis dahin, daß die in $. 116 erwähnte Fi⸗ 
nanzvereinigung etwa zu Stande fommt, geleiftet. Der 
alddann und nah Abzug der fonftigen VBerwaltungstes 
ften verbleibende Ueberſchuß der Domanialverwaltung im 
Fürftentbum Walded wird der Staatdfaffe diefed Fürftens 
thums und der Ueberſchuß der Domanialverwaltung im 
Fürftentyum Pyrmont derdortigen Staatdfaffeübermwiefen. 

G. 119. Die Kinanzverwaltung der Fürftenthis 
mer Waldel und Pyrmont wird von einer gemeinfas 
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men Finangbehörde (Finanzlammer) geführt. Bei dew 
felben follen wenigftend zwei Abtheilungen (Domänen 
und Forften; Steuern und Abgaben) mit befonderer 
Kaſſe⸗und Rehnungsführung eingerichtet werden. Die 
hiernächltige Bereinigung der Finanzkammer mit der 
Staatdregierung. bleibt vorbehalten. 

$. 120. Es wird eine zweijährige Finanzperiode 
angenommen und fol die erfte Dderfelben mit dem 1. 
Sanuar 1850: beginnen. 

$. 121. Auf die Dauer diefer Periode wird das 
Budget entworfen und durch ein Gefes feftgeftellt. 

$. 122. Das Budget wird dem Landtage vorges 
legt und von demfelben in feinen einzelnen Anſätzen und 
nach den Erläuterungen und Belegen, welche die Staats» 
vegierung vorzulegen hat, geprüft und ganz oder theils 
weife bewilligt oder verworfen. 

$. 123. Wenn nad Ablauf der Bewilligungszeit 
dad Zuftandefommen eined neuen Finanzgefeßed aus 
dem einen oder andern Grunde fich verzögert, fo dür— 
fen die für den ordentlichen Staatsbedarf bemwilligten 
Steuern und Abgaben noch fechd Monate hindurch forts 
erhoben werden. Diefe fehd Monate werden in die 
neue Finanzperiode eingerechnet. | 

$. 124. Zur Einführung. neuer Steuern , fo wie 
zur Aenderung und Forterhebung der beitehenden Steuern 
bedarf e8 der Zuftimmung des Landtags. | 

$. 125. Jede Bewilligung gilt nur für den bes 
fondern Zweck, für welchen fie beftimmt worden. Die. 
Verwendung darf nur innerhalb der Grenze der Vers 
willigung erfolgen. \ 

$ 126. Die Bewilligungen dürfen nicht an Bedin« 
gungen gefnüpft werden, welche mit dem —— vorge⸗ 
1 


194 Staatsgrundgefeß 


fhlagenen Ausgabe oder mit der Verwendung der zu 
verwilligenden Gelder nicht im unmittelbaren Zufams 
menhange fteben. * 

$. 127. Die Landesſchulden find gewährleiſtet 
Die Rechte aller Gläubiger des Landes werden dem 
beſondern Schutze der Verfaſſung unterſtellt. - 

$. 128. Zur Aufnahme neuer Landedfchulden, 
diefelbe möge im Mege der Darleihe oder durb Eins 
führung von Kaffefcheinen oder auf fonftige Weife bes 
werfftelligt werden, ift die Zuſtimmung des Landtags 
erforderlih. Ald neue Schuldenr find nicht ſolche Vor—⸗ 
fhüffe zu betrachten, welche zu Tilgung von Landes 
fhulden aufgenommen werden. Zur Ausftellung neuer 
Schuldurfunden an die Stelle älterer Obligationen, fo 
wie über Gelder, welche aus der Kaffe der Depofitens 
und Maffegelver, aus der Brandfaffe, Staatsdiener⸗ 
wittwenfaffe und aus der Landesſparkaſſe einfließen, ift 
die Zuftimmung des Landtags nicht erforderlich. 

$. 129. enn durch plößlich eingetretene Ereig- 
niffe in Kriegdzeiten außerordentliche Ausgaben und des— 
fallfige Anteiben nothwendig werden, eine ſchleunige Bes 
rufung des Landtags zur Bewilligung ded Bedarfs aber 
nicht möglich war, fo ift die Staatsregierung ermäch— 
tigt, die nothwendigen Maßregeln unter ihrer Berant- 
wortlichfeit vorzufehren, und find diefe dem folgenden 
Landtage zur Prüfung und Genehmhaltung vorzulegen. 

$. 130. Borübergebende Bedürfniffe der Kaffe, zu 
deren Beftreitung die Mittel derfelben anreichen, jedoch 
für den Augenblid nit flüffig find, können big zur 
Befeitigung der Hinderniffe einſtweilen durch Borg ges 
dedt werden. 

$. 131. Das Vermögen der Religiondgefelfchafs 
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ten, Woplthätigfeitd- und Unterrichtdanftalten darf dem 
Staatdvermögen nicht einverleibt und überhaupt feinem 
ftiftungsmäßigen Zwede nicht entzogen werden. Sollte 
der ftiftungdmäßige Zwed nicht mehr zu erreichen fein, 
fo darf eine Verwendung; zu ähnlichen Zweden nur mit 
Zuftimmung der Betheiligten, und wenn von Landes— 
Br die Rede ift, mit Zuftimmung der. Stände ers 
olgen. | 

ö $. 132. Die von der Finanzfammer alljährlich zu 
ftellenden Rechnungen werden von der Etaatöregierung | 
geprüft und abgefchloffen, und dem Landtag zur MWahrs 
nehmung der verfaffungsmäßigen Nechte vorgelegt. Die 
Pefultate derſelben follen öffentlich befannt gemacht 
werden. 


Titel X. 
Bon den Staatddienern 


6. 133. Ueber die befondern Nechtöverhältniffe der 
Staatddiener, über deren Anftellung und Entlaffung, 
fo wie über die Didciplin im Staatsdienfte, fol ein 
befondered Gefes, unbefchadet der Beftimmungen des 
$.104, erlaffen werden. Bid dahin hat ed in Anfehung 
der nicht zum Nichterftande gehörigen Staatödiener bet 
der Beftimmung ded $. 25. litt. h. der Berfaffungss 
urfunde vom 19. April 1816 fein Bewenden. 2 

F. 134. Alle Staatsdiener find, jeder für feinen 
Theil, wegen ihrer amtlichen Handlungen verantwort- 
lih und belangbar. 

$. 135. Die Penfionirung der Staatödiener rich- 
tet fich einftweilen nah den Beftimmungen ded Geſetzes 
vom 6. Suni 1828. Die dabei feftgefeßte Mitwirkung 
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Titel XI. 
| Allgemeine Beftimmungen. 


$. 136. Die Gefeße und Verorbnungen find nur 
Herbindlih, wenn fie in der durch das Gefeb vorge 
fehriebenen Form befannt gemacht worden find. | 

$. 137. Wenn der Landtag nicht verfammelt ift, 
können in dringenden durchaus feinen Aufihub erleiden- 
den Fällen von der Staatsregierung unter ihrer Ber 
antwortlichfeit Verordnungen, welche eine Abänderung der 
Berfaffung nicht enthalten und nicht Steuerverhältniffe 
betreffen, mit Gefeßesfraft erlaffen werden. Diefelben. 
find den Abgeordneten bei ihrer nächften Berfammlung 
vorzulegen, und wenn deren Zuftimmung nit erfolgt, 
wieder aufzuheben. 

F. 138. Sim Falle ded Krieges oder Aufruhrs Fon- 
nen die Beftimmungen der Grundrechte über Berhaft- 
ung, Hausfuhung und Berfammlungsreht von der 
Staatöregierung zeitweife, foweit ed nothwendig iſt, aus 
Ber. Kraft gefebt werden. Die Staatöregierung bat vie 
Zuftimmung des Landtags, wenn derfelbe zur Zeit ver— 
fammelt ift, fofort einzuholen. Iſt der Landtag nicht 
verfammelt, fo darf die Verfügung nicht länger ala 
vierzehn Tage dauern, ohne daß derfelbe zufammen be- 
zufen: und die getroffene Maßregel ihm zur Genehmig— 
ung vorgelegt wird. | 

$.. 139. Ein Beſchluß der Stände, wodurch eine 
Abänderung, Erläuterung oder Ergänzung der Berfaf- 
fung beantragt oder auf Vorſchlag des Fürften einge- 
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willig wird, erfordert zu feiner Gültigkeit, daß er am 
drei verfchiedenen Tagen beratben und jededmal mit eis 
ner Mehrheit von zwei Dritteln der verfaffungsmäßis 
gen Zahl der Stände gefaßt werde. 
9140. Im den Dienfteid der Staatdbeamten und 
in den Eid "der Gemeindebürger, fo wie in den Fah— 
neneid ift der Eid auf diefe Verfaffung aufzunehmen, 

$. 141. Gefeßliche Beftimmungen, welche mit dies 
A a ae in Widerfpruch ftehen, find aufs 
gehoben, 

$. 142. Alle Gefeße und Verordnungen der Reichs 
gewalt erhalten verbindliche Kraft Durch ihre Verkündi— 
gung von Reichswegen. Die Verpflichtung auf die 
Reihöverfaffung ift mit der Verpflichtung auf die Lanz 
dedverfaffung zu verbinden und diefer voranzufeßen. 


Titel XII. 
Borübergehbende Beftimmungen. 


$. 143. Zu $. 7 letzter Abſatz, zu 9 Nu 3 
amd zu $. 11 zweiter Abſatz. Bis zu Erlaffung der 
bier vorbehaltenen Gefeße bleiben die auf diefe Gegen 
Rände fich beziehenden bis jet gültigen Einrichtungen 
beftehen. Zu $. 12 zweiter Abſatz. Bid zum Erlaß 
des Reichspreßgeſetzes bleibt das Gefeß vom 14. März 
1848, die Aufhebung der Genfur betreffend, in Kraft. 
Zug, 12 dritter Abfah. Bid zur Cinführung der 
Schwurgerichte wird über die hier erwähnten Prefvers 
gehen von den gewöhnlichen Gerichten entfchieden. Zu 
5.16 erfter Abſatz. Bis dahin, wo die zur Durchfuͤh⸗ 
tung ded hier ausgefprochenen Grundfaged der Selb- 
ſtändigkeit der Religionsgeſellſchaften erforderlichen Eins 
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rihtungen und Gefebe getroffen und erlaffen fein wer« 
den, bleibt die gegenwärtige evangelifche Kirchenverfafe- 
fung beftehen. Zu $$. 18. 19. 20. Bid zu Erlaffung‘ 
der erforderlichen Gefeße über Eid, Ehe und Standeds 
bücher bleiben die bisherigen gefeglichen Einrichtungen 
in Kraft. Zu $$. 22, 25 und 26. Bid zu ander, 
weitiger Anordnung des Schulwefend auf Grund dies 
fer Sg. bleibt e8 bei der Schulordnung vom 30. Gast 
nuar - 1846 und bei dem Gefeße vom 16. December 
1848, fo wie bei den fonftigen einfchlägigen bisher. : 
gültigen Beltimmungen. Zu $. 28. Wo das Ber 
bot von Volföverfammlungen unter freiem Himmel zus. @ 
Jäffig ift und in Anwendung fommen muß, foll dass 
felbe bid auf Weitered von derjenigen Polizeibehörde 
ausgehen, welche über den Ort, wo folche gehalten were Ü 
den follen, die zuftändige ift. Zu $. 33 erfter Abſatz. 
Bid zu Erlaffung des bier erwähnten Uebergangdgefets 
zes bleiben die, die Theilbarkeit ded Grundeigenthumd 
befchränfenden bisherigen Gefeße befteben. Zu $. 103, 
Das Gefeh vom 4. Juli 1836, den Gerichtäftand der | 
Mitglieder der Untergerichte betreffend, bleibt vorerft bes 
fteben. Zu $. 104. Bi zum Erlaß des im dritten ! 
Abfap erwähnten Gefeßed bleibt es bei den bisher gül— 
tigen Beftimmungen.. Ä 
$. 144. Alle gegenwärtig beftehbenden Gerichtss 
und Berwaltungsbehorden bleiben in ihrer bisherigen 
Thätigfeit bid zur Ausführung der organifchen Geſetze, 
welche Bezug auf fie haben. ($$. 101 105 bid 109 
einfchließlich.) Ä 
$. 145. Wenn durch die Verfaffung des deutfchen 
Reichs Abänderungen des gegenwärtigen Verfaſſungsge— 
ſetzes nöthig werden, fo wird der Fürſt dieſelben als 
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bald anordnen und diefe Anordnungen dem Landtage 
bei feiner nächften VBerfammlung mittheilen. Der Lands 
tag wird dann Befhluß darüber faffen, ob die vorläus 
fig angeordneten Abänderungen mit der Neichdverfafs 
fung in Uebereinftimmung ftehen. 

$. 146. Der im $. 140 vorgefchriebene Berfafs 
fungseid der Staatdbeamten und ded Militärs ift for 
gleih nach Bereidung der Abgeordneten der nächften 
Ständeverfammlung zu leiften. Be 





Indem Wir zu dem vorftehenden Staatdgrundge- 
ſetz Unſerer Fuͤrſtenthümer Waldeck und Pyrmont hier- 
durch die foͤrmliche und feierliche Verſicherung erthei— 
len, daß Wir daſſelbe treu und unverbrüchlich halten, und 
gegen alle Eingriffe und Verletzungen zu ſchützen ſtets 
bedacht ſein werden, beſtimmen und verordnen Wir 
noch im Einverſtändniß mit Unſeren getreuen Ständen 
was folgt: 

$. ĩ. Die Verfaſſung vom 19. April 1816 tritt 
am 1. FM. Juni außer Geltung, und damit dad ge— 
genwärtige Staatdgrundgefeß in Kraft. 

$. 2. Die dermaligen Stände bleiben bid zu dem 
Zeitpunfte in Wirffamfeit, wo nach Vorfchrift des vors 
ftehenden Staatdgrundgefeßed Abgeordnete erwählt und 
beeidigt find. Urkundlich Unferer eigenhändigen Uns 
terfchrift und beigedrudten Fürftlichen Inſiegels. 

Gegeben Arolfen, am 23. Mai 1849. 

L.S. Emma. 
Gleiöner. E. Bauer H Varnhagen. Wins 
terberg. 8. Severin. 
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Mir Emma, von Gotted Gnaden verwittwete Fürktin 
zu Walde und Pyrmont, Gräfin zu NRappoltitein, 
Herrin zu Hohenad und Gerolvded am Waßigen ıC, 
Bormünderin und Pegentin, erlaffen mit Zuftimmung 
der zur Vereinbarung der DVerfaffung erwählten Abgez 
Beten der Fürftenthiimer Waldeck und Pyrmont ok 
gendes 





Wahlgeſe tz. 
J. Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 1. Die Abgeordneten werden in fünfzehn Wahl 
freifen, wovon zwolf auf das Fürftenthbum Waldet 
und drei auf das Fürſtenthum Pyrmont fallen, gewählt, 

$. 2. Jeder Wahlkreis wählt einen Abgeordneten. 

$. 3. Die fünfzehn Wahlfreife follen folgender 
maßen gebildet werden. Es begreift: Wablfreid LE 
Die Städte N. Wildungen, A. Wildungen und Zik 
fhen und die Landgemeinden Mandern, Wellen, Wege. 
Wahlkreis II. Die Landgemeinden Alberöhaufen, Fries 
bershaufen, Hüddingen, Hundsdorf, Armöfeld, Bergs 
freiheit, Odershauſen, Braunau, Reinhardshauſen, 
Gellershaufen, Kleinern, Reizenhagen. Wahlfreis IH, 
Die Stadt Waldel und die Landgemeinden Anraff, 
Gifflitz, Bergheim, Meblen, Affholdern, Hemfurth, 
Bringhaufen, Bublen, Bohne, Königshagen, Berich. 
Wahlfreid IV. Die Städte Sachfenhaufen und Freis 
enhagen und die Landgemeinden Nebe, D. Werbe, 
N. Werbe, Alraft, Dehringhaufen, Meineringhaufen, 
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Strothe. Wahlkreis V. Die Städte Sachfenberg und 
Fürftenberg und die Landgemeinden Smmighaufen, Rhas 
‚dern, Münden, Neukirchen, Dalwigksthal, Goddelsheim. 
' hlkreis VI. Die Stadt Corbach und die Landgemeinden 
Enſe, R. Enfe, Nordenbed, Goldhaufen, Lelbach, Lens 
| Id, Berndorf. Wabhlfreis VII Die Landgemeins 
den Sppe, N. Schleivern, Hillerdhaufen, Alleringhaus 
en, Welleringhauſen, Neerdar, Bömighauſen, Rhena, 
n, Willingen, Schwalefeld, Rattlar, Dttlar, Gies 
bringhaufen, Schweinsbühl. Wahlfreis VII. Die 
Landgemeinden Flechttorf, Benfhaufen, Suded, Heringe 
Haufen, Stormbruch, Nhenegge, Adorf, Wirmighaufen, 
elmfcheid, Bastel, Gembeck. Wahlfreis IX. Die 
tadt Mengeringhaufen und die Landgemeinden Mühls 
hauſen, Zwifte, O. Warolvern, N. Waroldern, Elle 
ringhanfen, Braunfen. Wahlkreid X. Die Städte 
Aroͤlſen und Landau und die Landgemeinden Volkhar⸗ 
dingbaufen, Bühle, Füterdheim, Maffenbaufen. Wahls 
kreis XT. Die Landgemeinten Helfen, Külte, Wetters 
burg, Schmillinghaufen, Herbfen, Hörle, Ammenhaus 
fen, Dehaufen, Neudorf, Koblgrund. Wahltreid XI. 
Die Stadt Rhoden und dDiefandgemeinden Wreren, Hels 
migbaufen, Hespringhaufen, Wethen. Wahlfreis XIII. 
Die Stadt. Pyrmont und die Landgemeinde Holzhaufen. 
Wahlkreid XIV. Die Landgemeinden Deddorf, Hagen, Los 
wenfen, Thal. Wahlkreis XV. Die Landgemeinden 
Neerfen, Baarfen, Großenberg, Kleinenberg, Eichenborn. 
$. 4. Die Wahlen werden in jedem einzelnen 
Drte vollzogen. Die Stimmen aus allen zu einem 
Wahlkreife gehörigen Orten werden zufammengerechnet. 
En Ergebniß entfcheidet die Wahl für einen jeden 
reis. 
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$.5. Es werden Drtd- und Kreis:Wahlcommif- 
fionen errichtet. 

$. 6. Die Drtdwahlcommiffionen werden gebildet: 
A. in den Städten durch a. den amtsführenden Bürs 
germeifter, b. die beiden dienftälteften Mitglieder des 
Stadtraths oder der Stadtfreunde, ce. den Stadtfecre 
tär oder Stadtichreiber, als Protofollführer, d. in Pyrs 
mont anftatt a. b. und ec. durch die ftädtifchen Depu— 
tirten. B. in den Landgemeinden durch den Nichter 
(Greben) und Borfteher, welche noch zwei andere Ge 
meindeglieder und zur Protofollführung eine kundige 
und zuverläffige Perfon, welche mittelft Handgelübdes 
zu verpflichten ift, hinzuzuziehen haben. 

F. 7. Die Kreiswahlcommiffionen werden gebildet 

durh a. ein Mitglied vdesjenigen Oberjuſtizamts, in 
deffen Bezirf die Mehrzahl der zum Wahlfreife gehöris 
gen Drte liegt, im fünften Wahlfreife dur) den Bes 
amten in Sachfenberg; b. die Bürgermeifter der im 
Wahlkreiſe liegenden Städte, in Pyrmont durch den 
Borfißenden der stüdtifhen Deputirtenz; c. die drei 
dienftälteften Richter (Greben); der Juſtizbeamte ift 
Vorſitzender und Protofollführer. 
88 Mer dad Wahlrecht an einem Orte aus— 
üben will, muß in demfelben feinen feften Wohnfig 
haben. jeder darf nur an Einem Drte wählen. Der 
Standort der Soldaten und Militärperfonen gilt als 
Wohnſitz und berechtigt zur Wahl. 

$. 9, Für jede Stadt und für jede Kandgemeinde 
wird zum Zweck der Wahlen eine Lifte angelegt, in 
welche die zum Wählen Berechfigten nad Vor- und 
Zunamen, Alter, Gewerbe und Wohnort eingetragen 
werden. Die Wahlliften entwirft in den Städten ver 
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Stadtrath, für die Landgemeinden ein Mitglied des 
Oberjuſtizamts, beziehungdweife der Beamte zu Sachs 
fenberg, mit Hinzuziebung des Richters (Greben) 
und Vorſtehers eined jeden Orts. Diefe Kiften find 
fpäteftend acht Tage vor dem zur ordentlichen Wahl 
beftimmten Tage zu Sedermannd Cinficht aufzulegen 
und ift died im Drte vom Stadtrath, bezüglich vom 
Richter (Greben) vHffentlih befannt zu machen. Eins 
fprachen gegen die Kiften find binnen der erften drei 
Tage nach der üffentlihen Bekanntmachung bei der 
Drtswahlcommiffion anzubringen und innerhalb der 
nächften acht Tage von derfelben zu erledigen, worauf 
die Liften unter Tag und Datum und mit der Bemer- 
fung, an welchem Tage diefelben ausgelegt worden 
feien, gefchloffen werden. Die Entfheidungen der Orts— 
wahlcommiffionen find für den vorliegenden Wahlfall 
unwiderruflih. Sie find den Liſten beizufügen. Nur 
diejenigen find zur Theilnahme an der Wahl berechtigt, 
welhe in die Liſten eingetragen find. 

. 10. Die Wahlbandlung ift öffentlid. Das 
Wahlrecht wird in Perfon durch Stimmzettel ohne Un- 
terfchrift ausgeübt. 

$. 11. Die Wahl ift direft. Sie erfolgt durch 
abfolute Mehrheit aller in einem MWahlfreife abgegebes 
nen Stimmen. Stellt bei einer Wahl eine abfolute 
Stimmenmehrheit fih nicht heraus, fo ift eine zweite 
Wahlhandlung vorzunehmen. Wird auch bei diefer 
eine abfolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, fo ift zum 
dritten Mal nur unter den zwei Kandidaten zu wäblen, 
welhe in der zweiten Wahlhandlung die meiiten Stims 
men erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entfiheis 
det alddann das Loos. Begibt ſich der Fall, daß un 
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ter denen, welche bei der zweiten Wahlhandlung die 
meiften Stimmen gehabt haben, Stimmengleiääheit 
ftattfindet, fo ift gleichfalld durch das Loos zu ents 
fiheiden, welche Beide in die dritte Wahl zu geben 


aben. 
’ $. 12. Stellvertreter der Abgeordneten find nicht 
zu wählen. 

$. 13. Die Wahlen find im Umfang ded ganzen 
Landes an einem und demfelben Tage vorzunehmen, 
welchen die Staatöregierung beftimmt. 


11. Wahlverfahren. 
A. Bei Anfertigung der Wahliften. 


F. 14. Sobald die Staatdregierung den Wahk 
tag durch das Negierungsblatt ausgefchrieben hat, wer 
den die Wahlliften von den dazu beftellten Behörden 
($. 9) angefertigt und den Drtd s Wahlfommiffionen 
nebft der der Wählerzahl entfprechenden Anzahl von 
gedrudten, auf der Nüdfeite abgeftempelten re 
teln zugeftelt. Es foll dies Iängftend binnen 14 Las 
gen nach) ergangenem Ausſchreiben gefchehen. 


B. Bei den Dridwahlfommiffionen. 


$. 15. Die Drtswahlfommiffionen haben alddann 
mit der Auflegung der Kifte und desfallſigen Bekannt⸗ 
machungen ($. 9) unverzüglich zu verfahren. 

$. 16. Wenn im Wahltermin die Wähler ver 
fammelt find, fo eröffnet der die Wahl Feitende Die 
Handlung mit der Ermahnung an die Wähler ihrer 
ftaatöbürgerlichen Pflicht eingedenf: zu fein, und daher 
ihre Stimmen ohne alle Nebenrüdfichten nach ihrer 
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freien Meberzeugung fo abzugeben, wie fie der Rückſicht 
auf dad allgemeine Wohl folches fchuldig feien. 

- 17. Hierauf tritt jeder Wähler einzeln vor 
ve Wahlfommiffion. Diefe behändigt ihm einen Wahl» 
eitel, auf welchen er an einem, in einiger Entfernung 
von der Wahlfommiffion, jedoch im Gefichtäfreife ders 
jelben aufgeftellten Tiſche den Namen. desjenigen, wel— 
ben er zum Abgeordneten wählen will, deutlich und 
Mi hinreihender Bezeichnung der Perfon eigenhändig 
einmutragen bat. Sodann legt er den Wahlzettel zus 
fmmen, zeigt ihn der Wahlbehörde fo, daß fie von 
dem Vorhandenfein des Stempeld auf der Rückſeite 
& überzeugen fann, vor und legt ihn in eine vor 
der Wahltommiffion frei aufgeftellte Urne nieder. Dem 
nigen Wähler, welcher nicht fchreiben kann, bleibt e3 
namgelaffen, feine Stimme mündlich) zum Protokoll ab: 
ge Bei jedem Wähler, welcher auf die eine oder 
andere Art abgeftimmt Hat, wird in der Wahlliſte zu 
em Namen deffelben von dem Protokollführer Anzeich— 
Nung gemacht. 

18 Nachdem fammtlihe Wahlzettel in die 
Ume eingelegt find, lieft ein Mitglied der Wahlfom; 
Miffion die Wahlzettel einzeln ab. Der Protokollführ 
ir trägt jeden abgelefenen Namen in dad Protokoll 
md zeichnet jede auf venfelben gefallene Stimme da- 
Neben einzeln an. Ein anderes Mitglied der Wahl- 
mmiffion nimmt den eben abgelefenen Wahlzettel 
eömal in Empfang und führt eine Gegenlifte in 
Heiher Art, Sobald der letzte Wahlzettel verlefen ift 
md Protofol und Gegenlifte übereinftimmend befun— 
den find, werden die Wahlzettel vernichtet. 

$. 19. Unleſerlich gefchriebene Wahlzettel oder 
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folde, welche tie Perfon der Gewählten nicht hinläng— 
lid bezeichnen, werden, wenn auf desfallfige Auffor 
derung feine Berichtigung erfolgt, nicht beachtet. 

$. 20. Eine Abweihung der Zahl der Wahlzet⸗ 
tel von der Zahl der Wählenden macht eine Wieder 
Holung der Abftimmung blod dann. nöthig, wenn die 
Mehrheit der anmefenden Wähler ed verlangt. 

$. 21. Wenndie Räumlichkeit, in welcher die Wahl - 
handlung vorgenommen werden foll, nit groß ge 
nug ift, um ſämmtliche Wähler auf einmal aufzuneh 
men, fo find diefelben nacheinander in angemeffener Ans 
zahl einzulaffen. 

$. 22. Außer der wahlleitenden Behörde und den 
Wählern hat Niemand Zutritt in die Näumlichfeit, wo 
die Wahl vorgenommen wird. Ä 

$. 23. Die Wahlhandlung beginnt zur feftgefeß- 
‚ten Stunde, ohne NRüdficht darauf, wie viel Wähler 
ſich eingefunden haben. | 

S. 24. Wenn mindeftend ſechs Stunden nad) der 
befannt gemachten Anfangszeit der Wahlhbandlung vers 
floffen find, fodann aber auf Anfrage Niemand mehr 
zur Stimmgebung fich meldet; fo ift die Verbands 
lung von der Wahlfommiffion für gefchloffen zu erfläs 
ren und weiter feine Stimmgebung zuläfftg. 

$. 25. Iſt nicht wenigftend die Hälfte der Wäh— 
fer erfchienen, fo foll ein einmaliger anderer Wahlters 
min angefeßt werden, und fällt, wenn alddann wieder 
um nicht wenigftend die Hälfte der Wähler erfcheint, 
die Wahl für dasmal aus. 

$. 26. Späteftend? am Tage nach abgehaltener 
Mahl hat die Drtdwahltommifion dad Wahlprotofol 
nebft der Wahllifte und Gegenlifte an den Borfißenden 
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derjenigen Kreiswahltommiffion, unter welde ihr Ort 
gehört, verfiegelt einzufenden, die Wahl mag zu Stande 
gefommen fein oder nicht, 


C. Bei den Kreid- Wahlfommiffionen. 


$. 27. Auf die am Tage nah Abhaltung der 
Drtöwahlen eingegangenen Protokolle hat der Vorfits 
gende einen gleichfalld üffentlich abzuhaltenden, fpätes 
fend acht Tage entfernten Termin anzufeßen, diefen 
in den Orten des Wahlkreiſes befannt zu machen, die 
ubrigen Mitglieder der Kreiswahlfommiffion dazu zu bes 
rufen und in denfelben mit Erfündigung der Wahl zu 
verfahren. 

$. 28. Zu dem Ende werden die Drtdmahlproto- 
tolle einzeln verlefen.. Der Protofolführer trägt die 

amen derjenigen Perfonen, auf welche laut derfelben 

Stimmen gefallen find, mit Angabe deren jededmas 
liger Zahl in das Kreiswahlprotofol ein, und ei 
andered Mitglied der Kreiswahlfommiffion führt die 
Gegenliſte. —*— ſämmtliche Ortswahlprotokolle durch⸗ 
gegangen, Kreiswahlprotokoll und Kreisgegenliſte über— 
einſtinmend befunden find, werden die Stimmen fums 
mirt und das Ergebniß wird verfündigt. | 

$. 29, Dem mit der erforderlichen abfoluten Stims 
menmehrheit Erwählten ift die Wahl durch ein Schreis 
en der Kreiswahltommiffion befannt zu machen. Sft 
die abfolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, oder wird 
me Wahl abgelehnt, welches fpäteftend binnen drei 
Tagen durch Ruͤckſchreiben an die Kreiswahlfommiffion 
teihehen muß, fo bat diefelbe für ſämmtliche Orte des 

ahlfreifes eine neue Wahl anzuordnen und hiernächſt 

nach 55.11, 27, 28 nd 29 zu verfahren. 
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5. 30. Nach beendigtem MWahlverfahren hat die 
Kreiswablcommiffton das Kreiswahlprotofoll nebft den 
dazu gehörigen Drtdwahlprotofollen und den Anlagen 
beider an die Staatdregierung einzufenden. 


II. Schlußbeſtimmungen. 


F. 31. Wenn Semand in mehreren Wahlkreijen 
zum Abgeordneten gewählt ift, fo hat die Regierung 
deffen Erklärung, für welchen Kreid er die Wahl am 
nehmen. wolle, mit dreitägiger Friit einzuziehen und 
nach abgegebener Erklärung in dem betreffenden Wahl 
freife eine neue Wahl anzuordnen. 

$. 32. Hierbei, fo wie bei allen Einzelwahlen if 
nach den Borfihriften diefed Geſetzes, fo weit diefelben 
alddann zur Anwendung kommen, zu verfahren. 

S. 33, Ueber die Güligkeit der Wahlen bat die 
Abgeordnetenverfammlung, welcher die Wahlprotofolle 
von der Staatdregierung zuzuftellen find, zu entfcheiden. 

$. 34. Dad gegenwärtige Wahlgefeß wird für 
zwei Sahre gültig erklärt. Mit deren Ablauf ſoll dar 
felbe einer Revifion im Wege der gewöhnlichen Gefthr 
gebung. unterworfen werden. | 

Unfere Regierung ift mit Befanntmachung und Volk 
ziehung diefed Gefeßed beauftragt. Gegeben: Arolfen 
den 23. Mai 1849. 





Emma 
Vorſtehendes Gefeb wird hiermit veröffentlicht. 
Arolfen am 23. Mat 1849, a 
Fürſtlich Waldeckiſche Negierung: 
| Gleisner. 


— 
rd 


Derfaffung 
des 
Freiſtaates Hamburg. 





Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


„dt 1. Der Freiſtaat Hamburg bildet einen felbft- 
fändigen Einzelftaat des deutfchen Reiche. 

Art. 2. Das Gebiet ded hamburgifchen Staats 
umfaßt fämmtliche gegenwärtig demfelben angehörenden 
heile, Die Regulirung der Verhältniſſe des Amtes 
Bergedorf bleibt vorbehalten. 

Jede Gebietöveräußerung gilt ald eine Veränders 
ung der Verfaſſung. | | 
x Art. 3. Angehöriger des hamburgifchen Staats 
iſt Jeder, welchem nach gefeßlicher Beftimmung das 
Heimathsrecht in demfelben zufteht. 

‚It, 4 Das Staatsbürgerrecht wird durch Vers 
Mihtung auf Die Berfaffung erworben. Nur Boll 
Jährige werden zu diefer Verpflichtung zugelaffen. 

Die Form derfelben beftimmt das Gefeb. 

At. 5. Für Staatdangehörige ift ar Erwerbung 

R 1 


N 
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des Staatdbürgerrehtd an Feine andere Bedingung ge 
fnüpft, als die im vorigen Artifel vorgefchriebenen. 

Art. 6. Nicht» Staatsangehörige haben vor En 
werbung ded Staatöbürgerrechtd nachzuweiſen, daß ih— 
rer Aufnahme ald Gemeindebürger in die ftädtifche oder 
eine der übrigen Gemeinden nichts entgegenfteht. Sie 
können auch nad) Erlangung ded Staatöbürgerrechtd die 
in demfelben enthaltenen Befugniffe erft, nachdem fie 
dad Bürgerrecht in einer Gemeinde erworben haben, 
ausüben, 

Art. 7. Die Verfaffung ded Staats ift die dem 
fratifche. 

Ale Staatdgewalt wird von den Staatsbürger 
entweder unmittelbar, oder mittelbar durch verfaffungds 
mäßig gewählte Vertreter, ausgeübt. 

c& er 8. Die gefeßgebende Gewalt ift der Bürger 
aft, 

die vollgiebende dem Rath, 

die richterliche den Gerichten 
übertragen. 


Zweiter Abfchnitt. 
Grundredte. 


Art. 9. Alle Staatdangehörigen find vor dem Ge 
ſetze gleich. | s “a 

Art, 10. Der Staat erkennt bei feinen Angehöri— 
gen feinen Adel, noch fonft einen bevorrechteten Stand an. 

Art. 11. Kein Staatdangehöriger darf, von eis 
nem anderen Staate einen Titel oder Orden annebs 
men. | 
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Ein von einem anderen Staate übertragene Amt 
befreit feinen Staatdangehörigen von den ihm gegen 
den bamburgifchen Staat obliegenden Pflichten. 

Art. 12. Niemand darf verhindert werden, aus 
m Staatöverbande zu treten, wenn er die zur Zeit 
zeits entitandenen Dbliegenheiten gegen den Staat er- 
It, und feine privatrechtlihen Anfprüche gegen fei- 
n Austritt geltend gemacht werden. 

Abzugsgelder Dürfen nicht erhoben werden. 
At. 13. Kein Staatdangehoriger darf einem ans 
deren Staate zur Beftrafung ausgeliefert werden. 
It. 14. Die öffentliben Aemter find für alle 
Biaatsbürger,, welche die gefeßlich vorgefchriebenen Ei— 
haften befigen, gleich zugänglich. 
- Das Gefeß darf nur folhe Bedingungen der Wähls 
arteit aufftellen, welche die Natur des Amtes fordert, 
At. 15. Die Freiheit der Perfon ift unverleglic. 
Niemand darf anders, ald in den gefeßlich be— 
immten Fällen, verhaftet oder in polizeiliche Verwah— 

Ing genommen werden. 

Art. 16. Die Verhaftung einer Perfon fol, aus 
rim Fall_der Ergreifung auf frifher That, nur ges 
hen in Kraft eines richterlichen mit Gründen vers 
jenen. Befehls. Diefer Befehl muß im Augenblide 
Verhaftung oder innerhalb der nächften vier und 
mzig Stunden dem Berhafteten fchriftlih zugeſtellt 
Die Polizeibehörde muß Seden, den fie in Ver— 
ung genommen hat, im Laufe des folgenden Ta— 
entweder freilaffen oder der richterlihen Behörde 


rt, 1. Jeder Verhaftete foll gegen Stellung eis 
14 
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ner vom Gerichte zu beftimmenden Gaution oder Bürg 
fhaft der Haft entlaffen werden, fofern nicht dringende 
Anzeigen eines ſchweren Verbrechens gegen ihn vorlieg 

Art. 18. Im Fall einer widerrechtlich verfüg 
oder verlängerten Gefangenfchaft ift der Schulvige u 
nöthigenfalld der Staat dem Verletzten zur Genugthu 
und Entfhädigung verpflichtet. 9 

Art. 19. Die für dad Militairweſen erforderlid 
Abweihungen von den in den Art. 15 bid 18 Mi 
baltenen Beftimmungen bleiben der Gefeßgebung 2 
behalten. 4 

Art. 20. Die perfönlihe Haft ald Vollſtreckun 
mittel wegen Schuldforderungen fol abgefchafft werden 

Art. 21. Die Wohnung ift unverlegiih,. ® 















Eindringen in diefelbe und namentlich eine Haug 
hung ift nur in den gefeßlich beitimmten Fällen m 
Formen zuläflig. | 
Art. 22. Die Beihlagnahme von Briefen m 
Papieren kann nur in den geſetzlich worgefchrieben 
Fällen und Formen, die Durchſuchung in Befchlag ge 
nommener Briefe und Papiere nur Fraft eine® richten 
lihen, mit Gründen verfehenen, fchriftlichen Befehl 
vorgenommen werden. 
Bei der Durchſuchung ift, wenn möglich, der Be 
theiligte zuzuziehen, welchem dann der Befehl ſofor 
eröffnen iſt. 
Art. 23. Das Briefgeheimniß iſt gewährleiftel 
Ausnahmen von diefer Beftimmung fünnen nur in firaf 
gerichtlichen Unterfuhungen nah Maaßgabe gefeblichet 
Vorchriften, und in Kriegsfällen eintreten. 
Art. 24, Zur — eines Geftändniffes in Un⸗ 
terſuchungen darf fein Zwangsmittel angewendet werben. 
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Art. 25. Keine Strafe darf angedroht oder ver⸗ 
hängt werden, ald in Gemäßheit eines beftimmten Ges 
e 


Art. 26. Die Todesſtrafe, ausgenommen wo das 
Kriegsrecht ſie vorſchreibt, oder das Seerecht im Fall 
einer Meuterei fie zuläßt, fo wie die Strafen des Prans 
gerd, der Brandmarfung und der Fürperlichen Züchtig— 
ung find abgefchafft. | 

Art, 27. Jeder hat das Necht, durch Wort, Schrift, 
Drud und bildlihe Darftellung feine Meinung frei zu 
außern. | 

Die Preßfreiheit darf unter Feinen Umftänten und 
in feiner Weiſe durch vorbeugende Maaßregeln, naments 
li Genfur, Conceſſionen, Privilegien, Sicherheitäleift- 
ungen, Staatdauflagen, Befchränfungen der Druders 
eien oder des Buchhandeld, Poftverbote, oder andere 

emmungen de3 freien Verkehrs befchränft, ſuspen⸗ 
dirt oder aufgehoben werden. 

Verbrechen und Vergeben, zu welchen die Ausüb— 
ung dieſes Nechted mißbraucht wird, unterliegen den 
Allgemeinen Strafgeſetzen. 

Art. 28. Seder hat dad Recht, einzeln oder in 
Gemeinfchaft mit Mebreren ſich mit Gefuchen fehriftlich 
> % Behörden des Staates und der Gemeinden zu 

enden. 
kin Abweifende Befcheide müffen mit Gründen verfehen 


ei — 29. Jeder bat volle Glaubens⸗ und Gewiſſens⸗ 
eit. Ä 
Niemand ift verpflichtet, feine religiöſe Ueberzeug— 
ung zu offenbaren. 
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Art. 30. Die gemeinfame häusliche und ofen 


lihe Uebung der Religion ift unbefchränft. 

Verbrechen und Vergehen, zu welchen die Ausüh⸗ 
ung dieſes Rechts mißbraucht wird, unterliegen ben 
— 


Art. 31. Durch das religiöſe Bekenntniß wird ders 
Genuß der bürgerlichen und ftaatöbürgerlichen Rechte 
weder bedingt noch beſchränkt. Den bürgerlichen und 


ſtaatsbürgerlichen Pflichten darf daſſelbe keinen Ab⸗ 
bruch thun. 


Ari. 32. Jede Religionsgeſellſchaft ordnet und Re: 


waltet ihre Angelegenheiten felbitftändig, bleibt aber 
den allgemeinen Staatögefegen unterworfen. 

Art. 33. Keine Religionsgefellichaft genießt vor 
anderen Borrechte durch ven Staat; ed befteht fernet⸗ 
bin feine Staatskirche. 

Neue Religiondgefelfhaften dürfen fich bilden; FM 
‚ner Anerkennung ihres Bekenntniſſes durch den Staat 
bedarf es nicht. - 

Art. 34. Niemand fol zu einer Firchlichen Hands 
lung oder Feierlichfeit gezwungen werden. 

Art. 35. Die Gültigkeit der Ehe ift nur von der 
Bollziehung der durch die bürgerliche Gefeßgebung vors 
gefchriebenen Form abhängig. Erft nad) diefem "Eivik 
Act Fann eine Pirchliche Trauung ftattfinden. Die Ne 
ligionsverfchiedenheit ift fein Ehehinderniß. 

Art. 36. Die Geburtd-, Ehesund Sterberegifter 
find von den bürgerlichen Behörden zu führen. 

Art. 37. Das Recht, ſich friedlich und ohne Waf- 
fen zu verfammeln, ift gewäßsleiftet; einer befonderen 
Erlaubniß dazu bedarf es nicht. Boltöverfammlungen 
unter freiem Himmel fünnen in- ftädtifch bebauten Ber 
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zirten bei dringender Gefahr für die Hffentlihe Ord⸗ 
nung und Sicherheit verboten werden. | 

Art. 38. Das Recht, Bereine zu bilden, fol 
durch Feine vorbeugende Maaßregel befchränft werden. 

Art. 39. Die Beftimmungen der Artifel 37 und 
38 finden auch auf die Mitglieder der Wehrmacht Ans 
wendung, infoweit die militairifchen Disciplinirvors 
ſchriften nicht entgegenftehen. 

Art. 40. Das Eigenthum ift unverleßlich. Eine 
Enteignung fann nur aud NRüdfichten ded gemeinen 
Beten, auf Grund eines befondern Befchluffes der ges 
jeßgebenden Gewalt, und gegen gerechte Entſchädigung 
Horgenommen werden. 

Art. 41. Die Beftimmungen über die Verwendung 
ded Vermögens von milden Stiftungen, öffentlichen Ans 
falten oder Gorporationen können nur dur einen Bes 
ſchluß der gefeßgebenden Gewalt, und in einem dem 
— —— Zweck entſprechenden Sinne geändert 
werden. 

Art. 42. Jeder Grundeigenthümer kann ſeinen 
Grundbeſitz unter Lebenden und von Todeswegen ganz 
oder theilweiſe veräußern. Das Beiſpruchsrecht iſt aufs. 
gehoben. Der Unterſchied zwiſchen wohlgewonnenem 
und Erbgut und die Beſchränkung der Verfügbarkeit 
über das letztere iſt aufzuheben. 

Art. 43. Die aus dem guts-und ſchutzherrlichen 
Derbande fließenden perfünliben Abgaben und Reiftuns 
gen, fo wie die dem Berechtigten bisher etwa obliegen- 
den Gegenleiftungen fallen ohne Entfchädigung weg. 

‚Art. 44. Alle auf Grund und Boden baftenden 
teiftungen und Abgaben, wie Zehnten und Renten, find. 
auf Antrag des Belafteten ablösbar. Das Gefeg bes. 
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ftimmt die Normen der Ablöfung. Fortan darf kein 
Grundftüd mit einer unablößbaren Keiftung oder Abs 
gabe belaftet werden. f 
Art. 45. Sm Grundeigenthum liegt die Berechi⸗ 
gung zur Jagd auf eigenem Grund und Boden. Die 
Ausübung der Jagd aus Gründen der öffentlichen Sich⸗ 
erheit und des gemeinen Wohls zu ordnen, bleibt der 
Gefeßgebung vorbehalten. E 
Art. 46. Aller Lehnd und dem ähnlicher Berban 
ift aufzuheben. Der Canon ift auf Antrag des Belaftes 
ten abzulöfen.. Jede Leiftung und Abgabe, welche al8 
Anerfennung des Dbereigenthums anzufehen ift, fällt 
ohne Entfchädigung weg. . 


Dritter Abfchnitt. 
Die Bürgerſchaft. 


Art. 47. Die Bürgerfchaft befteht aus dreihun⸗ 
dert Mitgliedern. Dieſelben werden durch unmittelbare 
Wahl mit geheimer- Stimmabgabe ernannt. 

Art. 48. Zur Theilnahme an diefer Wahl ift jeder 
hamburgifche Staatsbürger berechtigt. 

Art. 49, Bon der Ausübung ded Wahlrechtd auf 
gefchloffen find : 1) Diejenigen, welche die Webernahme 
eined der Aemter — haben, zu deren Annahme 
nach Verfaſſung und Geſetz jeder Staatsbürger ver 
pflichtet iſt, — und zwar auf zehn Jahre nach ihrer 
Weigerung; 2) diejenigen, denen nach geſetzlicher Be 

immung durch gerichtliches Urtheil ihre ſtaͤatsbürger 
ichen Rechte entzogen find, während des im Urtbeil 
u beflimmenden Zeitraumes; 3) die zu einer Str 
aft Verurtheilten während der Dauer der Strafzelt. 
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Art, 50. Das Wahlrecht ruht ferner: 1) Bei 
Denjenigen, welche unter Guratel ftehen, fo wie bei 
Denjenigen, welche von der zuftändigen Behörde für 
Aſteskrank erklärt find, fo lange die Gura dauert 
Dr die MWiederherftellung des Geiftesfranfen nicht 
erkannt if. 2) Bei Denjenigen, über deren Vermö— 
m Concurd ausgebrochen ift, bis zur Beendigung de 
cursverfahrens, oder falls diefe nicht früher erfolgt, 
zum Ablaufe von 2 Sahren nach Ausbruch des Con— 
ed. 3) Bei Denjenigen, welche von den üffentlichen 
emenanftalten regelmäßige Unterftügung erhalten. 

Art. 51. SGeder nach den vorftehenden Artikeln 
sur Theilnahme an der Wahl Berechtigte ift zur Bür— 
erihaft wählbar. Ausgenommen von ver Wählbars 
ei find Diejenigen, welche zur Zeit des Zufammens 
A rer Burgerſchaft nicht mindeftend ein Sahr lang 
m amburgifchen Staate gewohnt haben. 
aA 52. Kein Abgeordneter kann binfichtlich feis 
1 Verhaltens in der Bürgerfchaft gültige Verpflich⸗ 
ungen gegen die Wähler übernehmen; eben fo wenig 
men die Wähler einem Abgeordneten bindende Vor— 
Miſten ertheilen. 

Alt, 53. Ueber die Gültigkeit ter Wahlen ent— 
Mer Die Bürgerfchaft. 
ar, 54. Jeder in die Bürgerſchaft Gewählte ift 
Annahme der Wahl verpflichtet. Wer fich der auf 
gefallenen Wahl oder der ihm dadurch auferlegten 
IWF entzieht, ohne von der Bürgerfchaft entlaffen zu 


Hi , wird von der Lebteren fiir die Dauer der nächſten 

























m Sabre feiner ftaatsbürgerlichen Nechte verluftig er: 
Eine MWiedereinfegung in diefe Nechte vor Ab⸗ 
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lauf ded angegebenen Zeitraums kann nur durch einen 
Beichluß der Bürgerfchaft verfügt werden. 

Art, 55. Die Mitglieder ded Raths und die Syn⸗ 
diei find, wenn fie in die Bürgerfchaft gewählt werden, 
zur Annahme diefer Wahl nicht verpflichtet. Nehmen 
nd diefelbe an, fo haben fie ihr bisheriges Amt nieder- 
zulegen. | 

Art. 56. Ein Abgeordneter, welcher durch einen 
der in Art. 49 bid 51 genannten Gründe feine Wähl—⸗ 
barfeit verliert, tritt aus der Bürgerfchaft. Deßgleichen 
derjenige, welcher ein befoldeted Stuatdamt oder eine 
Befürderung im Staatsdienſte, oder ald Beamter eine 
Gehaltserhoͤhung erhält, jedoch unbefchadet feiner Wie— 
derwahl. \ J 

Art. 57. Bei eintretender Vacanz wird eine Neus 
wahl ausgefchrieben. Bei Vacanzen, die in den legten 
ſechs Monaten vor regelmäßiger Erneuerung der Wahr 
len eintreten, findet eine Neuwahl nur dann ftatt, wenit 
die Bürgerfchaft fie für erforderlich hält, Erfaßmänner 
werden nicht gewählt. 

Art. 58. Die Mitglieder der Bürgerfchaft verwal— 
ten ihr Amt unentgeltlih. Ueber den etwaigen Erfaß 
der für den Befuch der Sitzungen aufgewandten Aus 
lagen entfcheidet dad Geſetz. | 

Art. 59. Rald und foweit die Thätigfeit eines 
Abgeordneten mit fonftigen Obliegenbeiten deffelben ges 
gen den Staat unvereinbar ift, ftebt ihm das Ne 
zu, der erfteren den Vorzug zu geben, unbefchadet d 
Befugniß der Bürgerfcbaft, ihn auf feinen Antrag i 
foldem Falle aus ihrer Mitte zu entlaffen. : 

Art. 60. Die Bürgerfchaft wird auf zwei Jahr 
gewählt. Nach Ablauf derfelben findet vollftändige 


4 
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neuerung ftatt. Hat die Neuwahl der Bürgerfchaft‘ 
nah Maaßgabe der Beftimmung ded Art. 77 ftattges 
funden, fo bleibt die neue Bürgerfchaft nur fo lange in 
Wirffamfeit, wie die vorhergehende noch gedauert has 
ben würde. 

Art. 61. Die Mitglieder einer früheren Bürgers 
haft find für jede folgende wieder wählbar. Die Bürs 
gerfchaft gilt in demfelben Zeitpunft für aufgelöft, in 
welchem vie neue Bürgerfchaft zufammentritt. 

Art. 62. Die neugewählte Bürgerfchaft tritt nach 
vollendeter Wahl am erften Werktage ded Monats 
September, Mittagd zwölf Uhr, zufaınmen, und cons 
fituirt fih unter Leitung ihres älteſten Mitgliedes. 

Art. 63. Die Bürgerfbaft ift befchlußfäbig, wenn 
mehr als die Hälfte der Gefammtzahl ihrer Mitglieder 
(Art. 47) anmefend find. Ueber die Befchlußfähigkeit 
für Anberaumung der Situngszeiten, Tagesordnung, 
fo wie für andere die Gefcbäftsbehandlung betreffende 
Fragen entfcheidet die Gefchäftsordnung. 

Art. 64. Die Sibungen der Bürgerfchaft find öf— 
fentlich Ausnahmsweiſe tritt auf Verlangen von zehn 
Mitgliedern oder des Nathed die Bürgerfchaft in ges 
heimer Sitzung zufammen, in welcher fie nach Anhö⸗ 
tung ded Antrages, für welchen die geheime Sigung 
-berlangt wurde, zuerft bejchließt, od die Sißung für 
die Behandlung des.in Rede ftehenden Gegenftandes 
eine geheime bleiben foll. 

Art. 65. Die vom Nathe nach feinem Ermeſſen 
aus feiner eigenen Mitte oder anderweitig zu beftims 
menden Bevollmächtigten für die Verhandlungen mit 
der Bürgerfchaft haben zu den Sitzungen derfelben Zus 
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tritt, und find berechtigt, ohne Stimmrecht an den Bers 
bandlungen Theil zu nehmen. 

Art. 66. Kein Abgeordneter Tann von Staats⸗ 
wegen für feine Aeußerungen oder Abftimmungen im 
der Bürgerfchaft oder deren Ausſchüſſen zur Verant—⸗ 
wortung gezogen werden. Die Bürgerfchaft ift befugt, 
nach Maaßgabe der Gefhäftdordnung wegen Ordnungs⸗ 
widrigfeiten gegen ihre Mitglieder auf disciplinarifchem 
Wege zu verfahren. | 

Art. 67. Die Bürgerfchaft befchlieft allein über 
die Vertagung ihrer Sißungen auf beftimmte oder uns 
beftimmte Zeit. Seder Berfuh, diefelbe an ter Auds 
übung ihrer verfaffunggmäßigen Befugniffe zu hindern, 
gilt ald Hochverrath. 

Art. 68. Auch ohne vorhergehenden Befchluß der 
Bürgerfchaft wird fie durch ihr Bureau. zufammenberus 
‘fen: 1) auf Antrag des Rathes, 2) auf Antrag des 
Bürgtrausſchuſſes, 3) auf Antrag von wenigftend funfs 
zig Abgeordneten, 4) bevor feit dem. legten Sitzungs— 
tage der Bürgerſchaft drei Monate verfloffen find. Iſt 
im leßteren Falle die Bürgerfchaft nicht dur das Bus 
reau zufammenberufen, fo tritt fie ohne Weitered an 
dem Tage, au welchem feit der lebten Sitzung drei 
Kalender-Monate verfloffen find, Mittags zwölf Uhr zus 
fammen. 

Art. 69. Die Bürgerfchaft befchließt allein und 
endgültig über ihre Gefchäftdordnung und die etwa ers 
forderlichen Abänderungen derfelben innerhalb der von 
der Verfaffung gezogenen Gränzen. | 

Art. 70. Die Bürgerfchaft befchließt die Geſetze 
nad) den aus ihrer eigenen Mitte oder vom Rathe 
audgegangenen Borfihlägen. 
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Art. 71. Sit ein Gefebvorfchlag von einem oder 
mehreren Mitgliedern der Bürgerfchaft eingebracht, fo 
hat fie zunächft darüber zu entfcheiven, ob derfelbe 
Betracht zu ziehen ift. 

Art. 72. Die Bürgerfchaft fann, wenn fie einen 
Geſetzvorſchlag in Betracht zu ziehen befchloffen Hat, 
Der der Antrag zu einem. Gefebe ihr vom Rathe vors 
gelegt wird, venfelben duch einen Ausſchuß oder in 
anderer geeigneter Weiſe einer vorbereitenden Prüfung 
unterziehen. 

Art. 73. Jeder Gefebvorfchlag, den die Bürger: 
haft in Betracht zu zieben befchloffen Hat, oder der 
Ir vom Rathe vorgelegt wird, ift einer zweimaligen 
derathung und Abftimmung zu unterziehen, bevor ders 
jelbe als definitiv von ihr angenommen gu betrachten 
if, falls fich micht bei der erften Abſtimmung mindeftend 
ze Drittheile aller an derfelben theilnehmenden Mit: 
glieder und mehr ald die Hälfte aller Bürgerfchafdmit- 
glieder für den Vorſchlag erklären. Die zweite Beras 

g kann früheftend vierzehn Tage nach der Beendis 
gung der eriten beginnen, falls ſich nicht mindeftend 
We Drittheile aller Anmwefenden und mehr ald die 
Hilſte aller Bürgerfhaftsmitglieder für eine Abkürzung 
diefer Friſt entfcheiven. Jedoch darf auch in diefem 

le die zweite Berathung niemald früher, ald am 
Alten Tage nach Beendigung der eriten beginnen. 

Art, 7a. Iſt das befchloffene Geſetz vom Nathe 
beantragt worden und von der Bürgerfchaft unverän- 
dert angenommen, fo hat der Rath vaffelde innerhalb 
At Tage nach der desfallfigen ihm von der Bürgerfchaft 
dewordenen Mittheilung zu verkünden. 

Art, 75. In allen anderen Fällen hat der Rath 


ns 
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‚fein etwaiged Bedenfen gegen ein von der Bürgerſchaft 


beſchloſſenes Geſetz derfelben innerhalb vierzehn Zage 


‚nah Mittheilung ihres Befchluffed unter Angabe feiner 


Gründe vorzulegen, widrigenfalls das Geſetz ohne 
Weiteres in Kraft tritt, umd demgemäß vom Rathe 
zur Verkündung zu bringen (ft. : 
Art. 76. Nah Mittheilung eines folchen Beben 
kens tritt die Bürgerfhaft in abermalige Berathung 
über den. von ihr früher gefaßten Befchluß. Erklärt 
ſich diefeldbe alddann mit dem vom Rathe geäußerten 
Bedenken einverftanden, oder wird ihr früherer. Beſchluß 
yon mindeftend zwei Drittheilen aller ihrer Mitglieder 
beftätigt, fo hat e8 bei dem nunmehrigen Bürgerfchafts 


befchluffe fein Bewenden. 


Art. 77. Erklären ſich mehr ald die Hälfte der 
Anwefenden, aber weniger ald zwei Drittheile ſämmt— 
licher Mitalieder für den Bürgerſchaftsbeſchluß, fo bieiht 
derfefbe bis zur nächſten Erneuerung der Bürgerſchaft 
fufpendirt, tritt jedoch fodanıı ohne Weiteres in Kraft, 


‘wenn diefe erneuerte Bürgerfchaft mit einfacher Majo—⸗ 


rität fich für denfelben erklärt. Es fteht jedoch in die 
fem Falle der Bürgerfchaft frei, durch Befchluß.der 
Mehrzahl fämmtlicher Mitglieder ihre fofortige Erneue— 
rung herbeizuführen. Diefer Befchluß darf nicht an 
demfelben Tage gefaßt „werden, an welchem die Ab 
flimmung über den beanftandeten Gegenftand felbft. er 
folgt ift. . Nach Erledigung des vom Rath erhobenen 
Bedentend auf dem einen oder anderen Wege ift mit 
dem nunmehr befchloffenen Geſetze wie in dem Falk 
unter Art. 74 zu verfahren. . 
Art, 78. Berfündet der Rath ein von der Bur 


gerfchaft endgültig beſchloſſenes Gefeß nicht in der vor 
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geibriebenen Friſt, fo Hat der Bürgeraudfchuß den 
Rath zur fofortigen Verkündung ae und die 
Dürgerfchaft, falls die Verfündung dennoch unterbleibt, _ 
dieſelbe durch ihren Vorfißenden zu bewirken. 

Art. 79. Die Bürgerfchaft befchließt die Steuern; 
fie ertheilt die Ermächtigung zum Abſchluß von Staates 
anleihen und zur Veräußerung von Staatdgut, fo wie 
hr Enteignung von Privateigenthum (Art. 40). Gie 
aßt die Befchluffe über diefe Gegenftände in den für 
die Geſetzgebung in den Artikeln 70 bid 78 vorgefchries 
benen Kormen. 

Art. 80. Die Bürgerfchaft beſchließt über die ihr 
vom Rathe vor Beginn des betreffenden Rechnungs⸗ 
Jahres mit den Spezial-Etat8 vorzulegenden Voranfchläge 
im Ganzen und in den einzelnen Theilen, fo wie über 
Die etwa erforderlichen Nachbewilligungen. _ 
Art. 81. Die Bürgerfchaft hat die Aufficht über 
die Handlungen der vollziehenden Gewalt und der eins 
* Verwaltungsbehörden. Zu dieſem Zwecke bat 
rder Rath 1) baldthunlichſt nach Ablauf jedes Rech⸗ 
nungsjahres die Abrechnung über die Einnahmen und 
Ausgaben zur Prüfung vorzulegen; 2) alljährlich eine 
ittheilung über den Zuftand des Staated zu machen; 
3) jederzeit auf Verlangen Auskunft über einzelne, durch 
Antrag eined Abgeordneten oder auf Beſchwerde des 
Betheiligten in Anregung gebrachte Angelegenheiten zu 
etheilen. Die Bürgerfchait ift berechtigt, zu diefem 
wede jederzeit die Iinwefenheit eines Bevollmächtigten 
des Raihes in ihrer Sitzung zu verlangen. 13 
Art. 82. Die Bürgerfchaft hat das Recht, gegen 
die Mitglieder ded Raths oder der einzelnen Berwals 
tungäbehörden wegen Berfaffungsverlegungen, geſetz⸗ 
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widriger Handlungen oder Unterlaſſungen die öffentliche 
Anklage zu erheben. a er 
Art. 83. An Abſtimmungen über Fragen der Con⸗ 
trole oder vffentlichen Anklage nehmen die etwa in der 
-Bürgerfchaft figenden Mitglieder der betreffenden Ber 
waltungsd-Deputation oder die betreffenden Beamten kei⸗ 
nen Theil. F 
Art. 84. Staatöverträge bedürfen zu ihrer Gül— 
tigfeit der Genehmigung der Bürgerfchaft. 
Act. S5. Die Bürgerfchaft ift berechtigt, von: je 
dem Staatdangehürigen die im vffentlichen Intereſſe 
erforderliche Ausfunft zu verlangen. Der Aufgeforderte 
ift verpflichtet, Diefelbe nach beften Kräften zu ertheilen. 


Vierter Abfchnitt. 
Der Bürgerausfhuß. 


Art. 86. Die Bürgerfchaft wählt fofort nach ihrem 
Zufammentritt aus ihrer Mitte den aus dreißig Mit—⸗ 
gliedern beftehenden Bürgerausfhuß. Bon. diefen. wer: 
den vier und zwanzig durch Die Abgeordneten der Stadt 
gemeinde und die der Vorftadt St. Pauli gemeinfchaft- 
lich, und ſechs durch die übrigen Abgeordneten gewählt: 
Dieſes Zahlenverhältniß kann dur Die Gefeßgebung 
nah Maaßgabe der in dem Verhältniß der Bevölkerung 
etwa eintretenden Veränderungen abgeändert werden. ı 

Art. 87. Der Bürgerausfchuß wird nach Ablauf 
eined Jahres erneuert. Seine Vollmacht erlifcht früher, 
wenn die Bürgerfihaft, von der er gewählt ift, fi 
früher auflöfen. follte- (Art. 77). Die von der neuen 
Bürgerfhaft alddann worzunehmende Wahl gilt nur 
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bi! zum Ablauf des Jahres, für welched der frühere 
Bürgerausfhuß gewählt war. Ein aud der Bürgers 
fhaft entlaffened Mitglied tritt zugleich au dem Bür 
gerausfchuß, und wird durch eine bid zum Ablauf des 
Sahred gültige Neuwahl erfegt. Ä 
Art. 88. Die in den Bürgerausfchuß gewählten 
Abgeordneten find, worbehältlih ihrer Entlaffung dur 
die Bürgerfchaft, zu einer einmaligen Annabme der 
Mahl und zur Führung diefes Amtes während der 
zeit, für welche fie gewahlt wurden, verpflichtet, mit 
Ausnahme derer, die bereitd Mitglieder einer Berwals 
tungsdeputation find, oder einem Gerichte als nicht 
vechtögelehrte Mitglieder angehoren. Die Nichterfüllung 
diefer Pflicht hat diefelben Folgen, wie bei ver Wahl 
zur Bürgerfchaft (Art. 54). 

Art, 89.- Der Bürgerausſchuß wird durch feinen 
Dorfigenden berufen. . 

Art. 90. Der Bürgerausfhuß ift befchlußfähig, 
rg mehr ald die Hälfte feiner Mitglieder anwefend 
in 


Art. 91. Die Sibungen des Bürgerausfchuffes 
iind offentlih. Ausnahmsweiſe tritt derfelbe auf Bere 
langen von drei Mitgliedern oder ded Rathes zu einer 
——— Sitzung zuſammen, in welcher er nad An- 
drung des Antrages, für welchen die geheime Sitzung 
verlangt wurde, zuerit befchließt, ob die Sitzung für 
die Behandlung des in Nede ftehenden Gegenftandes 
eine geheime bleiben foll. 

Art. 92, Der Bürgerausſchuß ift befugt: 1) aus 
Berordentliche und im Budget nicht vorbhergefehene Aue⸗ 
> bis zu dem bei Beliebung ded Budgets feſtge⸗ 

ellten Belaufe, fo wie die Veraußerung von Staats» 
15 
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gut, falls dasfelbe nicht den Werth von drei Taufend 
art Banco überfteigt, zu bewilligen; 2) auf Antrag 
des Rathes in dringlichen Fälen geſetzliche Verfügun⸗ 
gen von geringerer Bedeutung bis zur Entſcheidung 
Durch die Bürgerſchaft vorläufig zu beſchließen; 3) vom 
Rathe Auskunft über Staatsangelegenheiten zu verlan⸗ 
gen; 4) die Zufammenberufung der Bürgerfchaft zu 
veranlaſſen. | 

Art. 93. Wenn in dem im Art. 92 unter 2) eu 
wähnten Kalle ein Drittheil der anwefenden Mitglieder 
des Bürgerausfchuffes vor Eröffnung der Berathung 
die Zuftändigfeit des Bürgerausſchuſſes für den betref 
fenden Antrag in Frage ftellt, fo ift derfelbe an die 
Bürgerfchaft zu verweifen. 


Fünfter Abfchnitt. 
Der Rath. 


Art. 94. Der Rath befteht aus neun Mitgliedern. 
Art. 95. Wählbar zum Rathsmitgliede ift jeder 
zur Bürgerfhaft wählbare Staatdbürger nad) vollenve- 
tem dreißigiten Lebensjahre. Ausgeſchloſſen von der 
Mahl ift Derjenige, welcher mit einem Mitgliede ves 
Rathes in aufs oder abfteigender Linie, oder als Bru— 
der, Dheim, Neffe verwandt oder als Stiefvater, Stief: 
John, Schwiegervater, Schwiegerfohn, Srauenbruder oder 
Schweftermann verfchwägert ift. Es macht in den Fäl— 
Ien der Schwägerſchaft feinen Unterfchied, ob die fie 
begründende Ehe noch fortdauert oder nicht. 
Art. 96. Die Wahl gefchieht unmittelbar Durch 
die Bürgerfchaft. Jedes Rathsmitglied wird in einer 
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befonderen Wahlhandlung durch Stimmzettel mit abfo» 

uter Mehrheit gewählt. Bei Stimmengleichheit ents 

MMeidet das Loos. Hat eine zweimalige Abftimmung 

line abfolute Mehrheit ergebeu, fo wird unter den Bei— 

ven gewählt, auf welche bei der zweiten Abftimmung 
meiften Stimmen gefallen find. 

Art, 97. Die Mitglieder des Raths befleiden ihr 
Amt ſechs Sabre; alle zwei Sabre treten drei derfelben 
aus. Die Austretenden find wieder wählbar. 

Art. 98. Die Wahl gefcbieht regelmäßig binnen 
Serehn Tagen nad) dem erften Zufammentritt der er— 
neuerten Bürgerſchaft. Wird in der Zwifchenzeit eine 
Rathöftelle erledigt, fo findet innerhalb vierzehn Tage 
me für den Reſt der Amtsdauer gültige Erfabwahl 
Kalt, Menn ein Rathsmitglied während des lebten 
Ihres feiner Amtsdauer ausfcheidet, und nicht etwa 
Dürgerfchaft und Nath über Ausfegung der Wahl bis 
um Beginne der nächften Bürgerfchaft einverftanden 
nd, fo gilt die Erfabwahl für das laufende und die 
nahften fechs Sabre. 

At. 99. Jedes nach Ablauf feiner Amtszeit oder 
Feimilig vorher ausſcheidende Rathsmitglied verwaltet 
in Amt bis zur Wahl feines Nachfolgers. Die Fälle, 
denen ein Rathsmitglied zum Austritte genöthigt 
(F} beftimmt das: Gefeb. 

Art, 100. Mit der Führung des Rathsamts ift 
DE andere öffentliche Amt unvereinbar. Eine fonftige 
Serufsthätigteit dürfen die Rathsmitglieder fortfegen, 

ſo weit diefelbe der Erfüllung ihrer Amtöpflicht kei— 
en Abbruch thut, 

Art, 101. Jedes Rathsmitglied muß in der Stadt 
er im deren nächfter Umgebung auf bamburgifchem 

15 2* 
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Gebiete feinen regelmäßigen Wohnfik haben oder. fü 
fort nad) der Wahl nehmen. | „alle 
| Art. 102. Seded Mitglied ded Rathes hat -fich In 
einer gemeinfamen Verfammlung der Bürgerfchaft und 
des Raͤthes vor Antritt feined Amtes zur getreuen Füb- 
rung deffelben feierlich zu verpflichten. Die Form dies 
fer Verpflichtung wird gefeblich beftimmt. | 
Art. 103. Der Rath wählt aus feiner Mitte ei 
nen erften und einen zweiten Bürgermeifter für Die 
Dauer eines Sahres zu Vorfibenden. Die Wiederwahl 
ift zuläſſig. Wird in der Zwifchenzeit dad Amt eines 
Bürgermeifterd erledigt, fo findet eine für den Reft ber 
Amtsdauer gültige Erfaßwahl ftatt. K 
Art. 104. Die Mitglieder des Raths erhalten ein 
gefeßlich zu beftimmendes Honorar. = 
Art. 105. Dem Nathe find ſechs Syndici beige 
geben. Die Zahl derfelben kann durch die Gefeßgebung 
vermehrt oder vermindert werden. _ ne 
Art. 106, Die Syndici werden von dem Rathe 
mit abfoluter Stimmenmehrheit gewählt, vorbehältlich 
der Beftätigung ihrer Wahl durch die Bürgerſchaft. 
Art. 107. Die Syndici Fünnen vom Rathe mit 
Genehmigung der Bürgerfchaft entlaffen werden. Ein 
freiwillig aus dem Amte fcheidender Syndicus bleibt 
bid zum Gintritte feined Nachfolgers in Thätigkeit. 
Art. 108. Der Rath kann nad) feinem Ermeffen 
die Syndici oder einzelne derfelben zu feinen er, 
binzuziehen. Sie nehmen an denfelben nur mit bes 
rathender Stimme Theil. 
Art. 109. Das Weitere über die Amtöthätigkeit 
fo wie die Beftimmungen Aber dad Honorar und Die 
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Tr der Syndici bleiben der Gefeßgebung vors 
-, Art, 110. Die Gefcbäftsordnung ded Rathes bes. 
darf der Beftätigung durch die Bürgerfchaft. | 
- Art. 111. Der Rath ald Snhaber der vollziehene 
den Gewalt ift die oberfte Verwaltungsbehörde; er übt 
die Aufficht über fämmtliche Zweige der Verwaltung. 

‚ Art. 112. Der Rath hat die gefegliche .Drdnung.. 
aufrecht zu erhalten, und die Sicherheit ded Staats 
im Innern, wie nad Außen zu wahren. 2 
Art. 113. Der Rath verfügt innerhalb der geſetz⸗ 
then Schranfen über die bewaffnete Macht. | 

Art. 114.- Der Rath vertritt den Staat der deuts. 
hen Reichdgewalt gegenüber. Er leitet die auswärti⸗ 
gen Angelegenheiten, führt die auf diefelben bezüglis 
hen Verhandlungen und ernennt die Bevollmächtigten 
bei anderen Staaten. Bei Bolliehung von Staats . 
berträgen bat er die Genehmigung der Bürgerfchaft. 
vorzubehalten. e Ä 
Art. 115. Die dem Staate zuftehende. Dberaufe 
FAR über die Gemeinden wird durch den Rath auds 
geübt, | 
. Art. 116. Das Recht, eine von den Gerichten. 
erkannte Strafe durch Begnadigung zu mildern oder. 
zu erlaffen, fteht dem Rathe zu. Bei den nah Mafs 
gabe des Art. S2 auf Anklage der Bürgerſchaft ere 
tannten Strafen fann der Rath das Begnadigungs⸗ 
teht nur auf Antrag der Bürgerfchaft ausüben. Eine. 
Amneftie kann nur durch die Gefeßgebung ertheilt werden. . 
Art. 117. Ale. Beamten, über deren Wahl nicht 
durch die Verfaffung oder die Geſetze anderweitig vers 

wird, ernennt der Rath. | | 
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Art. 118. Die dem Staate zu Teiftedun eine 
oder die deren Stelle vertretenden Verpflichtungen we RN 
den, foweit die Verfaſſung oder die Gefeße nicht au— 
derweitig darüber beflimmen, vor dem Rathe abgelegt 

Art. 119. Der Rath hat dad Recht, die 3uf Us 
menberufung der Bürgerfchaft, fo wie de Bürgerauße 
ſchuſſes zu verlangen. Er ift befugt, der Bürgerfibaft 
und in den geeigneten Fällen dem Bürgerausfept fe 
Anträge zur Berathung und Befchlußnahme vorzule 
gen.. Er hat der Bürgerfchaft auf ihr Verlangen Bon 
ſchläge zu Geſetzen mitzutheilen. Er bat das Recht, 
gegen die von der Bürgerfchaft befchloffenen Geſetze 
nach Maßgabe der im Art. 75 enthaltenen Beſtimm un⸗ 
gen fein Bedenken geltend zu machen. Er verkündet 
nnerhalb der durch die Verfaſſung beftimmten Frift die 
Geſetze, vollzieht diefelben und erläßt die nöthigen Wolke 
zugöverordnungen. Er bat der Bürgerfchaft alljährig 
über den Zuſtand des Staats Bericht zu erſtatten, und 
in demſelben die ihm etwa nothwendig erſcheinenden 
Verbefjerungen in der Verwaltung anzugeben. Er bat 
der Bürgerfchaft den Voranfchlag der gefammten Einnah⸗ 
men und Ausgaben ded Staates für. dad nächte Jahr 
und die Gefammtabrechnung für das verfloffene Jahr 
rechtzeitig vorzulegen. 

Art. 120. Der Rath hat die, von ihm ausgehenden 
Geſetzanträge, bevor er dieſelben an die Bürgerfchaft 
bringt, fo wie alle Staatöverträge vor ihrem Abſchluſſe, 
wenn thunlich, den bezüglichen Verwaltungs Deputatios 
nen zur Begutachtung vorzulegen. 

Art. 121. Die Mitglieder des Rathes umd die 
Syndici find dafür verantwortlich, daß durch ihre Amts“ 
führung die Verfaffung und die Gefege wicht verlegt 
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werden. Für die Gefammtbefchlüffe des Rathes 
find in diefer Beziehung diejenigen feiner ‚Mitglieder 
verantwortlich, welche nicht nachzuweiſen nermögen, daß 
fie.nicht für den bezüglichen Befchluß geftimmt haben. 
Die Beftimmungen über die Geltendmachung diefer Vers 
antwortlichfeit follen durch ein Gefeß feftgeitellt werben. 


Sechster Abfchnitt. 
Die Rechtspflege. 


Art. 122. Die richterlihe Gewalt kann nur vor 
den gefeßlich angeordneten Gerichten audgeübt werben, 
Art. 123. Die Verwaltungsrechtäpflege hört aufz 
über alle Nechtöverlegungen entfcheiden die Gerichte, 
Der Polizei fteht Feine Strafgerichtöbarkeit zu. | 

Art. 124. Im Zweifelöfalle, ob eine Sache im 
Derwaltungdsoder im Nechtöwege zu erledigen fei, ift 
die darüber erfolgte rechtöfäftige gerichtliche Entiheidung 
für ale Behörden verpflichtend. Hierdurch find jedo 
unter dringenden Umftänden vorläufige Berfügungen 
der Berwaltungäbehörden vor ausgemachter Sache nicht 
ausgeſchloſſen. 

Art. 125. Die Verwaltungsbehörden und Beams 
ten können von Jedem, der fi durch ihre amtlichen 
Handlungen in feinem Rechte verlegt glaubt, ohne daß 
ed einer befonderen Erlaubniß dazu bedarf, gerichtlich. 
belangt werden. 

Art. 126. Das Gerichtöverfahren fol öffentlich 
nd mündlich fein. Die Deffentlichkeit kann nur im 
einzelnen Källen, ſoweit fie die Sittlichkeit gefährbem 
würde, durch Befchluß des Gerichts beſchränkt werben. 


232 Ä Berfaffung 


‚Art. 127. Sn Straffachen fol das Anflageverfah 
ren Statt finden. | J 
Art. 128. In ſchwereren Strafſachen, ſo wie über 
alle Anklagen wegen politifcher Vergehen ſollen Geſchwor⸗ 
nengerichte urtheilen. | à 
Art. 129. Die bürgerliche Rechtspflege ſoll in 
Sachen beſonderer Berufserfahrung durch ſachkundige 
von den Berufsgenoſſen gewählte Richter mitgeübt wer 
den, Namentlich wird ein Handeldgericht und ein Ger 
werbegericht beftehen. 

Art. 130. Auch bei den übrigen collegialifch befeß- 
ten Gerichten nehmen an der Entfcheidung nicht rechts— 
gelehrte Mitglieder Theil. Sie werden zu Diefem Amte 
von ver Bürgerfehaft auf einige Fahre gewählt. 

Art. 131. Die rechtögelehrten Mitglieder der Ge 
richte werden von der Bürgerfchaft mit abfoluter Stim- 
menmehrheit gewählt, Sie beziehen ein gefeblich be 
flimmted Honorar, befleiven ihr Amt lebenslänglid, 
und dürfen neben demfelben fein andered Berufdg 
fchäft betreiben. 

Art. 132%. Die Gefebgebung Hat die Fälle umd 
Formen zu beftimmen, in welchen ein Richter wegen 
forperliher oder geiftiger Schwäche in Ruheſtand zu 
serjeßen, oder wegen Unmwürbdigfeit vom Amte zu ent 
fernen ift. 

Art. 133. Ausgefchloffen von der Wählbarfeit zum 
Kichteramt find diejenigen, welche nicht zur Bürgerfchaft 
wählbar find. 

‘ Art. 134. Seder Staatöbürger ift zur Annahme 
der Wahl zum nichtrechtägelehrten. Mitgliede eines Ges 
richts und zur Führung diefed Amtes. während der ge— 
feßmäßigen Zeit verpflichtet, wenn er nicht bereits Mit- 
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glied deffelben Gerichts gemefen ift, oder einem andern 
Gerichte , einer Berwaltungd-Deputation, oder dem Bürs 
gerausfchuffe angehort, vorbehältlih der Entlaffung 
durch Die wählende Körperfchaft oder einen Ausfchuß 
derfelben. Die Nichterfüllung Ddiefer Pflicht Hat diefel- 
ben Folgen, wie bei ter Wahl zur Bürgerfchaft. (Art. 54.) 

Art. 135. Die Gefammtheit der rechtögelehrten 
Richter hat von Zeit zu Zeit einen Bericht über die 
Thätigfeit der Gerichte und über die Bedürfniffe, welche 
fih Hinfichtlich der Nechtöpflege gezeigt haben, zu vers 
öffentlichen, auch auf Verlangen der Bürgerfchaft oder 
er Ha Gutachten über vorgelegte Gegenftände zu 
erftatten. | 

Art. 136. Friedendgerichte zur ntfcheidung der 
minder erheblichen, und zum vorgängigen Vergleichd- 
verfuch bei erheblichen Gtreitigten find in den Landges 
meinden Durch die Gefeßgebung einzuführen. 

Art. 137. Die Mitglieder der Gerichte Haben beim 
Antritt ihred Amtes die getreue Erfüllung ihrer Amts⸗ 
pflihten zu geloben. . \ 

‚Art. 138. Die Gefeßgebung hat dad Nähere über 
die gerichtlichen Behörden, über deren Drganifation, 
ahren und Zuftändigkeit, fo wie über die Anord— 
118 der Rechtspflege für dad Amt Ribebüttel zu bes 
immen. | 

Art. 139. Durch die Beftimmungen diefer .Berfaf- 
fung ‘wird an den zufolge Uebereinkunft der vier freien 
Städte für das gemeinfchaftlihe Dberappellationdgericht 
beftehenden Borfihriften nichts geändert. 
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Die Berwaltung. 


Art. 140. Die Staatöverwaltung zerfällt nach 
Maaßgabe ded Bedürfniffed in mehrere Abtheilungen 
Das Gefeß Hat die Zahl diefer Abtheilungen und den 
Wirkungskreis einer jeden zu beftimmen. | | 

Art. 141. Zu jeder Verwaltungs, Abtheilung er 
nennt der Rath nach näherer gefeblicher Beftimmung 
eind feiner Mitglieder oder einen Syndicus. Demſel⸗ 
ben können noch ein oder zwei Rathdmitglieder oder Sym 
dici beigeordnet werden. a: 
Art. 142. Die Gefebgebung verfügt, für welde 
Zweige der Verwaltung Deputationen beftehen. 
Lebteren werden aus den zu der betreffenden Berwak 
tungsd » Abtheilung ernannten Rathsmitgliedern und eb 
ner Anzahl anderer Staatdbürger zufammengefeßt. 

Art. 143. Die nicht zum Rathe gehörigen Mit 
. glieder der Deputationen befleiden ihr Amt während 
einiger Sabre, und verwalten daffelbe unentgeltlich. Das 
Geſetz hat die Beftimmungen über die Wahl diefer 
Mitglieder der Deputationen feftzuftelen, und kann 
für die einzelnen Deputationen eine verſchiedene Wahls 
art anordnen. 

Art. 144. Ausgefchloffen von der Wählbarkeit zum 
Mitgliede einer Deputation ift jeder, welcher que 
—— nicht wählbar iſt, ſowie die rechtsgelehrten 

ichter. 
Art. 145. Jeder Staatsbürger iſt zur Annahme 
der Wahl in eine Deputation und zur Fortführung des 
Amtes während der geſetzmäßigen Zeit verpflichtet, wenn 








ii. 


bes Freiftantes Hamburg. 235 


er nicht bereitd Mitglied derfelben Deputation gewefen 

ift, oder einer andern Deputation, einem Gericht, oder 

dem Bürgerausſchuß angehört, vorbehältlich der Ents 

lafjung durch) die wählende Körperfchaft oder einen Aus⸗ 

ſchuß Derfelben. Die Nichterfüllung diefer Pflicht hat 

* — wie bei der Wahl zur Bürgerfchaft. 
ä 


Art. 146. In jeder Deputation führt, abgefehen 
son den Sibungen ihrer einzelnen Abtheilungen, ein 
Rathemitglied oder ein Syndicus den Vorſitz. 

Art. 147. Sede Deputation faßt ihre Befchlüffe 
mit abfoluter Stimmenmehrheit. Sedoch ift der Bors 
jBende der Deputation berechtigt, gegen einen Befchluß, 
weicher nach feiner Anficht der Verfaffung oder einem 
Geſetz -zuwiderläuft oder eine Weberfhreitung der vers 
taffungemäßigen Gelobewilligungen veranlaffen würde, 
Einfpruch zu thun und die Sache dem Nathe vorzules 
KL welcher letztere fodann unter feiner VBerantworts 

it über das erhobene Bedenken entfcheidet. 

Art. 148. Nah Maafgabe der gefeßlichen Beftims 
mungen ift jeded Mitglied einer Deputation für die ihm 
ale Einzelnen obligende Amtsführung verantwortlich; 
der Borfißende außerdem dafür, daß durch die Befihlüffe 
dr Deputation die Berfaffung und vie Gefete nicht 
verletzt werden. 

Art. 149. Ueber Befchwerden in Verwaltungsan— 
gelegenheiten entfcheidet der Rath in letzter Inſtanz, 
unbefchadet der gerichtlichen Entfcheidung in dem, Art. 
125 vorgefchriebenen Kalle. 

Art. 150. Die einzelnen Deputationen find befugt, _ 
dem Rathe Vorfchläge über vie in ihren Gefchäftsfreis 
fallenden Angelegenheiten zu machen, und verpflichtet, 
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demſelben über ſolche ihnen vorgelegte Gegenſtände Oub 
achten zu ertheilen. 

Art. 151. Jeder Verwaltungszweig hat fein Spt 
rialbuget für das nächfte Jahr und die Abrechnung 
über Einnahmen und Ausgaben für das verfloffene Jahr 
fo zeitig dem Rathe einzureichen, daß diefer das G⸗ 
neralbudget und die vollftändige Sahresrechnung ! 
zeitig der Bürgerfchaft vorzulegen im Stande if. 

Art. 152, Die Behörde, welche die Hauptftaatdr 
kaſſe zu verwalten bat, darf niemals einer anderen D% 
hörde eine größere Summe auszahlen, ala viefer Ihr 
teren im Ganzen verfaffungsmäßig bewilligt iſt. Au— 
nahmsbeſtimmungen für die Anfangszeit des Rechnung⸗ 
jahrs, falls das Budget alsdann noch nicht feftgelell 
fein folte, bleiben der Gefeßgebung vorbehalten. 

Art. 153. Zur Förderung der Sntereffen ded Hal 
deld erwählt die Kaufmannfchaft, zur Forderung 
Sewerbebetriebe8 wählen die Gewerbetreibenden EINEN 
Ausſchuß. Der Wirkungskreis diefer Ausſchüſſe 
deren Verhältniß zu den Staatsbehörden werden durch 
die Geſetzgebung beſtimmt. 


Achter Abſchnitt. 
Das Unterrichtsweſen. 


Art. 154. Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre iſt frei. 
Art. 155. Es fteht einem Seven frei, feinen Dr 
ruf zu wählen und ſich für denfelben auszubilden, MI 
und wo er will. 
Art. 156. Der Staat fol für die Bildung det 


Jugend durch öffentliche Lehranftalten, namentlich durch, 
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allen Volksklaſſen gemeinfame, untere und höhere Volks⸗ 
ſchulen genügend forgen. . 

Art. 157. Für den Unterricht in den unteren Volfds 
fhulen und niederen Gewerbefchulen wird Fein Schuls 
geld bezahlt. Unbemittelten foll auch auf höheren Lehr⸗ 
anftalten freier Unterricht gewährt werden. 

Art. 158. Die Lehrer an öffentlichen Schulen find 
Staatsbeamte. Die Lehrer an den unteren Volksſchu— 
len werden unter gefeßlich geordneter Mitwirfung der 
betreffenden Gemeinden gewählt. 

Art. 159. Unterrihtss und Erziehungsanftalten 
au gründen und zu leiten fteht jedem Gemeindebürger, 

nterricht zu ertheilen Sedem frei; beides unter der 
Vorausſetzung, daß die fittliche, wiffenfebaftliche und 
technifche Befähigung in der gefeßlich beftimmten Art 
nachgewiefen ift. Sedoch müffen auch die nicht öffent— 
lihen Schulen die genügende, vom Geſetz vorgefchries 
bene Einrichtung haben, und ftehen, wie die offentlichen, 
unter Aufficht des Staats. 

Art. 160. Der häusliche Unterricht unterliegt kei⸗ 
ner Befchräanfung. Jedoch dürfen Eltern oder deren 
Stellvertreter ihre Kinder oder Pflegebefohlenen nicht 
ohne denjenigen Unterricht laffen, welcher für die unter 
ren Volksſchulen vorgefchrieben ift. 

Art. 161. Der Staat übt die Oberleitung und 
Oberaufficht über dad gefammte Unterrichts und Ers 

iehungöwefen vermittelft einer Oberſchulbehörde aus, 

‚welcher außer ihm auch die Gemeinde, die Wiſſen⸗ 
haft und die Schule vertreten fein follen. Das Uns 
terricht3 » und Erziehungsweſen ift der Beauffichtigung 
der Geiftlichkeit als folcher enthoben. 

Art. 162. Die Sorge für den Religiondunterricht 
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und deſſen Ueberwachung bleibt den Religionsgeſellſchaf⸗ 
ten überlaffen. | 


Neunter Abfchnitt. 
Die bewaffnete Macht. 


Art. 163. Seder Staatsangehörige ift wehrpflid- 
tig. Die Ausnahmen von der Dienftpflicht, die Zeit 
für die Einftellung zum Dienft, fo wie die Dauer der 
Dienftzeit beftimmt das Geſetz. 

Art, 164. Es findet feine Art der Stellvertretung 
bei Ausübung der Wehrpflicht ftatt. | 

Art. 165. Der Staat ift zur Penfionirung oder 
anderweitigen Berforgung derjenigen Wehrmänner ver 
pflichtet, welche in und durch Vollziehung ihred Dienſtes 
unfähig geworden find. 

Art. 166. Die gefammte bewaffnete Macht bildet 
nur einen Wehrkörper. Derfelbe wird in verfchiedene 
Aufgebote eingetheilt. | 


Zehnter Abfchnitt. 
Die Gemeinden. 


Art. 167. Die Stadt Hamburg bildet mit der 
jebigen Borftadt St. Georg eine Gemeinde. In wel: 
chen Beziehungen die Vorſtadt St. Pauli diefer Stadt: 
gemeinde angehört und in wie fern fie eine eigene Ge 
meinde bildet, wird durch die Gefetgebung beftimmt. 
| Art. 165. Die Landgemeinden behalten, fo lange 
nicht eine anderweitige Beſtimmung von der Geſetzge⸗ 
bung getroffen wird, ifre biäherige Begrenzung, 

Art. 169. Zur Bildung einer neuen Gemeinde 
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ift ein Beſchluß der gefebgebenden Gewalt erforderlich. 
Eines folden Befchluffed bedarf ed auch zur Herfiel- 
lung eined Kreidverbanded unter mehreren Gemeinden. 

Art. 170. Jeder Staatdangehörige foll Angehö⸗ 
riger einer Gemeinde fein. Jedes Grundſtück fol einem 
Gemeindeverbande angehören. 

Art. 171. Die Bedingungen, unter denen dad 
Gemeindebürgerrecht erworben wird, find von der Ges 
feßgebung feitzuftellen. Jeder, der das Gemeindebürs 
gerrecht in der Stadt oder einer der Landgemeinden 
erwerben will, mit Ausnahme der Frauen, muß zuvor 
Staatdbürger werden. 

Art. 172. Die Angelegenheiten der Stadtgemeinde 
werden in derfelben Weife, wie die den ganzen Staat 
betreffenden, von der Bürgerfchaft und dem Rath ge: 
leitet; jedocy nehmen in der Bürgerfchaft die nicht in 
dee Stadtgemeinde gewählten, und im Bürgerausſchuß 
die von den Abgeordneten der Landgemeinden ernannzs 
ten Mitglieder feinen Antheil an ver Berathung und 
Abftimmung über rein ftädtifhe Angelegenheiten. Tritt 
in Betreff der Lebteren der im Art. 77 vorgefehene Fall 
ein, fo finden die in jenem Artikel für die Gefammt- 
bürgerfchaft getroffenen Beftimmungen allein auf die 
in der Statdgemeinde gewählten Mitglieder derfelben 
Anwendung. 

Art. 173. Die für die verfchiedenen Zweige der 
Staatöverwaltung beftellten ‚Behörden führen zugleich 
die Verwaltung der ftädtifchen Angelegenheiten: es 
bleibt jedoch der. Gefeßgebung unbenommen, für einzelne 
ſtädtiſche Verwaltungen befondere Behörden zu geftatten. 

Art, 174. Die Entfheidung darüber, welche An- 
gelegenheiten als rein ftädtifche zu betrachten find, fteht 
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der Geſetzgebung zu. In zweifelhaften Fällen hat ein 
von der Bürgerſchaft gewählter, zu gleichen Theilen 
aus Abgeordneten der Stadtgemeinde und der Landge— 
meinden beftehender Ausfhuß der Bürgerfchaft vor 
deren Befchlußnahme ein Gutachten vorzulegen. | 

Art. 175. Die Grundfäße für die Verfaffungen 
der Landgemeinden werden durch eine von der Geſetz⸗ 
gebung zu befchließende Gemeindeordnung beftimmt. 
Nach Anleitung diefed Geſetzes hat jede Landgemeinde 
felbftftändig ihre Verfaffung feftzuftellen. 

Art. 176. Jedenfalls ſtehen jeder Randgemeinde 
folgende Rechte zu: 1) Freie Wahl der Gemeindevor 
fteher und Bertreter, 2) felbftftändige Verwaltung der 
Gemeindeangelegenheiten mit Einfchluß der Ortspolizei, 
3) Deffentlichfeit der Verhandlungen der Gemeindever 
treter, 4) Selbfibefteuerung zu Gemeindezweden, 5) 
Veröffentlichung ded Gemeindehaushalted. Das Red, 
an der Wahl der Vertreter Theil zu nehmen und zum 
Vertreter gewählt zu werden, befißt jeder Gemeindean— 
gehörige, welchem das gleiche Recht in Bezug auf die 
Bürgerfchaft zuſteht. Das Geſetz beftimmt, in. wie 
weit dem Staat ein Dberauffichtsrecht über die Ber 
waltung der Gemeindeangelegenbeiten zufteht. 


Eilfter Abfchnitt. 
Gewähr der Verfaffung. 


Art. 177. Die Kenntniß der Berfaffung fol um 
ter allen Staatdangehörigen möglichft verbreitet werden. 

Art. 178. Die Berfaffung kann weder ganz, noch 
theilweiſe ohne Zuftimmung der wahlberechtigten Staat’ 
bürger verändert werden. 
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Art. 179. Der Antrag auf eine Veränderung der 
Derfaffung oder einzelner Theile derfelben fann nur 
auf Befchluß der Bürgerfchaft an die Gefammtheit der 
Staatdbürger gebracht werden. \ - 

Art. 180. Der Befchluß, einen ſolchen Antrag 
an die wahlberechtigten Staatsbürger zu bringen, kann 
nur in den für die Gefeßgebung vorgefchriebenen For⸗ 
men gefaßt werden. jedoch ift zur Faffung eines de⸗⸗ 
fallfigen Befchluffed die Zuftimmung von zwei Drittheis 
len füammtlicher Bürgerfchaftämitglieder erforderlich. Dies 
felbe Mehrheit wird zur Befeitigung eines etwa vom 
Rathe gegen den früheren Befchluß erhobenen Bedens 
kens erfordert. | 

Art. 181. Der Antrag auf eine Veränderung der 
Berfaffung kann entweder diejenigen Beftimmungen ent: 
halten, welche an die Stelle der biäherigen zu feßen 
find, oder auch fih auf den Vorfchlag über die Art, 
in der die Veränderung herbeigeführt werden foll, be 
ſchränken. Im lebteren Kalle ift die Bürgerſchaft be- 
fugt, ihre fofortige Erfeßung durch Neuwahl auch vor 
een ihrer verfaffungsmäßigen Wahlperiode zu ber 
antragen. 

Art. 182. Der befchloffene Antrag wird alddanı 
den wahlberechtigten Staatdbürgern zur Abftimmung 
vorgelegt. Zur Annahme des Antrages ift die Zuftims 
mung der Mehrheit fämmtliher an der Abftimmung 
theilnehmenden Staatsbürger erforderlich. 

‚ It. 183. Im Fal eined Krieges oder Aufruhr 

lönnen die grundrechtlihen Beſtimmungen über Ber: 

baftung, Hausfuchung und Verfammlungsrecht von dem 

Rathe zeitweilig außer Kraft gefeßt werden. Doch 

bedarf diefe Suspenfion der fofortigen Bemieigung 
1 s 
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der Bürgerſchaft. Iſt die Bürgerſchaft zur Zeit nicht 
verſammelt, fo hat der Rath die Genehmigung des Bür⸗ 
gerausſchuſſes einzuholen, und der leßtere fofort die Zus 
fammenberufung der Bürgerfchaft zu veranlaffen, damit 
dieſe über den Fortbeftand der Suspenfion entſcheide. 

Art. 184. Auch die Bürgerfchaft kann diefe Su 
penſion nur auf längftens vier Wochen vom Tage ihres 
Befchluffes an verfügen, nad) deren Ablauf die etwa 
erforderliche Verlängerung immer nur in derfelben Weiſt 
sefchehen kann, wie die urfprüngliche Befhlußnahme:- 

Befchloffen in der conftituirenden Berfammlung 
ded Freiftaates Hamburg, am 11. Juli 1849. 





Hamburgifches 
Woahlgefes. 


$. 1. Zur Hamburgiſchen Bürgerfchaft werden 
Drei Hundert Abgeordnete gewählt. 
$. 2. Berechtigt zu wählen ift jeder männliche, am 
Fr der Wahl volljährige Hamburgifche Staatdange 
örige. 


8. 3. Ausgeſchloſſen von der Ausübung des Wahl 
rechts find: 1) Diejenigen, welche ſich in Strafhaft bes 
finden ; 2) Diejenigen, welche unter Guratel ftehen, fo 
wie diejenigen, welche von der zuftändigen Behörde filr 
geiſteskrank erklärt find; 3): Kalliten, deren Curatoren 
noch nicht entfchlagen, falls nicht feit dem Tage ihrer 
Snfolvenzerllärung zwei Sabre verlaufen find; 47. die 


Wahlgeſetz. 243 


jenigen, welche von den öffentlichen Armenanftalten res 
gelmäßige Unterffügung erhalten. | 

F. 4 Der Ausübung ded Wahlrecht! kann, uns 
befehadet der fonft verwirkften Strafen, für eine Zeit 
von 2 bis 10 Ssahren durch ftrafgerichtliched Erkenntniß 
verluftig erflärt werden, wer bei ven Wahlen Stimmen 
erfauft, feine Stimme verfauft, oder mehr als einmal 
bei der, für einen und denfelben Zwed beftimmtern 
Wahl feine Stimme abgegeben oder zur. Einwirkung 
auf die Wahl überhaupt gefeßlich unzuläffige Mittel 
angewendet bat. 

$. 5 Jeder iſt Wähler in demjenigen Wahlbe- 
zirke, in welchem er am Tage der Wahl feine regelmäs 
hige Wohnung hat. 
86. Seder männliche, am Tage der Wahl voll 
jührige Hamburgifche Staatsangehörige ift in jedem 
Bezirfe wählbar, wenn derfelbe zur Zeit ded Zufams 
mentrittd der Bürgerfchaft ein Jahr lang im Hamburs 
giſchen Staate gewohnt hat. 

$. 7. Ausgenommen von der Waählbarkeit find die 
im $. 3 von der Wahlberechtigung Ausgefchloffenen. 

$. 8. Der Hamburgifhe Staat wird zum Zmede 
der Wahlhandlung in acht und vierzig Bezirfe getheiltz 
die Stadt Hamburg in 24, St. Georg in 4, St. Pauli 
in 4, die Seeftlande in 7, die Marfchlande in 7 und 
dad Amt Ritebüttel in 2 Bezirke. Sn Anfehung der 
Begränzung der Bezirfe, fo wie in Betreff der Zahl 
der vom jedem derfelben zu wählenden Vertreter dient 
dad diefem Gefebe angehängte Verzeichniß — (bei weis 
dem das Verhältniß der Einwohnerzahl zu Grunde ges 
legt it) — zur Richtfchnur. | 
IT 9.9 Die Reitung und Beauffichtigung des Wahl 

34 16 * 
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gefchäfts gefchieht durch eine Sentralcommiffion und 48: 
48 Sr Zur Bornahme einer amtlichen 
Handlung in diefen Commiffionen ift die Gegenwart 
von wenigftend drei Mitgliedern, einfchließlich eines der 
zum Vorſitz Berechtigten, erforderlich. ft 
$. 10. Die Centralcommiffion iſt zur Oberleitung : 
der Wahlen beftimmt: fie wird auf ähnliche Weife zus; 
ſammengeſetzt, wie die, die Wahlen zur conftituirenden | 
Berfammlung leitende, gebildet war. 
$. 11. Für die Bezirkdcommiffionen werden bie: 
MWahlcommiffaire von der Gentralcommiffion ernannt. | 
$. 12, Der Wahlcommiffair führt in dem Be 
zirksbüreau den Vorſitz. Er wählt fih aus den Wahl⸗ 
berechtigten ded Bezirfd, zwei Perfonen ald Vertreter 
und Mitarbeiter und diefe drei vervollftändigen das 
Büreau durch Hinzuziehbung von noch ferneren 6 Per 
fonen, vorzugsweife aus denjenigen Wahlberechtigten 
des Bezirks, welche fich dazu erbieten. 
$. 13. Die Legitimation der Wähler muß vor 
der Bezirfdcommiffion auf folgende Art befchafft werden: 
1) Bürger, Schußbürger und Mitglieder der ifraelitis 
fhen Gemeinden müffen ihren Bürgerbrief, Schußbürs 
gerbrief, oder Gemeindefchein beibringen. 2) Söhne 
porgedachter Perfonen, falls fie bier geboren find, oder 
falld vor ihrem 22. Lebensjahre ihr Vater das biefige 
Bürger» oder ifraelitifche Gemeinderecht erworben bat, 
zeigen ihren Tauf- oder Geburtäfchein und den Bürs 
erbrief, Schußbürgerbrief, oder Gemeindefchein ihres 
RR terd vor; 3) diejenigen, welche dad Heimathsrecht 
fedinlich durch ihre Mutter erworben haben, müffen 
ihren Tauf⸗ oder Geburtöfchein beibringen, und außers 
dem bemweifen: entweder, daß bei ihrer Geburt ihre 
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Mutter in Hamburg heimathäberechtigt war; oder daß 
fie, bei der Verheirathung ihrer Mutter mit einem bies 
figen Heimathöberechtigten, noch minderjährig waren. 
4) Angeftellte und in biefigen Staatödienften Stehende, 
weiche nicht Bürger find, bringen ihre Beftallung oder 
ein Atteft ihrer vorgefeßten Behörde bei, woraus herz 
vorgeht, daß fie hiefige Staatdangehörige find; 5) anz 
dre volljährige Staatdangehürige bedürfen eines Atteftes 
der Bewaffnungdcommiffion in Betreff ihrer Dienft- 
pflichtigfeit oder eined Attefted der Polizeibehörde in 
Betreff des gefeßlich durch 15 jährige ununterbrochene 
Wohnung in der Stadt oder Gebiet, erworbenen Heis 
mathärechtd. Für die, im activen Dienft ftehenden 
Mitglieder der Garnifon, gelten diefelben Beftimmungen; 
jedoch Tonnen fie ihre Regitimation compagnieweife, durch 
eine gemeinfchaftliche, von der Commandantur beglaus 
digte Befcheinigung befchaffen; 6) die Legitimation 
kann Außerften Falls auch dadurch befchafft werden, 
daß zwei Bürger, unter Berufung auf ihren Bürgereid 
vor der örtlichen Polizeibehörde diejenigen Umftände 
beftätigen, aus welchen hervorgeht, daß der fich ald 
Wähler Meldende wahlberechtigt fei. Das Protokoll 
uber folche Erklärungen ift bei der Bezirfdcommiffion 
vorzuzeigen; 7) auf Verlangen muß jeder Wähler fich 
glaubhaft darüber ausweiſen, daß er in dem betreffen» 
den Bezirke feine regelmäßige Wohnung babe. 

8 14. Bei Befchwerden wegen, von der Bezirkd- 
eommiffion nicht anerkannter Legitimation hat fich der 
Betheiligte fofort während der, für feinen Bezirk, feft- 
geftellten Wahlfrift, mündlih an die Gentralcommiffion 
du wenden, welche fodann nach Anleitung diefed Geſetzes 
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definitiv entfcheidet, und folche Entfheidung dem Be 
theiligten fogleich fchriftlich zuftelt. 

F. 15. Die Legitimation wird in dem für bie 
Wahl angefeßten Termine, bei der Stimmabgabe, u 
welcher jeder Wähler perfonlich erfcheinen muß, beſchafft. 

$. 16. Zur Wahl wird vffentlich eingeladen, ums 
ter genauer Bezeichnung des Ortes wofelbft, umd der 
Zeit während weicher die Stimmzettel entgegengenoms 
men werden. Für das Landgebiet und dad Amt Ritze⸗ 
büttel können durch die Gentralcommiffion Unterwahk 
. zur Entgegennahme der Stimmzettel angelegt 
werden. s 

$. 17. Der volle Vor⸗ und Zuname jedes erſchei— 
nenden Wählerd, mit Angabe feiner Wohnung und mit 
Bezeichnung der von ihm beigebrachten Legitimationds 
documente wird von der Bezirfdcommiffion in einem 
Regiſter verzeichnet. Iſt dies gefchehen, fo bat der 
Waͤhler feinen Stimmzettel, nachdem derfelbe verdedt 
geftempelt worden, perfonlich in den verfchloffenen Zet- 
telbehälter zu legen. ' 

$. 18. Zur Bürgerfchaft wird vom 1. Auguſt 
1849 an, in acht Abfchnitten gewählt, fo daß zwifche 
den Abfchnitten jeded Mal ein freier Tag liegt. In 
jedem Abfchnitte wird die Wahl in 4 Bezirken ber 
Stadt und Borftadt und in 2 ländlichen Bezirken, alfo 
zufammen in 6 Bezirken gleichzeitig vollzogen. 

$. 19. Die Reihenfolge der Bezirke bei der Wahl 
in dem angegebenen Berhältniffe, wird durch das Loos 
beftimmt. 

$. 20. Zur Befchaffung der Legitimation und Eins 
reihung der Stimmzettel wird für jeden Bezirk die Zeit 
zweier Tage beftimmt. Nach Ablauf der (nach SS. 16 
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und 26) von der Centralcommiſſion feſtgeſetzten Friſt 
wird die Wahlhandlung unbedingt geſchloſſen und zur 
Stimmzählung geſchritten. Die Unterwahlbüreaus * 
ben ſofort nach geſchloſſener Annahme, die verſiegelten 
Zettelbehälter an die betreffende Bezirkscommiſſion eins 
zufenden. 


$. 21, Wenn ein Name auf einem Stimmzettel 
unleferlich gefchrieben, oder die zu bezeichnende Perfon 
nicht unzweideutig erfennbar ift, fo wird folcher Name 
als nicht gefchrieben betrachtet. Wenn mehr Namen, 
als in dem Bezirke zu wählen find, auf dem Stimm- 
zettel ftehen, fo gelten nur die voranftehenden Namen 
bis zu der erforderlichen Zahl. | 

$. 22. Die Wahl gefihieht durch relative Stims> 
menmebrheit. Unter Perfonen welche gleich viele Stim- 
men bei der Wahl erhalten haben, entjcheidet das Loos. 
Bei gleichzeitigen Doppelwahlen entfcheidet ſich der Abges 
ordnete darüber, für welchen Bezirk er die Wahl ans 
nehmen will, 


$. 23. Die Bezirtdcommiffion hat fofort dad Ne 
fultat der Wahl zu ermitteln, und ungefäumt dad, über 
dad ganze Wahlverfahren aufgenommene, üffentlich vers 
lefene, und von den gegenwärtigen Büreaumitgliedern 
en Protofol, der Gentral-Commiffion einzus 
enden. | 
$24 Die Sentralcommiffion hat an jedem, zwi⸗ 
ihen den Wahltagen, liegenden freien Tage, die bes 
reits erlangten Herultate der Wahlen öffentlich befannt 
zu machen. | 

$. 25. Nach gefchloffener Wahlhandlung in den 
Bezirfen werden die, über die erfchienenen und legiti⸗ 
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mirten Wähler aufgemachten Regiſter ($. 17) der Gem 
tralcommiffion eingefendet. = 
826. Der Gentralcommiffion liegt ed ob, bie 
Befanntmahungen über die Reihenfolge der Bezirke 
bei der Wahl, über die Zeit der Wahlen und der zur 
Annahme der Legitimationen und Stimmzettel beftimms- 
ten Kriften in den Bezirken, fo wie über die Nefultate 
der Wahlen, zu erlaffen. E 

$. 27. Ueber die Gültigkeit der Wahlen entfchei- 
det die Bürgerfchaft. In 

$. 28, Seder in der Bürgerfihaft Gewählte iſt 
zue Annahme der Wahl verpflichtet. Die Mitglieder 
des Rathes und die Syndici find, von diefer Verpflich— 
fung ausgenommen. 

$. 29. Befreiungen von der Annahme der Wahl 
fonnen bei der Bürgerfchaft nachgefucht, und, außer bei 
anderen, der Erwägung der Burgerfchaft anheim zu 
— Gründen, bewilligt werden: I) wegen eines 

Iterd von 60 Sahren; 2) wegen eines bewiefenen leis 

denden Gefundheitdzuftanded; 3) wegen einer Entfer 
nung von Hamburg, welde aber genügend begründet 
fein muß; 4) wegen Zahlungseinftelung, ohne daß 
Coucurd ausgebrochen ift. 

$. 30. Ein Abgeordneter, welcher durch einen der 
in der Berfaffung genannten Gründe feine Wählbar- 
feit verliert, tritt aud der Bürgerfchaft. 

$. 31. Auch tritt derjenige aus der Bürgerfchaft, 
der ein befoldeted Staatdamt, oder eine Beförderung 
im Staatddienfte oder ald Beamter eine Gehaltszulage 
erhält, jedoch unbefchadet feiner Wiederwahl. 

$. 32. Ein Abgeordneter welder ſich beharrlic 
weigert, die ihm durch die Gefhäftdordnung auferlegten 
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Staatsgrundgefeh 
für das er. 
Königreihb Dänemark. 


Wir Friedrih der Siebente, von Gotted 
Gnaden König zu Dänemark, der Wenden und Gothen, 
Herzog zu Schledwig, Holftein, Stormarn, Dithmar⸗ 
fhen, Lauenburg und Oldenburg, thun fund und zu 
wiffen für Alle: nachdem wir aus freier Toniglicher. 
Machtvollfommenheit in Webereinftimmung mit unferm 

etreuen Volke befchloffen haben, ein’ neued Grundgeſetz 
ür dad Königreich Dänemark ausgehen zu laffen, und 
eine vollftändige Webereinkunft über den Inhalt dieſes 
Grundgeſetzes zwifchen und und der für dad Königreich 
zufammengetretenen Neichöverfammlung glüdlih zu 
Stande gebracht worden ift in Bezug auf den Entwurf, 
den wir der Reichöverfammlung ald Grundlage für ihre 
Verhandlungen haben vorlegen laſſen, fo haben wir 
jebt — doch mit dem Vorbehalte, daß die Drönung als 
led deſſen, was die Stellung des Herzogthums Schles—⸗ 
wig betrifft, bis nach abgefchloffenem Frieden beruhen 
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bleibt — nachfolgended® Stantdgrundgefeb von Dänes 
mar: angenommen, fo wie ed von und und unferen 
Nachfolgern auf dem Dänifchen Throne unverbrüchlich 
‚gehalten werden fol, welches folgendermaßen lautet: 


$. 1. Die NRegierungdform ift eingefchränft mo— 
narchiſch. Die königliche Gewalt iſt erblich. 

F. 2. Die Geſetzgebende Gewalt iſt bei dem Kö— 
nige und dem Neichdtage in Gemeinfchaft. Die aus— 
übende Gewalt ift bei dem Könige. Die richterliche 
Gewalt ift bei den Gerichtshöfen. 
85 Die evangelifch-lutherifhbe Kirche ift die 
däniſche Volfäficche und wird als folhe vom Staate 
unterſtützt. 


II. 


: &4. Die im Königsgeſetze beſtimmte Erbfolge 
gilt auch ferner, Sie kann nur nach einem Vorſchlage 
des Königs und mit Einwilligung des vereinigten Reichö- 
tages, wozu drei Biertheile der abgegebenen Stimmen 
nöthig find, verändert werden. 

F. 5. Der König Fann ohne Einwilligung des 
Reichdtaged nicht Dberhaupt eined anderen Landes, ald 
derer, die zur dänifhen Monarchie gehören, fein. 
.,.$ 6. Der König muß der evangeliſch⸗lutheriſchen 
Kirche angehören. 

$. 7. Der König ift mündig, wenn er fein. 18tes 
Jahr vollendet hat. | 
. $. 8. . Bevor der König die Regierung antritt, legt 
er vor dem vereinigten Neichdtage folgenden Eid ab: 
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„Ich gelobe und ſchwöre, das ng Staats 
grundgefeß zu halten, fo. helfe mir Gott und 
fein beiliged Wort.‘ U 
Sollte der Reichſtag bei dem Thronwechſel nicht der⸗ 
fammelt fein, fo wird der Eid fchriftlich im Staatsrathe 
niedergelegt und fpäter vor dem vereinigten Reichstage 
wiederholt. “ 
F. 9. Sobald der König wegen einer —— 
wegen Schwäche findet, daß ein Reichsvorſtand zu 
nennen ift, fo ruft er den Reichdtag zufammen und legt 
diefem einen Geſetzvorſchlag darüber: vor. hs 
S. 10. Wenn der König fih außer Stan 
regieren befindet, fo ruft der Staatdrath den Reich 
zufammen. Wenn der vereinigte Reichdtag mil; 
Biertheilen der abgegebenen Stimmen die Nothwendi 
feit einräumt, fo ernennt er einen Neichdvorftand, 
ordnet, wenn ed nöthig fein follte, eine Vormundſchaft an 
F. 11. Sf Grund zur Beforgniß da, daß de 
Thronfolger zur Zeit ded Todes ded Königs unmindig 
oder aus anderen Gründen felbft zu regieren aupet 
Stand ift, fo wird ein Reichsvorſtand durch das Gel 
beftimmt und eine Bormundfchaft vom Könige ange 
net. Der Reichövorftand kann nicht an der Vormund⸗ 
ſchaft Theil nehmen. w 
S. 12. Dev Reichdvorftand legt den für den ee 





> 
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vorgefcehriebenen Eid ab und übt, fo lange die Rei 
oorfteherfchaft währt, im Namen des Königs alle deſſen 
Rechte aud, doc kann er Feine Veränderung der Erb 
folge vorſchlagen. | 

$. 13. Nah ded Königs Tode verfammelt ' 
innerhalb 14 Tagen der zuleßt gewählte Reichstag ohn 
Zufammenberufung. — 
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G. 14. Sft kein Thronfolger vorhanden, oder kann 
der Thronfolger oder der Reichdvorftand die Regierung 
nicht gleich antreten, fo wird diefe vom Staatdrathe 
geführt, bis der Neichdtag die nothwendigen Beftim- 
mungen getroffen bat. 

 $. 15. Wenn der Thronfolger oder der Reichs— 
vorftand abweſend ift, fo beftimmt der vereinigte Reichs» 
tag, innerhalb welcher Zeit er zurüdfehren müffe. Sft 
der Thronfolger unmündig oder aus anderen Gründen 
nicht im Stande zu regieren, ohne daß Reichsvorſteher 
und Bormundfchaft eingefegt find, fo ernennt der vers 
einigte Neichdtag den Neichdvorftand und beforgt die 
Bormundfchaft. Sit Fein Thronfolger vorhanden, fo 
wählt der vereinigte Neichdtag einen König und febt 
die. fernere Erbfolge feft. f 

S. 16. Die Eivillifte des Konigd wird zu En 
jeder Regierung durch ein Gefeb beftimmt. Dabei wir 
gleichzeitig feftgeftellt, welhe Schlöffer und anderweiti— 

es Staatdeigenthum zur Givillifte gehören follen. Die 

ivilliſte kann nicht mit Schulden belaftet werden. 

41.$. 17, Für die Mitglieder des Föniglichen Haus 
ſes können Apanagen durch ein Geſetz beftimmt werden. 
Dhne Genehmigung des NReichdtagesd konnen feine Apa⸗ 
nagen aufferhalb Landes — werden. 


$. 18. Der König iſt unverantwortlich, feine Pers 
fon ift Heilig und unverletlih. Die Minifter find für 

Führung der Regierung verantwortlich. 

$..19. Der König ernennt und entläßt feine Mir 
nifter. Die Befchlüffe über oeiengeung und Regie 
rung find durch die Unterfchrift ded Königs gültig, 
wenn diefe von der Unterſchrift eined Miniſters begleitet 
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iſt. Der Minifter, welcher unterfchrieben bat, ift für 
den Beſchluß verantwortlich. 

$. 20. Die Minifter können für ihre nr 
rung in Anflageftand verfeßt werden. Die Volkstan 
mer klagt an, das Reichsgericht richtet. 

$. 21. Die Miniſter in ihrer Geſammtheit —3 
den Staatsrath, den Vorſitz in demſelben führt der 
vom Könige ernannte Premierminiſter. Alle Geſe 
vorſchläge und wichtigeren Regierungsmaaßregeln wer⸗ 
den dem Staatsrathe vorgelegt. Die Ordnung deffeß 
ben, fo wie die Minifterverantwortlichfeit werden durch 
ein Geſetz beſtimmt. 

$. 22. Der König beſetzt alle Aemter in demfeb 









ben Maaße wie biöher. Veränderungen darin Tonnen 


nur durch ein Geſetz gefhehen. Niemand kann zum 


Beamten ernannt werden, der nicht das Indigenat⸗ 
recht hat. 

Der König kann die von ihm angeſtellten Beamten 
entlaſſen. Die Penſion derſelben wird in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit dem Penſionsgeſetze feſtgeſtellt. = 
Der König kann Beamte ohne ihre Einwilligung 
verfegen, doch fo, daß fie dabei nicht an den Amt 
einnahmen einbüßen, und daß ihnen zwifchen ſolcher 
Verſetzung und einer Verabſchiedung mit Penſion nach 
den allgemeinen Vorſchriften die Wahl gelaffen wird. 

‚Ausnahmen für gewiſſe Claffen von an 
außer den im $. 87 feftgeftellten, werden durch ein 
Geſetz beftimmt. 

— 923. Der König hat den Dberbefehl über- Land⸗ 
und Seemacht, er erklärt Krieg und ſchließt Frieden, 
geht ein und hebt auf Bündniſſe und Handelöverträge, 
oh kann er ohne Genehmigung des Reichstages feinen 
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Theil des Landes: abtreten, über Staatdeinnahmen ent⸗ 
ſcheiden oder dem Staate irgend eine belaſtende Ver⸗ 
g aufladen. 
zeig, 24. Der König ruft jährlich einen ordentlicher 
Reichstag zufammen. Ohne Genehmigung des Königs 
kann derfelbe nicht nu ald zwei Monate figen. Ums 
en Y diefen Beftimmungen Fünnen durch ein 
1 gefchehen. 

. 25. Der König fann den NReichdtag zu außer- 
— Zuſammenkünften einberufen, deren Dauer 
von ſeiner Beſtimmung abhängt. 


. 26. Der König kann die Zuſammenkünfte eine 
Zeitlang vertagen, doc ohne Einwilligung des Reichs⸗ 
a nicht länger ald auf zwei Monate und nicht mehr 

einmal im Sabre bid zu deffen nächfter ordentlicher 
Zufammenkunft. 

$. 27. Der König kann den ganzen Reichstag 
oder eine Abtheilung deffelben auflöfen; wird nur eine 
Kammer aufgelöft, fo werden die Berfummlungen der 
andern vertagt, bis der ganze Neichötag wieder zus 
fümmentreten kann. Diefed muß innerhalb zweier Mos 
nate nach der Auflöſung ſtattfinden. 


$ 28. Der König kann dem Reichstage Geſetzes⸗ 
votſchiãge und andere Beſchlüſſe vorlegen laſſen. s 


$..29, Die Einwilligung: ded Königs thut noth; 
um einem Reichstagsbeſchluſſe Geſetzeskraft zu verleihen: 
Der König befiehlt die Belanntmachung und ſorgt für 
deſſen Bollſtrecuns 

$. 30. Im ſehr kritiſchen Fällen kann der König, 
wenn der Neichdtag nicht verfammelt fein follte, vor« 
läufige Gefete erlaffen, die jevoch dem Grundgefeße 
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nicht zuwider. fein dürfen ne immer dem naclgs 
—. vorgele ir werden müffen. 

. 51. Der Konig fann begnadigen und A: 
— die Miniſter kann er nur mit Einwillig 
der Volkskammer von den ihnen durch das — 
zuerkannten Strafen befreien. 

$. 32. Der König ertheilt theils unmittelbar, cheils 
durch die betreffenden Regierungsbehörden diejenigen 
Bewilligungen und Ausnahmen von den jetzt geltenden 
Geſetzen, welche bisher geltenden Regeln zufolge ‚ge 
bräuchtich gewefen find. 

$. 33. Der König hat dad Net, mit Rüchſi cht 
auf das Geſetz, Geld münzen zu laſſen. 


IV. 


$. 34. Der Reichstag beſteht aus einer Toll 
und einer Landed-Kammer (Folkething—Landsthing). 

$. 35. Das Mahlrecht zur Bolfdfammer hat je— 
der unbeſcholtene Mann mit Indigenatrecht, wenn. er 
fein 30ſtes Jahr vollendet bat, wenn er nicht. a) ohne 
eigenen Haudftand in Privatdienften fteht; b) irgend 
eine Unterftüßung von der Armenverwaltung , die * 
weder nicht aufgegeben oder * zurückbezahlt iſt, 
nießt oder genoſſen hat; e) über feine Wohnung n 
verfügen kann; d) fein fefted Domicil ein Sahr lang 
in dem Wahlbezirfe oder der Stadt gehabt hat, wo er 
fich zur Zeit der Wahl aufhält. 

$. 36. Wählbar zur Volkskammer ift, mit den 
in $. 35 a, b und e genannten Ausnahmen, ein jeder 
unbefcholtene Mann mit Sndigenatrecht, der fein 25ſtes 
Jahr vollendet hat. 

$. 37. Die —. der Mitglieder der Volkskam⸗ 





wi 
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mer ſoll -fich ungefähr wie 1 auf 14000 Einwohner vers 
halten. - Die Wahlen geben in Wahlbezirfen vor ſich, 
deren: "Umfang das Wahlgefeb beftimmt. Ein jeder 
Wahlbezirk wählt einen son denen, die fi) zur Wahl 
gemeldet haben. 
“8, 38. Die Mitglieder der Volkskammer werden 
auf drei Sahre gemählt. Sie erhalten Diäten. 
"8,39. Das Wahlrecht zur Landesfammer hat ein 
jeder, der zufolge $.35 dasjenige zur Volkskammer hat. 
Die Wahlberechtigten wählen aus ihrer Mitte Wahl 
— nach den im Wahlgeſetze angegebenen Beſtim⸗ 
ngen. | 
| ° 40. Wählbar zur Landeskammer ift jeder uns 
befcholtene Mann mit SSndigenatdrecht, deffen Wohnung 
nicht unter Banferotts oder Fallimentd-Behandlung ift, 
wetin er fein 40ſtes Jahr vollendet und im leßten Fahre 
entweder in directer Steuer dem Staate oder der Ges 
meinde 200 Rthlr. gezahlt Hat oder nachweift, daß er 
ein reines jährliched Einfommen von 1200 Rthlr. bes. 
fist. Sn den Wahlbezirfen, wo die Anzahl der Wähl- 
baren nach diefer Vorfchrift nicht in dem vom Wahlges 
fee beftimmten Verhältniffe zur Bevölkerung fteht, wird 
die Anzahl der Wählbaren durch die Nächftbefteuerten 
ante vergrößert, bis jenes Berhältniß ers. 
seiht if. | | 
F. 21. Die Wahlen zur Landeskammer finden in 


bc Wahlbezirken ftatt, welche durch das Wahlge⸗ 


“ 


beftimmt werden. Die Wahlmänner in jedem grös 

eren Wahlbezirke treten zufammen und ftimmen fir fo 

viele Männer, als für den Wahlbezirk gewählt werben. 

ſollen, in "welchem mindeſtens drei Viertheile der Ge⸗ 

wählten im letzten Sabre nor der Wahl fefted Domicil 
17 
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haben müſſen. Zu einer gültigen Wahl bedarf es 
mehr als der Hälfte der abgegebenen Stimmen. 
. 42. Die Zahl der Mitglieder der Sandeötams 
mer fol immer ungefähr halb fo groß fein, als die 
der Mitglieder der Volkskammer. 

F. 43. Die Mitglieder der Landeskammer werden 
auf 8 Jahre gewählt. Jedes Ate Jahr ſcheidet die 
Fe aus. Sie erhalten diefelben Diäten wie die 
‚Mitglieder der Volkskammer. 

" $ 44. Wenn ein neues Sommunalgefeß gegeben 
ift, können die Landesfammer- Wahlen durch ein 

- auf die größeren communalen (Amtds oder en 
Käthe übergehen, | 


V. 


$. 45. Der jährliche Heichötag tritt am eufki 
Montage im Detober zufammen, wenn der König ihn 
nicht auf eine frühere Zeit einberufen bat. 

$. 46. Der Reichstag verſammelt ſich am Sitze 
Der Regierung. In außerordentlichen Fällen kann der 
König ihn in eine andere Stadt ded Reichs berufen... 

$. 47. Der Reichötag ift unverleglih. Wer deffen 
Sicherheit und Freiheit antaftet oder einen dahin zies 
lenden Befehl ausſtellt oder befolgt, ift des Hochver⸗ 
raths ſchuldig. 

F. 48. Jede Kammer iſt berechtigt, Geſetze vor⸗ 
zuſchlagen und ihrerſeits anzunehmen. 

$. 49. Jede Kammer kann Adreſſen an den Kö⸗ 
nig einreichen. 
r— 8,50. See Kammer kann Commiſſi onen ihrer 
Mitglieder zur Unterfuchung allgemein wichtiger Gegen 
fände IRRE, Dieſe find berechtigt, ſowohl von 
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Staatsbehörden ald von Privaten mündliche oder 
fhriftlihe Aufklärungen zu fordern. | 

$. 51. Keine Steuer kann anders ald durch ein 
Eſeß aufgelegt, umgewandelt oder aufgehoben werden, 
ebenfo kann ohne ein Gefeb Feine Mannfchaft ausge— 
fürieben, feine Staatsanleihe aufgenommen, feine 
Staatsdomaine verkauft werden. 

‚5.52. Auf jedem. ordentlichen Neichdtage wird 

gleich nach feiner Zufammenfunft der Entwurf des Fi— 
Nanzgefeße8 für das folgende Finanzjahr, welcher einer 
Ueherſchlag der Staatd-Einnahmen und Ausgaben ent— 
hält, vorgelegt werden. Die Kinanzvorlage wird zu— 
ft in der Volkskammer verhandelt. Ohne daß das 
Sinanzgefes angenommen ift, können feine Steuern 
erhoben werden. Keine Ausgabe kann gefchehen, die 
ht in diefem eine Gewähr hat. 
53. Sede Kammer ernennt zwei befoldete Re— 
Öiforen, Diefe prüfen die jährliche Staatd-NRechenfchaft 
ſehen zu, ob fümmtliche Staats-Einnahmen darin 
aufgeführt find und Feine Ausgaben über das Finanze 
Te ftattgefunden haben. Sie fünnen die Mittheilung 
er dazu nöthigen Aufflärungen und Actenftüde for— 
f. Die jährlihe Rechenſchafts-Ablage wird mit den 
Demerfungen der Neviforen dem Neichstage vorgelegt, 
der, mit Rücficht auf diefe, einen Beſchluß faft. 

854. Keine Ausländer können von nun an ohne 
en Geſetz das Sndigenatrecht erhalten. 

555. Kein Gefetesvorfchlag kann angenommen 
erden, bevor er dreimal in der Kammer verhandelt 


den ift. 

556. Wenn ein Sefetedvorfchlag von einer 

Kammer verworfen worden ift, ſo a nicht von 
. 1 ” 
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derſelben Kammer in derſelben Seſſion wieder vorge⸗ 
nommen werden. 

$. 57. Wenn ein Geſetzesvorſchlag in einer Kam⸗ 
mer angenommen iſt, fo wird er im der feftgefegten 
Form, der anderen vorgelegt; wird er in dieſer verän⸗ 
dert, ſo geht er an die erſte zurück; nimmt dieſe wi 
der Veränderungen vor, ſo geht der Vorſchiag abe 

an die andere Kammer. Wird dann noch keine Ueber⸗ 

einſtimmung erzielt, ſo kann, auf Verlangen einer Kama 
mer, jede Kammer eine gleiche Anzahl von Mitgliedern 
ernennen, um zu einem Ausſchuſſe —— * 
welcher ein Gutachten über die et abgiebtz, 
mit Rückſicht auf den Bericht des Ausfchuffes * 
dann in jeder Kammer für ſich der Endbeſchluß ſtatt. 

$. 58. Jede Kammer entſcheidet ſelbſt über die 
Gültigteit der Wahlen ihrer Mitglieder. 

$.59. Jedes neue Mitglied legt, fobald die Gül⸗ 
tigkeit feiner. ae anerkannt ift, den Eid auf das 
Grundgeſetz ab. 
..- 9.60. Die Reihstagsmitglieder find nur an. ihre 
Ueberzeugung, nicht an. irgend eine Vorfchrift ihrer 
Wähler gebunden. Beamte, die in dem Neichötag- ger 
wählt werden, bevürfen Feiner Regierungd+ Erlaubniß 
zur. Annahme der Wahl. 

$. 61. So lange der Reichstag. fist, Tann kein 
Mitglied deſſelben ohne Einwilligung der Kammer, 
welcher es angehört, für Schulden verhaftet, viel we⸗ 
niger gefangen genommen oder angeklagt — falls 
es nicht auf friſcher That ergriffen. wird, Kein Mit⸗ 
gr fann für feine Aeußerungen im Neichdtage ohne, 

enehmigung der. Kammer außerhalb: derpiben sur 

Beaustwartung. gezogen, werden Ä 


I 
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S. 62. Geräth ein in gültiger Weife Gewählter 
in eine Lage, welche von der Wählbarkeit ausſchließt, 
fo verliert er das. aus der Wahl entipringende Necht, 

h ſoll kein Mitglied den Sig in der Kammer eins 

en, wenn ed im Laufe der Zeit, auf welche ed ge— 
ſt ift, in einen anderen Wahlbezirk verzieht. Ein 
eſeß ſoll näher beftimmen, in welchen Fällen fich ein 
Reihstags-Mitglied, welches zu befoldeten Staatsämtern: 
befördert ‚wird, einer Neuwahl unterwerfen muß. | 
-&.63. Die Minifter haben zufolge ihres Amts 
Zutritt zum Reichstage und find berechtigt, während 
Be eehanblungen ‚ jo oft fie wollen, das Wort zu 
verlangen, müffen jedoch im Uebrigen die Geſchäfts— 
ordnung befolgen. Dad Stimmrecht Haben fie nur, 
wenn fie Reichstagsmitglieder find. 

$. 64.. Sede Kammer wählt fich felbft ihren Präs 
fidenten und Vicepräfidenten. 

8.65. Keine Kammer fann einen Beſchluß faffen,.. 
wenn nicht über die Hälfte ihrer Mitglieder zugegen; 
it und an der Abftimmung Theil nimmt. | 

8. 66. Jedes Reihstagsmitglied kann in der Kam— 
mer, welcher ed angehört, mit deren Genehmigung, 
jedes öffentliche Anliegen zur Verhandlung bringen und 
darüber eine Erklärung der Minifter verlangen. 

9.67. Kein Antrag fann einer Kammer anders: 
a8 Durch ein Mitglied überreicht werden. 

868 Findet die Kammer Feine Beranlaffung, ; 
über einen Antrag einen Beſchluß zu faffen, fo kann 
fedenfelben an die Minifter verweilen. E 
8. 69., Die Reichstagsſitzungen find öffentlich, 
doch kann der Präfident. oder die in der Gefchäftdorde , 
nung beftimmte Anzahl Mitglieder. fordern, daß alle, 
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nicht Betheiligten entfernt werden, worauf die Kam⸗ 
mer entſcheidet, ob die Sache in geheimer oder öffent⸗ 
licher Sitzung verhandelt werden ſolle. F 
870. Jede Kammer ſetzt die näheren Beſtim⸗ 
mungen feſt, welche das Geſchäftsverfahren und die 
Aufrechterhaltung der Ordnung betreffen. — 

$. 71. Der vereinigte — wird durch den 
Zuſammentritt der Volks- und‘ der Landeskammer ge⸗ 
bildet. Zur Faſſung eines Beſchluſſes bedarf es der 
Anweſenheit und Theilnahme an der Abſtimmung von 
mehr als einer Hälfte der Mitglieder einer jeden Kams 
mer. Er wählt fich felbit den Präfidenten und 
die näheren Beftimmungen in Betreff der Gefchäft 
ordnung. 


VI. | J 

$. 72. Das Reichsgericht beſteht aus 16 Mitglie⸗ 
dern, die auf 4 Jahre zur Hälfte von der Landeskam⸗ 
mer, zur Hälfte von den höchſten Gerichtähüfen des 
Landes aud ihren eigenen Mitgliedern gewählt werden. 
Es wählt ſich den Präfidenten aus feiner eigenen Mitte. 
Das a a wird durch ein Geſetz näher be 

mmt. 

$.73. Das Reichdgericht erfennt über die von der 
Volkskammer gegen die Minifter eingebrachten —— 
Der König kann auch Andere für Verbrechen, die ihm 
beſonders ſtaatsgefährlich ſcheinen, mit Genehmigung 
der Volkskammer vor das Reichsgericht ſtellen. 

$. 74. Die Ausübung der richterlichen Gewalt 
kann nur durch ein Geſetz geordnet werden. 

F. 75. Die mit gewiſſem Grundbeſitz verbundene 
Gerichtsgewalt (Patrimonialgerichtsbarkeit) ſoll durch 


ein Geſetz aufgehoben werden. 
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G. 76. Die Rechtöpflege fol von der Verwaltung 
nach den durch ein Geſetz feftzuftellenden Regeln ges 
trennt werden. | 
S. 77. Die Gerichtshöfe haben dad Recht, jede 
Frage über die Gränzen der obrigkeitlichen Gewalt Ei 
unterfuchen. Doch kann derjenige, welcher eine folde 
Anfrage ftelt, Dadurch, daß er die Sache vor ein Ges 
richt gebracht hat, vorläufig den Befehlen der Obrigkeit 
nachzukommen nicht unterlaffen. 

$. 78. Die Richter dürfen fih nur nach den Ger 
feßen richten. Sie konnen nicht ohne NRichterfpruch abs 
gefeßt oder wider ihren Willen verfeßt werden, als 
wenn eine neue Einrichtung der Gerichtähöfe ftattfindet. 
Doch kann ein Richter, der fein 65ſtes Jahr vollendet 
bat, ohne Berluft der Einkünfte verabfchiedet werden. 

$. 79. Deffentlichkeit und Mündlichkeit follen bald» 
möglichſt in die ganze Nechtöpflege eingeführt werden. 
Für Verbrechen und  politifhe Gefeßedübertretungen 
werden Gefchwornengerichte eingeführt. 


” VII. 


$. 80. Die Verfaſſung der Volkskirche wird Durch 

ein Gefet geordnet. 
S. 81. Die Bürger haben das Necht, fich gemein, 
fam zu verfammeln, um Gott auf die Weife zu vers 
en, wie fie zu ihrer Ueberzeugung flimmt, doch darf 
nichts gelehrt oder vorgenommen werden, welches der 
Sittlichfeit oder der öffentlichen Drdnung zuwider läuft. 
. 82. Es ift Niemand zu einem perfünlichen Bei⸗ 
trage für andere Belenntnifie ald dasjenige, dem er 
angehört, verpflichtet. Doc fol ein Jeder, welcher. 
nachweift, daß er Mitglied einer im Lande aner⸗ 
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* Glautbentgenoſſenſhafſt iſt, — * Se ulweſen 
der Volkstirche gefehlich gebührenden, perfonliden, 
— zahlen. 

83. Die Verhältniſſe der von der "Voltaire 
übweidhenben Slaubensgenoffenfchaften, werden durch 
ein Geſetz näher geordnet. 

$. 84. Keiner kann wegen ſeines Glaubensbekenn 
niſſes den vollen Genuß der bürgerlichen und politiſchen 
Rechte einbüßen oder ſich der ESſigung einer - allges 
meinen Bürgerpflicht entziehen. . - | | 


VIE 


$. S5. Ein Seder, der verhaftet wird, tal inner 
halb 24 Stunden vor einen . Richter gefteut a 
Kann der Verhaftete nicht gleih auf freien Fuß“ geſt 
werden, ſo ſoll der Richter durch einen Gründen 
verfehenen. Befcheid, der fo bald ala moglich, matcand 
innerhalb dreier Tage, zu geben ift, defien Verha 
tung verfügen, und falls derſelbe gegen Bürgſchaß 
freigelaffen werden kann, deren Art und Größe beſtim 
men. Der vom Richter abgegebene Beſcheid Fann vom 
Betheiligten fogleich vor. einem höheren ‚Gerichte einge 
Hagt werden. Kür ein Verſehen, welcded nur, dur 
Geldbuße oder einfache Haft geftraft. werden kann, dar 
feine Unterfuhungshaft ftattfinden. 

$. 86. Die, Wohnung ift unverletzlich. Haus 
ſuchung, Beſchlagnahme Unterſuchung von Papie⸗ 
ren und Briefen kann, wo kein Geſetz eine 6388 
— geftattet, nur auf gerichtliche. Verfügung ſtall⸗ 
nden 

$. 87... Das Eigenthumsrecht ift unverleplich, Nies 
mand kann verpflichtet werden, fein Eigenthum abzůtte⸗ 
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nur nach einem Gefete und mit vollſtändigem 


„ie 


ten, außer wenn; das kr es erheifcht. Es kann 


1J 


erfolgen. 
S8. 88. Jegliche Einſchränkung des freien und glei⸗ 
chen Zugangs zum Erwerbe, die nicht auf dad Gemein- 
u. begründet ift, fol durch ein Gefeß aufgehoben 
werden. | 

> .$. 89. Mer fich oder die Seinigen nicht ernähren 
kann, und deſſen Verforgung feinem Anderen obliegt 
iſt berechtigt, Hülfe vom Staate zu erhalten, doch muß 
er fich den Verpflichtungen unterwerfen, welche die Ges 
feße darüber erheifchen. u | 

S. 90. Die Kinder, deren Eltern Feine Mittel zu 
ihrer Erziehung haben, erhalten freien Unterricht in den 
Gemeindefhuln. | Ä 

6. M. Ein Seder ift berechtigt, feine Gedanken 
durch den. Druck zu veröffentlichen, doch vorbehältlich 
der gerichtlihen. Verantwortung. Genfur und andere 
vorbeugende Maaßregeln können in Feiner Weife wieder 
gene werden. 

.. % 9& Die Bürger haben dad Net, ohne vor⸗ 
gängige Erlaubniß, Vereine zu jedem gefeßlichen Zwecke 
zu bilden. Kein Verein fann durch eine Regierungds 
maaßregel aufgehoben werden. Doc Fünnen Bereine 
vorläufig. verboten werden, nur daß fogleich eine Klage 
gegen den Verein, um deffen Aufhebung zu. erwirken, 
eingereicht werden muß. | ’ 

S. 9. Die Bürger haben das Recht, fih ohne 
Waffen zu verfammeln, Deffentlihe Verfammlungen 
zu überwachen iſt die Polizei berechtigt. Berfammluns. 
eu unter freiem. Himmel Eonnen bei Drohender Gefahr, 
br die: öffentliche Nuhe verboten werden  -— 
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894 Bei Aufläufen kann die bewaffnete M 
wenn fie nicht angegriffen wird, nur dann einfchreite 
wenn die Menge dreimal, im Namen des König! und 
des Gefeted vergeblich aufgefordert worden, auseinans 
der zu gehen. . 
695. Seder waffenfähige Mann ift verpflichtet, 
mit feiner Perfon zur Bertheldigung des Vaterlandes 
beizutragen, nach den im Geſetze vorgefchriebenen nähe 
ren Beitimmungen. er 
89%. Das Necht der Gemeinden, unter ftaatli 
cher Aufficht ihre Angelegenheiten felbftftändig zu ver 
walten, fol durch ein Geſetz geordnet werden. it 
897. Seded in der Gefeßgebung an Adel, Titel 
und Rang gefnüpfte Vorrecht ift aufgehoben. . >; 
$. 95. Kein Lehen, Stammhaus oder Fideicoms 
mißgut kann von nun an geftiftet werden; es fol durch 
ein Gefe näher beftimmt werden, wie die jeßt beftehen 
den zu freiem Eigenthum übergehen konnen. ° — 
99. Für die Kriegsmacht find die im ven 
$$. S5, 92 und 93 gegebenen Beftimmungen nur mit 
den Einfchränfungen, welde aus den Vorfchriften ded 
Militairgefeßbuches folgen, anmentbar: ie, 
> | er 
„. $ 100. Vorſchläge zu Veränderungen oder Zur 
fügen zu diefem Grundgefeße werden auf einem ordents 
lihen Neichdtage vorgelegt, Wird der darüber gefaßte 
Beihluß in unveränderter Form vom nächften ordent 
lichen Neichötage angenommen und vom Könige geneh 
migt, fo werden: beide Kammern aufgelöft und es finden 
allgemeine Wahlen für beide ſtatt. Nimmt der ‚nette 
Reichötag in einer - odentlichen oder Außerordentlichen: 
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Seffion den: Befhluß zum. dritten Male an, und wird 
er. nun vom Könige beftätigt, fo ift er Grundgefek. 

— F 

Tranſitoriſche Beftimmungen. 
...$ 1. So wie die Vorſchrift des §. 16, daß die 
Eivilliſte durch ein Geſetz beſtimmt wird, auf den jeßi- 
gen König feine Anwendung hat, fo ift auch der $. 17 
fein Hinderniß, daß nicht Apanagen außerhalb Landes 
verzehrt werden, jo weit folched mit fchon beftehenden 
Eontracten fi verträgt. 

S. 2. Bid dad im $. 22 angedeutete Penfiondge- 
fe erlaffen ift, enthält jeder Beamte, der nad) den Be- 
ſtimmungen diefed $. verabfchiedet wird, feine Penſion 
nach Den bisher befolgten Vorfchriften. 

3. Die im $. 78 befindliche Beftimmung, daß 
fein Richter ohne Richterfpruch entlaffen oder gegen fei- 
nen Wunſch verſetzt werden fol, bezieht fich nicht auf 
Be jegigen Richter, die zugleich Verwaltungsgefchäfte 

aber. 

S. 4. Bid eine Umgeftaltung des Griminalproceffes 
eingeführt ift, wird die im $. 88 beftimmte Befchwer- 
denflage gegen einen Verbaftäbefehl ald Privatfache ver- 
handelt werden, jedoch mit Ertra- Gerichts» Citation, fo 
wie der Kläger fein Stempelpapier zu nehmen und Feine 
Rechtögebühren zu zahlen hat. Es muß ihm erlaubt 
werden, ſich für eine folche Befchwerde mit einem Sach⸗ 
walter zu berathen, und es Fünnen dem Dbergerichte 
neue Auffchlüffe vorgelegt werden. 

Und ed ift hiermit aufgehoben dad von Unſerem 
Vorgänger auf dem Throne, dem hochfeligen Könige 
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Friedtich IIT., nach der ihm von den dänifchen Stän 
den dazu ertheilten Vollmacht am 14. November 1665 
games Königsgeſetz, jedoch mit Ausnahme der 
eftimmungen, welche in den SS. 27 bid 40 über die 
Erbfolge enthalten und im Grundgefebe 8. A. beftätigt 
ind, fo wie der Vorfchriften in den SS. 21 und 25 über 
ie koͤniglichen Prinzen und Prinzeffinnen, bis durch 
ein Haudgefeß darüber anders beftimmt fein ſollte. 
Gegeben auf Unferem Schloffe Chriftiandborg, 
den 5. Suni 1849. | En 
Unter Unferer Königlichen Hand und Siegel." 
Frederik R. | 
A. W. Moltke, J 
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+) Um einem vielfach ausgeſprochenen Wunfhe zu genügen, wird Die 
beutfhe Bundesacte von 1815 mit den Nachträgen vom 15. Mai 1820 
und die Wiener Shlußacte vom 9. Juni 1815, die allgemeinen 
europäifhen Berhältniffe betr., letztere in deutfher Weberfegung, 
dem parlamentarifhen Taſchenbuche einverleibt. Die Aufnahme 
diefer Actenftüde ift überdieß ſchon dadurch gerechtfertigt, daß im 
neuerer Beit in dem öffentlihen Verhandlungen fehr häufig darauf 
Bezug.genommen wird. 

Der nachſtehende Abdrud ift dem Corpus constitutionum germaniae 
von Ph. Ant. Guido von — 1. Lfg. Frankfurt bei Brönner 
1845, einer fehr forgfältig bearbeiteten Sammlung der vormärzlichen 
Verfafiungen entnommen. 

**) Vach den beiden im Bündesarhiv zu Frankfurt a. M. deponirten 
Driginalien. — Die Artikel der Bundesacte find zum Unterfhieb 
mit größerer Schrift gedrudt und mit römifhen Biffern bezeichnet. 
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Sm Namen der allerheiligften und untheilbaren 
Dreieinigfeit. 


Diie fonverainen Fürften und freien Städte Deutid: 
lands, den gemeinfamen Wunfd) hegend, den 6. Artikel 
des Parifer Friedens vom 30. Mai 1814 in Erfüllung 
zu feßen, und von den PVortheilen überzeugt, welche 
aus ihrer feſten und dauerhaften Verbindung für die 
* Sicherheit und Unabhängigkeit Deutfchlandd und die 
Ruhe und das Gleichgewicht Europa’ hervorgehen 
würden, find übereingefommen, ſich zu einem beftändigen 
Bunde zu vereinigen, und haben zu diefem Behuf ihre 
Sefandten und Abgeordneten am Congreſſe in Wien 
mit Vollmachten verfehen, nämlich): 
(folgen die Bevollmädtigten.) 

In Gemäßheit diefes Befchluffed Haben die vor 

ftehenden Bevollmächtigten, nad) gefchehener Auswechs— 
\ — 
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ung ihrer richtig befundenen Vollmachten, folgende Ar: 
tifel verabredet. 


I. Allgemeine Beftimmungen. 


Artikel I. Die fouverainen Füriten und freien 
Städte Deutfchlands, mit Einfhlug 3. I. M. M. des 
Raiferd von Defterreich und der Könige von Preußen, 
von Dänemarf und der Niederlande; und zwar ber 
Kaiſer von Defterreich, der König von Preußen, beide 
für ihre gefammten vormald zum deutfchen Neich gehö: 
rigen Beftgungen, der König von Dänemark für Holitein, 
der König der Niederlande für dad Großherzogthum 
Luxemburg, vereinigen fic zu einem beftändigen Bunde, 
welher der deutſche Bund heißen fol. 

Art. 5. Der Bund ift ald ein unauflöslicher Verein 
gegründet, und ed fann daher der Austritt aud diefem 
Berein feinem Mitgliede deffelben frei ftehen. 

Art. 6. Der Bund ift nad feiner urfprünglichen - 
Beſtimmung auf die gegenwärtig daran theilnehmenden 
Staaten befchränft. Die Aufnahme eined neuen Mit: 
gliebed fann nur ftatt Haben, wenn die Gefammtheit der 
Dundeöglieder folhe mit den beftehenden Verhältniſſen 
vereinbar und dem Vortheil ded Ganzen angemeffen finder. 
Deränderungen in dem gegenmwärtigen Beligftande der 
Bundedglieder können feine Veränderungen in den Rechten 
und Verpflichtungen derfelben in Bezug auf den Bund, 
ohne ausdrückliche Zuftimmung der Gefammtheit, bewirken. 
Eine freimiflige Abtretung auf einem Bundedgebiete haf— 
tender Souverainitäts-Rechte kann ohne folhe Zuſtim— 
mung nur zu Gunften eined Mitverbündeten gefchehen. 

Artikel I. Der Zweck deffelben ift Erhaltung 


’ 
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der äußern und innern Sicherheit Deutſchlands, und 
der Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit der einzelnen 
deutſchen Staaten. | 

Artifel IH. Alle Bundesglieder haben als folde 
gleiche Rechte. Sie verpflichten fi) alle gleichmäßig, 
die Bundedacte unverbrüclich zu halten. 

Art. 1. Der deutfhe Bund ift ein völferrechtlicher 
Verein der deutfchen fouverainen Fürften und freien 
Städte, zur Bewahrung der Unabhängigkeit und Unver— 
legbarfeit ihrer im Bunde begriffenen Staaten und jur 
Erhaltung der innern und äußern Sicdyerheit Deutfchlands, 

Art, 2. Diefer Verein befteht in feinem Innern 
ald eine Gemeinfchaft felbitftändiger, unter fi unab: 
bängiger Staaten mit mwechfelfeitigen gleihen Vertrags: 
Rechten und Vertrags = Obliegenheiten, in feinen äußern 
Verhältniſſen aber, ald eine in politiher Einheit ver: 

bundene Geſammt-Macht. 

Art. 3. Der Umfang und die Schranken, melde 
der Bund feiner Wirkfamfeit vorgezeichnet bat, find in 
der Bundedacte beftimmt, die der Grundvertrag und -dad 
erfte Srundgefeg diefed Dereind iſt. Indem dieſelbe bie 
Zwede ded Bundes ausſpricht, bedingt und begrängt fie 
zugleich deſſen Befugniffe und Verpflichtungen, BE 

Urt. 4 Der Gefammtheit der Bundedglieder ſteht 
die Befugniß der Entwidelung und Ausbildung der Bun: 
desacte zu, infofern die Erfüllung der darin aufgeftellten 
Zwede foldhe nothwendig maht. Die deßhalb zu faflen: 
den Befchlüfe dürfen aber mit dem Geifte der Bundedacte 
nicht im Widerfprud ftehen, noch von dem Grundcha— 
racter des Bundes abmeichen, 

Artifel IV. Die Angelegenheiten des Bundes 
werden durd) eine Bundesserfammlung beforgt, in welder 
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alle Glieder defielben durd ihre Bevollmächtigten theild 
einzelne , theils Gefammtitimmen folgendermaßen, jedoch 
unbefchabdet ihres Ranges, rn 
1) Sefterrih . . . 2. 0.1 Stimme 
2). SDELUBEN = 3 er I Br 
3) Bayern Ba Kane ah 
4) Sadlen . 
3) Dannover . . 2: 2 2 2 2 ee. 
6) Würtembrg .» > nen 
N Daden .. 5 u u 2 u ee m 
8) Churheſſen . . a 
9), Großherzogthum Heffen ne 
10) Dänemarf wegen Holitein 
11) Niederlande megen des — 
thums Luxemburg . . 1 2 
12) Die Sroßherzoglich und Herzoglih Sid 


much wnh m uni ———— 
* 
= 


ſiſchen Häufer . 1 u 
13) Braunfchweig und Naſſau Dr 1 4* 
14) Mecklenburg-Schwerin und Medlenburg: 
| Strelitz A 1 a 
15) Holitein = Oldenburg, Anhalt und 

Schmwarburg . 1 nr 


16) Sefemollen, Liechtenſtein, Reuß, 
Schaumburg-Lippe, Lippe und Waldeck 1 2 
17) Die freien Städte: Lübeck, —n 
Bremen und Hamburg . . 1 r 





Totale . . . . 17 Stimmen. 
| Art. 7. Die Bundeöverfammlung, aus den Bes 
vollmächtigten fämmtliher Bundesglieder gebildet, ftellt 
den Bund in feiner Gefammtheit vor, und iſt das beftäne 
dige verfaſſungsmäßige Organ feines Willend und Handelnd. 
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Art. 8. Die einzelnen Bevolmädtigten am ‘Bun: 
destage find von ihren Committenten unbedingt ab: 
hängig, und diefen allein wegen getreuer Befolgung der 
ihnen ertheilten Inſtructionen, fo wie mwegen ihrer Ge: 
ſchäftsführung überhaupt, verantwortlid,. 

Art. 9. Die Bundedverfammlung übt ihre Kedte 
und Obliegenheiten nur innerhalb der ihr vorgezeichneten 


Schranken aus. Ihre Wirkjamkeit ift zumächft durd die 


Borfcriften der Bundesacte, und durch die in Gemäßheit 
derfelben befchloffenen oder ferner zu befchließenden Grund: 
gefege, wo aber dieſe nicht zureichen, durch die im Grund: 
vertrage bezeichneten Bundeszwecke beftimmt. | 

Art. 17. Die Bundeöverfammlung ift berufen, zur 
Aufrehthaltung des wahren Sinned der Bundedacte, die 
darin enthaltenen Beftimmungen , wenn über deren Aus 
legung Zweifel entftehen follten, dem Bundeszweck gemäß 
zu erklären, und in allen vorkommenden Fällen den Bor: 
ſchriften diefer Urkunde ihre richtige Anwendung zu fichern. 


Artifel V. Oeſterreich Hat bei der Bundesver— 
fammlung den Vorſitz. Jedes Bundesglied iſt befugt, 
Vorſchläge zu machen und in Vortrag zu bringen, und 
der Vorfigende iſt verpflichtet, ſolche in einer zu beſtim— 
menden Zeitfriit der Berathung zu übergeben. 

Artifel VL Wo es auf Abfaffung und Abänderung 
von Grundgefegen des Bundes, auf Befchlüffe, melde 
die Bundesacte felbft betreffen, auf organifche Bundes— 
Einrihtungen und auf .. Anordnungen fon: 
ftiger Art anfommt, bildet fich die Berfammlung zu einem 
Plenum, wobei jedody mit Rückſicht auf die VBerfchieden 
heit der Größe der einzelnen Bundesftaaten folgende 
Berechnung und Vertheilung der Stimmen verabredet iſt: 
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1) Oefterreih erhält -. » » 2. 2.» 4 Stimmen 

2) Preußen . 2 2 2 nen 

3) Sohfen . 2 2 nee 

4) Davein 2 u u u a 0.0 0% 

5) Hannover . v2 a 

6) Würtemberg 

7) Baden . . 

8) Churhefien . - 

9) en Sefen 

10) Holften . - 

11) Kuremburg . 

12) Braunfcweig . ES er he a 

135) Mecdlenburg- Schwerin ne 

14) Naſſau . . a u te 

15) Sadfen- Weimar . 

16) „Gotha 

17) „Coburg . » 

18) Mn Meiningen F 

19) „JHildburghauſen 

20) Mecklenburg-Strelitz. 

21) Holſtein— Oldenburge. 

22) Anhalt-Deffau 

233) ,, -Bernburg 

24). „ Böthen . .». : 

25) Schwarzburg: -Sondershaufen j 

= Schwarzburg:Rudolitadt 
ohenzollern=Hedingen 

2 iehtenitein » 2 2... 

29) De —— F 

30) Waldeck. .. 

31) Reuß ältere Linie — 

32) Neuß jüngere Linie . 


„ 
” 
„ 
„ 


—4 


„ 


OO RD TO CO LO CT 
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33) Schaumburgsfippe . . . 1 
34) tippe . er rd 
35) Die freie Stadt übed . » ... 1 
6) „ Fr granffurt Eee SE 
ZT) »ı m » teme :» 2.20.01 
38) ,„, »„ » Hamburg... .1 2: 


Totale . . . . ne 69 Stünmen, 


Ob den mediatiſi vten vormaligen Reichdftänden ( 
einige Curiatitimmen in Pleno zugeftanden werden follen; 
wird Die Bundesverfammlung bei der» Berathung "der 
organifhen Bundesgefege in Erwägung nehmen. =" 

Art. 16. Denn die» Beligungen eined ſouverainen 
deutſchen Haufed durch Erbfolge auf ein anderes übergehen, 
jo hängt ed von der Gefammtheit des Bunded ab, ob uw 
in wie fern Die auf jenen Befigungen haftenden Stimmen 
im Plenum, da im engern Rathe fein Bundedglied mehr 
ald eine Stimme führen fann, dem neuen Befiger see 
gelegt werden ſollen. 
| Art. 64 Wenn Borfchläge zu gemeinnügigen Ano⸗ 
nungen, deren Zweck nur durch die zuſammenwirkende 
Theilnahme aller Bundesſtaaten vollſtändig erreicht werden 
kann, von einzelnen Bundesgliedern an die Bundesver— 
ſammlung gebracht werden, und dieſe ſich von der Zwed— 
mäßigkeit und Ausführbarkeit ſolcher Vorſchläge im Alle 
gemeinen überzeugt, fo liegt ihr ob, die Mittel zur Volle 
führung derfelben in forgfälfige Erwägung zu ziehen, und 
ihr anhaltended DBeftreben dahin zu richten, Die zu Dem 
Ende erforderlihe freiwillige Bereinbarung unter den 
ſämmtlichen ‚Dunbeögliebern zu bewirken. 

Artifel VII In wiefern ein Gegenftand ned 
obiger Beltimmung für dad Plenum geeignet fei, wird 
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in der engern Berfammlung durch Stimmenmehrheit 
entichieden. * 

Die der Entſcheidung des Pleni zu unterziehenden 
Beſchluß-Entwürfe werden in der engern Verſammlung 
vorbereitet und bis zur Annahme oder Verwerfung zur 
Reife gebracht. Sowohl in der engern Verſammlung, 
als in Pleno werden die Beſchlüſſe nach der Mehrheit 
der Stimmen gefaßt, jedoch in der Art, daß in der 
erſten die abſolute, in letzterer aber nur eine auf zwei 
Drittheilen der Abſtimmung beruhende Mehrheit ent— 
ſcheidet. — Bei Stimmengleichheit in der engeren Ver— 
ſammlung ſtehet dem Vorſitzenden die Entſcheidung zu. 
Wo es aber auf Annahme oder Abänderung der Grund: 
gelege, auf organiſche Bundes-Einrichtungen, auf jura 
singulorum oder Religions = Angelegenheiten ankommt, 
fann weder in der engeren Berfammlung, nod) in Pleno 
ein Beſchluß durh Stimmenmehrheit gefaßt werden. 

Art. 10. Der Gefammtwille des Bundes wird 
durch verfaffungsmäßige Befchlüffe der Bundedverfammlung 
ausgeſprochen; verfaffungsmäßig aber find diejenigen Be— 
ihlüfe, die innerhalb der Gränzen der Competenz der 
Dundesverfanmlung, nach vorgängiger Berathung, durch 
freie Abftinnmung entweder im engern Mathe oder im 
Plenum, gefaßt werden, je nachdem dad Eine oder dad 
Andere durch die grundgefeglichen Beftimmungen vorge: 
ſchrieben iſt. 

Art. 11. In der Regel faßt die Bundesverſamm— 
lung die zur Beſorgung der gemeinſamen Angelegenheiten 
des Bundes erforderlichen Beſchlüſſe im engern Rathe, 
nach abſoluter Stimmenmehrheit. Dieſe Form der Schluß— 
faſſung findet in allen Fällen ſtatt, wo bereits feſtſtehende 
allgemeine Grundfäge in, Anwendung, oder beſchloſſene 
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Gefege und Einrichtungen zur Ausführung zu bringen 
find, überhaupt aber bei allen Berathungsgegenſtänden, 
welche die Bundesacte oder fpätere Beſchlüſſe nicht ber 
ſtimmt davon andgenommen haben. 

Art. 12. Nur in den in der Bundesdacte auddrüd 
lich bezeichneten Fällen, und, mo ed auf eine Kriegder: 
flärung, oder FSriedensichluß-Beftätigung von Seiten dei 
Bundes anfonımt, wie auch), wenn über die Aufnahme 
eined neuen Mitglieded in den Bund entichieden werden 
fol, bildet fib die Berfammlung zu einem Plenum. Si 
in einzelnen Fällen die Frage, ob ein Gegenftund vor 
dad Plenum gehört, zweifelhaft, fo fteht die Entfcheidung 
derfelben dem engern Ratbe zu. Im Plenum findet feine 
Erörterung noch Berathung ftatt, fondern ed wird nur 
darüber abgeftinmt, ob ein im engern Rathe vorberei 
teter Befchluß angenommen oder verworfen werden joll. 
Ein gültiger Beſchluß im Plenum fegt eine Mehrheit von 
zwei Drittheilen der Stimmen voraud. | 

Art. 13. Ueber folgende Gegenftände: 

1) Annahme neuer Grundgefege, oder Abänderung der 

beitehenden; 

2) Organiſche Einrichtungen, das heißt, bleibende An: 
ftalten, als Mittel zur Erfüllung der audgeipro: 
henen Bundeszwecke; 

3) Aufnahme neuer Mitglieder in den Bund; 

4) Religiond: Angelegenheiten ; 

findet fein Befhluß durdh Stimmenmehrheit ftatt; jedod 
fann eine definitive Abftimmung über Gegenftände diefer 
Art nur nad genauer Prüfung und Erörterung der den 
Widerfprucd einzelner Bundeöglieder beftinnmenden Gründe, 
deren Darlegung in keinen Falle verweigert werden darf, 
erfolgen. 
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Art. 14. Was indbefondere die oraanifchen Eins 
richtungen betrifft, fo muß nicht nur über die Vorfrage, 
0b folhe unter den obmwaltenden Umftänden nothwendig 
find, fondern auch über Entwurf und Anlage derfelben 
in ihren allgemeinen Umriffen und weſentlichen Beftim- 
mungen, im Plenum, und durch, Stimmeneinhelligfeit 
entihieden werden. Wenn die Entfcheidung zu Gunften 
der vorgefchlagnen Einrichtung ausgefallen ift, fo bleiben 
die fümmtlichen weiteren Verhandlungen über die Aus— 
führung im Einzelnen der engern Berfammlung überlaffen, 
weldye alle dabei nody vorkommenden Fragen durch Stim: 
menmehrheit entfcheidet, auch nad) Befinden der Umftände 
ne Commiſſion aus ihrer. Mitte anordnet, um die ver: 
ihiedenen Meinungen und Anträge mit möglichfter Scho— 
nung und Berückſichtigung der Verhältniſſe und Wünſche 
der Einzelnen auszugleichen. 

Art. 15. In Fällen, mo die Bundedglieder nicht 

in ihrer vertragdmäßigen Einheit, fondern ald einzelne, 
ielbftfftändige und unabhängige Staaten erfcheinen, folglich 
jura singulorum obwalten, oder wo einzelnen Bundes: 
gliedern eine befondere, nicht in den gemeinfamen ‘Ber: 
pflihtungen Aller begriffene Leiftung oder Berwilligung 
für,den Bund zugemuthet werden follte, fann ohne freie 
Zuftimmung fämmtlicher Betheiligten fein diefelben ver: 
bindender Beſchluß gefaßt werden, 
0.0. (Artikel VI) Die Bundesverfammlung 
if beftändig, hat aber die Befugnig, wenn die ihrer 
Berathung unterzogenen Gegenftände erledigt. find, auf 
eine beitimmte Zeit, jedody nicht auf länger ald vier 
Monate, ſich zu vertagen. 

Alle näheren, die Vertagung und die Belorgung 
der etwa während derfelben vorkommenden dringenden. 
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Geſchäfte, betreffenden Beftimmungen werben der Bun 
desverfammlung bei Abfaffung der organifchen Gefehe 
vorbehalten. 


Artifel VII. Die Abjtimmungd = Ordnung der 
Bundesglieder betreffend, wird feitgefet, daß, fo lange 
die Bundesverfammlung mit Abfaffung der organifchen- 
Geſetze beſchäftigt it, hierüber Feinerlei Beſtimmung 
gelte, und die zufällig fich fügende Ordnung feinem der 
Mitglieder zum Nachtheil gereihen, nod eine Regel 
begründen foll. j 

Nach Abfaffung der organischen Gefege wird die 
Bundeöverfammlung die Fünftige als beitändige Folge 
einzuführende Stimmenordnung in Berathung nehmen 
und fid) darin fo wenig als möglid) von der ehemals 
auf dem Neichdtage undenamentlih in. Gemäßheit des 
Reichsdeputationsichluffe® von 1803 beobachteten ent: 
fernen. Auch diefe Ordnung fann aber auf. den Rang 
der Bundesglieder überhaupt und ihren Vortritt außer 
den Berhältniffen der Bundesverſammlung feinen Ein- 
fluß ausüben. 

Artifel IX. Die Bundesverfanmlüung bat ihren 
Sig zu Frankfurt am Main. Die Eröffnung derfelben 
it auf den 1. September 1815 feltgefeßt. 

Artifel X. Das erite Gefchäft der Bundesver— 
fammlung nad ihrer Eröffnung-wird die Abfaffung der 
Grundgefege des Bundes und deffen organiiche Einrich— 
tung in Rüdficht auf feine auswärtigen, militairiſchen 
und inneren Werhältniffe fein. — 

Artifel Xl. Alle Mitglieder des Bundes ver: 
fprehen, fowohl ganz Deuffhland, als jeden einzelnen 
Bundesftaar gegen jeden Angriff in Schuß zu nehmen, 


% 
⁊* 
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und garantiren fich gegenfeitig ihre fämmtlihen unter 
dem Bunde begriffenen Befigungen. 

Bei einmal erflärtem Bundesfrieg darf Fein Mike 
glied einfeitige Unterhandlungen mit dem Feinde eins 
gehen, noch einfeitig Waffenftillitand oder Frieden ſchließen. 

Art. 35. Der Bund bat ald Gefammtmaht dag 
Recht, Krieg, Frieden, Bündniffe, und andere Verträge 
zu beſchließen. Nah dem im zmeiten Artifel der Bun— 
dedacte audgefprochenen Zmede ded Bundes übt derfelbe 
aber diefe Rechte nur zu feiner Selbftvertheidigung,, zur 
Erhaltung "der Selbftitändigfeit und äußern Sicherheit 
Deutfchlands, und der Unabhängiafeit und Unverlegbarfeit 
der einzelnen Bundedftaaten aus, 

Art. 36. Da in dem eilften Artikel der Bundesacte 
alle Mitglieder des Bundes fich verbindlich gemacht Haben, 
(owohl ganz Deutfchland ald jeden einzelnen Bundesftaat 
gegen jeden Angriff in Schug zu nehmen, und fidy gegen« 
feitig ihre fämmtlichen unter den Bunde begriffenen Be— 
gungen zu garantiren, fo fann Fein einzelner Bundes 
ftaat von Auswärtigen verlegt werden, ohne daß die Der: 
lekung zugleih und in demfelben Maaße die Geſammtheit 
ded Bundes treffe, | 

Dagegen find die einzelnen Bundesftaaten verpflichtet, 
von ihrer Seite weder Anlaß zu dergleichen Berlegungen 
ju geben, noch auswärtigen Staaten ſolche zuzufügen. — 
Sollte von Seiten eines fremden Staated über eine vom 
einem Mitgliede ded Bundes ihn widerfahrne Verletzung 
bei der Bundedverfammlung Befchwerde geführt, und diefe 
gegründet befunden werden, fo liegt der Bundesverfanme 
lung ob, das Bundeöglied, welches die Befchwerde ver« 
anlaßt hat, zur fchleunigen und genügenden Abhülfe aufs 
wfordern, und mit diefer Aufforderung, nach Befinden der 
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Umftände, Maafregeln, wodurdh weitern friedeftdren 
den Folgen zur rechren Zeit vorgebeugt merde, zu ver 
binden. 

Art. 37. Wenn ein Bundesjtaat, bei einer milden 
ihm und einer auswärtigen Macht entitandnen rrung, 
die Dazwifchenkunft ded Bundes anruft, fo Hat die Bunded- 
verfammlung den Urfprung folder Srrung und dad ‚mahte 
Sachverhältniß forgfältig zu prüfen. — Crgiebt ſich an 
dDiefer Prüfung, daß dem Bundedftaate dad Recht nict 
zur Seite fteht, fo hat die Bundesverfammlung Denfelben 
von Fortſetzung ded Streites ernftlid abzumahnen, und 
die begehrte Dazmifchenkunft zu verweigern, auch erforbetz 
lichen Full zur Erhaltung des Friedendftandes geeigneft 
Mittel anzuwenden. Ergiebt ſich dad Gegentheil, fo it 
die Bundeöverfanmlung verpflichtet, den verlegten Bundedr 
ftaate ihre wirffanfte Verwendung und Mertretung am. 
gedeihen zu laffen, und folhe fomeit auszudehnen, als 
nöthig ift, damit demfelben volle Sicherheit und ange 
meffene Genugtbuung zu Theil werde. IHR 
Art. 38... Wenn aus der Anzeige eined Bundesftaated? 
oder aus andern zuverläfligen Angaben, Grund zu der 
Beforgniß gefhöpft wird, daß ein einzelner Bundeäftaat, 
oder die Gejammtheit ded Bundes, von einem feindlichen 
Angriffe bedroht fei, fo muß die Bundesverfammlung 
fofort die Trage, ob die Gefahr eined ſolchen Angriffe® 
wirflid vorhanden ijt, in Berathung nehmen, und das 
rüber in der fürzeftzmöglichen Zeit einen Ausſpruch thun⸗ 
Wird die Gefahr anerkannt, fo muß, gleichzeitig mit dieſem 
Ausfpruhe, wegen der in folbem Falle unverzüglich im 
Wirkſamkeit zu fegenden Vertheidigungd:Manfregeln ‚seim 
Beichluß gefaßt werden, Beides, jener Ausſpruch und 
viefer Befchluß, ergeht von der engern Verſammlung, Die 
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dabei nach der in ihr geltenden abfolnten Stimmenmehr: 
heit verfährt. | 
Art, 39. Wenn dad Bundedgebiet von einer aus: 
märtigen Macht feindlich überfallen wird , tritt fofort der 
Stand des Krieges ein, und ed muß in diefem Falle, 
mad audy ferner von der Bundedverfammlung befchloifen 
werden mag, ohne weitern Verzug zu den erforderlichen 
Vertheidigungs-Maaßregeln gefchritten werden. 


Art. 40. Sieht fih der Bund zu einer förmlichen 
Kriegderflärung genöthigt, fo kann folhe nur in der 
vollen Berfammlung nach der für Diefelbe vorgefchriebenen 
Stimmenmehrheit von zwei Drittheilen befchloffen werden. 


Art. 41. Der in der engern Berfammlung gefaßte 
Beſchluß über die Wirklicyfeit der Gefahr eined feindlichen 
Angriffe verbindet fämmtliche Buntesftaaten zur Theil: 
nahme an den von Bundedtage nothmwendig erachteten Ver— 
theidigungs-Manfregeln. Gleicherweife verbindet die in der 
vollen Berfammlung audgefprodene Kriegderklärung fänımt= 
lie Bundesftaaten zur unmittelbaren Theilnahme an dem ges 
meinfhaftlichen Kriege. 

_ Art. 42. Wenn die Borfrage, ob Gefahr vorhanden 
iſt, durch Die Stimmenmehrheit verneinend entfchieden wird, 
ſo bleibt nichtö defto weniger. denjenigen Bundeöftaaten, 
welhe von der Wirklichkeit der Gefahr überzeugt find, 
unbenommen, gemeinfchaftlihe Vertheidigungs-Maaßregeln 
unter einander zu verabreden. 
Art. 43. Wenn in einem Falle, wo ed die Gefahr 
md Beihügung einzelner Bundesftaaten gilt, einer der , 
eitenden Theile auf die förmliche Vermittelung des Bun- 
anträgt, fo wird' berfelbe, in fo fern er es der Lage 
Sahen und feiner Stellung angemeſſen findet, unter 
” 2 


- 
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voraudgefegter Einwilligung .ded andern Theils, dieſe 
Vermittelung übernehmen ; jedoch darf dadurdy der Beſchluß 
wegen der zur Sicherheit des Bundedgebietd zu ergreifen 
den Bertheidigungd-Maaßregeln nicht aufgehalten werden, 
noch in der Ausführung der bereitd befchloffenen- ein Still: 
ftand oder eine. Berzögerung eintreten. De 

Art. 44. Bei audgebrochenem Kriege Steht jedem 
Bundesftaate frei,. zur gemeinfamen Vertheidigung eine 
‚größere Macht zu ftellen, als fein Bundescontingent be: 
trägt; ed kann jedod in diefer Hinficht feine Forderung 
an den Bund jtatt finden. 

Art, 45, Wenn in einem. Kriege zwifchen audmär: 
tigen Mächten oder in andern Fällen Berhältniffe eintreten, 
welche die Beforgniß einer Verlegung der Neutralität dee 
Bundesgebietd veranlaffen, fo hat die Bundesverſammlung 
ohne Verzug im engern Rathe die zur Behauptung diefer 
Neutralität erforderlihen Maaßregeln zu befchließen. 

Art. 46. Beginnt ein Bundesftaat, der zugleich 
anßerhalb des Bundedgebietd Beligungen hat, in feiner 
Eigenſchaft ald Europäifhe Macht einen Krieg, fo bleibt 
ein folder, die Verhältniſſe und VBerpflihtungen des 
Bundes nicht berührender Krieg dem Bunde ganz fremt. 

Art. 47. In den Fällen, wo ein folder Bundes: 
ftaat in feinen anßer dem Bunde belegenen Befigungen 
bedroht oder angegriffen wird, tritt für den Bund bie 
Berpflihtung zu gemeinfchaftlichen Vertheidigungd-Maaf- 
regeln, oder zur Theilnahme und Hülfsleiftung nur in 
jo fern ein, als derfelbe, nad) vorgängiger Berathung 
durh Stimmenmehrheit in der engern :Berfammlung, 
Gefahr für dad Bundesgebiet erkennt. — Im letztern 
Sale finden die Vorſchriften der. vorhergehenden Artikel 
ihre gleichmäßige Anwendung, 
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Art. 49, Wenn von Seiten ded Bundes Unter: 
handlungen über Abfchluß des Friedens oder eines Waffen- 
ſtilſtandes ftatt finden, fo hat die Bundedverfammlung 
ju fpecieller Leitung derfelben einen Ausſchuß zu beftellen, 
zu dem Unterhandlungs-Geſchäft felbft aber eigne Bevoll— 
mähfigte zu ernennen, und mit gehörigen Inftructionen 
wu verfehen. Die Annahme und Beftätigung eined Friedens— 
verfragd kann nur in der vollen Verſammlung gefchehen. 
_ Art. 50. In Bezug auf die audmwärtigen Berhält: 
ne überhaupt liegt der Bundedverfammlung ob: 

1) Ald Organ der Geſammtheit ded Bundes für die 
Aufrechthaltung friedlicher und freundfchaftlicher Ver— 

» Hältniffe mit den- auswärtigen Staaten Sorge zu 
fragen; | 

2) die von fremden Mächten bei dem Bunde beglau« 
bigten Gefandten anzunehmen, und, wenn es 
nöthig befunden werden follte, im Namen ded 
Bundes Gefandte an fremde Mächte abzuordnen ; 

3) in eintretenden Fällen Unterhandlungen für die 
Gefammtheit ded Bundes zu führen, und Berträge 

- für denfelben abzufchließen ; | 

4) auf DBerlangen einzelner Bundesregierungen, für 
diejelben die Berwendung ded Bunde. bei fremden 

- Regierungen, und in gleicher Art, auf Berlangen 

fremder. Staaten die Dazwiſchenkunft des Bundes 

. bei einzelnen Bundesgliedern eintreten zu laffen. 
Art. 51. Die Bundedverfammlung ift ferner verpflich® 
eh, die auf das Militairwefen des Bundes Bezug habenden 
ganischen Einrichtungen, und die zur Sicherjtellung feines 
Lebiets erforderlichen Vertheidigungsanſtalten zu beſchließen. 

. . . . (Artikel XI.) Die Bundesglieder behalten 
war das Recht der Bündniſſe aller Art; verpflichten ſich 

2 sie 
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jevodh in feine Verbindungen einzugehen, weldye gegen 
die Sicherheit des Bundes oder einzelner Bundesftaaten 
gerichtet wären. 

Art. 48. Die Beftimmung der Bundesdacte, vermöge 
welcher, nad einmal erflärtem Bundeöfriege, fein Mit: 
glied ded Bundes einfeitige Unterhandlungen mit dein Feinde 
eingehen, noch einfeitig Waffenftillftand oder Frieden 
fchließen darf, ift für ſämmtliche Bundesftaaten, fie mögen 
außerhalb ded Bundes Befigungen haben oder nicht, glei 
verbindlich. 

.... (Artifel XL) Die Bundedglieder made 
fi ebenfalls verbindlih, einander unter feinerlei Vor— 
wand zu befriegen, noch ihre Streitigfeiten mit Gewalt 
zu verfolgen, fondern fie bei der Bundesverfammlung 
anzubringen. 

Diefer liegt alddann ob, die Vermittlung durch einen 
Ausſchuß zu verſuchen; falls diefer Verſuch fehlfchlagen 
ſollte, und demnach eine richterliche Entſcheidung noth— 
wendig würde, ſolche durch eine wohlgeordnete Aufträgal: 
Sinitanz zu bewirfen, deren Ausfpruch die ftreitenden 
Theile ſich fofort zu unterwerfen haben. 

Art, 18. Da Eintradt und Friede unter den Bundes— 
gliedern ungeftört aufrecht erhalten werden fol, fo hat 
die Bundedverfanmlung, wenn die innere Ruhe und Sidyer: 
heit ded Bundes auf irgend eine Weife bedroht oder ge: 
ftört ift, über Erhaltung oder Wiederherftellung derfelben 
Rath zu pflegen, und die dazu geeigneten Befchlüffe nad 
Anleitung der in den folgenden Artikeln enthaltenen Be: 
ftimmungen zu faffen, | 

Art. 19. Wenn zwifhen Bundesgliedern Thätlich— 
feiten zu beforgen, oder wirflih ausgeübt worden find, fo 
ift die Bundesverſammlung berufen, vorläufige Maaß— 
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regeln zu ergreifen, wodurch jeder Selbithülfe vorgebeugt, 
und der bereitd unternonmenen Einhalt gethan werde. 
Zu dem Ende hat fie vor allen für Aufrechthaltung Des 
Befisftanded Sorge zu fragen. 

Art. 20. Wenn die Bundedverfammlung von einem 
Bundedgliede zum Schutze ded Befisftanded angerufen 
wird, und. der jüngfte Befigftand ftreitig ift, fo fol ſie 
für diefen befondern Fall befugt feyn, ein bei der Sache 
nicht betheiligted Bundesglied in der Nähe ded zu fhügen- 
den Gebieted aufzufordern, die Thatſache des jüngiten 
Befiged, und die angezeigte Störung deffelben ohne Zeit: 
verluft durch feinen oberften Gerichtshof fummarifch unter: 
ſuchen und darüber einen rechtlichen Beſcheid abfaffen zu 
laſſen, deſſen Vollziehung die Bundeöverfaumlung, wenn 
der Bundesftaat, gegen welden er gerichtet ift, ſich nicht 
auf vorgängige Aufforderung freiwillig dazu verfteht, durd) 
die ihr zu dieſem Ende angemiefenen Mittel zu bewirken hat. 

Urt. 21. Die Bundedverfammlung bat ın allen, nad) 
Borfchrift der Bundedacte bei ihr anzubringenden Strei— 
tigfeiten der Bundesglieder die Vermittlung durch einen 
Ausſchuß zu verfuhen. Können die entftandenen Strei— 
tigfeiten auf dieſem Wege nicht beigelegt werden, jo hat 
tie die Entfcheidung derfelben durch eine Austrägalinftanz 
zu veranlaffen, und dabei, fo lange nicht wegen der Aus— 
trägalgerichte. überhaupt eine anderweitige Webereinkunft 
jwifhen den Bundesgliedern ftatt gefunden hat, die in 
dem Bundestags Beichluffe vom ſechszehnten Juni acht— 
jehn Hundert und fiebenzehn enthaltenen Borfchriften, fo 
wie den, in Folge gleichzeitig an die Bundestagsgejandten 
ergehenden Inſtructionen, zu faſſenden befondern Beſchluß 
zu beobachten. 5 

Art. 22. Wenn nad Anleitung des obgedanhten 
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Bundestags: Beichluffed der oberite Gerichtöhof eines Bunz 
deöftaatd zur Audträgalinftanz gewählt ift, fo fteht dem: 
felben die Leitung des Proceſſes und die Entfcheidung ded 
Streits in allen feinen Haupt= und Nebenpunften uneins 
gefchränft und ohne alle weitere Einmirfung der Bundes— 
verfammfung oder der Landesregierung zu. Legtere wird 
jedoh, auf Antrag der Bundeöverfammlung, oder der 
ftreitenden Theile, im Fall einer Zögerung ‚von Seiten 
des Gerichts, die zur Beförderung der Entſcheidung nöthi— 
gen Verfügungen erlaſſen. e 

Art. 23. Wo feine befonderen Entfheidungdnormen 
vorhanden find, bat dad Austrägalgeriht nad den in 
Nechtöftreitigfeiten derfelben Art vormald von den Reichs— 
gerichten fubiidiarifch befolgten Rechtsquellen, in fo fern 
ſolche auf die jegigen DBerhältniffe der Bundeöglieder nod 
anwendbar find, zu erfennen, . 

Art. 24. Es ſteht übrigens den Bundesgliedern frei, 
ſowohl bei einzelnen vorkommenden Streitigkeiten, ald für 
alle fünftigen Fälle, wegen bejonderer Audträge oder Com— 
prontiffe übereinzufommen, wie denn aud) frühere Samilien: 
oder Dertragd-Audträge durd Errichtung der Bundes: 
Austrägalinftang nicht aufgehoben, nod) abgeändert werden. 

Art. 25. Die Aufrehthaltung der innern Ruhe und 
Drdnung in den Bundesftaaten fteht den Regierungen 
allein zu. Als Ausnahme kann jedoh, in NRüdficht auf 
die innere Sicherheit ded gefanımten Bunde, und in 
Folge der Berpflibtung der Bundesglieder zu gegenfei- 
tiger Hülföleiftung, die Mitwirkung der Gefammtheit zur 
Erhaltung oder Wiederherftellung der Ruhe, im Fall einer 
MWiderfeglichfeit der Unterthanen gegen die Regierung, 
eined offenen Aufruhrs, oder gefährliher Bewegungen in 
mehreren Bundesftaaten, ftatt finden. 
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Art. 26. Wenn in einem Bundesſtaate durd Wider: 
feglichfeit der Unterthanen gegen die Obrigkeit die innere 
Ruhe unmittelbar gefährdet, und eine Verbreitung auf: 
rührerifcher Bewegungen zu fürchten, oder ein wirflicher 
Aufruhr zum Ausbruch gefommen ift, und die Negierung 
ſelbſt, nad) Erfchöpfung der verfaffungsmäßigen und gefeg: 
lihen Mittel, den Beiftand des Bundes anruft, fo liegt 
der Bundedverfammiung ob, die fcdleunigfte Hülfe zur 
Wiederherſtellung der Ordnung zu veranlaffen, Sollte im 
legtgedadyten Falle die Regierung notoriſch außer Stande 
feyn, den Aufruhr durch eigene Kräfte zu unterdrüden, 
zugleich aber durch die Umftände gehindert werden, die 
Hülfe ded Bundes zu begehren, fo ift die Bundesver— 
jammlung nichts deſto weniger verpflichtet, auch unauf— 
gerufen zur MWiederherftellung der Ordnung und Sicher— 
heit einzufchreiten. In jeden Falle aber dürfen die ver- 
fügten Maaßregeln von feiner lüngern Dauer feyn, als 
die Regierung, welcher die bundesmäßige Hilfe geleifter 
wird, ed nothmendig erachtet. 


Art. 27. Die Regierung, welcher eine folhe Hülfe 
zu Sheil geworden, ift. gehalten, die Bundesverfammlung 
von der DBeranlaffung der eingetretenen Unruhen in Kennt 
niß zu fegen, und von den zur Befeſtigung der wieder: 
hergeftellten gefeglihen Drdnung getroffenen Maafregelh 
eine beruhigende Anzeige an diefelbe gelangen zu laſſen. 


Art. 28. Wenn die öffentlihe Ruhe und gefegliche 
Ordnung in mehreren Bundesftaaten durch gefährliche Ber: 
bindungen und Anfchläge bedroht find, und dagegen nur 
duch Zufammenmwirfen der Gefammtheit zureichende Maaß— 
regeln ergriffen werden fönnen, fo ift die Bundesverſamm— 
lung befugt und berufen, nad) vorgängiger Rückſprache 
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mit den zunächſt bedrohten Regierungen, ſolche Maaß⸗ 
regeln zu berathen und zu beſchließen. 

Art. 31. Die Bundesverſammlung Hat das Rent 
und die Verbindlichkeit, für die Volziehung der Bundes 
acte und übrigen Grundgefeße ded Bunded, der in. Ge 
mäßheit ihrer Competenz von ihr gefaßten VBefchlüffe, der 
durch Austräge gefällten fchiedörichterlihen Erkenntniſt, 
der unter die Gewährleiſtung des Bundes geſtellten come 
promiſſariſchen Entſcheidungen und der am Bundestage 
vermittelten Vergleihe, fo wie für Die Aufrechthaltung 
der von dem Bunde übernommenen befonderen Garanti 
zu forgen, auch zu dieſem Ende, nad Erſchöpfung 
andern bundesverfaffungdmäßigen Mittel, die erforderlichen 
Erecutiond:Maaßregeln, mit genauer Beobachtung der in 
einer befonderen Executions-Ordnung dieferhalb feftgefegte 
Beftimmungen und Normen, in Anwendung zu bringen 

Art. 32. Da jede Bundesregierung die Obliegen— 
heit bat, auf Vollziehung der Bundesbeſchlüſſe zu halten, 
der Bundesverfammlung aber eine unmittelbare Einmwite 
fung auf die innere Verwaltung der Bundeötasten SER 
zufteht, fo kann in ber Regel nur gegen die Regi 9 
felbſt ein Executions-Verfahren ſtatt finden. Ausnah 
von dieſer Regel treten jedoch ein, wenn eine Bund 
regierung, in Ermangelung eigener zureichenden Mittel, 
felbft die Hülfe ded Bundes in Anfpruch nimmt, oder 
wenn die Bundedverfammlung, unter den im fechd und 
zwanzigften Artikel bezeichneten Unftänden, zur Wieder: 
herftellung der allgemeinen Ordnung und Sicerheit uns 
aufgerufen einzufchreiten verpflichtet ift. — Im erfteit 
Tall muß jedod immer in Webereinftimmung mit den Au— 
trägen der Regierung, welcher die bundesmäßige- Hülfe geleis 
ftet wird, verfahren, und im zweiten all ein Gleiches, ſobald 
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die Regierung wieder in Thätigfeit gefegt ift, beobachtet 
werden, | 

Art. 33. Die Erecutiond » Maaßregeln werden im 
Namen der Gefammtheit ded Bundes befchloffen und aus: 
geführt, Die Bundedverfammlung ertheilt zu dem Ende, 
mit Berückſichtigung aller Localumftände und fonitigen 
Verhältniffe, einer oder mehreren bei der Sache nicht be= 
theligten Regierungen, den Auftrag zur Bollziehung der 
beihloffenen Maafregeln, und beftimmt zugleich fomohl 
die Stärfe der dabei zu verwendenden Mannfchaft, als 
die'nach dem jedesmaligen Zweck des Erecutionsverfahreng 
ju bemeffende Dauer deffelben. 


Urt. 34. Die Regierung, an welche der Antrag ge= 

sihtet ift, und welche folhen ald eine Bundespflicht zu 
übernehmen bat, ernennt zu diefem Behuf einen Civil: 
Commiffär, der, in Gemäßheit einer, nad den Beſtim— 
Mungen der Bundeöverfammlung, von der beauftragten 
Regierung zu ertheilenden befondern Inftruction, das 
Executions-Verfahren unmittelbar leitet. — Wenn der 
Auftrag an mehrere Regierungen ergangen ift, fo beftimmt 
die Bundesverſammluug, welche derfelben den Civil-Com— 
miffär zu ernennen hat. Die beauftragte Regierung wird, 
während der Dauer ded Erecutiond-Verfahreng, die Bun 
deöverfammlung von dem Erfolge defjelben in Kenntniß 
erhalten, und fie, ſobald der Zweck vollftändig erfüllt ift, 
don der Beendigung ded Geſchäfts unterrichten. 
Art. 52. Da zur Erreihung der Zwede und Be— 
Iorgung der Angelegenheiten ded Bundes, von der Ges 
jammtheit der Mitglieder Geldbeiträge zu leiften find, fo 
hat die Bundeöverfammlung 

1) den Betrag der gewöhnlichen verfaffungsmäßigen 
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Ausgaben, fo weit ſolches im Allgemeinen’ gejchehen 
kann, feitzufegen ; 

2) in vorkommenden Tällen die zur Ausführung bes 
fonderer, in Hinſicht auf anerkannte Bundeszmede 
gefaßten Beichlüffe erforderlichen außerordentlicen 
Ausgaben und die zur Beſtreitung derfelben zu 
leiftenden Beiträge zu beftimmen;.. 

3) das matrifelmäßige Verhältuiß, nad welchem von 
den Mitgliedern ded Bundes beizutragen ift, fell: 
zufeßen ; 

:- 4) die Erhebung, Berwendung und Berrechnung. der 

Beiträge anzuordnen und darüber die Aufſicht zu 
führen. Ze Se 


N. Befondere Beftimmungen. 


Außer den in den vorhergehenden Artifeln beſtimm— 
ten auf die Feititellung des Bundes gerichteten Punkten 
find die verbündeten Mitglieder übereingefommen, hiemit 
über folgende Gegenſtände die in den nachitehenden 
Artifeln enthaltenen Beftimmungen zu treffen, melde 
mit. jenen Artifeln gleihe Kraft haben follen. 

Art. 53. Die dur die Bundesacte den einzelnen 
Bundesſtaaten garantirte Unabhängigkeit fchließt zwar im 
Allgemeinen jede Einwirkung ded Bundes in die innere 
Staatdeinrihtung und Staatöverwaltung aus. Da aber 
‚bie Bundedglieder fich in dem. zmeiten Abfchnitt der Bun: 
dedacte über einige befondere Beftimmungen vereinigt 
haben , weldye fidy theild auf Gemährleiftung zugeficherter 
Rechte, theild auf beftimmte Verhältniffe der Untherthanen 
beziehen, fo liegt der Bundesverfammlung ob, die Erfül: 
lung der durch diefe Beftimmungen übernommenen Ber: 
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bindlichfeiten,, wenn fich and hinreichend begründeten An— 
zeigen der DBetheiligten ergiebt, daß foldye nicht ſtatt ge— 
funden habe, zu bewirken, Die Anmendung der in Ges 
mäßheit diefer Berbindlichkeiten getroffenen allgemeinen 
Anordnungen auf die einzelnen Fälle bleibt jedoch den 
Regierungen allein überlaffen. 

Artifel XU. Diejenigen Bundeöglieder, deren 

Beſitzungen nit eine Volkszahl von 300,000 Seelen 
erreichen, werden fich mit den ihnen verwandten Häufern 
oder andern Bundesgliedern, mit welchen fie wenigſtens 
eine folche Volkszahl ausmachen, zu Bildung eines ge— 
meinfchaftlihen oberiten Gerichts vereinigen. 
In den Staaten von folder Bolfömenge, wo ſchon 
jet dergleichen Gerichte dritter Snftanz vorhanden find, 
werden jedod) diefe in ihrer bisherigen Eigenfchaft erhal: 
ten, wofern nur die Volkszahl, über welche fie fi er: 
firedfen, nicht unter 150,000 Seelen: iſt. 

Den vier freien Städten Steht dad Recht zu,.. fich 
unter einander über die Errichtung eined gemeinfamen 
oberiten- Gericht3 zu vereinigen. » | | 

-Bei den foldhergeftalt errichteten gemeinfchaftlichen 
oberiten Gerichten fol jeder der Partheien geitattet fenn, 
auf die Verſchickung der Acten auf eine deutfche Facul: 
tät oder an einen Schöppenftuhl zu Abfaflung des. End: 
urtheils anzutragen. Ä | | 

Art. 29. Wenn in einem -Bundesftaate der Fall 
einer Suftizverweigerung eintritt, „und. auf gefeglichen 
Regen ausreichende Hülfe nicht erlangt: werden fann, fo 
liegt der Bundedverfammlung ob, ermwiefene, nad der 
Verfaſſung und den beftehenden Gefeten jedes Landes zu 
beurtheilende Befchwerden über verweigerte oder gehenmte 
Rechtspflege anzunehmen, und darauf ‚die gerichtliche Hülfe 
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bei der Bundedregierung, die zu der Beſchwerde Anlaß 
gegeben hat, zu bewirken. 

Art. 30. Wenn Forderungen von Privatperionen 
deßhalb nicht befriedigt werden können, weil die Berpflid: 
tung, benfelben Genüge zu leiften, zmwifchen mehreren Bun: 
deögliedern zweifelhaft oder beftritten ift, fo hat die Bun: 
beöverfammlung, auf Anrufen der Betheiligten, zuvoͤrderſt 
eine Audgleihung auf gütlihem Wege zu verfuchen, im 
Fall aber, daß diefer Verſuch ohne Erfolg bliebe, und 
die in Anfprud genommenen Bundesglieder ſich micht in 
einer zu beftimmenden Friſt über ein Compromiß vereinig: 
ten, die rechtlihe Entſcheidung der ftreitigen Vorfeage 
durd eine Audträgalinftanz zu veranlaflen. 

Artikel XI. Sn allen Bundesitaaten wird eine 
landitändifhe Verfaſſung ftatt finden. 

Art. 54. Da nach dem Sinn des dreizehnten Artifeld 
der Bundedacte, und den Darüber erfolgten fpätern Er: 
klärungen, in allen Bundesftaaten landſtändiſche Verfaſ— 
jungen ftatt finden follen, fo bat die Bundesverſammlung 
darüber zu wachen, daß diefe Beftimmung i feinem Bun: 
deöftaate unerfüllt bleibe. _ 

Art. 35. Den fouverainen. Fürften der Bundes: 
jtaaten bleibt überlaſſen, diefe innere Randesangelegenheit 
mit Berüdfihtigung fomohl der früherhin gefeglich be— 
jtandenen ftändiichen Rechte, ald der gegenwärtig obmal: 
tenden Berhältniffe zu ordnen. 

Art. 56. Die in anerfannter Wirkfamfeit beftehen: 
den landftändifhen Verfaffungen können nur auf verfaf: 
fungdmäßigem Wege wieder abgeändert werden. 

Art. 57. Da der deutihe Bund, mit Ausnahme ber 
freien Städte, aus fouverainen Fürften befteht, fo muß, 
dem hierdurch gegebenen Grundbegriffe zufolge, die ges 
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jammte Staatsgewalt in dem DOberhanpte Ted Staatd 
vereinigt bleiben, und der Souverain fann durch eine 
landitändifhe Berfaffung nur in der Ausübung beftimmter 
Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden werben. 

Art. 58. Die im ‘Bunde vereinten fouverainen Fürften 
dürfen durch feine landftändifhe Verfaſſung in der Erfül- 
lung ihrer bundedsmäßigen ‘Berpflichtungen gehindert oder 
befchränft werden. 

Art. 59. Wo die Deffentlichkeit landftändifcher Ber- 
handlungen durch die Berfaffung geftattet ift, muß durch 
die Geſchäftsordnung dafür geforgt werden, daß die ge: 
jeglihen Gränzen der freien Aeußerung, weder bei den 
Berhandlungen felbit, noch bei deren Befanntmachung durch 
den Drud, auf eine die Ruhe ded einzelnen Bundesſtaats 
oder des gefammten Deutſchlands gefährbende Weife über: 
ſchritten werden. 

Art. 60. Wenn von einem Bundeögliede die Garantie 
ded Bundes für die in ſeinem Lande eingeführte landftän- 
diſche Verfaſſung nachgefuht wird, fo ift die Bundes: 
verfammlung berechtigt, ſolche zu übernehmen. Sie erhält 
dadurch die Befugniß, auf Anrufnng der Betheiligten, 
die Derfaffung aufrecht zu erhalten, und die über Aus- 
legung oder Anwendung derfelben entftandenen Irrungen, 
ſo fern dafür nicht anderweitig Mittel -und Wege gejeg: 
lich vorgeichrieben find, durch gütlihe Vermittelung oder 
compromifjarifhe Entjcheidung beizulegen. 

Art. 61. Außer dem Fall der übernonmtenen be: 
‚ Sondern Garantie einer landftändiichen Berfaflung, und 
der Aufrechthaltung der über den Dreizehnten Artifel der 
Bundedacte hier feftgefegten Beſtimmungen, ift die Bun- 
deöverfanmlung nicht berechtigt, in landftändifche Ange: 
legenheiten, odgr in Streitigkeiten zwiſchen den Landes— 


f 
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Dei der näheren Beitimmung der angeführten ‘Be: 
fugniffe fowohl, wie überhaupt und in allen übrigen 
Punkten wird zur weitern Begründung und Feititellung 
eines in allen deutihen Bundesitaaten übereinjtimmen- 
den Rechtszuftandes der mittelbar gewordenen Füriten, 
Grafen und Herren die in dem Betreff erlaffene Königl. 
Daierifche Verordnung vom Sahr 1807 als Baſis und 
Norm unterlegt werden. 

Dem ehemaligen Reichsadel werden die sub Nro. 
1. und 2. angeführten Rechte, Antheil der Begüterten 
an Landitandfdfaft, Patrimonial- und Forftgerichtsbar- 
feit, Ortspolizey, Kirchenpatronat, und ber .privilegirte 


Gerichtsſtand zugefihert. Diefe Rechte werden jedoch 


nur nad) der Vorfchrift der Landesgeſetze ausgeübt. 

In den durdy den Frieden von Lüneville vom 9. 
Sebr. 1801 von Deutfhland abgetretenen und jet wie— 
der damit vereinigten Provinzen werden bei Anwendung 
der obigen Grundfäße auf den ehemaligen unmittelbaren 
Reichsadel diejenigen Beſchränkungen itatt finden, wel: 
de die dort: beftehenden befondern Verhältniffe noth: 
wendig maden. 

Art. 63. Es liegt der Bundeöverfammlung ob, auf 
die genaue und vollftändige Erfüllung derjenigen Beſtim— 
mungen zu achten, welche der vierzehnte Artikel der Bun— 
dedacte in Betreff der mittelbar gewordenen ehemaligen 
Reichsſtände und ded ehemaligen unmittelbaren Reichd- 
adeld enthält. Diejenigen Bundesglieder, deren Länder 
die Befigungen derfelben einverleibt worden, bleiben gegen 
den Bund zur unverrhcten Aufrechthaltung der durch 
jene Beftimmungen begründeten ſtaatsrechtlichen Berhält: 
niſſe verpflichtet. Und wenn gleidy die über die Anwen: 
dung der in Gemäßheit des vierzehnten Artikeld der Bun— 
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dedacte erlaffenen Verordnungen oder abgefihloffenen Ber: 
träge entitehenden Streitigfeiten in einzelnen Fällen au 
die competenten Behörden des Bundesftaat, in melden 
die Beſitzungen der mittelbar gewordenen Fürften, Grafen 
und Herren: gelegen find, zur Entfcheidung gebracht wer- 
den müflen, fo bleibt denfelben doch, im Kal der ver- 
weigerten gefeglichen und verfaffungämäßigen Rechtshülfe, 
oder einer einfeitigen zu ihrem Nachtheil erfolgten legis⸗ 
lativen Erklärung der durh die Bundedarte ihnen zuge: 
fiherten Rechte, der Recurs an, die Bundeöverfammlung 
vorbehalten; und dieſe ift in einem folchen Falle ver: 
pflihtet, wenn fie die Befchwerde gegründet findet, eine 
genügende Abhülfe zu bewirken. 


Artikel XV. Die Fortdauer der auf die Rhein: 
ſchifffahrts-Octroi angewieſenen directen und fubfidiari- 
(hen Renten, die durch den Reichsdeputationsfchluß vom 
25. Februar 1803 getroffenen Verfügungen, in Betreff 
des Schuldenwelend und feftgefettter Penfionen an geift= 
und weltliche Sndividuen, werden von dem Bunde 
garantirt. 


Die Mitglieder der ehemaligen Dom- und freien 
Reihsftifter haben die Befugniß, ihre durch den er: 
wähnten Reichsdeputationsſchluß feſtgeſetzten Penſionen 
ohne Abzug in jedem mit dem deutſchen Bunde in 
Frieden Beßenden Staate verzehren zu Dürfen. 


Die Mitglieder des deutichen Ordens werden eben: 
falls nach den in dem Reichsdeputations-Hauptſchluß 
von 1803 für die Domſtifter feſtgeſetzten Grundſätzen 
Penſionen erhalten, inſofern fie ihnen noch nicht hinrei— 
chend bewilliget worden, und diejenigen Fürſten, welche 
eingezogene Beſitzungen des deutſchen Ordens erhalten 
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haben, werden diefe Penfionen nad Verhäftnig ih 
Antheild an den ehemaligen Befisungen bezahlen. 

Die Berathung über die Regulirung der Suften: 
tationd-Caffa und der Penſionen für die uͤberrheiniſchen 
Biſchöfe und Geiftlichen, welche Penfionen auf die Be: 
ſitzer des linken Nheinuferd übertragen werden, iſt der 
Bundesverſammlung ‚vorbehalten. Diefe Regulirung it 
binnen Sahresfrift zu beendigen; bis dahin wird bie 
Bezahlung der erwähnten Penfionen auf die bisherige 
Art fortgefest. 

Artikel XVI Die Verfchiedenheit der chriftlichen 
Religionspartheien Fann in den Ländern und Gebieten 
des deutſchen Bundes feinen Unterfhied in dem Genufle 
der bürgerlihen und politifchen Rechte begründen. 

Die Bundedverfammlung wird in Berathung ziehen, 
wie auf eine möglichft übereinftimmende Weife die bür- 
gerliche Verbefierung der Befenner des jüdifchen Glaubens 
in Deutfchland zu bewirken fey, und wie infonderheit 
denſelben der Genuß der bürgerlihen Rechte gegen die 
Uebernahme aller Bürgerpflichten in den Bundesſtaaten 
verfchafft und gefichert werden könne; jedoch werden 
ben Befennern dieſes Glaubens bis dahin die denfelben 
von den einzelnen Bundesftaaten bereits eingeräumten 
Rechte erhalten. z 

Artikel XVII. Das füritlihe Haus Thurn und 
Taxis bleibt in dem durch den Reichsdeputationsſchluß 
vom 25. Febr. 1803 oder fpätere Verträge beitätigten Beſitz 
und Genuß der Poften in den verfchiedenen Bun— 
desſtaaten, fo lange ald nicht etwa durch freie Ueber— 
einfunft anderweitige Verträge abgefchloffen werben follten- 

‚Sn jedem Falle werden demfelben, in Folge des 
Artifeld 13. des erwähnten Reichsdeputations-Haupt- 
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ihluffes,. feine auf Belaffung der Poſten, oder auf eine 
angemefjene Entihädigung gegründeten Rechte und An- 
Isrüche verfichert. | | 

Dieſes fol auch da ftatt finden, wo die Aufhebung 
der Poften feit 1803 gegen den Inhalt des Reichsde— 
putations⸗Hauptſchluſſes bereitö gefchehen wäre, infofern 
diefe Entihädigung durch Verträge nicht ſchon definitiv 
feſtgeſetzt iſt. 

Artikel XVIII. Die verbündeten Fürſten und 
freien Städte kommen überein, den Unterthanen der 
deutihen Bundesftaaten folgende Rechte zuzufichern :: 

‚a) Grundeigenthum außerhalb des Staatd, den fie 
bewohnen, zu erwerben.und zu befißen, ohne 
deßhalb in dem fremden Staate mehreren Ab- 
gaben und Laſten unterworfen zu feyn, als deſſen 
eigene Unterthanen. 

b) Die Befugniß: | 

1) ded freien Wegziehens aus einem deutichen 
Bundedftaat in den andern, der erweislich fie 
zu Unterthanen annehmen will, aud) 

2) in Civil- und Militärdienite veffelben zu 
treten, beides jedoch nur infofern feine Der: 
bindlichkeit zu Militärdienften gegen das bis— 
berige Vaterland im Wege ftehe; und damit, 
wegen der dermalen vorwaltenden Verſchie— 
denheit der geſetzlichen Vorſchriften über Miliz 
tärpflichtigfeit, hierunter nicht ein ungleich: 
artiged, für einzelne Bundesftaaten nachtheili= 
ges Verhältniß entitehen möge, fo wird bei 
der Bundesverfammlung die Einführung mög 
tihft gleihförmiger Grundfäße über dielen Ge: 
genitand in DBerathung genommen werden. 
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«) Die Freiheit vom aller Nachiteuer (jus detractus, 
gabella emigrationis), infofern das Wermögen 
in einen andern deutfchen Bundesftaat übergeht 
und mit diefem nicht befondere Verhältniffe durch 
Freizügigfeitd:Berträge beftehen. J 

.d) Die Bundesverſammlung wird fi) bei ihrer erſten 
| ufammenfunft mit Abraflung gleihförmiger Ber 
ügungen über die Preßfreiheit und Die Sicher 
ftellung der Rechte der. Schriftfteller und Verleger 





ı 


gegen den Nachdruck befchäftigen. . IR 

Artifel XIX. Die. Bundesglieder: behalten ſich 
vor, bei der erften Zufammenfunft der Bundesverfomm: 
lung in Frankfurt wegen des Handeld und. Verkehrẽ 
— den verſchiedenen Bundesſtaaten, fo mie wegen 
der Schifffahrt nach Anleitung der auf dem Congreß zu 
Wien angenommenen Grundſätze, in Berathung zu treten. 

Art. 65. Die in den befondern Beſtimmungen ber 
Bundedarte, Art. 16, 18, 19, zur Berathung der Bun: 
de&verfammlung geftellten Gegenftände bleiben. derfelben, 
um durch gemeinfchaftliche Hebereinfunft zu möglichft gleich 
förmigen Verfügungen darüber zu gelangen, zur fernern 
Bearbeitung vorbehalten. 

Artifel XX. Der gegenwärtige Vertrag wird 
von allen contrahirenden Theilen ratificirt werden und 
die Ratificationen follen binnen der Zeit von ſechs Woden, 
oder no möglich noch früher, nad) Wien an die Kaiſer— 
lich Oeſterreichiſche Hof- und Staatdfanzley eingefandt, 
und bei Eröffnung ded Bundes in das Archiv deffelben 
niedergelegt werben. 

Zur Urkunde deflen haben ſämmtliche Bevollmäch— 
tigte den gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet und mit 
ihren Wappen befiegelt. So gefchehen Wien, den 
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ahten Juni im Sahr Eintaufend Achthundert. 
und fünfzehn. 
(Folgen die Unterſchriften.) 


Die vochtheode PX Teich als dad Refultat einer 
wnabänderliben Vereinbarung zwilhen den Bundes— 
gliedern, mittelit Präfidialvortrags am den Bundestag 

ht, und dort, in Folge gleichlautender Erklärungen 

Bundesregierungen, durch förmlichen Bundesbeſchluß 
en Grundgefeg erhoben werden, welches die naͤm— 

Kraft ımd Gültigfeit‘ wie bie Bundesacte felbit 
baben und der Bundesverſammlung zur unabweichlichen 
Richtſchnur dienen ſoll. 

Zur Urkunde deſſen haben ſämmtliche hier verſam— 
melte Bevollmädtigte die gegenwärtige Acte unterzeic- 

— mit ihren Wappen unterfi iegelt. 
o gelüehen zu zu Wien, den fünfzehnten des 
— ai, im Jahr Eintauſend Achthundert 
und zwanzig. 
og die Unterfriften ) 


Wiener Schlußacte 


vom 9. Juni 1815. 





Znhaltsverzeichniß Der Wiener Schlußacte. 
Eingang. | 


Beranlaffung. Benennung der Bevollmächtigten von 
a Defterreih, Spanien, Frankreich, Großbritannien, Por: 
tugal, Preußen, Rußland, Schweden: nad) franzoͤſiſch⸗ 
alphabetifcher Ordnung der Mächte. | 


, Bolen. 


Art. 1. Allgemeine Verfügungen in Beziehung auf das 
Herzogthum Warſchau. 2. Grenzen ded Herzogthumd 
Poſen. 3. Salzwerfe von Wieliczka. 4. Grenzen zwi: 
(hen Gallizien und dem ruffiihen Gebiet. 5. Zu 
rückgabe der Kreife von Tarnopol ꝛc. an Oeſterreich 
6. Cracau zur freien Stadt erflärt. 7. Grenzen bei 
Gebietd von Eracau. 8. Privilegien für Podgorze 
9. Neutralität von Cracau. 10. Eonftitution, Aca 
demie und Biöthum von Cracau. 11. Allgemeine Am 
neftie in dem Herzogrhum Warſchau. 12. Aufhebun 
ded Sequefterd und der Eonfiscationen. 13. Ausnah 
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men von vorſtehendem Artitel. 14. Freie Schifffahrt 
auf den Strömen; freie Circulation der Producte in 
den polniſchen Provinzen. | | 


1. Deutfhland. 
A. Territorial Veränderungen. 
a) Preußen. 


| a) Was ed von dem Königreih Sachſen 
| erhält. | 


Art. 15. Abtretungen Sachſens an Preußen. 16. Zitel, 
welche der König von Preußen annimmt. 17. Garantie 
diefer Abtretungen, von Defterreih, Rußland, und 
Großbritannien. 18, Verzichtleiftung des Kaiferd von 
Defterreih,, auf dad Recht der Lehnherrlichkeit über 
die Lauſitz, u. f. w. 19. Gegenfeitige Berzichtleiftung 
Preußend und Sachſens, auf die von der einen biefer 
Mäaͤchte auf dem Gebiete der andern ausgeübten Lehn- 
rechte, 20. Sreiheit der Auswanderung und Audfüh: 
rung ded Vermögens. 21. Eigenthum religiöfer In— 
ſtitute und öffentlicher Lehranftalten. 22. Allgemeine 
sAmneftie. Ä 


bb) Alte preußifhe Provinzen. 


Art. 23. Aufzählung der Provinzen, von melden Preußen 
"wieder Beſitz ergreift. Er — 
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ce) Neue Beſitzungen Preußens auf beiden 
— — Seiten des Rheins, 


Art. 24. Preußiſche Beſitzungen dieſſeits des Rheins. 
25. Preußiſche Beſitzungen auf dem linken Rheinufer. 


b) Königreich Hannover. 


Art. 26. Stiftung des Königreichs Hannover. 27. Ab: 
freftungen Preußend an das Königreih Hannover. 
28. Derzichtleiltung Preußend auf dad Kapitel von 
St. Perer zu Nörten. 29. Abtretungen, melde von 
Hannover an Preußen gefhehen. 30. Schifffahrt und 
Handel für die Stadt Emden einerfeitd, und- für dad 

Herzogthum Lauenburg andrerfeitd. 31. Militärftraffen 
zwifhen Preußen und Hannover. 32. Mediatifirte 

Ä — welche zu dem Königreich Hannover gehören 
follen. ' 


c) Großherzogthum Oldenburg. 
Art. 33. Abtretungen von Hannover an den Herzog von 
Oldenburg. 34. Großherzogliche Würde für Oldenburg. 
d) Großherzogthümer Medlenburg- Schwerin 
| und Strelig, 5 


Art. 35. Die großherzogliche Mürde erhalten die Ber: 
zoglihen Häufer Mecklenburg = Schwerin und Medlen: 
burg-Strelig. 


e) Großherzogtum Sahfen- Weimar. 


Art. 36. Großherzoglihe Würde für Sachfen - Weimar: 
37. Abtretungen von Preußen . an Sachfen - Weimar. 
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38. Weitere Maaßregeln, in Abficht auf Beltimmung , 
ter an Weimar abzutretenden Länder. 39. Bezirke 
und Orte, melde unter diefen —— —— 
ſein ſollen. 


| f) Fulda. 
Art. 40. Abtretungen aus dem ———— Fulda⸗Depar⸗ 


tement, an Preußen. 
e). Berfaufte Domänen as und Hanau, 
Art. 41. Domänen bed Fürſtenthums Fulda und der 
Grafſchaft Hanau. 
h) Wetzhar. 
Art. 42. Verfügung über Wetzlar, zu Gunſten Preußens. 
i) Mediatifirte Bezirke in dem —————— 
Kreiſe. 
Art. 43. Mediatiſirte oder ſubjicirte Bezirke in ‘dem 
weitphälifchen Kreife, welche zu Preußen gehören follen. 
k). Würzburg und Aſchaffenburg. 


Art, 44. Verfügungen über dad Großherzogthum Würze 
burg und das — Aſchaffenburg, zu Gunſten 
Bayerns. 


) Sürft Primas. Diener des a 
thums Frankfurt... 


Art. 45. Rechte, Vorzüge, Unterhalt and Yeiwatser 
mögen bed Fürſten Primas. kai Diener 
des Großherzogthums Frantfurt. 
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m) Stadt Frankfurt. 


Art. 46. Die Stadt Franffurt wird eine freie Stadt 
und Mitglied ded deutfchen Bundes. Rechtsgleichheit 
der chriftlichen Glaubenspartheien. Verfaſſung. Ent: 
fheidung der Streitigkeiten über ihre Verfaſſung, und 
Handhabung diefer. i a 


n) Großherzogthum Heffen. 
Art. 47. Entſchädigung des Großherzogs son Heften. 


0) Heffen- Homburg. „ 
Art, 48. MWiedereinfegung des Landgrafen von Heſſen— 
Homburg in feine vormaligen Bellgungen, Einkünfte, 
Rechte und politifhen Beziehungen. lee 


pP) Befigungen auf der. linfen Rheinfeite, 
vorbehalten für Oldenburg, Coburg, Med: 
lenburgzStrelig, Heffen- Homburg und ben 

Grafen von Pappenheim, — 


Art. 49. Gebiete auf der linken Rheinſeite, welche für 


Didendurg, Sadfen = Coburg, "Medlenburg = Strelig, 

Helfen Homburg und den Grafen von Pappenheim 
vorbehalten werden. 50. Künftige. Anordnungen, :in 
Beziehung auf diefe Gebiete, 


g) — auf beiden Seiten des Rheins, für 
—Deſterreich; insbeföndere Jfenburg. 
Art, 51. Länder. auf beiden, Seiten. des Rheins „ melde 
— Deſterreich ubetlaſſen werden. 52. Fürſtenthum 
ſenburg kommt unter öſterreichiſche Hoheit. 
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Art, 53. Stiftung diefed Bundes. Feftfegung dazu ge: 
höriger Gebiete, und feined Namend. 54. Zwed des 
Bunded. 55. Gleichheit der Bundesrechte und Bundes— 
pfligten, für alle Bundeöglieder. 56. Bundesver⸗ 
famımlung mit 17 Stimmen. 57. Oeſterreichs Vorſitz, 
und jeglichen Bundedglieded Befugniß zu Vorſchlaͤgen. 
-58. Bildung der Bundedverfammlung, für beftimmte 
File, zu einem Plenum, mit 69 Biril- Stimmen, 
Andfegung der Frage: ob den Standeöherren Euriat: 
Stimmen zu ertheilen feyen? 59. Beltimmung der 
für dad Plenum gehörenden Gegenftände, Anzahl der 
Stimmen, welde zu Faffung der Befchlüffe erfordert 
werden. Beftändigfeit und Vertagung der Bundes— 
verfammlung. 60. Ordnung in ter Abftimmung. 61. Sig 
and Eröffnung der Bundesverfammlung. ‚62. Erſtes 
Geſchäft der Bundesverſammlung: die Abfaffung von 
Orundgefegen, und die Einrihtung ded Bundes, . 
63. Schug, Kriegs- und Bündnifreht des Ganzen 
und der Einzelnen. Aufträgal-Inftanz für Streitig— 
keiten der Bundesgenoſſen. 64; Beftätigung der übrigen 
Artilel der Bundesacte. 


WM. Königreich der Niederlande, und Groß: 

herzogthum Luxemburg. 

Art. 65. Stiftung des Königreichs der Niederlande. 
66. Grenzen dieſes Koͤnigreichs. 67. Großherzogthum 
Luxemburg, zu dem deutſchen Bund gehörig. Die 
Stadt Luxemburg eine Bundesfeſtung. 68. Grenzen 

des Großherzogthums Bouillon. 69. Verfügungen 
über das Herzogthum Bouillon. 70. Abtretung ber 
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Beſitzungen des Hauſes Naſſau-Oranien in Deutid: 

land. 71. Fürſtlich-naſſauiſcher Familienvertrag von 

1783, auf das Großherzogthum Luxemburg übertragen. 

72. Zaften und Berbindlidyfeiten, welche auf’ den von 
Frankreich getrennten belgiihen Provinzen haften. 
73. Dereinigungsacte der beigifhen Provingen. 


* w. Schweizeriſche Eidgenofſenfchaft. 


Art, 74. Integrität der neunzehn Cantone. 75. Aut: 
nahme: drei nener Cantone. 76. Bereinigung: des Bis: 
—thums Bafel und der "Stadt Biel mit denr Canton 
-- Bern. 77. Rechte der Einwohner in dew mit Bern 
vereinigten Ländern. 78. Zurücdgabe der Herrſchaft 
- Razünd an den Ganton Graubünden. 79. Verabre— 
dungen zwifchen Kranfreih und. dem Ganton Genf. 
80. Abtretungen des Königd von Sardinien an den 
Canton Genf. 81.:Compenfationen, welche zwiſchen 
--den alten und neuen Gantonen eintreten follen. 82. 
- Berfügnngen in. Betreff der in England angelegten 
Geldcapitale. 83, Entfhädigung - für die Beſitzer ber 
Lods oder Loͤbergerechtſame. 84. Beſtätigung der De: 
claration vom 20. März 1815, an die Tagſatzung er: 
laffen von denen Mächten, weiche den —— Frieden 
——— ot 


V. Italien” 


Po Sardinifge Staaten. 


Art. 85. . Srengen der, Staaten des Qönigs von Sar— 
dinien. 86. Vereinigung der Staaten: von Genua mit 
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Viemont. 87. Titel eined Herzogs von Genua, für 
den König von Sardinien. 88. Rechte und Privilegien 
der Genuefer. 89, Bereinigung der Feudi imperiali 
mit den Staaten ded Königs von Sardinien. 90. Uns 
befchränfted Befeftigungdreht. 91. Abtretungen von 
Savoyen an den Canton Genf. 92. Neutralität ter 
Landſchaften Chablaid und Faucigny. | 


b) Defterreidifde Staaten. 


Art. 93. Aufzählung der an Oeſterreich zurüdgefallenen 
Beligungen. 94. Länder, die mit der öfterreichifchen 
Monardyie neu vereinigt werden. 95. Defterreichifche 
Grenzen in Stalien. 96. Schifffahrt auf dem Po. 
97. Verfügungen, den Monte Napoleone betreffend, 


ce) Staaten ded Hauſes Efte.. 

Art. 98. Staaten von Modena, Reggio und Mirandola, 
für den Erzherzog Ferdinand von Efte. — Staaten 
von Maffa und Garrara, nebft den Feudi imperiali 
in der Lunigiana, für.die Erzherzogin Maria Beatrir 
von Eite. - 


d) Parma und Piacenza. 
Urt. 99. Verfügungen über Parma und Piacenza, zum 
Bortheil der Kaiferin Marie Lonife, 
e) Staaten des Großherzogs von Zoscana. 


Art. 100. Großherzogthum Toscana, Verfügungen über 
den Stato degli Presidii, die Infel Elba, dad Fürften= 
thum Piombino, und verfrhiedene Feudi imperiali. 


46 Anhalt diefer Schlußacte. 
f) Lucca. 


Art. 101. Uebertragung ded Herzogthums — an die 
Infantin Marie Louiſe von Spanien, 102. Reverſi⸗ 
bilität des Herzogthums Lucca an den Großherzog 
von Toscana. 


g) Kirchenſtaat. 


Art. 103. Verfügungen, in Beziehung auf das Gebiet 
des heiligen Stuhls und deſſen Einwohner. 


h) Neapel. 


Art. 104. Wiedereinſetzung des Koͤnigs Ferdinand W., 
auf den Thron von Neapel. 


VI. Portugieſiſche Angelegenheiten. 


Art. 105. Zurückgabe von Olivenza. 106. Verhältniß 
zwifhen Sranfreih und Portugal. 107. Portugals 
Zurüůckgabe von Franzöſiſch-Guiana an Frankreich. 


U. Verfügungen, ne al Schifffahrt 
betreff 


Art. 108. Schifffahrt auf Strömen, welche durch ver: 
ſchiedene Staaten fließen. 109. Freiheit der Schifffahrt, 
110. Gleihförmigfeit ded Syſtems, in Abſicht auf 
Polizei und Abgaben bei der Schifffahrt. 111. Zarif 
der Scifffahrtd-Abgaben. 112. Erhebungs - Bureau; 
113. Leinpfade oder Zreppelmege. 114. Stapelrechte 
und Umſchlag- oder Stationenrechte. 115. Zölle. 
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116. Abfaſſung einer bleibenden Vorſchrift für das 
Schifffahrtweſen. 117. Beſondere Vorſchriften für den 
Rhein, den Main, den Neckar, die Moſel, die Maas 
und die Schelde. 


VIH, Allgemeine Befimmungen. 


Art, 118. Beftätigung der, diefer allgemeinen Congreß— 
Acte beigefügten befondern Tractate, Verträge, Decla= 
rationen, Vorſchriften und andern Particulär-Acten. 
119. Einladung an die übrigen auf dem Congreß ver: 
fammelten Mächte, fo wie an die Fürften und freien 
Städte, den erwähnten Acten, Berträgen und Bor: 
ihriften beizutreten. 120. Vorbehalt in Beziehung auf 
den Gebraudy der franzöfifhen Sprade. 121. Ratis 
fcation und Hinterlegung der Urfchrift diefed Tractats 
in dem Hof- und Staatsarchiv zu Wien. 


Die Mächte, welche den am 3Often May 1814 zu 
Paris abgefchloffenen Friedens -» Tractat unterzeichnet 
haben, find zufolge des 32ften Artifeld diefer Acte, um 
diefen Tractat vollftändig zu machen, und bemfelben die 
nach dem letzten Kriege nothwendig gewordenen Eins 
tihtungen hinzuzufügen, zu Wien mit den Fürften und 
ihren ‘alliierten Staaten, dahin übereingelommen, Die ver 
ſchiedenen Refultate ihrer Unterhandlungen in eine ges 
meinfchaftlihe Acte zufammen zu tragen’ und biefelbe 
gegenfeitig zu ratificiren. Sie haben daher ihre "Be- 
volmächtigten authorifirt, alle Befchlüffe von vorzüg- 
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lichem und dauerndem Intereſſe in ein gemeinfchaftliches 
Inſtrument zu vereinigen, und diefer Acte, ald inte 
grirender Theil derjelben, die Tractaten, Conventionen, 
Declarationen, Reglements und andere .befondere- Ber: 
handlungen, fo wie fie im gegenwärtigen Tractate auf: 
geführt find, hinzuzufügen. Demzufolge haben die be: 
nannten Mächte zu ihren Bevollmädtigten am Congrefie 
folgende Perfonen ernannt: -(folgen die Namen der Be: 
vollmädhtigten.) | Ä 
Diejenigen der Bevollmächtigten, welche beym Schluß 
der  Unterhandfungen gegenwärtig geweſen, find nad. 
dem fie ihre Vollmachten vorgezeigt, und dieſe in ge: 
höriger Forin befunden worden, übereingefommen, in 
dem befagten allgemeinen Snftrument, folgende Artifel 
aufzunehmen und mit ihrer gemeinfchaftlichen Anterfchrift 
zu verfehen. | | 
Vereini des H — h Warſch 
eretnigung des Herzos⸗ as Herzogthum Warſchau, mit 
(bung Merian, mit tem Ausnahme der Provinzen und Dift: 
ticte, worüber in den folgenden Ar- 
tifeln anderweitig difponirt worden, wird mit dem Rufe 
fiihen Reiche vereinigt. Unmiderruflih wird es durch 
feine Eonftitution mit demfelben verbunden, um auf 
ewige Zeiten im Befis Sr. Majeltät ded Kaifers aller 
Reußen, feiner Erben und. Nachfolger zu verbleiben. 
Se. Kaiferl. Maj. behält fi vor, diefem Staate, mel 
der ſich einer befondern Adminiftration zu erfreuen hat, 
diejenige innere Ausdehnung zu geben, welche fie für 
ihn paßlich halten werden. Sie nehmen zu den mit 
ihren übrigen Befiungen verbundenen Titeln auch den 
eines Czars und Königs von Polen an. Die Polen, 
welche Unterthanen von Rußland, Deftereicd und Preußen 
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find ,. erhalten Stände-Verſammlungen und natioriale 
Einrichtungen, der politischen Eriftenz gemäß, melde die 
Regierungen, denen fie angehören, für nüßlic, und zwed- 
mäßig halten werden. 
Srängen de Sers- D She se hums Warſch 
nzen des Groß- Der Theil des Herzogthums Warſchau, 
herzogthums Poſen. weichen Se. Maj. der König von Preußen 
in voller Souverainität und Eigenthum für ſich und 
ſeine Nachfolger, unter dem Titel des Großherzogthums 
Poſen, beſitzen wird, it in folgender Linie eingeſchloſ— 
fen. Bon der Gränze Oſtpreußens, bei dem Dorfe 
Neuhof, folgt die neue Gränze der von Weitpreußen, 
fo wie fie feit 1772 bie zum Zilfiter Frieden erütirte, 
bi8 zum Dorfe Leibitſch, welches dem Herzogthum 
Warſchau verbleibt. Bon da foll eine Linie gezogen 
werden, die, indem Komponia, Grabomwice und Szcytno 
an Preußen kömmt, bei dem letteren Orte durd) Die 
Weichfel geht, am der andern Geite des Fluſſes, der 
gerade Szeytno gegenüber in die Weichfel fällt, bis zur 
alten Gränze ded Neg-Diftrictd, bei Groß-Opoczko, ſo 
daß Sluzsewo dem Herzogthum, und Przybranowa, 
Hollaender und Mazicjemo, Preußen angehören wird. 
Bon Groß: Opoczfo geht fie durch Ehlewisfa, welches 
Preußen verbleibt, nad dem Dorfe Przyhyslaw, und 
von da durd die Dörfer Plasfi, Chelmee, Witowiozfi, 
Kobilinka, Woyczyat, Orchowo bis zur Stadt Powibdz. 
Bon Powidz geht fie durd die Stadt Slupce bis zum 
Yufammenfluß der Warta und Prodna. Dann folgt fie 
dem Laufe des Fluſſes Prosna bid zum Dorfe Kosciels 
navies eine Stunde von Kalifch. Dieſer Stadt (am 
finfen Ufer der Prosna) verbleibt ein Gebiet im Halb— 
Circle yon Koscieinawies nach Kaliſch. Hier lenkt fie 
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wieder ein nad) der Prosna, verfolgt deſſen Lauf, geht 
weiterhin durch die Städte Grabow, Wierufow, Boled: 
lawiec und- endigt bei dem Dorfe Gola an der Edhleli: 
[hen Gränze, Pitichia ——— | 

tt. 3 


Seine on Se, Kaiferl. Königl. Defterreihiiche May. 
m beſitzt als völliges fouveraines Eigenthum die 
Salzwerfe von Wieliezfa, nebit dem dazu gehörenden 
Gebiet. | 
D palm der Weichſel 
Grängen zwiſchen er almeg der Weichſel trennt 
Hufkigen Gebiet, Galizien von dem Gebiete der freien 
2 Stadt Krafau. Auch zwiſchen Galizien 
und dem Theil des ehemaligen Herzogthums Warſchau, 
welches. mit den Staaten Sr. Maj. des Kaiferd aller 
Reußen bis zu den Umgebungen der Stadt Zamidoit 
vereinigt werden, wird derfelbe zur Gränze dienen. Bon 
Zawichoſt bis zum Bug foll die Landgränze nach der 
im Wiener Tractat von 1809 feitgefeßten Linie, mit 
Vorbehalt der Veränderungen, die man gemeinfchaftlid 
beftimmen wird gezogen werden. Die Gränze vom Bug 
an fol von dieſer Seite zwifchen beiden Reichen wie 
vor dem bejagten m wieder hergeftellt werden. 
tt. 9 


Miebererftattungter Kreife Se, Maj. der Kaifer aller Reußen 
ei tritt an Se. Maj. den Kaifer von 
Defterreich die Diftricte ab, melde 
Kraft des Wiener Tractat von 1809 von Oftgalizien abge— 
riffen wurden, die Kreife von Zloozow, Brzezain, Zar: 
nopol und Zalesczyh, und die Öränzen follen von diefer 
Seite fo wieder hergeftellt werden, wie fie fid) vor be: 
nanntem Tractat befanden. 


\ 
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Art. 6. 
Krofau_ wird zur freien Die Stadt Krakau und deren 
NE Gebiet foll auf ewige Zeiten unter 
dem Schutz von Rußland, Deiterreih und Preußen als 
freie Stadt angefehen werden. 
Art. 7 


Kuängen bes Ge Das Gebiet der freien Stadt Krafau 

“erhält zur Gränze am linfen Ufer der 
Weichfel eine Linie, welche beim Dorfe Wolica anfängt, 
da wo der Bad) nahe bei diefem Dorfe in die Weichfel 
fällt, geht diefed Waſſer hinauf durch Clo, Koscielnifi 
big — Czulice, ſo daß dieſe Dörfer in dem Rayon 
der freien Stadt Krakau begriffen ſind; von hier folgt 
fie der Gränze der Dörfer, und geht durch Dzikanovice, 
Garlice, Tomoszow, Karniowice , welche ebenfalld zum 
Gebiete von Krafau gehören, bis zu dem Punkte, wo 
die Gränze anfängt, weldye den Diftrict Krzeszovice von 
dem von Dlfusz” trennt; von da läuft die Gränze 
zwiſchen den beiden angeführten Ditricten, und endigt 
an der Gränze von ri 

 Hrt. 


DVorrehte, die der Stat Se, Maj. der Kaiſer von Deiter: 
a ae reich haben die Abficht, die Handels: 
beziehungen und die gute Nachbarſchaft Ihrerſeits zwi: 
(hen Galizien und der Waſſerſtadt Podgorze fo viel 
ald möglich zu erleichtern, und bewilligen dieſer Stadt 
die Borrechte einer freien Handelöftadt, fo wie fie Brody 
beſitzt. Diefe Handelsfreiheit fol; fid) auf einen Rayon 
von 500 Zoifen ausdehnen, der bei der Barriere der 
Vorfrädte von Podgorze anfängt. Zufolge diefer auf 
immer zugeftandenen Vergünſtigung, welche jedoch den 
Souveränität3 - Rechten Sr. Kailerl. Majeftäit von 
4 * 
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Oeſterreich Feinen Abbruch thun darf, dürfen die Defterrei: 
chiſchen Douaniers nur außerhalb des benannten Rayond 
‚ aufgeitellt werden. Kein militairifhes Etabliffenıent darf 
dafelbft errichtet werden, wodurd die Neutralität von 
Krakau betroht oder die Handelöfreiheit, womit Se. 
Kaiſerl. Majeftät von Defterreih die Stadt Podgorze 
und defien Umgebung begünftigen will, könnte benad; 
theiligt werden, R 
| rt. 


9. 
Reutsaität von Die Höfe von Rußland, Oeſterreich und 
Preußen verpflichten fich zu jeder Zeit die 

Neutralität der freien Stadt Krafau und deffen Gebiet 
zu refpectiren und refpectiren zu laſſen; feine bewaffnete 
Macht darf unter irgend einem Vorwande hineingelegt 
werden. Da hingegen ift es ausdrüdlic feftgefeßt mer: 
den, daß in der freien Stadt Krafau ind deren Gebiet 
den Flüchtlingen, Deſerteurs und denen die durch das 
Gefeg verfolgt werden, und welche einem der hohen 
obengenannten Mächte angehören, Fein Zufluchtsort oder 
Schub bewilligt werden darf, und daß. man nad) ge 
(hehener Aufforderung zur Auslieferung durd die com: 
petenten Behörden, folhe Individuen arretirt und ohne 
Auffhub unter fihere Edcorte der Wache, die an der 
Gränze zu deſſen Empfang beauftragt worden, ausge: 
fiefert werden follen. 
Sonfitntion , Academi oh Ä 
on a und Die Dispofitionen betreffend, 

Biathum eon re Conftitution der freien Stadt 
Krafau, die Academie diefer Stadt, das Bisthum und 
dad Kapitel von Krafau, fo wie fie fih in den Artifeln 
7, 15, 16 und 17 des additionellen Tractat? in Bezie— 
hung von Krafau, welcher diefer allgemeinen Acte hin: 
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zugefügt worden,. befinden, follen diefelbe Rechtskraft 
und Gültigkeit haben, ald wenn fie wörtlid) in dieſer 
Acte wären aufgenommen worden. | 

Art. 11. 

Allgemeine Amneſtie. Kine völlige, allgemeine und be= 
fondere Amneftie fol zu Gunften aller Individuen jedes 
Ranges, Geſchlechts a Standes itattfinden. 

rt. 12 
Die Gequeftred und Gon- Vermöge des vorhergehenden Ar: 
ae re EST darf Feiner in Satan auf 
irgend eine Weile aufgefucht oder 
beunruhigt werden, weder wegen direkter noch indirefter 
Theilnahme, an die politiſchen, bürgerlihen oder milie 
tairiſchen Begebenheiten Polens, zu welder Zeit es auch 
immer gewefen fein mag. | 
Ale Prozeffe, DVerfolgungen oder Nachforſchungen 
follen ald nicht gefchehen angelehen werden; die pro— 
viſoriſchen Sequeſtres oder Confiscationen werden auf: 
gehoben, und feiner Acte, welde aus einer ähnlichen 
Sahe herrührt, ſoll Folge geleiftet werden. 
Art. 13 


Kuönohme. Ausgenommen find von diefen allgemeinen 
Dispofitionen in Rüdfiht der Eonfiscationen, alle Fälle, 
wo die Edicte oder in Tester Inſtanz ausgeſprochenen 
Urtheile fchon vollzogen, und nicht durd die darauf 
folgenden —— worden ſind. 

t. 14. 


rt. 

Fue Shifffahrt Die feſtgeſetzten Grundſätze über die 
a 

en freie Schifffahrt auf den =lüfen und Kas 
nälen im ganzen Umfange des alten Polens, fo wie 
über dad Befuchen der Häfen, über die Circulation ber 
Produkte des Bodens und der Induſtrie zwifchen den 
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verfchiedenen Provinzen Polens, und über den Tranfite- 
Bandel, fo wie fie in den Artifeln 24, 25, 26, 28 und 
29 des Tractats zwiſchen Defterreih und Rußland, und 
in den Xrtifeln 22, 23, 24, 25, 28 und 29 ded Trac: 
tats zwifchen Rußland und Preußen beftimmt find, follen 
unabänderlich beibehalten werden. - 
Art. 15. 
Mbtretungen eodfend on Se. Majeität ber König von 
ö Sachſen entfagt aufimmer für fid 
und feine Nachkommen und Nachfolger zu Gunften Sr. 
Majeltät des Königs von Preußen, allen feinen Rechten 
und Anfprühen auf die Provinzen, Dijtricte, Gebiete 
oder Theile des Gebietd ded Königreich Sadıfen, fo 
wie es hier unten beftimmt worden, und Se. Majeftät 
der König von Preußen wird diefe Länder ald fouver- 
ained Eigenthum befiten, und fie mit feiner Monardjie 
vereinigen. Die Diftricte und Gebiete, welche abgetreten, 
follen von dem übrigen Königreihe Sachſen durdy eine 
Linie getrennt werden, die von num an die Gränze 
zwiſchen dem Preußischen und Sächſiſchen Gebiete aus: 
machen wird, fo daß alles, mad in der durch diefe Linie 
befindlihen Begränzung liegt, Sr. Maj. dem Könige 
von Sachſen zurüdgegeben wird, aber Se. Majeftät 
le auch auf alle Diftricte und Gebiete, die jenfeits 
* inie liegen, und welche ihm vor dem Kriege zuge— 
örten. 
Dieſe Linie fängt von der Böhmiſchen Gränze, nahe 
bei Wieſe in der Gegend von Seidenberg an, und folgt 
dem Laufe der Wittich bis zum Zufanmenflıß mit der 
Neiſſe. Bon der Neiffe geht fie durch den Eige“.er Kreis, 
zwifhen Tauchritz, meldes an Preußen ömmt, und 
Bertſchoff, welches Sachſen verbleibt, hierauf folgt fie 


m ! 
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der nördlichen Gränze ded Eigener Kreifes bis zum Winfel, 
wifhen Paulsdorf und Oberjohland; von da verlängert 
be fi) bis zu den Gränzen, melde den Görlitzer Kreis 
von vem Bausner trennt, fo daß Ober-, Mittel: und 
Rieder-Sohland, Oliſch und Radewitz an Sachſen bleiben. 
Die große Poititraße zwiichen Görlitz und Bautzen fällt 
Preußen big zu den Gränzen der beiden obengenannten 
Kreife zu. Hierauf folgt die Pinie der Gränze des 
Kreifes bis nad) Dubraufe, und dehnt fih bis zu den 
Anhöhen rechts des Toebauer-Wafler, fo dag diefer Bach 
mit feinen beiden Ufern und die daran liegenden Derter 
bi8 nach Neudorf mit diefem Dorfe an Sachſen bleiben. 
Diefe Linie fällt hierauf auf die Spree und dag Schwarz: 
waffer zurück; Lisfa, Hermsdorf, Ketten und Solchdorf 
fommen an Preußen. Bon der fhmwarzen Eliter, nahe 
bei Solchdorf, bis zur Gränze der Herrfchaft Könige 
brud, nahe bei Großgraebdhen wird eine gerade Linie 
gezogen. Diele Herricaft bleibt an Sachſen, und die 
Yinie folgt der nördlihen Gränze diefer Herrichaft bis 
zu der ded Amtes Großenhayn in der Nähe von Drts 
rand. Drtrand und die Straße von diefem Orte durch 
Merzdorf, Stolzenhayn, Gröbeln nah Mühlberg mit 
den Dörfern, weldye diefer Weg durchkreuzt, und zwar 
fo, daß Fein Theil des bejagten Weged aus dem Prenf- 
fiihen Gebiet bleibe, Fommen unter die Herrichaft 
Preußens. Die Gränze von Groebeln wird bi3 zur 
Elbe nahe bei Fichtenberg gezogen, und folgt der des 
Amtes Mühlberg. Fichtenberg kömmt an Preußen. 
Bon der Elbe bis zur Gränze ded Merfeburgifchen, 
Gebietd wird fie fo feitgefeßt, Daß die Aemter Toror,g. 
Eilenburg und Delitid an Preußen kommen, Afg Sr. 
von Oſchatz, Wurzen und Leipzig bei Sehaͤt der mit‘ 
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Die Linie folgt der Gränze diefer Aemter, . indem fie 
einige Inclaven und Halbe Inclaven durchſchneidet. 
Die Straße von Mühlberg nad) Eilenburg wird ganz und, 
gar Preußifh Gebiet. Bon Podelwitz, welches zum 
Amte Leipzig gehört und bei Sachſen bleibt, bis nad 
Eytra, welches ebenfalls diefem Lande verbleibt, durde 
fchneidet die Linie das Merfeburger Gebiet, fo daß 
Breitenfeld, Hanichen, Groß- und Klein-Dolzig, Mark, 
Ranftaedt und Ruaut» Nauendorf an Sachſen bleiben; 
Modelwitz, Schfeudig, Klein Libenau, Alt: Ranftedt, 
Schfoehlen und Zietfhen fommen an Preußen. Bon 
hier aus durchfchneidet die Linie das Amt Pegau, zwi— 
[hen Floßgraben und der Weißen-Elſter. Eriterer, von 
dem Puncte an, wo er ſich oberhalb der Stadt Groffen 
(welcdye einen Theil des Amted Hayndburg ausmacht) 
son der Weißen:Elfter trennt, bid dahin, wo er unter 
halb der Stadt Merfeburg fih mit der Saale verbindet, 
gehört während des ganzen Laufes an beiden Ufern zum 
Preußiihen Gebiet. Von da, wo die Gränze an der 
des Gebietd von Zeiß ftößt, folgt fie dieſer bis zum 
Altenburger Gebiete bei Luckau. Die Gränzen des Neu— 
- ftädter Kreifes, „welcher ganz unter die Herrfchaft Preußend 
fömmt, bleiben unberührt. Die Inclaven des Voigt— 
landed im Gebiet von Reuß, namentlich: Gefaell, Blin— 
tendorf, Sparenberg und Blankenberg befinden fi in 
der Preußiſchen Gränze. | ; 
Titel, welche Se Majeftät Die are Diſt be 
el, welde Se Majekät Die Provinzen und Diftricte 

* een Königreich Sachſen, welche imter 
| die Herrfhaft Sr. Majeſtät bed 
König Ben gelangen, werden unter dem Namen 

8 Sachſen begriffen, und. Se. May. 
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fügen zu ihren, übrigen Titeln den eines Herzogs von 
Sachſen, Landgrafen von Thüringen, Markgrafen der 
beiden Lauſitze, und den eines Grafen von Henneberg 
hinzu. Se. Majeſtät der König von Sachſen wird 
fernerhin den Zitel eined Markgrafen der Oberlauſitz 
führen. Eben fo behalten, Se. Mai in Beziehung und 
Kraft ihrer Nachfolgerechte auf die Befisungen der Erne: 
finifhen Linie die Zitel eines Landgrafen von Thüringen, 
fo mie eined Grafen von Henneberg. 


Art. 17. 
Gerantie von Rußland, ; : “ 
> reg pe Berka Deiterreich, Rußland, Großbritan- 
=, Kednfreid. nien und Franfreih garantiren Er. 


Majeität dem Könige von Preußen, 
deſſen Nachkommen und Nachfolgern den Befik der im 
Artifel 15 bezeichneten Länder als völliges fouveraines 
Eigenthum. | 
25 — Eau F t 
ogung Deterreihd auf Ge, Kaiſerl. und Königl. Apoſto— 
— deen liſche Majeſtaͤt von dem Belangen 
* beſeelt, Sr. Majeſtät dem Könige 
von Preußen einen neuen Beweis Ihres Wunſches zu 
geben, alles zu entfernen, was zwiſchen beiden Höfen 
in Zukunft Uneinigkeit bewirken könnte, entſagen fuͤr 
fid) und ihre Nachfolger den Nechten der Oberiehnsherr⸗ 
Ihaft über die Ober= und Niederlaufig, die ihnen als 
König von Böhmen zufonmen, in fo weit ihre Rechte 
den Theil diefer Provinzen betreffen, welcher unter die 
Herrſchaft Sr. Majeftät des Könige von Preußen ge: 
langt, Kraft des Tractats, welcher den 18ten Mai 1815 
mit Sr. May. dem Könige von Sadfen zu Wien ab— 
eichloffen worden. Was das Recht, des Rückfalls Sr. 
ijerl: Majeftät auf den benannten Theil der mit 
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Preußen vereinigten Lauſitz betrifft, ſo iſt dieſes auf 
das jetzt in Preußen regierende Haus Brandenburg 
übergetragen, Se. Kaiferl. und Königl. Majeſtät reſer— 
viren ſich jedoch für ſich und ihre Nachkommen, im Fall 
jenes regierende Haus erlöſchen ſollte, in ihr Recht 
zurückzutreten. Se. Kaiſerl. und Königl. Majeſtät von 

Deſterreich entſagen auf gleiche Weiſe zu Gunſten "Ex. 

Majeſtät des Königs von Preußen auf die Diſtricte 

Böhmens, welche in dem Theil der Oberlauſitz inclavitt 

find, der durch den Tractat vom 18ten Mai an Se, 

Majeftät den König von Preußen abgetreten worden, 

und die Derter Guntersdorf, Taubentranf, Neufretichen; 

Nieder= Gerlahsheim, Winfel und Gindel mit ihrem 

Gebiete enthalten. 

Gegenſeitige Entf & 8 jeftät der Kö n 
RE ER na u 9 ajeftät der nig vom. 
—— Preußen und Se. Majeſtaͤt der 

König von Sahfen von gleihem Verlangen beſeelt, 

forgfältig jede Urfahe zum Streit und zur Uneinigfeit 

für die Zufunft zu entfernen, entfagen ein jeder für fidy 
und wechjlelfeitig zu Gunften des andern, jedem Recht 
oder Anfpruch der Fehnsherrfchaft, welche fie jenſeits der 
durd) dieſen Tractat beitimmten Gränzen audgeübt haben 
fönnten. Em 

Freiheit der Auswand u * ſtät d Kö .., 
veiheit ber Auswanderung Ge, Majeltät ber nig von. 

und Mitnahme der Güter. Preußen verfpre chen alles mas . 

das Eigenthum und das Sntereffe der ‚refpectiven Un 

thanen Bezug hat, nad den liberaliten Grundfägen ger 
beftimmen. Gegenwärtiger Artikel fol sorzüglih auf 
diejenigen Sndividuen bezogen werden, welche auf 
beiden fowohl Preußiſchem als Sächſiſchem Gebiete Güter 
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befigen, auf den Handel von Leipzig und auf alle 
. übrigen Gegenftände diefer Art; und damit die indi- 
viduelle Freiheit der Einwohner ſowohl der abgetretenen 
als auch der übrigen nicht gefährdet werde, jo fol es 
ihnen frei ftehen, von einem Gebiete in das andere aus—⸗ 
zumwandern, jedoch mit Vorbehalt der Verpflidtung zum 
Militairdienft und in fo fern die durchs Geſetz vorge— 
fchriebenen Formalitäten erfült werden. Auf gleiche 
Meile fönnen fie ihr Eigenthum, ohrie dem Abzugsgelde 
unterworfen zu fein, mitnehmen. 
— N — — 
—— ——— ie Geſellſchaften, Corporationen 
Neue und religiöjen Stiftungen und die 
— öffentlichen Unterrichts-Anſtalten, 
welche in den Provinzen und Diſtricten, die von Sachſen 
an Preußen abgetreten ſind oder in den Provinzen und 
Diſtricten, welche Sr. Sächſiſchen Majeſtät, verbleiben, 
ſich befinden, behalten, was auch bei der Veränderung 
ihr Schickſal ſein mag, ihr Eigenthum, ſo wie die Ein— 
künfte, welche ihnen nach ihrer Gründungsacte gehören, 
oder welche ſie nachher erworben oder welche ſie aus 
einem vor dem Geſetze gültigen Rechtsgrunde beſitzen, 
ſie mögen nun unter Preußiſcher oder Sächſiſcher Herr— 
ſchaft fi) befinden, ohne daß der Verwaltung und He— 
bung der Einfünfte von beiden Seiten Schwierigkeiten 
in den Weg gelegt werden dürfen. Jedoch find fie 
gehalten, fih den Geſetzen zu unterwerfen, fo wie fid) 
den Abgaben zu unterziehen, welche das Eigenthum diefer 
Art in dem Lande, wo A fi) befinden, entrichtet. 
rt. 22. 
Allgemeine Amneſt ie. Kein Individuum wohnhaft in den 
Provinzen, welche fi) unter der Herefhaft Sr. Majes 
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ftät des Königs von Sachſen befinden, kann eben ſo 
wenig ald irgend ein Individuum wohnhaft in den Pro: 
vinzen, die durch gegenwärtigen Tractat unter die Herr: 
[haft Sr. Majeität des Königs von Preußen gelangen, 
an feiner Perfon, Gütern, Renten, PBenfionen und 
Einfünften jeder Art, an feinem Range und Würden 
angegriffen noch verfolgt werden, noch auch auf irgend 
eine Weife wegen des Antheild, den es fowohl in poli— 
tifcher als militairiſcher Rüdfiht an die Begebenheiten, 
die feit dem Anfange des durch den Pariſer Frieden 
vom .30ften Mai beendigten Kriegs itattgefunden, ge 
habt, in Anfprud” genommen werden. Diefer Artıfel 
erftredt fi) auch auf Die, welche ohne in einem oder 
dem andern Theile von Sachſen domicilirt zu fein, da 
felbit liegende Gründe, Renten, Penfionen oder fonitige 
Einfünfte haben. | 
Bekimmung ber Provi Hadıdem € Maj. der K 

mmung ber Provinzen, Nachdem Se. Maj. der König 

a von Preußen, zufolge des leßten 

| Kriegs wieder in den Befiß mehrerer 
Provinzen und Länder, die durch den Zilfiter Frieden 
abgetreten waren, gelangt find, fo.wird durch gegen: 
wärtigen Artifel anerfannt und erflärt, daß Se. Di, 
deren Erben und Nachfolger von neuem, wie vorher, 
ald völliges fouverained Eigentum, folgende Länder 
beſitzen werden; nämlich): 

Den Theil der alten Polniſchen Provinzen, der 
im 2. Artifel bezeichnet iftz die Stadt Danzig und deren 
Gebiet, fo wie es im Zilfiter Friedend-Tractat beftimmt 
worden; den Kottbuffer Kreis; die Alt: Marf; den Theil 
des Magdeburger Kreifed am linfen Elbufer mit dem 
Saal: Kreife; das Fürſtenthum Halberitadt mit den 
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Herrfchaften Derenburg und Heffenrode; die Stadt und 
das Gebiet von Quedlinburg, mit Vorbehalt der Rechte 
Ihrer Königl Hoheit, der Prinzeffin Sophie Albertine 
von Echweden, Aebtiſſin von Quedlinburg, nad) den 
im Jahr 1803 ftattgefundenen Arrangements. 

Den Preußiſchen Antheil der Graffhaft Mansfeld, 
den Preußiſchen Antheil der Graffhaft Hohenitein; das 
Eichsfeld; die Stadt Nordhaufen mit deren Gebiet; die 
Stadt Mühlhaufen mit deren Gebiet; den Preußifchen 
Antheil des Dijtrictd von Treffurth, mit Dorla; vie 
Stadt und dad Gebiet Erfurt; den Preußiichen Antheil 
der Grafſchaft Gleichen; die niedere Grafichaft Kranich— 
feld ; Die Herrfhaft Blanfenhayn; das Fürftenthum Pas 
derborn mit dem Preußifchen Antbeil der Aemter Schwal— 
lenburg, Dlvenburg und Stoppelberg und der Gerichte 
Hagendorn und Dldenhaufen, im Gebiete von Lippe 
gelegen ; die Grafſchaft Mark mit dem Theil von Lipp— 
jtadt, weldyer dazu gehört; die Grafichaft Werden; die 
Graffchaft Eſſen; einen Theil ded Herzogthums Eleve 
am“rechten Rheinufer mit der Stadt und Feitung Welel, 
einen Theil des Herzogthums am linfen Ufer, fo wie 
es im Artifel 25. fpecificirt worden; dad weltliche Ca— 
pitel Elten; das Fürftenthum Müniter, das heißt den 
Preußiſchen Antheil des ehemaligen Bisthumd Münſter; 
die weltliche Probftei Cappenberg; die Grafihaft Ted 
lenburg ; die Örafichaft Lingen, mit Ausnahme des durd) 
den Artifel 27, an dad Königreih Hannover abges 
tretenen Theils; das Fürftenthum Minden; die Graf— 
(haft Ravensberg; das weltliche Capitel Herford; das 
Neufchatel mit der Graffchaft Valengin, 
o wie die Gränzen durch den Warifer Frieden und 
duch den Artifel 76 des gegenwärtigen allgemeinen 
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Tractats beitimmt worden. Diefelbe Dispofition erftredt 
fih aud auf die Souverainitätd- und Oberlehnsherrs 
fchaftlihen Rechte über die Grafihaft Wernigerode, auf 
die des hohen Schußes über die Grafſchaft Hohen-Lin⸗ 
burg, fo wie auf alle Rechte oder Anfprüce, von wels 
her Art fie auch fein mögen, welde Se. Maj. von 
Preußen vor dem Zilfiter Frieden befeffen und ausgeübt, 
und denen fie nidyt Durch andere Zractate, Acten und 
Eonventionen entfagt haben. 
— Befipunsen bie — ſtät der Kö 
Preußifge Beiigungendier Se, Majeſtät der König von 
— Preußen werden mit ie Mo: 
nardyie in Deutfchland und diefjeitS des Rheins folgende 
Länder vereinigen, die fie und ihre Nachfolger als völ— 
liges fouveraines Eigenthum befigen werden, , nämlich: 
Die Provinzen Sachſens, welde im Artifel 15 
aufgeführt find, mit Ausnahme der Derter und Gebiete, 
welche nach dem Artifel 39 an den Großherzog von 
Sadjfen: Weimar abgetreten find. Die von Sr. Briti: 
fhen Maj. dem König von Hannover durd) den Ar: 
tifel 29 an Preußen abgetretenen Gebiete; den Theil 
ded Departements Fulda und die dazu gehörenden Ge: 
biete, fo wie fie im Artifel 40 feitgefeßt worden; die 
Stadt Wetzlar und deren Gebiet nad Artifel 425 das 
Großherzogthum Berg mit den Herrfchaften Hardenberg, 
DBroif, Styrum, Scoeler und Odenthal, welche fchon 
unter der Pfalzgräflichen Herrihaft zu genanntem Her: 
zogthum gehört Haben; die Diftricte des chemaligen 
Erzbisthums Eöln, die zuletzt zum Großherzogthum 
Berg gehörten; das Großherzogthum Weftphalen, fo 
wie ed vom Größherzog von Heflen befeffen worden; 
Die Grafihaft Dortmund; das Fürſtenthum Gorvey ; die 
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mediatifirten Diftricte, fo wie fie im Artikel 43 ſpeci— 
ficirt worden; die alten Befigungen des Hauſes Naſſau— 
Die, durh Ce. Maj. den König der Niederlande an 
Preußen abgetreten, und ein Theil diefer Beſitzungen 
ausgetaufcht gegen Diftricte, welde dem Herzoge und 
Fürjten von Naflau gehören, werden Se. Majeltät der 
König von Preußen ald fouverained Eigenthum befiten 
und als ſolches mit feiner Monardyie vereinigen: 

1. Das Füritenthum Siegen mit den Aemtern Bur: 
lady und Neufirhen, mit Ausnahme eines Theils mit 
12000 Einwohnern, die dem Herzog und — von 
Naſſau angehören werden. 2. Die Aemter Hohen-Solms, 
Greifenſtein, Braunfels, Freusberg, Friedewalde, 
Schönſtein, Schönberg, Altenkirchen, Altenwied, Dier— 
dorf, Neuerburg, Linz, Hammerſtein mit Engerd und ' 
Hoddersgorf; die Stadt und Das Gebiet von Neuwied, 
dad Kirchipiel Hamm zum Amte Hacenburg gehörend, 
das Kirchſpiel Horhaufen, welches einen Theil de8 Am= 
tes Hersbady ausmacht und die Theile der Aemter Vallen— 
dar und Ehrenbreititein am rechten Rheinufer, fo wie dieſes 
in der zwifhen Er. Maj. dem Könige von Preußen und 
dem Herzoge und Fürften von Naffau abgefchloffenen und 
diefem Zractar ———— ——— beſtimmt worden. 

et, 2 | 


Preußifhe Befigungen m Ge, Majeität der König von 

Tinten Rheinufer. · Preußen werden ebenfalls ale fou= 
verained Eigenthum befigen, die am linken Rheinufer 
gelegenen und in folgender Gränze befindlichen Länder. 
Die Gränze fängt am Rhein bei Bingen an; fie folgt 
hierauf dem Laufe der Nahe bis zum Zufammenfluß 
derſelben mit der Glan, von der Glan bis zum Dorfe 
Medart unter Yautereden; die Städte Kreutznach und 
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Meiferiheim mit ihren Bezirken fommen ganz an Preußen; 
aber. Pautereken und deſſen Bezirk bieibt außerhalb ver 
Preußiſchen Gränze. Von der Glan geht die Gränze 
durch Medart, Dierzweiler, Langmweiler, Nieder- umd 
Ober: Fedenbah, Ellenbach, Ereunchenborn, Ausweiler, 
Gronweiler, Niederbrambah, Burbach, Böſchweiler, 
Heubeweiler, Hambach und Reingendberg, bid zu der 
Gränze ded Gantond Hemerdfeil; die obengenannten 
Derter liegen in der Preußifchen Gränze, und werde 
mit ihren Keld-Marfen an Preußen fommen. F 

Von Reintzensberg bis zur Sarre folgt die Demar— 
cations-Linie den Cantons-Gränzen, fo daß die Cantons 
von Hermersficl und Gong, der leßtere jedoch mit Aus: 
nahme der Derter am linfen fer der Earre, ganz an 
Preußen fallen, während die Cantons Wadern, Merzig 
und Carreburg außer der Preußiſchen Gränze bleiben. 
Bon dem Punct an, wo die Gränze ded Cantons Cond 
unter Gomlingen durch die Earre läuft, gebt die Linie 
die Earre hinauf bis dahin, wo fie in die Mofel fließt, 
hierauf diefen Fluß hinauf bis zum Zufammenfluß mit 
der Sure, und von da, wo diefe in die Our fällt, und 
die Dur bid zu den Gränzen des alten Ourthe-Depar— 
tements. Die Derter, welche durch diefe Flüffe durd: 
ſchnitten werden, follen nicht getheilt, fondern mit ihren 
Feld-Marfen der Macht angehören, auf deren Gebiet 
der größte Theil diefer Derter liegt. Die Flüſſe felbit, 
in fo fern fie Die Gränze ausmachen, gehören gemeins 
ihaftlid den beiden angränzenden Mächten. Sn dem 
alten Durthe= Departement gehören die 5 Cantons Et. 
With, Malmedy, Eronenburg, Schleiden und Eupen 
mit der vorragenden Spike de Kantons Aubel im Sü— 
ben von Aachen an Preußen, und die Gränze folgt ber 
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diefer Kantons, jo daß eine Linie, gezogen von Süden 
nad Norden, Die genannte Spitze des, Canton Aubel 
turhihneiden wird, und fid) bis dahin dehnt, wo fie 
die drei alten Departements der Ourthe, der Niedere 
Maas und der Roer berührt; von hieraus folgt die 
Öränze der Linie, welche die beiden legten Departements 
trennt did zum Fluſſe Worms (der fih in die Röer 
ergießt), läuft langs dieſem Fluffe bis dahin, wo fie 
aufd neue die beiden Departements berührt, folgt diefer 
Gränze bid im Süden von Hillendberg, zieht fih dann 
wieder nach Norden hinauf, läßt Hillensberg an Preußen, 
theilt den Canton Sittard in zwei faſt gleiche Theile, 
ſo daß Eittard und Sufteren zur Linken bleiben, biß- 
sum alten Holländiichen Gebiet; hierauf folgt fie der 
alten Gränze dieſes Landes bid zu dem Puncte, no 
diefe das alte Defterreihiihe Fürftenthbum Geldern nad) 
der Seite von Ruremonde berührt, und indem fie ihre 
Rihtung nach dem öftlihen Puncte des Holländiſchen 
Gebietd im Norden von Swalmen nimmt, läuft fie um 
dad Gebiet herum. Hierauf zieht fie ſich, indem fie 
von dem öftlichiten Theil anfängt, nah dem Theile des 
Hollandiſchen Gebiets, wo Vanloo liegt; fie umfaßt 
e Stadt mit deren Gebiet. Bon da folgt. fie bis 
Ay Holländiſchen Gränze nahe bei Mook, unters 
ab Genep dem Laufe der Maas in einer Entfernung 
vom rechten Ufer, fo dag alle Drte, welche vom Ufer 
Miät weiter als taufend Deutihe Ruthen entfernt find, 
mit ihren Feld-Marken dem Königreihe der Niederlande 
angehören, jedoch wohlveritanden, daß mad) der Recis 
peocität -diefes Grundiages fein Punct bes Ufers der 
Mens ein Theil des Preußiſchen Gebiet? ausmacht, der 
nicht in der Nähe von 800 Deutichen Rathen liegt. 
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Don dem Puncte an, wo die eben befdjriebene 
Linie die alte Holländifhe Gräanze am Rhein erreicht, 
wird die Gränze im Welentlichen fo bleiben, wie ſie 
im Sahre 1795 zwilchen Eleve und den vereinigten ‘Pro: 
pinzen war. Sie fol durd die Commiſſion unterfucht 
werden, welche unverzüglich von den beiden Gouverne: 
ments zur genauen Beſtimmung der Gränze fowohl dei 
Königreich8 ter Niederlande ald des Großherzogthums 
Luremburg ernannt werden wird, fo wie ed in dem 
Art. 66 und 68 beftimmt it. Die Commiffion wird 
mit Hülfe von Sachfundigen alled reauliren, was den 
Waſſerbau und ähnliche Puncte betrifft, und zwar auf 
die billigfte Weile und fo wie e8 daß Intereſſe des 
Preußiſchen Staats und der Niederlande erfordert. Durd 
fie wird auch über die Beitimmung der Gränzen in ven 
Diftricten von Kyfwaerd, Lobith und in dem ganzen 
Gebiete bi8 nach Keferdorn entfchieden. Die Orte Huiflen, 
Malbourg, Limerd mit der Stadt Eevenaer und die 
Herrichaft Weel werden zum Königreiche der Niederlante 
geſchlagen, und Se. Majeftät der König von Preußen 
entjagen denfelben auf immer für fi, ihre Nachkommen 
und Nachfolger. Se. Majeftät der König von Preußen 
fritt, indem er die in diefem und dem vorhergehenden 
Artifel bezeichneten Provinzen und "Diftricte mit feinen 
Staaten vereinigt, in alle Rechte, und übernimmt alle, 
in Bezug dieſer von Franfreih durd den Tractat von 
Paris am 30ſten Mat 1814 getrennten Fänder ftipulirte 
Laften und Verpflichtungen. Die Preußifchen Provinzen 
an beiden Ufern des Rheins bis oberhalb Cöln, welches 
in diefem Arrondiffement noch begriffen ift, erhalten den 
Namen ded Großherzogthums vom Nieder: 
Rhein und Se. Majeftät nehmen deffen Titel an. 


Wiener Schlußacte vom 9, Juni 1815. 67 


- Art 26. - 

Rönigreih Hannover. Se. Majeſtät der König Der verei— 
nigten Reiche Großbritanien und Irland haben ftatt 
ihre8 vorigen Titels, Churfürften des Heiligen Römi- 
(hen Reichs den eined Königs von Hannover anges 
nommen, und da diefer Zitel durch die Mächte von 
Europa,” durch die Fürften und freien Städte Deutſch— 
lands anerfannt worden, fo follen die Ränder, welde 
bisher das Churfürftenthum Braunſchweig-Lüneburg bil- 
deten, fo wie deflen Gränzen anerfannt und durch die 
folgenden Artifel für die Zufunft beftimmt worden, das 
Königreih Hannover — | 

tt. 27, 
Abtretung on Ge, Majeftät der König von Preu- 
Ben treten an Se. Majeltät den 
König von Großbritanien und Srland, König von 
annover ab, um von Er. Majeftät und deren Nach— 
olger als völliges fouverained Eigenthum befeflen zu 
werden: | 

1) Das Fürftenthum Hildesheim, weldyes mit allen 
Rechten und Faften, gerade fo wie ed fid unter, der 
Herrſchaft Preußens befand, unter die Sr. Majeftä 
gelangen wird. | | Ä 

3) Die Stadt und das Gebiet Godlar. 

3) Das Fürſtenthum Oſtfriesland, mit Inbegriff — 
des Harlingerlandes, unter den im Art. 30 gegenfeitig 
für die Schifffahrt der Ems und den Handel durdy den 
Hafen von Emden feftgefegten Bedingungen. Die 
Stände ded Fürſtenthums behalten ihre Rechte und 
Privilegien. | 

4) Die Niedere Graffhaft Lingen und der Theil 
des Preußiſchen Fürftenthums Münfter, welcher zwifchen 

5 * 
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diefer Graffhaft und dem Theil von Rheina Wolbeck 
liegt, der im Befiß von Hannover it. Da man aber 
hbereingefommen it, daß das Königreich Hannover 
durch diefe Abtretung eine Vermehrung der Bevölferung 
von 22000 Seelen erhalten, und es fein fönnte, daß 
die Niedere Grafſchaft Lingen und der hier ermähnte 
Theil des Fürſtenthums Münfter dieſer Bedingung nicht 
entfprechen, fo verpflichten ſich Se. Majeftät der König 
von Preußen die Gränze fo weit in das Fürſtenthum 
Müniter hinauszudehnen, ald es zur Completirung biefer 
Bevölferung nöthig fein wird. Die Commiffion, welde 
dad Preußiiche und Hannöverſche Gouvernement zur 
genauen Beitimmung der Gränze unverzüglic ernennen 
wird, foll befontderd mit der Ausführung dieſes Gegen 
ftandes beauftragt werden. Se. Preußiſche Majeftät 
entfagen auf immer für fi, ihre Nachkommen umd 
Nachfolger der im gegenwärtigen Artifel erwähnten Pro: 
vinzen und Zerritorien, fo wie aller darauf Bezug haben: 
den Rechte. 


Ä Art. 28. | 
t ußens oft . 
0008 ee Se. Majeftät der König von Preu⸗ 
N ötten. Ben entfagen auf immer für fid, 


ihre Nachkommen und Nachfolger jedem Rechte und 

Anfpruche, welche Se. Majeftät ald Eouverain vom 

Eichöfelde auf das Kapitel von St. Peter in der Burg 

von Nörten, oder auf ihre im Hannöverfchen gelegenen 
Gebiete machen könnten. 

Art. 29. 

a re ‚Se. Majeftät der König des verei⸗ 

nigten Reichs von - Großbritanien 

und Stand, König von Hannover treten für ſich und 

ihre Nachfolger als völliges ſouveraines Eigenthum an 
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Se. Majeſtät den König von Preußen ab: 1) Den 
Theil des Herzogthums Lauenburg, welcher am rechten 
Elbufer gelegen, mit den an demſelben Ufer befindlichen 
Lauenburgiſchen Dörfern; der. am linken Ufer gelegene 
Theil des Herzogthumg verbleibt dem Königreihe Han— 
nover. Die Etände desjenigen Theil$ Des Herzogthumg, 
welcher unter die Herrfhaft Preußens kommt, Behalten 
ihre Rechte und Privilegien, namentlich die, welche fich 
auf den Provincial-Receß vom 15. September 1702 
begründen, und dur Se. Majeftät den jegt regierenden 
König von Großbritanien unter dem Alten Junius 
1765 beitätigt worden find; 2) das Amt Klöße; 3) daß 
Amt Elbingerote; 4) die Dörfer Nüdigershayn und 
Sanfeteih; 5) dad Amt Reckeberg. Se. Britifche 
Majeität, König von Hannover entfagen auf immer 
für fich, ihre Nadyfommen und Nachfolger den im gegenz 
wärtigen Artifel begriffenen Provinzen und Diftricten, 
fo wie allen darauf — habenden Rechten. 
rt. 30. 

Soifffahrt und Handel Ce, Majeftät der König von Preu—⸗ 
Ben und Ce. Britifhe Majeftät, König von Hannover, 
befeelt von dem Verlangen ihren gegenfeitigen Untere 
thanen die Bortheile des Handeld der Emd und des 
Hafens von Emden in gleichem Berhältniffe zufommen 
zu laffen, find über folgende Puncte übereingefommen: 
Y die Hanndverifhe Regierung verpflichtet ſich in den 
Jahren 1815 und 1816 auf ihre Koiten die Arbeiten 
in Ausführung bringen zu laffen, welche eine von beiden 
Seiten aud Sachkundigen zufammengefeßte Commilfion, 
die fogleih von Preußen und Hannover, zur Schiff: 
barmachung des Theild ded Emsfluffed, von der Preus 
ßiſchen Gränze an bis zu deffen Ausflug ernannt wer— 
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den fol, für nöthig erachten wird, und nad) der Vol⸗ 
lendung dieſer Arbeiten wird ſie dieſen Theil des Fluſſes 
in dem Zuſtande erhalten, worin er durch dieſe zum 
Beſten der Schifffahrt geſetzt werden wird. 2) Den 
Preußiſchen Unterthanen a es geftattet fein, Durch den 
Emdener Hafen alle Producte und Waaren, fie mögen 
roh oder bearbeitet fein, aus und einzuführen, in der 
Stadt Emden Magazine zu halten, und die benannten 
MWaaren von dem Tage ihrer Ankunft dafelbft zwei 
Fahre hindurch zu lagern, ohne day die Magazine einer 
andern Aufficht ald die der Hannöveriſchen Unterthanen 
felbft unterworfen wären. 3) Die Preußifhen Schiffe, 
und Preußiſchen Kaufleute bezahlen für die Schifffahrt, 
Aus und Einfuhr der Waaren, fo wie für die Aufbes 
wahrung derfelben in Magazinen Feine andere Zölle 
und Rechte, ald die Hanndverifchen Unterthanen. Diefe 
Zölle und Rechte werden gemeinfchaftlic zwifchen Preu— 
Ben und Hannover bejtimmt, und in der Folge darf 
der Tarif nur mit Bewilligung beider verändert werden. 
Die Vorrechte und hier benannten — erſtrecken 
ſich gleichfalls auf die Hannoͤveriſchen Unterthanen, welche 
den Preußiſchen Antheil des Fluſſes Ems befahren. 
4) Die Preußiſchen Unterthanen ſind nicht verpflichtet 
ſich zum Handel in dieſem Hafen der Kaufleute von 
Emden zu bedienen; es ſoll ihnen frei ſtehen, den 
elle mit ihren Waaren zu Emden entweder mit den 

inwohnern der Stadt oder mit Fremden zu führen, 
ohne andere Abgaben zu erlegen, als folhe, denen vie 
Hanndverifhen Unterthanen unterworfen find, und die 
nur mit gemeinfchaftlicher Hebereinfunft können erhöht wer— 
den. Se. Majejtät der König von Preußen verpflichten fich 
ihrerfeits den Hannöverifchen Untertbanen die freie Schiff: 
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fahrt auf dem Stecknitz-Kanal zu geſtatten, jo daß fie 
nur diefelben Abgaben wie die Einwohner ded Herzogs 
thums Lauenburg erlegen. Se. Majeität fihern den 
Hannöveriihen Unterthanen auch dann diele Vortheile 
zu, wenn fie dad Herzogthum Lauenburg einer andern 
Macıt abtreten follten. Ä 
Art. 31. | 
Militei. Straßen. Se, Majeität der König von Preußen 
und Se. Majeität der König des vereinigten Reichs 
Großbritanien und Srland, und der König von Hans. 
nover, bewilligen gegenfeitig durch ihre relpectiven Staa 
ten drei Militair-Straßen, nämlich: 1) eine von Halbers 
itadt durch das Hildesheimifche nad) Minden; 2) eine 
zweite von der Altmarf durd Gifhorn und Neuftadt nad) 
Minden; 3) eine dritte von Osnabrück durch Sppenbürn . 
und Rheina nad Bentheim. Die beiden eriten zu Guns 
iten Preußens, und die dritte zu Gunſten Hannovers. 
Die beiden Regierungen werden unverzüglich eine Com— 
mifiion ernennen, um gemeinfchaftlicy für die genannten 
Straßen die nöthigen Einrichtungen zu treffen. 
Art. 32. 

Mediatifirtes Gebiet. Das Amt Meppen, dem Herzoge 
von Aremberg angehörend, fo wie der Theil von Rheina 
Wolbeck, welcher dem Herzoge von Looz-Corswaren 
gehört, und die gegenwärtig von der Hannöveriſchen 
Regierung proviſoriſch beſetzt ſind, werden mit dem 
Königreich Hannover in ſolche Beziehungen geſetzt, wie 
die föderative Conſtitution Deutſchlands für die media— 
tiſirten Gebiete fie beftimmen wird.” Die Preußiſche und 
Hanndverifhe Regierung referviren ſich jedoch für Die 
— wenn es nöthig ſein ſollte, die Gränze in 
eziehung des Herzogthums, welches dem Looz-Cors-— 
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waren angehört, anderweitig zu beftimmen; die genann: 
ten Regierungen merden daher die Commilfton, welche 
fie zur Grängberichtigunag dee von der Grafichaft Lingen 
an Hannover abgetretenen Theild ernennen, beauftragen, 
ſich mit Dem ebengenannten Gegenftande zu befchäftigen, 
und definitiv die Gränzendes Theild der Grafſchaft, welche 
dem Herzog von Looz-Corswaren gehört, zu beitimmen, 
die, mie ſchon gefagt worden, von der Hannöverifchen 
Regierung occupirt wird Die Beziehungen zwiichen 
der Hanndyeriihen Regierung und der Graffchaft Bent: 
heim bleiben, fo wie fie durdy die Hypotheken-Tractate, 
weldje zwifhen Er. Britifhen Majeltät und der Graf: 
{haft Bentheim eriftiren, regulirt find,- und nachdem 
die Rechte diefem ZTractate zufolge werden erlofchen 
fein, wird die Grafichaft Bentheim fi gegen das Kö— 
nigreich Hannover in foldyen Beziehungen befinden, wie 
die Föderativ -Eonftitution Deutſchlands diefed für Die 
mebiatifirten Gebiete beftimmen wird. 


Art. 33. 


Abtretungen an den der Se Britiſche Majeftäit, Köni 
sog von Otdenburg . yon Sannover, im NRüclicht dei 
Wunſches Sr: Majeftät des Königs von Preußen, 

Sr. Hoheit dem Herzoge von Oldenburg eine paßliche 

Vergrößerung des Gebiets zu verfchaffen, verfprechen 

demfelben einen Diftriet mit einer Bevöfferung von 

5000 Einwohnern abzutreten. 


Art. 34. _ 


Großherzog von Divenburg. Se. Königl. Hoheit, der Herzog 
von Holftein-Dfdenburg wird den Titel von Großherzog 
von Oldenburg annchmen. 
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Art 35. 
Beoßtergöge von Medien Ihre Königl. Hoheiten, die Her: 
un ne von Medienburg = Echmerin 
und Medienburg: Etrelig werden den Titel von Groß— 
herzog von a und Strelig annehmen. 

rt. 36. 
Geosperzog von Sachſen- Se. Königl. Hoheit, der Herzog 
— von Sachſen-Weimar wird den Titel 

von Großherzog von Weimar annehmen. 


Art. 37. 
Abtretungen Preußens an Ge, Majeſtät der König von Preu- 
d G ⸗ 
nie Beinen. Ben tritt von der Mafle feiner 


Staaten, fo wie fie durch gegenwärtigen Zractaf aners 
fannt find, dem Großherzog von Sahlen: Weimar einen - 
Flächeninhalt mit 50,000 Einwohnern ab, mweldyer ent— 
weder an dad Fürftentbum Weimar gränzt, oder Dod) 
in der Nahbarichaft deffelben liegt Se. Preußifche 
Majeſtät verpflichten ſich ebenfalld Sr. Königl. Hoheit 
in dem Theil des Fürſtenthums Fulda, welcher Kraft 
derfelben Stipulationen ihnen übergeben, einen Diftrict 
mit 25,000 Einwohnern abzutreten. Se. Königl. Hoheit, 
der Großherzog von Weimar wird die obengenannten 
Diſtricte ald fouveraines Eigenthum befigen und fie auf 
immer mit feinen a vereinigen. 
| tt. 38 


Beitere Beitimmung, der Die Diftricte und Gebiete, welche 
* ae Br Er. Königl. Hoheit, dem Große 
berzoge von Sadjfen: Weimar, Kraft gegenwärtigen 
Tractatd, abgetreten werden, follen durch eine eigene 
Convention beflimmt werden, und Se. Majeität der 
König von Preußen verpflichtet fih, dieſe Convention 
abzuschließen und Sr. Königl Hoheit die befagten Di: 
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ſtricte und Gebiete binnen zwei Monaten, von der Aus— 
wechslung der Ratification des am 1. Juni 1815 zwi⸗ 
ſchen Sr. Preußiſchen Majeſtät und Sr. Königl. Hoheit 
dem Großherzog abgeſchloſſenen Tractats angerechnet, 
zu überliefern. 

Art. 39. 


Beigungen, bie fogleid Ge, Majeſtät der König von 
ergehen regen treten jedoch fogleic ab, 
und verfpredhen Str. Königl. Hoheit in 14 Tagen von 
der Unterzeihnung des Tractats angerechnet folgende 
Diitricte und Gebiete überliefern zu laffen, nemlich :- Die 
Herrſchaft Blanfenhayn, mit Ausnahme des Amtes 
Wandersleben, das zu Untergleichen gehört; die Niedere 
Herrihaft Kranichfeld, Die Commanderien des Deutfchen 
Ordens Zwaetzen, Leheslen und Liebitädt mit den landes- 
herrlichen Einfünften, die einen Theil des Amtes Eckarts— 
berga ausmachen, und in dem Gebiet von Sachſen— 
Weimar enclavirt find, fo wie alle übrigen Enclaven, 
welche im Fürftentbum Weimar liegen und zu benanntem 
Amte gehören; dad Amt Zaufenburg, mit Ausnahme 
von Droigen, Horſchen, Wethaburg, Wetterfheid und 
Moelliheinha, welhe Preugen verbleiben; das Dorf 
Remsla, fo wie Klein Brembady und Berlitedt, im 
Süritenthbum Weimar enclavirt und zum Erfurter 
Gebiet gehörend; das Eigenthum der Dörfer Bifhoff3- 
roda und Vrobiteizela, im. Gebiet von Eifenad) encla- 
virt, deren Souverainität dem Großherzoge fchon 
gehört. Die Bevölkerung diefer verfchiedenen Diftricte 
wird in den duch Art. 30 dem Großherzog zugeficherten 
50,000 Seelen mit berechnet und von dieſer Summe ab: 
gezogen. 
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Art. 40. 

Abtretung des ebemaligen Das Departement von Fulda mit 
Departemeie ze Fulde dem Gebiete des alten inmediati— 
firten Adeld, welches ſich gegenwaͤr— 

tig unter der proviforifhen Adminiftration dieſes Des 
partementd . befindet, nemlih: Mansbach, Buchenau, 
Werda, Lensfeld; aber mit Ausnahme folgender Aemter 
und Gebiete, nemlich: die Aemter Hammelburg mit 
Thulba und Salef, Brüdenau mitMorfen, Saalmünfter 
mit Urzell und Sonnerz, der Theil ded Amtes Biberftein, 
welcher die Dörfer Baften, Brand, Dielges, Findlog, 
Leibharſſ, Melperz, Ober: Bernhardt, Saifferg und 
Thaiden enthält, fo wie die Domaine Holzfirhen, welche 
in dem Großherzogthyum Würzburg enclavirt, ift Er. 
Majeität, dem König von Preußen abgetreten und wird 
demfelben vom 1ften Suni diefes Jahrs angerechnet in 
drei Wochen übergeben werden. Se. Preußifhe Majeftät 
verfprechen nach Verhältniß des Theild, den fie durch 
gegenmärtigen Artifel erhalten, ihrerfeit3 die Verpflich— 
tungen zu übernehmen, weldhe die neuen DBefiger des 
ehemaligen Großherzogthums Franffurt zu erfüllen haben, 
und diefe Verpflichtung auf. diejenigen Fürften übergehen 
zu laffen, mit denen Ce. Majeftät Austaufhungen oder 
Abtretungen diefer Fuldaiſchen Diftricte negociren möchten. 

Art. 41. 

Domainen ded Fürfen Die Domainen des Fürftenthumg 
ums a Fulda und der Grafihaft Hanau 
find verfauft worden, ohne daß die Käufer bis jest 
allen Zahlungsterminen ein Genüge geleitet hätten; es 
fol daher von den Fürften, unter deren Herrſchaft die 
benannten Länder fommen, eine Commiffion ernannt 
werden, um auf eine gleichförmige Weile alles zu res 


- 
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guliren, was auf diefen Gegenftand Bezug hat, und 
über die Reclamationen der Käufer befagter Domainen 
zu entfcheiden. Dieſe Commiffion foll befonder® berüd: 
fihtigen den am 2ten December 1813 zu Frankfurt 
zwilchen den alliirten Mächten und Er. Königl Hoheit 
dem Ehurfürften von Heffen geichloffenen Tractatz und 
es fol Grundfag fein, daß wenn der Verkauf dieſer 
Domainen nicht Ihon ganz vollzogen, die ſchon bezahlten 
Summen den Käufern zurüdgegeben werden; jebod 
Eönnen dieſe nicht . früher aus dem Beſitz deffelben ver: 
trieben werden, als bis die erlegten Gelder gänzlich 
zurüdbezahlt find. 
Art. 42. 


Beplar. Die Etadt Weblar mit derem Gebiet fällt. 
ald völlige ſouveraines Eigenthum Sr. Majeftät dem 
Könige von Preußen anheim. 

Wediatiſirte Länder i ER rn diatifirte Diſtr 
ebiatifirte Sünder im Folgende mediatifirte Diftricte: 
ar die Befißungen, welche die Fürften 
von Salm:Salm und Salm=Kyrburg, 
die Grafen benannt die Rhein: und Wild-Grafen und 
ber Herzog von Eroy durd den Hauptreceß der außer: 
ordentlihen Reichsdeputation vom 25ſten Februar 1803 
im ehemaligen Weſtphäliſchen Kreife erhalten” haben, 
fo wie die Herrfhaften Anholt und Gehmen, die Bes 
fisungen des Herzogs von Looz-Corswaren, welche ſich 
im nemlichen Fall befinden, (in ſo fern ſie nicht unter 
Hannöveriſcher Hoheit ſtehen) die Grafſchaft Steinfurt, 
dem Grafen Bentheim angehoͤrend; die Graffchaft Ned: 
Iinhaufen, dem Herzoge von Aremberg gehörend; die 
Bea: von Rheda, Gütersloh und Gronau, dem 
rafen von Bentheim-Tecklenburg gehörend ; die Graf: 


u 
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ſchaft Rutberg des Fürſten Kaunig; die Herrſchaften 
Neuſtadt und Gimborn des Grafen von Wallmoden, 
und die Herrſchaft Homburg, dem Fürſten von Sayn— 
Witgenſtein-Berlebuͤrg gehörend, ſollen gegen die 
Preußiſche Monarchie in ſolche Beziehungen kommen, 
wie die Föderativ-Conſtitution Deutſchlands ſie für die 
mediatiſirten Gebiete feſtſetzen wird. Die Beſitzungen 
des alten immediatiſirten Adels, welche im Preußiſchen 
Gebiete enclavirt find, namentlich die Herrſchaft Wal- 
denberg im Großberzogthum Berg und die Baronie 
Schauen im Fürftenthum Halberftadt werden der Preus 
ßiſchen Monarchie angehören. 


Art. 44, 


Sinzihtung, betreffend dad Ce. Majeftät, der König von 
——ãA sldag Bayern werden für ſich ihre Er— 
fenburg zu Gunſten Bayerns. hen und Nachfolger dad Groß⸗ 
herzogthum Würzburg als ſouveraines Eigenthum be— 
ſitzen, ſo wie daſſelbe vom Erzherzog Ferdinand von 
Oeſterreich beſeſſen worden, und das Fuͤrſtenthum Aſchaf— 
fenburg, ſo wie es unter der Benennung des Departe— 
ments von Aſchaffenburg einen Theil des Großherzog— 
thums Frankfurt ausgemacht hat. 
Art. 45. 
Subtiten,, u Füren In Räückſicht der Rechte, Vor⸗ 
Fe rechte und der Erhaltung des Für: 
fen Primat, ald vormaligen geiſtlichen Fürften, ift feſt— 
gefeßt worden: 1) Er toll behandelt werden nad) dem 
Art. des Meceffed von 1803, worin das Schickſal ber 
fecularifirten Fürften beitimmt und auch wirflid in Aus— 
führung gebracht worden ift. 2) Er mird vom Iften 
Sunius 1814 an die Summe von 100,000 Gulden ım 
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vierteljährigen NRatid in guter Münze, 24 Gulden auf 
die Marf, als lebenslängliche Wenfion beziehen. Diefe 
Mente erlegen die Souverains, unter deren Herrſchaft 
_ die Provinzen oder Diltricte des Großherzogthums 

Frankfurt gelangen, nad) Verhältniß ded Antheils, ‚den 
ein jeder davon befigen wird, 3) Die durd- den Für 
ften Primat aus feiner Privatcaffe der Hauptcaſſe des 
Fuͤrſtenthums Fulda gemadjten Borfhüffe, fo wie fie 
liquidirt und ausgemittelt werden, follen ihm oder feinen 
Erben wieder erftattet werden. Dieſe Jurüdbezahlungen 
fallen verhältnigmäßig den Fürften zur Laſt, welche bie 
Provinzen und Diitriete des Fürſtenthums Fulda in 
Defis nehmen werden. 4) Die Mobilien und andern 
Gegenftände, die man als Privat:Eigent um des Fürften 
Primat ausmittelt, follen ihm zurückgegeben werden. 
5) Die Staatsdiener ded Großherzogthums Frankfurt, 
ſowohl Eivils als geiltlihe Beamte, Militaird und Die 
plomaten , follen nad) den Grundfäßen ded Art. 59 dei 
Reichs-Receſſes vom 2öften Februar 1803 behandelt, 
und die Penfionen follen durd die Souveraind nad) dem 
Verhältniß bezahlt werden, wie fie in den Beſitz der 
Staaten gelangen, die vom 1ften Junius 1814 daß 
Großherzogthum bildeten. 6) Unverzüglich ſoll eme 
Commifjion ernannt werden, deren Mitglieder Die bes 
fagten Eouveraind ernennen, um alle zu reguliren, 
was auf die Ausführung der im gegenwärtigen Artifel 
enthaltenen Dispofitionen Bezug hat. 7) Wohl ver: 
ftanden, dag Kraft Diefes Arrangements jeder Anſpruch, 
ber gegen den Fürften Primat in feiner Eigenihaft als 
Großherzog von Frankfurt erhoben werden koͤnnte, für 
ungültig erflärt wird, und daß man Feine Neclamationen 
diefer Art an ihn machen dürfe, j 
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Art. 46. 

weie Stadt Frankfurt. Die Stadt Franffurt mit deren Ge: 
biet, fo. wie e8 im Jahr 1803 war, wird für frei erflärt, 
fie ſoll Mitglied des Deutfchen Bundes fein. Shre 
Eonjtitution ſoll vollfommene Gleichheit der Rechte zwi— 
(hen den verfchiedenen chriſtlichen Religions = Partheien 
begründen. Diefe Gleichheit der Rechte wird fih auf 
alle bürgerlihe und politifche Nechte erftrefen, und foll 
in allen Beziehungen der Regierung und der Verwal— 
tung beobachtet werden. Discuffionen über die Wahl 
der Eonftitution und über. ihre Aufrehthaltung gehören 
vor den. Deutfhen Bundestag, und können nur durch 
dielen entichieden werden. | 
Satigädi des Groß. ar J l. Hoheit, der Groß 
mtäbigungen bed Groß- Ge, Königl. Hoheit, der Groß- 

— herzog von Son erhält für das 
dem Könige von Preußen abgetretene Herzogthum Weft: 
phalen eine Länderfläche am linfen Rheinufer, im Depar— 
tement Mont-Tonnerre, mit 140,000 Seelen. Se. Königl. 
— werden dieſes Gebiet als völliges ſouveraines 
igenthum beſitzen; auch werden ſie den Theil der 
Salinen von Kreutznach, welcher am linken Ufer der 
Nahe liegt, erhalten; Preußen behält jedoch die Sou— 
verainität. | | | 

Art. 48. 


Geien-Homburg Der Landgraf von rg rg 
wird wieder in die Befisungen,, Einkünfte, Rechte und - 
politiſchen Beziehungen gefeßt, deren er, zufolge des 
Rheinifchen Bundes, beraubt ward. 

Art. 49. Ä 
Bebiete, die_für bie Häufer In dem ehemaligen Departe- 


Dibenburg , Sahfen-Goburg, 
Beilenburg-Gtrelig und far ment der Sartre, an den Gränzen 
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den Grafen Pappenbeim refer- der Staaten ded Königs von 

Nee Preußen, wird ein Diftrict mit 
69,000 Seelen refervirt, die auf folgende Weife vertheilt 
werden follen: der Herzog von Sadfen = Coburg und 
der Herzog von Didenburg erhalten ein jeder ein Gebist 
mit 20,000 Einwohnern. Der Großherzog von Medlen: 
turg-Etrelig und der Landgraf von Heffen- Homburg 
ein Gebiet mit 10,000 Einwohnern, und der Graf Pay: 
penheim ein Gebiet mit 9000 Einwohnern. Das Gebiet 
des Grafen Aa unter Preußiſche Hoheit. 

rt. 50. 


Bufünftige Arrangements in Da die in dem vorigen Art. 
EUREN NEST oe Herzögen von Sachſen-Co— 
burg, Dldenburg, Medlenburg: Strelig und dem Land» 
grafen von Heffen= Homburg angewiefenen PBergröße: 
rungen nidyt mit ihren refpectiven Staaten in Berührung 
itehen, fo werden Ihre Majeltäten, der Kaiſer von 
Deiterreich, der Kaiſer aller Reußen, der König von Große 
britannien und ver König von Preußen beim Ausgang 
bed gegenwärtigen Krieges, oder. fo bald e8 die Um— 
ſtände erlauben, fid) dahin verwenden, den-genannten 
Füriten durch Austaufhungen oder andere Arrangemente 
die Bortheile zu verfhaffen, welche fie ihnen zuzuſichern 
beichloffen haben. Um aber die Verwaltungen genannter 
Diſtricte nicht fo fehr zu vervielfältigen, fo iſt befchloffen 
worden, fie provilforifh von Preußen, jedoch zum Nugen 
der neuen Befiger, zu laſſen. 
| t. 9 


rt. 51. 
en an bien Bene Alle Gebiete und Befigungen, 
werden. ſowohl am linfen Rheinufer in 
| den alten Departements der Sarıs 
und des Mont-Tonnerre, alö in den ehmaligen Depars 
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tements der Fulda, Frankfurt oder die in den nahe ges 
fegenen Ländern enclavirt find, und welde durch den 
Parifer Tractat vom 30ſten Mai 1814 zur Dispofition 
der alliirten Mächte geftelt wurden und worüber in den 
Artifeln des gegenwärtigen Tractatd noch nüht disponirt 
worden, kommen als fonverained Eigenthum unter die 
Herrſchaft Sr. a? des Kaiſers von Defterreih. 
ne, mr. ARD, ar " 
Iienburg.. Das -Fürftenthum Sfenburg wird unter 
die Sonverainifät. Sr. Majeftät: des Kaiſers von Oeſter— 
reich, geſtellt, und wird mit demſelben in folche Bezie— 
hungen kommen, wie die Föderativ-Conſtitution Deutſch-⸗ 
lands es für die u itten Staaten beſtimmen wird. 
a Su | Sokr 2 Bee | © . :Met. 58. — i 
Deutiher Bundestag.” Die ſouverainen Fürften und freien 
Städte Deutichlands, worin begriffen find Ihre Maje— 
täten der Kaifer von Defterretch, die Könige von Preußen, 
Dänemarf und der Niederlande, und namentlich: der 
Kaifer von: Defterreich ‚und der König von Preußen für 
alle ihre Befisungen, welche ehemald zum Deutſchen 
Reiche gehörten, der König von Dänemarf für das 
Ben Holftein und der König der Niederlande 
ür das Großherzogthum Luremburg, bilden unter fidh 
eine immer dauerhde Conföderation, welche den Namen: 
Der Deutfhe-Bund, annehmen wird. | 
"Eu: »,0° 77 Art. 54. | ENG 
Zweck dieſer Gonföberation. Der Zweck dieſer Conföbera: 
tion iſt die äußere und innere Sicherheit Deutſchlands, 
die Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit der conföderirten 
Staaten. Be 
| —Art. 58. Ä 
Gleihheit ihrer Mitglieberi, Die: Mitglieder der Conföderas 
6 
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tion find ſich ald ſolche ihren Rechten nach gleich; fe, ver⸗ 
pflichten fi) alle auf gleiche Weife, die Acte, die ihren 
Bund conftituirt, aufrecht zu. erhalten. ee 

Art. 96. 2 ,r 
Zoderativer Bundestag. Die Angelegenheiten, der Gonfds 
deration werben. einem föüderativen Bundedtag anders 
trauet, auf welchem: alle. Mitglieder durdy ihre Berolk 
mädhtigten auf folgende Weife, fei ed nun einzeln oder 
alle zufammen, ohne Nachtheil ihres Ranges, voten“ 


1) Oeſterreich, eine Stimme; 2) Preußen, eine; 
Bayern, eine; 4) Sachſen, eine; 5) Hannover, eint; 


6) Würtemberg, eine; 7) Baden, eine;. 8) Chu 


Hefen, eine; 9) Großherzogthum. Heffen „ eine; 10 
änemarf für Holitein, eine; 11) die Niederlande für: 
Luxemburg, eine; 12) die Großherzoglichen und Herzog 
Häufer von Sachſen, eine; 13) Braunſchweig um 
Naſſau, eine; 14) MedlenburgsSchwerin und Strelih 


eine; 15) Hofftein= Oldenburg, Anhalt und Schmar 
burg, eine; 16) Hohenzollern, Lichtenſtein, Reuß 
Schaumburg⸗Lippe, Lippe und Waldeck, eine; IT) die 
freien Städte Lübeck, Frankfurt, Bremen und Hamburg 
eine. Summa 17 Stimmen. “7 

Art, 57. Pi 
Präfibium von Deſterreich. Oeſterreich wird am föderativen 


Bundestage präſidiren. Ein jeder Staat, der Confödera 
tion hat das Recht, Vorfchläge zu mahen, und dei. 
welcher dad Präfidium führt, ift gehalten, diefelben bin 


nen einer zu beitinmenden Zeit; zur Deliberation zu 
bringen. 5 
Art. 58. | 


Beand ber algemeinen Wenn die Rede it von Abfal: 
2 .. fung. der Grundgefeße,, oder wenn 


Berfammlung. 
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bie. Orundgefege der Conföderation geändert werden 
foen, oder wenn im Bezug der füderativen Acte felbft, 
der organiſchen Geſetze oder anderer Einrichtungen von 
gemeinfchaftlichem Intereſſe Aenderungen getroffen wer: 
den follen, fo bildet fi der Bundestag in eine allge 
meine Verſammlung, und in diefent Sale gefchieht die 
Veriheilung der Stimmen “auf folgende nach dem Hme 
* der einzelnen Staaten berechneten Weiſe: Defter- 
reich hat 4 Stimmen, Preußen 4, Sachſen 4, Bayern 
—— 4, Würtemberg 4, Baden 3, ChursHeffen 
a ergogthum Heffen 3, Holftein 3, Suremburg 3, 
ſchweig 2, Medlenburg: Schwerin 2, Naſſau 2, 
Sathſen⸗Weimar 1, Sachſen⸗Gotha 1, Sachſen⸗Coburg 
I, Sadfen-Meiningen 1, Hildburghauſen 1, Mecklenburg⸗ 
wis 1, Holftein= Didenburg 1, Anhalt» Deffan 1, 
Ma Bernburg 1, Anbalt= Köthen I, Schwarzburg- 
Conberähaufen 1, Schmarzburg : Rudolftadt 1, Hohen: 
lern⸗Hechingen 1, Lichtenftein 1, Hohenzollern-Sig— 
Minden 1, Waldeck 7, Reuß, ältere Linie, 1, Reuß, 
Ntgere Linie, 1, Schaumburg-%ippe 1, Lippe 1, bie freie 
Est Lubeck 1, die freie Stadt Frankfurt l, die freie Stadt 
men 1, die freie Statt Hamburg 1. Summa 69 


n. 
Wenn der Bundestag mit den organiſchen -. 
der Conföderation ſich befhäftigt, fo wird er in Ueber— 
egung nehmen, ob den ehemaligen mediatiſirten Staaten 
des Reichs einige collective Stimmen zu bewilligen find. 


Re Art. 59, 
ungen in Rüdfät Die Frage, ob eine Angelegen: 
92% heit durch die General-Verſammlung 
nach den eben feftgefegten Grundſätzen folle discutirt 
6* Ä 
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Yverden, wird in der gewöhnlichen Verſammlung durch 
die Mehrheit der Stimmen entfchieden: _ 3 x 
Diefelbe Berfammlung- wird die Entwürfe ,- welde 
der General-Berfammlung follen. sorgelegt ‘werden , ein 
leiten, und Diefer alles dad communiciren, was zur 
Annahme. ‚oder Verwerfung derſelben beitragen Fann. 
Sowohl: in- der „geröhrlichen als General⸗Verſammlung 
entſcheidet die Mehrheit der Stimmen, mit dem Unter— 
ſchiede jedoch, daß in der erſten die abſolute Mehrheit 
entſcheidet, während in der andern zwei; Drittel der 
Stimmen zur Mehrheit erforderlich find. Findet in der ge⸗ 
wöhnlichen Verſammlung Stimmen-Gleichheit ſtatt, fo 
entſcheidet der Präſident die: vorliegende Frage; -Sebes: 
mal jedoch, wenn die Rede ift. von: Annahme oder Ber: 
änderung der Grundgefege, organiſchen Einrichtungen, 
individuellen Rechten oder Religions = Angelegenheiten, 
fo entfcheidet nicht. die Mehrheit der Stimmen, weder 
in der gewöhnlichen, noch in der General-Berfammlung. 
Der Bundestag ift permanent. Er kann indeffen, ‚wenn 
dte feiner Berathung unterworfenen Gegenftände ent— 
Ihieden find, auf eine Zeitlang vertagt werden, aber 
nicht länger aldö auf vier Monate. Affe weitere Be: 
ftimmungen in Beziehung der Vertagung und Exvedi— 
tion dringender Sefhjäfte während der Bertagung, 
werden dem Bundestage felbft vorbehalten, welcher ſich 
bei Abfertigung der. organiichen Gefege mit diefem Ges 
genftande befhäftigen wird. — 
Art. 60. 
Stimmen -· Folge. Was nun die Ordnung, nad) welcher 
bie. Mitglieder der Gonföderation ftimmen, anbetrifft, fo 
wird feitgefeßt, daß, fo Tange ver Bundestag mit der 
Abfafjung der organiſchen Gelege fich beſchäftigt, hier⸗ 
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über nichts beflimmt -fei, und Die bis Dahn zu beobach— 
tente ‚Ordnung mag- fein: wie -fie wolle, - fo Fann fie 
feinem - Mitgliede- benachtheiligen, noch als Grundſatz 
fin die Zukunft aufgeftelt werden. Nach der Abfaſſung 
der organischen Gefege wird der Bundestag dieſen Ge: 
genſtand im a nehmen und folhen durch eine 
Immer gültige Regel beftimmen 5 fie wird fich jedoch ſo wenig 
ald möglich von der des ehemaligen Reichstages entfer— 
nen, namentlicy von dem Reichs-Deputations-Receß von 
1803. Die Ordnung, welche man annimmt, Fann übri= 
— auf den Rang und Vorſitz der Mitglieder der 
sonföderation außer ihren Beziehungen mit dem Bundes— 
tage, feinen Einfluß haben. - ::. Zu 

rg Der Bundedtag wird fi) zu 
X | Frankfurt am Main verfammeln. 
Die Eröffnung ift auf den 1ften September 1815 feit: 
geſetzt*). — DB EEP TE a 
Art. 6% 0-0 - 


ieſung der Grunngefege- Der erfte Gegenftand, : den: der 
Bundestag nad) feiner Eröffnung in Berathung nimmt, 
Ü die Abfaffung der Grundgefeße der Eonſoͤderation 
md der organifchen Beltimmungen in Beziehung feiner 
äußern, -militairifchen und innern Verhältniſſe. 

PER nr Ar 63. -- a! 
Aufrehthaltung des Friedens, Die verbündeten Staaten ver: 
oe pflichten ſich, ſowohl ganz Deutid: 
land als jeden einzelnen Staat des Bundes gegen jeden An⸗ 
griffzu vertheidigen, und garantiren ſich gegenſeitig alle dies 


*) Späterhin ward fie-auf den Iften December feſt geſetzt. 
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jenigen, ihrer Befigungen, welde in dieſem Bunde begrif- 
fen find. Wenn der Krieg durd den Bund erflärt ik, fo 
darf fein Mitglied befondere Unterhandlungen mit dem 
Feinde anknüpfen, noch auch ohne Einwilligung der 
übrigen Frieden oder Waffenſtillſtand ſchließen. Die 
Mitglieder der Conföderation, unbefchadet ihres Recis, 
Allianzen zu fehließen, verpflichten fih, in Feine Bess 
bindlichfeit einzugehen, die gegen Die Sicherheit der Cou⸗ 
föderation oder der einzelnen Staaten, woraus fie be 
iteht, gerichtet wäre. Die verbündeten Staaten ver— 
pflihten ſich ebenfald, unter feinem Vorwande ge 
einander Krieg zu führen, und ihre Streitigfeiten nicht 
durch die Gewalt der Waffen zu ſchlichten, ſondern fie 
der Entfcheidung des Bundestaged zu unterwerfen: 
Diefer wird durch eine Commiffion den Weg der 
mittelung verfuhen. Gelingt diefe nicht, fo daß 
Rechtöfpruh nothwendig wird, fo fol diefe durch eine 
wohl organificte Auſtregal-Inſtanz geiprohen werden, 
dem fich die freitigen Partheien, ohne an ein anderes 
Gericht appelliren zu — unterwerfen. 26 
t 


rt. 64. 8 

Beſonders Dispoftionen Die Artikel, welche unter Dem 
ver Vundetacte. Namen ber befondern Dispofitionen 

in der Acte des Deutfchen Bundes begriffen, fo wie fie 
im Original und in einer Franzöfifhen Ueberſetzung dem 
gegenwärtigen General= Zractat angehängt find, ſollen 


dieſelbe Rechtöfraft und Gültigfeit haben, ald wenn fie 


bier im Text buchſtäblich aufgeführt wären. 
Art. 69. 


Das Königreih ber Nieder Die alten vereinigten Provins 


Tand d © t 
J ne * zen der Niederlande und bie ehe 
Königreich der Niederlande. maligen Belgiſchen Provinzen, 
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beide in den durch den folgenden Art. beſtimmten Gränzen, 
werden in Verbindung mit den in demſelben Art. be— 
zeichneten Ländern und Gebieten unter der Souveraini— 
tt Er. Königl. Hoheit des Prinzen von Oranien-Naſſau, 
ſouverainen Fürften der Vereinigten Provinzen das König: 
reich Der Niederlande bilden, Erbe durch den in der 
Conftitutiondacte der genannten Vereinigten Provinzen 
(don beftimmten Succeſſions-Ordnung. Der Titel und 
die Vorrechte der Könige. Würde find in dem Haufe 
von Oranien⸗Naſſau von allen Mächten anerfannt worden. 


rt, 66. 

Gängen bed RKönigriE Die Linie, welche das Gebiet des 

— Königreichs der Niederlande um— 
tät, iſt auf folgende Weiſe beftimmt: Vom Meere an 
dehnt ſie ſich nach der Seite der Niederlande längs der 
Franzöſiſchen Gränze hin, fo wie fie durch den 3ten Arts 
ed Parifer Tractatd vom 30ſten Mai 1814 bis zur 
Maas ift feftgefegt und beftimmt worden, hierauf geht 
fe längs berfelben Gränze bis zu der ehemaligen des 
Herzogthumd Luremburg. Bon da folgl fie der Rich— 
tung der Gränze zwifchen diefem Herzogthum und dem 
alten Bisthum Lüttich, bis fie im Süden von Deiffelt 
die weſtliche Gränze dieſes Cantond erreiht, und die 
von Malmedy bid zu dem Puncte, wo diefe lete Die 
Gränze zwiſchen den alten Departementd der Durthe 
und Röer berührt; fie läuft hierauf längs diefer Gränze 
fo weit, bis fie den ehemaligen Franzöfifhen Canton 
Eupen im Herzogthum Limburg berührt, und indem fie 
die weſtliche Gränze diefed Cantons in nördlicher Rich— 
tung verfolgt und rechts einen Fleinen Theil des ehe: 
maligen Franzöfifhen Cantons Aubel liegen läßt, ver- 
einigt fie fi mit dem Berührungspunete der drei alten 
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‚Departements der Durthe, Nieder: Maas: und Röer; 
yon Diefem Puncte an. folgt die Linie Der Gränze, welche 
die beiden leßten Departements trennt, bid zum. Worm 
‚(ein Fluß, der in die Röer fällt), ‘geht :dann längs 
dieſem Fluſſe bi dahin, wo fie aufs neue die Gränze 
diefer beiden Departements erreicht, verfolgt dieſe Gränze 
bis gegen Süden von ‚Hillendberg, (im alten Röer— 
Departement) geht. von da nordwärts, läßt Hillensberg 
rechts und durdfchneidet den Canton Sittard in zwei 
faft. gleiche Theile, fo daß Sittard und. Suſteren links 
liegen bleiben, bis zum alten Holländifchen Gebiet, dann 
laßt fie dieſes Gebiet links und verfolgt die öſtliche 
Gränze bis dahin, wo dieſe an das chemalige Deiter: 
reihifche Fürftenthbum Öeldern, nad) Rüremonde zu, ſtößt, 
nimmt die Richtung nad dem öſtlichen Theil des Hol: 
ländiſchen Gebiets nördlich von Schwalmen und läuft 
“weiter fort um dieſes Gebiet. — 

Endlich dehnt ſie ſich von dem öſtlichen Punct an 
nach dem Theil des Holländiſchen Gebiets, wo Venloo 
liegt; ſie umfaßt dieſe Stadt und deren Gebiet. Von 
da bis zur alten Holländiſchen Gränze nahe bei Mook 
unterhalb Gennep folgt. fie dem Laufe der Maas, in 
einer. gewiſſen Entfernung vom rechten Ufer, jo daß alle 
Derter, welche nicht mehr als. 1000 Rheinländische Ruthen 
vom Ufer entfernt: find , mit ihren Marfen dem König: 
reiche der Niederlande angehören, .dody fo, daß nad) der 
Reciprocität dieſes Grundſatzes, Dad Preußiſche Gebiet 
auf feinem. Punct die Maas berühre, oder. auf 800 
Rheinische Ruthen derfelben fi) nähere. :Bon dem Puncte, 
wo. die beichriebene Linie die alte Holländifhe Gränze 
bis zum Rhein berührt, fol diefe. Gränze im Wefent- 
lichen, fo wie fie im Jahr 1795 zwiſchen Cleve und den 
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Vereinigten Provinzen war, bleiben. . Cie fol durch 
die Commiffion, welche unverzüglich durd) die beiden 
Regierungen von Preußen und der Niederlande er: 
nannt wird, unterfucht. und die Grängen, fomohl des 
Königreih3 der Niederlande ald des Großherzogthums 
Luremburg, nad Art. 68 genau beftinnmt werden; dieſe 
Sommiffion fol auch mit Hülfe von Sadverftändigen 
alles was auf den Waflerbau und dahin gehörige Ges 
‚genitände Bezug hat, auf eine, dem gegenfeitigen Inte— 
reife. des Preußiſchen und Niederländiichen. Staats ge— 
mäße Art reguliren.: Eben fo. fol. durd) fie. Die Gränze 
in den Diltricten Kyfmaerd, Lobith, fo wie das ganze 
Gebiet bi8 nah: Kekerdom näher beitimmt werben.. Die 
Enclaven Huiſſen, Malbure, Lymers mit. der Etadt 
Sevenaer und die Herrihaft Weel werden zum: König: 
reich der Niederlande .gefchlagen, und Se. Majeſtät der 
König von Preußen entfagen für fi, ihre Nachkommen 
und Nachfolger auf immer derfelben. 


Art. 67. 


Großherzootpum Der Theil ded ehemaligen Herzogthums— 

uxembutg. guremburg welcher in den, im folgenden 
Art. fpecifieirten Gränzen begriffen ift, wird gleichfalls 
dem fouperainen Fürften der Vereinigten Provinzen, 
jegigem König. der Niederlande, abgetreten, um auf 
immer von demfelben und feinen Nachfolgern als fouver: 
aines Eigenthum befeffen zu werden, Det Souverain 
der Niederlande wird zu feinen Titeln den eine Groß— 
herzogs von Luremburg Hinzufügen, und es fteht ©. 
Majeität. frei, über die Succeffionsfolge im Großherzog: 
thum unter den Prinzen, Shren Söhnen, einen-foldhen 
Familien= Vertrag abzufchließen, den fie dem Intereſſe 
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Ihrer Monarchie und ihren väterlichen Abfichten für ge: 
mäß halten. 

Das Großherzogthum Luxemburg, welches für bie 
Fürftenthümer Naflau = Dillenburg, Siegen, Hadamar 
und Diek ald Entihädigung dient, fol zu den Staaten 
des Deutichen Bundes gehören, und der Fürft, König 
der Niederlande, wird ald Großherzog von Yuremburg 
an diefem Bunde und an allen Vorrechten und Privi— 
legien, welche die andern. Deutſchen Fürften genießen 
werden, Theil nehmen. Die Stadt Yuremburg wird in 
militairifscher Beziehung ald Feftung ded Bundes ange 
ſehen. Der Großherzog hat das Recht den Gouverneur 
und Militair-Commandanten diejer Feltung zu ernennen, 
jedody mit Genehmigung der erecutiven Gewalt des 
Bundes und unter den Bedingungen, welche man nad) 
der Fünftigen Eonititution der befagten Conföderation 
feftzufegen für nöthig erachten wird. 

Art. 68. Ä 

Gröngen des Großherzog Das Großherzogtum Lurembur 

— wird aus dem Gebiete ——— 
welches zwiſchen dem Königreiche der Niederlande liegt, 
ſo wie es in Art. 66 beſtimmt worden, zwiſchen Frank— 
ref, der Moſel bis zur Mündung der Sure, dem Laufe 
der Sure bis zum Zufammenfluß mit der Dur und dem 
Lauf diefes legten Fluffes bis zu den Gränzen des vor: 
maligen Franzöfiihen Cantons von St. Vith, welcher 
nicht zu dem Großherzogthum Luremburg gehört. 

| Art. 69. | 

Verfügungen betreffend bed Se, Majeität der König ber 

—— Niederlande, Großherzog von 
Luxemburg, wird den Theil des Herzogthums Bouillon, 
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welcher nicht durch den Pariſer Tractat an Frankreich 
abgetreten worden, für fi und feine Nachkommen ale 
völlige fouverained Eigenthum befiten, und fol in 
diefer Beziehung mit dem Großherzogtum Luremburg 
vereinigt werden. Da aber über dad genannte Herzogs 
thum Bouillon Streitigfeiten entftanden find, fo ſoll 
derjenige der Mitbewerber, deflen Rechte gefegmäßig 
ermwiefen werden, und zwar nad) der meiter unten ges 
nannten Form, den Theil des Herzogthumg, fo wie der 
en Herzog ihn beſeſſen, unter der Souverainität Er. 
Majeſtät ded Königs der Niederlande, Großherzogs von 
Luremburg, ald völliged Eigenthum befiten. Diefe Ent- 
ſcheidung ſoll ohne weitere Appellation durch ein ſchieds— 
richterliches Urtheil gefhehen. Zu dem Ende follen 
Schiedsrichter ernannt werden, einer Durch jeden der 
beiden Mitbewerber, und die andern, drei an der Zahl, 
burdy) die Höfe von Deiterreic, Preußen und Sardinien. 
Sie werden fi fo bald ed der Kriegszuftand und die 
Umftände erlauben, zu Aadyen vereinigen, und in ſechs 
Monaten, vom Tage ihrer Vereinigung angerechnet, 
muß ihre Enticheidung erfolgen. Während diefer Zeit 
wird Se. Majeltät ber König der Niederlande, Groß: 
herzog von Luremburg, den genannten Theil des Herzog 
thums Bouillon in Depot nehmen, um ihn, nebit den 
Einfünften während der vorläufigen Verwaltung, dem: 
jenigen der Bewerber auszuliefern, zu deflen Guniten 
dad fchiedsrichterlihe Urtheil erfolgen wird. Ce. Mas 
jeität werden ihn für den Verluſt der Einfünfte, welche 
aus den Eouverainitätsrechten fließen, vermittelit einer 
billigen Uebereinkunft entfhädigen. Und follte die Wieder- 
eritattung auf den Prinzen Earl von Rohan fallen, fo 
follen dieſe Güter. in feinen Händen den Borfchriften 
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unterworfen werden, wodurch feine: MANCHE a vie 
Erbfolge Singang u haben. 4.7, 

B etg-Atsetungen, Se. Daieftät — König, ber‘ Nieder- 
Deonten inDeutfär lande entiagt. für. ſich, ſeine Nachkommen 
in ‚land. und Nachfolger auf. immer. zu, Guniten 
er. Majeftät der. Königs von Preußen. den fouverainen 
Befitungen, melde das Haus Oranien-Naſſau in Deutſch— 
land be itzt, namentlich den Fürſtenthümern Dillenburg, 
Dietz, Siegen und Hadamar, mit der Herrſchaft Biel— 
ſtein, und zwar ſo, wie dieſe Beſitzungen durch den im 
Haag am laten Julius 1814 abgeſchloſſenen Tractat 
von den beiden Branchen des Haufes.Naffau definitiv 
regulirt find... Se. Majeſtät entſagen gleichfalls dem 
Fürſtenthum Fulda und den andern Diſtricten und Ter— 
ritorien, welche Ihnen durch Artifet 12 des Hauptre— 
ceſſes der außerordentlichen ———— vom Foren 
Ben 1803 zugeſichert find. 

Familien-Wertrag zwiſch — echt ab di | 
amilien⸗Vettrag zwifhen a3 Recht und Die Succeffiond- 
no folge, melde zwiſchen den beiden 
Zweigen des Hauſes Naſſau durch die Acte von 1783, 
genannt: Naſſauiſcher Erbverein, iſt feſtgeſetzt worden, 
wird beibehalten und von den vier Fürſtenthümern von 
Oranien-Naſſau auf das —— — ————— 
hinübergetragen. Tr 


Art. 72. 

Kaften und Berppiorungen, ESe. Majeftät ber König der 

d ei 

Tosgerifenen — — Niederlande treten, indem ſie 
ze unter ihre Souverainität :die in 

den Art. 66. und. 68. ‚bezeichneten Länder ‚vereinigen, 


in alle Rechte und übernehmen alle Laſten umd alle 
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Verpflichtungen, . die in Rüdfiht der durd) den Parifer = 
Frieden vom 30ſten Mai 1814 von Frankreich losge=. 
riſſenen Provinzen und Art. =. ſtipulirt worden. 

rt. 73° 
aete wegen Bereinigung Se. Majeſtät . der König dee 
a Nieberlante haben unter dem Liſten 
Juli 1814. ald Grundlagen der Vereinigung der Belgi— 
ichen mit den Vereinigten Provinzen die acht Artifel, 
die dem gegenwärtigen Tractat angehängt find; aners 
fannt und ſanctionirt; gedachte Artifel haben daher’ Die: 
felbe: Kräft und Gültigfeit, als wenn fie Wort mes Wort 
gegenwärtigem Tractat Hinzugefügt wären, 

Art. 


Angelegenheiten der Ehweiz. Die Sntegritä der neunzehn 
N Eantont — Cantons, fo wie fie als politiſcher 
.. Körper zur Zeit der Convention 
vom 2o0ſten Dicember 1813 ‘waren, iſt als —— 
des Schweizeriſchen Syſtems anerkannt. 
rn At. 73. 
Bereiniung 5 Be DENE DR, Malliferland, das Gebiet 
von Genf und das Fürſtenthum 
Neufchatel ſind mit * Schweiz vereinigt und bilden 
drei neue Cantons. Das Thal von Dappes, welches 
einen Theil des Cantons von Vaud NT wird 
diefem. surüdgegebem,!. 


tt. 76, ° | u? 

Bereinigung ,_deb wie hun ‚Das Bisthum Baſel und die 
—* Gebiete mie vun Sicdt fo wie das Gebiet vom: 
ton Bern Biel’ werden mit dem Schmeizere: 

F bunde vereinigt und machen einen 

Theil se Eantene Bafel und Bern aus. Folgente 
Diftriete „find. jedoch von dieſer legten: Dispoſttion aus— 
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Reglements wird den Genfern : auf die; vortheilhafteite 
Weile die: Ausführung der Tractate in Beziehung der 
freien Communifation: zwiſchen der Stadt Genf und dem 
Mandement Peney - zugefihert: Se. Chriſtl. Majeftät 
bewilligt - übrigend: noch der Gensd'armerie und Miliz 
yon Genf den. Durchmarſch - über dies Heeritraße won 
Meyrin, von: dem ‚genannten Mandement Peney und 
umgefehrt, nachdem dem nächſten Franzöſiſchen Gens: 
dD’armerie-Poften davon — geſchehen iſt. | 
| — At 80: — IR RE. 
Abtretungen des Rönigd, Se. Majeltät. der .. König: son 
genfer Ganton.  Gardinien. tritt den Theit von Sa 
Wvvoyen ab, weldher. 3wiſchen Dem 
Fluſſe Arve, der Rhone, den Gränzen: des an Franf- 
reich abgetretenen Theild won Savoyen und dem ‘Berge 
von Saleve bis nach Veiry inchufive liegt, hierauf den 
Theil, der ſich zwiſchen der. Heerftraße des Simplons, 
dem Genfer See und dem gegenwärtigen Gebiet des 
Genfer Cantond, von Venezas bis zu dem Punct, mo 
der. Fluß Hermance die genannte. Heerftraße durd: 
fchneidet, und von da dem Laufe dieſes Flußes folgt bis 
zum ‚Ausflug in . den. Genfer See,i gegen Oſten des 
Dorfed Hermance befindet (die ganze Heerftraße des 
Simplons bleibt: fernerhin Eigenthum des Königs. von: 
Sardinien); dieſe fo begränzten Länder follen mit :vem 
Genfer Eanton vereinigt: werden, ‚wovon: die Gränzen 
jedoch durch gegenfeitige- Commiſſarien genauer zu ‘bes 
ſtimmen ſind, vorzüglich die Gränzen oberhalb Veiry 
und "amt Berge von Saleve; beſagte Maieſtät entſagt 
für ſich und ihre Nachfolger auf immer, ohne Ausnahme 
noch Vorbehalt, allen und jeden Souverainitäts-Rechten, 
welche ihnen im. den, in dieſer Begränzung liegenden 
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Dertern und Territorien angehören Fönnten; ferner be= 
willigen Se. Majeität der König -von Sardinien, daß 
die Communication zwiſchen dem Genfer Canton und 
dem Walliferland auf der Heerftraße des Simplons eben 
fo beftimnt werde, wie Frankreich diefed zwilchen Genf 
und. dem Canton de Vaud auf der Straße von Verfoy 
zugeftanden hat. Es wird den Truppen von Genf jeder: 
zeit die freie Sommunication zwifchen dem Genfer Gebiet 
und dem Mandement Juſſy geitattet, fo wie auch die 
Erleichterung über den See nad) der Heerftraße des 
Simplond zu kommen. Andererſeits wird allen Waaren 
und Lebensmitteln, weldye au3 den Staaten St. Maje-⸗ 
ftät des Königd von Sardinien und dem Freihafen von 
Genua kommen, und welde die Straße des Simplons 
ber ganzen Ausdehnung nach durd dad Walliferland 
und den Genfer Staat pafliren, Befreiung von allen 
Durchgañgsrechten bewilligt. Diefe Befreiung bezieht 
ſich jedoch bloß auf den Tranfito, und erftredt fich weder 
auf die Abgaben zur Audbeflerung der Heerftraße, noch 
auf die Waaren und Lebensmittel, welche im Innern 
verfauft und verbraudyt werden. Diefelbe Ausnahme 
findet Statt bei der den Schweizern zwifchen dem Walli- 
ferland und dem Genfer Canton bewilligten Communi— 
eation und die refpectiven Gouvernements werden daher, 
ſowohl der Abgaben wegen, ald auch um auf dem Ger 
biete eines -jedem die Eontrebande zu verhindern, ges 
meinfchaftliche Abe — 
rt. Ss 


Gompenfationen zwiihen Um die gegenfeitigen Compenfa- 
one tionen feftzufegen, follen die Can: 
ton3 Aargau, de Baud, Teffin, St. 


allen den alten Canton Schwyz, Unterwalden, Uri, 
7 


98 Wiener Sciufacte vom 9. Juni 1815. 


Glaris, Zug und Appenzell (dem innern Rhoden) eitte 
Summe für den üffentlihen Unterriht und Die allge: 
meinen Adminijtrationdfoften erlegen, jedoch vorzüglid 
gr erfteren Gegenftande in den genannten Cantons 
eitimmt. Die Cantond Aargau, de Vaud und Et. 
Gallen übermeifen den Cantons Schwyz, Unterwalden, 
Uri, Zug, Glaris und Appenzell (dem innern Rhoden) 
einen > von 500,000 Schweizer Livres. Eim jeder 
der erfteren ‚entrichtet die Intereſſen feines Antheild mit 
5 Procent Zinfen, oder auch das Kapital entweder baar 
oder in liegenden Gründen, nachdem ed ihm paſſend it. 
Die Vertheilung in Rüdficht der Auszahlung, ald auch 
der Einnahme dieler Fonds, gefchieht nach dem Per: 
hältniffe der Eontributiond- Tabelle, welche man zu den 
Bundes- Ausgaben regufirt hat. Der Canton Teſſin 
bezahlt dem Canton Uri jährlid die Hälfte der Zoll: 
einfünfte im Thal Levantine. 
Berfü abet die i ws — ſi ſich 
Bgfagungen über bie in Um den Discuſſionen, welche ft 
ri zwifchen den Cantond von Zürid 
| und Bern über die in England be— 
findlihen Fonds erhoben haben, ein Ende zu machen, 
jo iſt feftgefeßt worden: 1) Die Canton? Bern und 
Zürich behalten das Eigenthum ded Capitald, fo wie 
es im Fahr 1803 zur Zeit der Auflöfung des Schweizer 
Gouvernements war, und genießen die vom Iften Sanuar. 
1815 an fälligen — 2) Die fällig geweſenen und 
feit 1798 angehäuften Zinfen, das Sahr 1814 mit darin 
begriffen, follen zur Tilgung der noch reftirenden Nati— 
onalfhuld, befannt unter der Benennung der Schweizer 
Schuld, angewandt werden. 3) Mit dem Reſt ver 
Schweizer Schuld werden die übrigen Cantons belaitet, 
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indem die von Bern und Zürich ſich durch obige Maaß— 
regeln derielben entledigt haben. Der Antheil eines 
jeden Cantons, der mit dem Reſte der Schuld belaitet 
wird, ſoll nad dem Verhältniß der für die Bundes 
usgaben auferlegten Gontribution vertheilt werden. 
Die ſeit 1813 mit der Schweiz incorporirten Länder 
nehmen an der alten Schweizer Schuld feinen Theil. 
Sollte nach der Abbezahlung der genannten Schuld ein 
lleberſchuß fich ergeben, fo wird diefer unter den Cantons 
dern und Zürich nad) Verhältniß ihrer vefpectiven Ca— 
pitalien vertheilt. Dieſelben Dispofitionen finden in 
Rüdfiht einiger anderer Gläubiger Statt, deren An- 
prühe unter den Schuß des Präfidenten der Tagſatzung 
geitellt find. 

A Art. 83. 


gihäbigumgen für bie Damit der Zwiſt über bie Lauds, 
die ohne Entihädigung aufgehoben 
find, beendigt werde, foll den Eigenthüimern derielben 
eine Entfhädigung ausbezahlt werden. Und um in 
diefer. Sache jeden fernern Streit zwifchen den Canton 
en und de Vaud zu vermeiden, fo wird biejer leßtere 
der Regierung von Bern 300,000 Schweizer Livres 
fhlen, um unter die Berner Theilnehmer und Eigen- 
hümer der Lauds vertheilt zu werden. Vom Iften Januar 
1816 an, wird jährlich ein Fünftel diefer Summe ab: 
Kragen. 
* Art. 84. 


tigung der. auf die Die Declaration, welche am 20ſten 
13 
Ge Bug genden März durch die Mächte, die den 
— Pariſer Tractat unterzeichnet haben, 
Mm die Schweizer Tagſatzung erlaſſen worden, und die 
von derfelben durch ihre Beitrittsacte vom 28ften Mai 
| 5* 
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angenommen ward, ift ihrem ganzen Inhalte nach des 
fätigt, und die darin aufgeftellten Grundiäße, fo wor 
die in der Declaration feitgefegten Arrangements, follen 
unveränderlich aufrecht ersalten werden. H 
Graͤnzen der Staaten bes — der S e£ 
nen ber Staaten De ie Gränzen der Staaten 

Könige von Sardinien. Mai. des Königs von Sardinien 
find: Nach der Seite von Franfreih, fo wie fie; im 
Januar 1792 eriftirten, mit Ausnahme der Durdy ben 
Parifer Frieden vom 30ften Mai 1814 veranlaßten Ber 
änderungen. Nach der Schweiz zu, fo wie fie am Niten 
Sanuar 1792 waren, mit Ausnahme der Veränder 

durch die am Genf -geichehene Abtretung, fo wie di 

im Art. 80 der gegemwärtigen Acte fpecificirt worden. 


Nach der Seite der Staaten Sr. Maj. des Kaiſers von 


Defterreich, fo wie fie fih den Iiten Sanuar 1792 


fanden, und die zwiſchen Shren Majeltäten Maria 


Therefia und dem König von Sardinien den 4fen 
Dctober 1751 abgefchlofiene Convention, fol von beiden 


‚Seiten in allen ihren Stipulationen aufrecht erhalten 


werden. Nach der Seite der Staaten von Parına und 
Piacenza hin, fol die Gränze in Rüdficht der alten 
Staaten Sr. Maj. ded Könige von Sardinien fort: 
dauernd bleiben, wie. fie den Iften Sanuar 1792 mar. 
Die Gränzen der ehemaligen Staaten von Genua und 
der Länder Kaiferliches Lehn genannt, . welche nad) den 
folgenden Xrtifeln mit den Staaten ded Königs von 





Sardinien vereinigt find, bleiben diefelben, wie fie ben 


iſten Sanuar 1792 von den Staaten von Parma und 
Miacenza, und von Toscana. und Maffa getrennt waren. 
‚Die Infel Eapraia, ber ehemaligen Republif Genua ge: 
hörig, ift in der Abtretung der Staaten von Genua 
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an Se. Maj. den —— Sardinien mit inbegriffen. 
tt. 86. 
Tereinigung von Genua. Die Staaten, welde die ehemalige 
Republif Genua bildeten, werden auf immer mit den 
Staaten Er. Majeität ded Königs von Sardinien ver: 
einigt, um wie dieſe, als völlige fouverained Eigen- 
thum und Erbtheil auf die männlichen Erben nad) der 
Erfigeburt in den beiden Branchen diefes Haufes, nem— 


lich: der Königl. Branche und der von Savoyen-Garig« 
nan überzugehen. = 


Art. 87. 
a oa Ge. Majeftät der König von Sardie 
nien werden zu ihren gegenwärtigen Ziteln, 
den eined Herzogs von Genua hinzufügen. 
| Art. 88. | 
Weite Mm Privilegien Die Genuefer follen alle Rechte 
und Privilegien genießen, welche 
in der Acte fpecificirt find, die den Namen führt: 
Bedingungen, weldie ald Bafid der Vereinigung der 
Staaten von Genua mit denen Sr. Majeftät von Sar— 
dinien dienen ſollen; und befagte Acte fol, fo wie fie 
diefem allgemeinen Zractat angehängt ift, einen integ- 
tirenden Theil derfelben ausmahen, und diefelbe Kraft 
und Gültigfeit haben, ald wenn fie Wort für Wort im 
gegenwärtigen Artifel aufgenommen wäre. 
HR | Art, 89, — 
Bang be Sammer Die Länder, Raiferlides Lehn 
| genannt, die zu der ehemaligen 
tiguriihen Nepublif gehörten, find definitiv mit den 
Staaten Sr. Majeftät des Königs von Sardinien ver: 
einigf, und zwar auf diefelbe Weife wie die Genuefifhen 
Staaten; und die Einwohner diefer Ränder follen die— 
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felben Rechte und Privilegien, wie die im vorigen Artikel 
genannten Genuefifhen Staaten, genießen. 

Ä - Art. 90, Re 
Berekigungsredt. Das Recht, welches fid, die Mächt 
die den Tractat von Paris vom 30ſten Mai 1814 unter 
zeichnet, durch Art. 3. ded genannten Tractats refervirt 
haben, diejenigen Puncte ihrer Staaten zu befeitigen, 
welche fie für die Eicherheit derſelben nöthig erachten, 
wird auf gleiche Weife dem Könige von Sarbinien, 
ohne Einſchränkung, zugeftanden. — 
= = Art. ni — 

tretungen an den Gen» Se. ‘ aje t der dnia vol 

I” —— Sardinien tritt dem Condor von 
Genf die im Artifel 80. bezeichneten Difiricte von Sa— 
voyen ab, und zwar unter den, in der Acte angegebenen 
Bedingungen, welhe den Zitel führt: Ceffion Er. 
Majeität des Königd von Sardinien, an den Canton 
von Genf. Diefe Acte wird ald integrirender Theil 
ded gegenwärtigen Zractatd angefehen, und ihm ange: 
hängt, fo wie fie diefelbe Kraft und Gültigfeit haben 
wird, ald wenn fie gegenwärtigem Artifel Wort für 
Wort hinzugefügt wäre. 4 

lität von Chablais Die yon ch bl 4 
Neutralität von Shablai ie Provinzen von Ehablais um 
a Faucigny, fo wie das ganze-Gebiet 
von Savoyen im Norden von Ugine, welhed Sr. Mafe- 
ftät dem Könige von Sardinien angehört, follen an der 

Neutralität der Schweiz Theil nehmen, fo wie fie von 
den Mächten anerfannt und garantirt worden. Dem 
zufolge werden fi jedesmal, wenn die benachbarten 
ächte der Echweiz fich in offener oder Drohender Feind— 
feligfeit befinden, die Truppen Sr. Majeftät des Könige 
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von Sartinien, die ſich in dieſen Prosinzen aufhalten, 
zurüdziehen, und Fönnen deshalb, wenn es nöthig fein 
follte, duch Wallis ihren Weg nehmen. Kein anderes 
bewaffnetes Corps irgend einer andern Macht, Fann durch 
befagte Provinzen und Gebiete feinen Marſch nehmen oder 
dort ftationiren, mit Ausnahme derjenigen Truppen, 
welche die Schweizer Conföderation dort aufzuftellen für 
gut befinden wird, doch muß diefer Zuſtand der Dinge 
ver Adminiftration des Landes in nichts hinderlich fein, 
wo auch die Eivil- Beamten Sr. Majeftät des Königs 
von Sardinien, zur Aufrechthaltung der guten Ordnung, 
die Garde. dei —— in Thätigkeit ſetzen können. 
tt. 93. 


Ehemalige Deſterẽeichtiche Zufolge der, durch den Pariſer 
—— Tractat vom 30ſten Mai 1814ſtipu— 
lirten Entſagungen, erkeñnen die unterzeichneten Mächte 
des gegenwärtigen Tractats Sc. Majeſtät den Kaiſer 
von Oeſterreich, deſſen Erben und Nachfolger als ge⸗ 
ſetzmäßigen Souverain der Provinzen und Territorien 
an, welche imm Ganzen oder Theilweiſe durch die Tractate 
von Campo Formio 1799, von Luneville 1801, von 
Preßburg 1803, durch die additionele Convention von 
—— im Jahre 1807 und durch den Wiener 
ractat von 1809 abgetreten waren und in deren Beſitz 
Se. Kailerl. Königl. Apoftolifbe Majeftät in Folge des 
legten Krieges wieter gefommen find; fo wie auch von 
Sitrien, fomohl Defterreihifhen als des ehemaligen 
Benetianiihen Antheils, Dalmatien, den ehemaligen 
Venetianiſchen Infeln im Adriatiihen Meere; den Mün: 
dungen am Cataro, der Stadt Venedig, den Ragunen 
fo wie den übrigen Provinzen und Diftricten des feften 
Landes der ehemaligen Benetianifchen Staaten am linfen 
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Ufer der Etih, den Herzogthümern Mailand und Mor: 
arlberg, Defterreihifh Friaul, dem ehemaligen Benetia- 
nifhen Friaul, dem Gebiete von Montefalcone , dem 
Gouvernement und der Stadt Zrieft, Kärnthen, Ober 
färnthen, Croatien am rechten Ufer der Save, Fiume, 
dem Ungarifchen —— und dem Diſtrict von Caſtua. 
rt. 94. 
Ger mit der Defter- Se. Kaiſerl. Köni [. Apojio: 
ee liſche Majeftät —— mit 
Ihrer Monarchie, um von Ihnen 
und Ihren Nachfolgern als völliges ſouveraines Eigen: 
thum beſeſſen zu werden: 1) Außer den Theilen des 
feſten Landes der Venetianiſchen Staaten, deren im 
vorigen Artikel Erwähnung geſchehen iſt, auch die übrigen 
Theile der genannten Staaten, ſo wie jedes andere Ge— 
biet zwiſchen dem Teſſino, Po und Adriatiſchen Meere. 
2) Die Thäler von Veltlin, Bormio und Chiavenna. 
3) Daß Gebiet der Be Republif Ragufa. 
rt. 95. 
Deferreigifhe Drängen in Zufofge ber in dem vorhergehen: 
den Artikel beitimmten Stipulationen, 
werden die Gränzen Sr. Kailerl. Königl. Apoſtoliſchen 
Majeftät fein: 1) Nach der Seite der Staaten Sr. 
Majeität des Könige von Sardinien, fo wie fie am 1ften 
Sanuar 1792 waren. 2) Nach der Seite der Staaten 
von Parma, Piacenza und Guaftalla, der Lauf des Po, 
die Demarcations-Linie folgt dem Thalmege diefes Flufles. 
3) Nad) der Seite der Staaten von Modena, bleiben 
fie wie am Aften San. 1792. 4) Rad) den Päbftlichen 
Staaten hin, der Kauf ded Po bis zur Mündung des 
Goro. 5) Nad) der Seite der Schweiz hin, die alte 
Gränze der Lombardei und die, welde die Thäler von 


— 
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Beltlin, Bormiv und Ehiavenna von den Cantons Wallis 
und Zeffin trennt. Da, wo der Thalweg des Po die 
Gränze ausmacht, ift feitgefeßt, daß die Veränderungen, 
welche in der Folge der Lauf dieſes Fluſſes erleiden 
möchte, in Zufunft auf das Eigenthum der Snfeln, die 
ſich darin befinden, feinen Einfluß haben. I 
Art. 96. | 
Schifffahrt auf dem Po. Die allgemeinen Grumdfäße, welche 


von dem Wiener Congreß für die Schifffahrt der Flüſſe 


angenommen find, follen auch auf dem Po angewandt 
‚werden. Späteitend in drei Monaten nad; Beendigung 
des Congreſſes follen durd die dem Fluſſe benachbarten 
Staaten Commiffaire ernannt werden, um alled, was 
auf die Regulirung gegenwärtigen Artifeld Bezug hat, 
in Ausführung zu bringen. | 


Art. 97. 

Dispoſitionen in Bezie- FRE 
en en Da ed durchaus nothwendig ift 
von Mailand. dem unter dem Namen von Montes 


Napoleon zu Mailand .befannten 
Sinftitute, die Mittel zu erhalten, wodurd es feine Bere 
bindlichfeiten gegen die Gläubiger zu erfüllen im Stande 
it, fo it man übereingefommen, daß die liegenden 
Gründe und andern: unbeweglichen Güter diefed Etabs 
liſſements, gelegen in den Ländern, welche einen Theil 
des ehemaligen Königreih8 Italien ausmachten, und 


nun unter die Herrfchaft der verfchiedenen Fürften Italiens 


gefommen, nebſt den Eapitalien, die dem Etabliffement 
angehörten und in diefen verfchiedenen Ländern belegt 
find, derſelben Beftimmung, wie vorher verbleiben. 
Die nicht begründeten und unliquidirten Obliegenheiten 
des Monte-Napoleon, fv wie die, weldhe von den Rüde 
ftänden oder von jedem andern Zuwachs herrühren, fole 


I) 
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len unter die Pänder repartirt werden, woraus Daß che: 
malige Königreich Stalien beitand, und bei diefer Repar—⸗ 
tition werden die Bevölferung und Einfünfte zur Grund: 
lage genommen. Die Souveraine befagter Länder er: 
nennen binnen drei Monaten, von ' Beendigung des 
Congreſſes angeredinet, Commiflaire, um fich mit den 
Deiterreichifchen Commiffairen über Dielen Gegenitand 
- zu verftändigen. Ju Mailand wird ſich diefe Commil: 
fion vereinigen. 
un — — 1. 50h \ h 
taaten von Bobeng, Se. Königl. Hoheit der Erzherzog 
Be ING François von Eite, defjen Erben 
und Nachfolger werden die Herzogthümer Modena, 
Reggio und Mirandola in demfelben Umfange wie zur 
Zeit des Tractatd von Campo Formio ald. völliges fou: 
veraines Eigenthum befigen. Ihre Königl. Hoheit die 
Erzherzogin Marie Beatrir von Eite und ihre Erben 
und Nachfolger werden dad Herzogthum Mafla und 
das Fürftenthbum Carrara, fo wie das Kaiferliche Lehn 
in ber Zunigiana als völliged fouverained Eigenthum 
befigen. Die legtern können zu freiwilligen Austau: 
fhungen oder andern Arrangements mit Sr. Königl, 
Hoheit dem Großherzoge von Toscana nach gegenfei: 
tiger Eonvenienz dienen. Die Succeſſionsrechte und in 
den Branchen der Erzherzöge feitgefegten Reverfionen, 
in Beziehung auf Modena, Reggio und Mirandola, 
fo wie auf die FürftenthHümer Maſſa und Carrara wer: 
ten beibehalten. | 
Art. 99. 


Parma und Piacenza. Ihre Majeftäten, die Kaiferin Marie 
Luife, werden die Herzogthümer Parma, Piacenza und 
Guaftala mit Ausnahme der in den Staaten Sr. Kaiferl, 


— 
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Königl. Majeftät am linken Ufer des Po gelegenen 
Enclaven ald völliges ſouveraines Eigenthum beiigen. 
Der Rückfall diefer Länder wird zwiſchen den Höfen 
son Deiterreich, Rußland, Franfreid, Spanien, England 
und Preußen, wobei jevoh auf die Rückfallsrechte 
Deiterreihh8 und ded Königs von Sardinien auf befagte 
Länder Rüdficht genommen werden fol, gemeinfhaftlich 
beitimmt werden. | 
— | — Art. keit b 

ungen bes Großberr Go. Kaiſerl. Hoheit der Erzherzo 
A Ferdinand von Oeſterreich a 
fowohl für fid) als ihre Erben und Nacfolger in alle - 
Souverainitätdrehte und Eigentyum ded Großherzog: 
tbumd Toscana und deffen Dependenzen, fo wie fie die— 
felben vor dem Füneviller Tractat befaßen, wieder einge= 
fest. Die Stipulationen ded 2ten Artifeld des Wiener 
Tractats vom Iten October 1735 zwiſchen Kaifer Carl 
VI. und dem Könige von Franfreid, denen die übrigen 
Mächte beigetreten find, werden völlig zu Gunften Er. 
Raiferl. Hoheit und deren Defcendenten, fo wie die 
Garantien, die aus diefen Stipulationen fließen, wieder 
in Kraft treten. Mit dem befagten Großherzogthum 
werden noch vereinigt, um von Sr. Kaiſerl. Königl. 
Hoheit dem Großherzoge Ferdinand, defien Erben und 
Defcendenten ald völliged fouveraines Eigenthum befel: 
ferr zu werden: 1) ver Stato de Presidii, 2) der Theil 
der Inſel Elba und deren: Pertinenzien, welder ſich 
unter der Lehnsherrſchaft Er. Majeftät des Königs beider 
Sizilien vor dem Jahre 1801 befand, 3) die Lehns— 
herrfchaft und Eouverainität des Fürftenthums Piombino 
und deſſen Dependenzen. + 
Farſtenthum Piombino. Der Prinz Lubovifi Buoncompagni 
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wird für ſich und feine rechtmäßigen Nahfölger alles 
Eigenthum behalten, welches feine Familie im Fürſten— 
thum Piombino, auf der Snfel Elba und deren Depen— 
denzen vor der Beſitznahme diefer Länder durch Die 
Sranzöfifhen Truppen im Jahre 1799 befaß, worin auch 
die Berg-, Hütten» und Salzwerfe mitbegriffen find. 
Der Prinz Ludovifi behält gleichfalls das Recht des 
hal ed, und genießt wöllige Befreiung der Abgaben 
owohl für die Ausfuhr der Producte feiner Berg-, 
Hütten und Salzwerfe und Domainen, dld aud) Far 
die Einfuhr ded Holzes und anderer zum Bau der Berg: 
- werfe nothwendigen Materialien. Er fol überdies durch 
den Großherzog von Toscana für alle Einfünfte, melde 
feine Familie aus den NRegalien vor dem Sahre 1801 
bezog, Entihädigung erhalten. Im Fall bei der Schätzung 
diefer Entfhädigung Schwierigfeiten entftehen, fo ſollen 
bie dabei intereffirten Partheien die Entfhädigung den 
Höfen von Wien und Sardinien anheim ftellen; 4) die 
ehemaligen Kaiferlihen Lehne Vernio, Montanto und 
Monte, Santa Maria, die in den Toscanifchen Staaten 
enclavirt find. | 
Art. 101. 

Hergogtbum Lucea. Das Kürftenthum Lucca wird von 
Ihro Majeftät der Infantin Marie Louife und deren 
Defcendenten in gerader und männlicher Linie mit völe 
liger Souverainität befeffen. Diefed Fürftenthum wird 
zum Herzogthum erhoben, und die Regierungsform nad) 
den le vom Sahre 1805 beibehalten. Zu den 
Revenüen des Fürftenthumsd Lucca fol eine Rente von 
500,000 Sr. geihlagen werden, welche regelmäßig zu 
entrichten Se. Majeität der Kaifer von Oeſierreich und 
Se. Königl. Hoheit der Großherzog von Toscana ſich 
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verpflichten, und zwar fo fange, ald die Umftände es 
nicht erlauben, Shro Majeftät der Infantin Marie 
Rouife, ihrem Sohne und defien Defcendenten ein anderes 
Stabliffement zu verfhaffen. Diefer Rente follen ind 
befondere die Herrfhhaften in Böhmen,. befannt unter 
dem Namen der Pfalzbaieriichen, zur Hypothek dienen, 
die beim Rückfall des Herzogthums Yucca an den Groß- 
herzog von Toscana von diefer Belaftung befreit werden, 
und dann wieder eine kelondere Domaine Er, Kaiferl. 
Könige. Majeltät ausmachen. - 

her das Rückfalls St Babe h L faͤll 
———— as Herzogthum Lucca Fällt dem 
— — Großherzoge von Toscana anheim, 
entweder im Fall des Todes Ihro Majeſtät, der In— 
famin Marie Louiſe, oder ihres Sohnes Don Carlos 
und deren männlichen und directen Abkömmlingen, oder 
wenn die Infantin Marie Louiſe und ihre directen Erben 
ein anderes Etabliffement erhalten, oder einer andern 
Branche ihrer Dynaltie folgen. Wenn diefer Rückfall 
ſich ereignen follte, fo ‚verpflichtet fi der Großherzog 
son Zoscana, fo bald er in den Beſitz des Fürſtenthums 
Rucca fömmt, dem Herzoge von Modena folgende Ge— 
biete abzutreten: 1) Die Toscaniſchen Diftriete von 
— Pietra Santa und Barga. 2) Die Luccaſchen 

iricte von ‚Caftiglione und Gallicano, welche in den 
Staaten von Modena enclavirt find, fo nie aud) die 
yon Minucciano und Monte Ignoro, welhe mit dem 
Lande Maſſa in Berührung ftehen. 

Art. 103 


Dispoftionen in Beziehung Die Marten mit Gamerino 
j e ( | 

— und ihren Dependenzen, fo wie 
auch das Herzogihum Benevent und. Das Fürftenthum 
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Ponte Eorvo werden dem Päbftlihen Stuhle zurüdge- 
geben. Der Pabft tritt wieder in den Befi der Lega: 
tionen Ravenna, Bologna und Ferrara, mit Ausnahme 
des Theild von Ferrara, welder am linfen Po-Ufer ge 
legen it. Se. Kaiferl. Königl. Oefterreihifhe Majeſtät 
und ihre Nachfolger behalten jedodh das Garnifonsredt 
in den Plätzen Ferrara und Commahivd. Die Bewohner 
des Landes, welche zufolge der Beitimmungen des Eon: 
greſſes wieder unter die Herrſchaft des heiligen Stuhls 
fommen, genießen die Vergünftigungen von Art. 16 des 
Parifer Tractats vom 30ſten Mai 1814. Alle Acqui: 
fitionen, die von Privatperfonen auf eine durch die ges 
genwärtigen Geſetze für gefeßmäßig anerfannte Weite 
erworben find, verbleiben dem Befißer, und von den 
Höfen von Rom und Wien wird durch eine bejondere 
Convention über die Garantie der öffentlichen Schuld und 
‚ die Bezahlung der ein Arcangement getroffen. 
rt. 104. 
Wiedereinfegung des Königs Se. Majeität, der Röni Fer: 
Gerninamd I, auf IV, wird fü (ich, feine 
| Erben und Nachfolger, wieder 
. auf den Thron von Neapel gefett, und durch die Mächte 
als König beider Sicilien anerfannt. 
— Art. 105. a 4 
ngelegenheiten von Portugal. Da die: chte die Recht— 
URL mäßigfeit der durch Se. Königl. 
Hoheit den Prinz Regenten von Portugal und Brafilien, 
auf die Etadt Dlivenza und die anderı durch den Zrac- 
tat von Badajoz im Jahre 1801 an Spanien abgetretenen 
Zerritorien gemachten Reclamationen anerkennen, umd 
die Reſtitution diefer Gegenitände beabfichtigen, als eine 
Maafregel, wodurd) eine Dauerhafte und beftehende gute 
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Harmonie zwilhen beiden Reihen der Halbiniel bewirft 
werde, deren Erhaltung in allen Theilen Europa’3 der 
beitändige Zweck ihrer Arrangements gewejen; fo ver: 
pflichten fie ſich förmlich aufs wirffamite, fih für die 
Rückgabe genannter Territorien zu Gunften Portugals 
zu verwenden. Und die Mächte erfennen, fo viel e3 
von jeder derfelben abhängt, die Nothwendigfeit, diefes 
Arrangement aufs baldigfte zu Stande zu bringen. 
Bezieh iſchen Frank⸗ ia f be, 
esiehung zwiſchen Fran m Die wierigfeiten zu be= 
—— — ſeitigen, die ſich von Seiten Sr. 
Königl. Hoheit, des Prinz-Regenten von Portugal und 
Brafilien, der Ratification des Tractats vom 30ften 
Mai 1814 zwiſchen Portugal und. Sranfreich entgegen 
gefeßt haben, fo üt feitgefeßt worden, daß die Stipulas 
tion, welche imArt 10. des genannten Tractat3 enthalten 
it, jo wie alle,. welche darauf Bezug haben Fönnten, 
ohne Wirfung bleiben, an deflen Statt, mit Einftim= 
mung aller Mächte, die im folgenden Art. gemachten 
Dispofitionen treten, welche als die einzig gültigen ans 
gejehen werden. - 
ERROR: Art. in u ö 
- Rüdgabe vom Franzd- Se. Königl. Hoheit, der Prinz: 
Re Regent von Portugal undBrafilien, bes 
jeelt von dem Verlangen, Sr. Allerchriſtlichen Majeſtät auf 
eine unzweideutige Weife feine befondere Geneigtheit zu 
erfennen zu geben, verpflichtet ſich, der befagten Maje— 
tät das Kranzöfiihe Guienne bis zum Fluß Oyapod, 
deffien Mündung zwildien dem Aten und 5ten Grad 
nördlicher Breite liegt, zurück zu geben; eine Gränze, 
welche Portugal immer ald diejenige, welde durch den 
Utrechter Tractat feitgefegt worden, angeſehen hat. Die 
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er der Rückgabe diefer Eofonie an Se. Chriſtl. Maje⸗ 
ät foll, jo bald die Umitände es geitatten, durch eine 
beiondere Convention zwiſchen beiden - Höfen beftimmt 
werden; Daffelbe wird jo bald wie möglich mit Den Gränzen 
‚ des Portugieſiſchen und Franzöfiihen Guienne, nad dem 
Snhalt ded Sten Art, des Utrechter Tractatd, definitiv 
geſchehen. 
Art. 108. 


Allgemeine Feſtimmungen — Die Mächte, deren Staaten 
NEE RBB durd) einen und denfelben ſchiff— 
baren Fluß getrennt oder durchſchnitten werden, ver: 
pflichten ſich, alles, was auf die Schifffahrt dieſes Fluſſes 
Bezug hat, gemeinfchaftlich zu reguliren. Zu dem Ende 
ernennen fie Commiffarien, die fich ſpäteſtens ſechs Monate 
nad Beendigung des Congreſſes vereinigen, denen die 
- in den folgenden Artikeln feitgefegten Principien als 
Grundlage ihrer Arbeiten dienen follen. 
Art. 109. 
Biete Schiffahrt. Die Schifffahrt im ganzen Laufe ber 
im vorigen Art. bezeichneten Flüfe, von dem Puncte 
an, wo ein jeder von ihnen fchiffbar wird, bis zu deren 
Mündung, fol gänzlich frei fein, und -fann niemanden 
in Bezug ded Handels unterfagt werden; doch fo, daß 
man ſich nach den für die Schifffahrts-Polizei feitgefegten 
Reglements richte, die für alle gleichmäßig und für den 
Handel aller Nationen fo günſtig als möglich ſollen ab: 
gefaßt werden. - 
° Art. 110. 

Sinheit des Syſtens. Das Syſtem, weldes für die Ein 
nahme der Rechte und zur Aufrechtbaltung der Polizei 
feitgefegt wird, foll fo viel wie möglid) für den ganzen 
Lauf des Fluſſes dafelbe fein, und erſtreckt ſich aud, 
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wenn nicht beſondere Umſtaͤnde dagegen find, auf Deffen 

Rebenarme und auf die Flüſſe, die ſich in diefe ergießen, 

und die in ihrem ſchiffbaren Laufe verfchiedene Staaten 

ttennen und durchſchneiden. = Erz 
| | Act. 11. 


sarıf Die Abgaben für die Schifffahrt follen 
auf eine gleichmäßige, unveränderliche und von der ver: 
ſchiedenen Dualität der Waaren, fo viel ald möglich 
mabhängige Weife beſtimmt werden, damit eine betails 
firte Unterfuhung der Ladung nicht nöthig fei, ausge: 
kommen wegen Defraudation oder Lebertretung der Ge: 
ehe. Diefe Rechte, melde in Feinem Fall die jetzt bes 
Rehenden überfteigen dürfen, follen nad) den Local-Um— 
känden beftimmt werden, da fie die Feftfeßung einer 
allgemeinen Regel nicht geftatten. Man wird jedod) 
bei Anfertigung des Tarifd von dem Gefichtöpuncte aus— 
gehen, den Handel durd Erleichterung der Schifffahrt 
zu begünftigen; und die am Rhein feitgefegte Octroy kann 
zu einer approrimativen Norm dienen. Iſt der Tarif 
einmal feftgefegt, fo Fann er nur durd) ein gemeinſchaft— 
liches Arrangement der dem Ufer des Fluſſes benach— 
barten Staaten erhöht werden, und die Schifffahrt darf 
nit mit andern Rechten, fie mögen fein, von welcher 
Art fie wollen, außer denen, die in dem Reglement be- 
finmt find, belaftet werden. | | 
Art. 112. 
bebungs · Vureaurs. Die Hebungs-Bureau's, deren An— 
zahl man ſo viel wie möglich zu vermindern die Abſicht 
hat, ſollen durch das Reglement beſtimmt werden, und 
in der Folge darf nur mit Einſtimmung Aller eine Ver⸗ 
Änderung darin geſchehen, ed ware denn, daß einer der 
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dem Ufer angränzenden Staaten die Anzahl derjenigen, 
welche ihm DURING angehören , vermindern wollte. 
tt. 113. 
Stromwege. Jeder dem Ufer benachbarte Staat ver: 
pflihtet fih, Die Etrommege, welche durch 
fein Gebiet gehen, zu unterhalten, fo wie für Die nöthi: 
en Arbeiten im Sluthbette, damit der Schifffahrt nichts 
Binberlich fei, Sorge zu tragen. Dad zufünftige Regle— 
ment wird beitimmen, wie die dem Ufer benachbarten 
Staaten zu dieſen letzten Arbeiten contribuiren follen, 
in dem Fall, wo die beiden Ufer verfchiedenen Gouver: 
nementd angehören. 
Art. 114. 
Lager-Reäte. Keine Stapel-, Fahr- oder gezmungene 
Lager-Rechte dürfen errichtet werden. Diejerligen, melde 
ſchon beftehen, werden nur beibehalten, infofern die Ufer 
Staaten ohne das Focal: ntereffe des Orts oder bei 
Landes, wo fie errichtet find , zu berüdfichtigen, fe für 
die Echifffahrt und den Hantel im Allgemeinen ale 
nothwendig oder nützlich erachten. 
Art. 115. 
Bouane . Die Douanen der dem Ufer benachbarten 
Staaten haben nichts gemein mit den Schifffahrts-Rechten. 
Durd) .beftimmte Einrihtungen wird man verhindern, 
damit die Ausübung der Funftionen der Douane dem 
Handel Feine Feſſeln anlegez dod wird man am llfer 
durch. eine ftrenge Polizei jeden Verſuch der Einwohner, 
mit Hilfe der Schiffer Eontrebande zu treiben, zu ver 
hindern fuchen. | 
Art. 116. 
Reglement. Alles, was in den vorhergehenden Artifeln 
angeführt worden, wird durch ein gemeinfchaftlihes Rea- 
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lement beftimmt, weldyed hauptſächlich dasjenige enthalten 
fol, was noc anderweitig zu beftimmen für nöthig er: 
achtet wird. Sobald dad Reglement einmal beftimmt 
worden, fann es nur mit Beiltimmung aller dem Ufer 
benachbarten Staaten verändert werden, und diefe werden 
für die Ausführung derfelben auf eine paßliche und den 
Umftänden und N gemäße Art Sorge tragen. 
rt. 117. 
Sqifffabrt des Rheind, Die befondern Reglement in 
UN Beziehung auf die Schifffahrt 
des Rheind, Nedar, Main, Mofel, Maas und Scelde, 
fo wie fie der gegenwärtigen Acte angehängt find, follen 
diefelbe Kraft und Gültigkeit haben, ald wenn fie in 
derfelben Wort für Wort aufgenommen wären. 
EEE a n. — 
reg ie Tractaten, Conventionen, 
ren und beſpndern Acten. Declarationen, Reglements und 
andere beſondere Acten, welche der gegenwärtigen an— 
gehängt find, und namentlich: 1) Der Zractat zwi— 
ſchen Rußland und Defterreih vom 22jten April (Aten 
Mai) 1815. 2) Der ZTractat zwiſchen Rußland und 
Preußen vom 2iften April (3ten Mat) 1815. 3) Der 
additionelle Tractat in Beziehung auf Gracau, zwiſchen 
Defterreih, Preußen und Rußland vom 2ıiten April 
(Sten Mai) 1815. 4) Der Zractat zwifchen Preußen 
und Sachen vom 18ten Mai 1815. 5) Die Declara— 
tion. des Königd von Sachſen über. die Rechte des 
Haufes Schoenburg, vom 18ten Mai 1815. 6) Der 
Tractat zwifchen Preußen und Hannover vom 29iten 
Mai 1815. 7) Die Sonvention zwifhen Preußen und 
dem Großherzog von Sadhfen: Weimar. 8) Die Eon: 
vention zwifchen Preußen und dem Herzoge und Fürite 
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von Naſſau. 9) Die Acte über die föderative Conſti⸗ 
tution Deutichlande. - 10) Der ZTractat zwifchen. dem 
Könige der Niederlande, Preußen, England, Defterreich 
- und Rußland, vom... 1815. 11) Die Declaration 
der Mächte über die Angelegenheiten der Schweizer 
Gonföderation, vom 20ften März 1815, und die Ac— 
ceffiongacte der Tagſatzung vom 28jten Mai. 12) Das 
Protocol vom 26jten März 1815, über die Abtretungen 
des Königd von Sardinien an den Genfer Canton, 
13) Der Zractat zwiſchen dem Könige von Sardinien, 
Deiterreih, England, Rußland, Preußen und Franfreid 
vom ... 14) Die Acte, genannt: ‚Bedingungen, 
welche als Bafis zur Bereinigung der Staaten von 
Genf mit denen St, Sardiniihen Mazeität dienen follen. 
15) Die Declaration der Mächte über die Abfchaffung 
ded Megerhandeld. 16) Die Neglementd der Schiff⸗ 
fahrts-Commité. 17) Das Reglement über den Rang 
zwifchen den diplomatischen Agenten, follen als integri- 
rende Theile der Arrangementd des Congreſſes ange- 
fehen werden, fo wie fe biefelbe Kraft und Gültigfeit 
haben, ald wenn fie Wort für Wort dem GeneralsTrac 
tat hinzugefügt wären. 
Art. 119. 

Ale Mächte, die auf dem Congreſſe vereinigt ge: 
weien, fo wie auch die Fürften und freien Städte, 
welhe zu den genannten Arrangements oder zu den 
Acten, welde in diefem allgemeinen Zractat beftätigt 
worden, beigetragen haben, find eingeladen, Derfelben 
beizutreten. 

Art. 120. 

Da die Franzöfifhe Sprache ausſchließlich bei allen. 

Abfchriften des gegenwärtigen Tractats gebraucht wor: 
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den, fo iſt von den Mächten, welche zu diefer Acte 
beigetragen haben, anerfannt, daß aus dem Gebrauch 
dieſer Sprache für die Zukunft nichts gefolgert werden 
dürfe; jede Macht referwirt ſich bei ihren zufünftigen 
Negotiationen und Conventionen diejenige Sprache zu 
ebrauchen, deren fie ſich biöher in ihren diplomatifchen 
eziehungen bediente, ohne daß gegenmwärtiger Zractat 
ald ein dem bisher eingeführten Gebraudy entgegenge= 
ſetztes Beifpiel angeführt werden fünne. 


Art. 121. 


Gegenwärtiger Tractat wird ratificirt, und die Ra— 
titcationen follen in einem Zeitraume von ſechs Mo: 
naten, vom Hofe von Portugal aber in einem Jahr, 
oder wo möglich noch früher, ausgewechſelt werden. 
Es fol zu Wien in den Hof= und Staats - Ardiven 
e. £. apoſt. Majeftät ein Eremplar diefer GeneralActe 
niedergelegt werden, um, wenn der eine oder der ane 
dere Europäiihe Hof es für nöthig halten follte, den 
Driginaltert diefer Acte nachfchlagen zu fünnen. Kraft 
deſſen die refpectiven Bevollmächtigten fie unterzeichnet 
und ihre Siegel darunter gefegt haben. 


Geſchehen zu Wien den 9ten Junius, im Sahr 
der Gnade 1815. 
Folgen die Unterfchriften, nämlich: 
für Defterreih: Fürft Metternid und Baron Wef: 
femberg. 
„Frankreich: Fürſt Talleyrand, Herzog vonDals 
berg und Graf Aleris von Noailles. 
„Großbritanien: Clancarty, Cathcart und 
Stewart. 
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für Portugal: Graf von Palmella, Antonio de 
Saldanha da Gama und D. Joaquin Lobo 
da Silveira. 

on Eürft Harbenberg und Baron Humz 


a —— ürſtKaſonmoffsky, a a 
berg und Graf Neffelrode. : 
„» Schweden: Graf Earl Arel v. Sömwenhielm. 


Staatsgrundgeſetz 
für das | 
Großherzogthum Mecklenburg. Schwerin 
| nebſt 
Einführungsgeſetz und Wahlgeſetz, 
wie ſolche 


zwiſchen Sr. Königl. Hoheit dem Großherzoge und 
der Abgeordneten-Kammer vereinbart ſind. 


Publicirt und angenommen, 11. October 1849. 
J. Abſchnitt. 
Vom Staatsgebiete. 


GS. l. Das Großherzogthum Mecklenburg-Schwerin 
in ſeinen gegenwärtigen Landestheilen bildet einen unter 
einer Verfaſſung vereinigten untheilbaren Staat, deſſen 
Selbſtſtändigkeit nur durch die allgemeine Verfaſſung 
Deutſchlands beſchraͤnkt werden kann. 

Die Vereinigung ergreift auch die Stadt und Herr: 
haft Wismar, fonie die Aemter Poel und Neuflofter 
nebft Zubehörungen für die ganze Dauer des zwiſchen 
Echweden und Medlenburge Schwerin zu Malmd am 
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26ſten Junius 1803 abgeſchloſſenen Vertrags, jedoch 
dergeſtalt, daß in dem vorbehaltenen Falle der Wieder: 
einlöfung von Seiten des Königs von Schweden weder 
den Rechten des letteren nody denjenigen der genannten 
Gebietäötheile durch foldye Bereinigung irgendwie Abbrud) 
geichehen ſoll. Ä 

$. 2. Eine Beränderung der Grenzen des Staats: 
gebiets Fann nur in Uebereinftimmung ded Großherzogs 
und der AbgeordnetensKammer vorgenommen werden. 

Grenzberihtigungen find hierunter nicht begriffen, 
wenn nicht in Foige Davon Staatsangehörige aus dem 
Staatöverbande treten. | 


11. Abſchnitt. 
Bom Staatöbürgerre chte. 


F. 3. Das Mecklenburgiſche Staatsbürgerrecht ſteht 
Jedem zu, welcher bei Verkuͤndigung der Verfaſſungsur— 
kunde dem Mecklenburgiſchen Staate angehört. 

F. 4. Das Staatsbürgerrecht wird erworben: 

1) durch Geburt und zwar 

a. in der Ehe eines Mecklenburgiſchen Staats: 
bürgers, 

b. außer der Ehe, wenn die Mutter zur Zeit 
jener Geburt dad Medlenburgiiche Staatdbürs 
gerrecht befitt, 

2) durd) Verheirathung mit einem Medlenburgifchen 

Staatsbürger, Ä 

3) für einen Deutfchen duch Gewinnung ded Hei- 
mathörechts an irgend einem Orte ded Großher: 
zogthums, 
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4) für einen Fremden durch Naturalifation mittelft 

eined Erlafled der Staatsregierung. 
$. 5. Das Staarsbürgerreht geht verloren: 

I) durd Auswanderung, worüber das Gefeh das 
Nähere beitimmt, 

2) für eine Mecklenburgiſche Staatöbürgerin durch 
Berheirathung mit dem Angehörigen eined andern 
Staats. | 

Die Audwanderungsfreiheit ift von Staatöwegen 
nicht beſchränkt; Abzugsgelver dürfen nicht erhoben 
werden. | 

$. 6. Durch dad Medlenburgiihe Staatsbürgers 
recht iit der Genuß der politiſchen Rechte bedingt, melde 
die Berfaffung gewährt: Die Ausübung diefer Rechte 
teht jedem Mecklenburgiſchen Staatsbürger zu, fofern 
nicht die Randesgefeggebung noch andere Bedingungen 
vorichreibt. 

$. 7. Dem Staatsbürger fhuldigt der Staat feis - 
nen Schuß aud) außerhalb der Staatögrenzen, 

$. 8. Kein Staatdbürger darf einem andern Staate 
zur Unterfuhung oder DBeitrafung auögeliefert werden, 
es ſei denn in Folge beitehender oder noch zu errichtens 
der Staatöverträge. 


IL Abſchnitt. 


Bon den Örundredten. 


$. 9, Alle Medlenburger find vor dem al gleich, 

$. 10. Bor dem Gelege gilt fein Unterſchied der 
Stände; der Adel ald Stand ift aufgehoben. Alle 
Standesvorrechte find abgeſchafft. er 

$. 11. Alle Titel, in fo weit fie nicht mit einem 
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Amte verbunden find, find aufgehoben und. dürfen nie 
wieder eingeführt werden. 

$. 12. Kein Medlenburger darf von einem außer: 
deutihen Staate einen Orden annehmen. 

$. 13. Die öffentlihen Aemter find für alle Be: 
fahigten gleich zugänglich. | 

8. 14. Die Wehrpflicht it für Alle gleich. Stell: 
vertretung bei derjelben findet nicht itatt. | 

$ Die Freiheit der Perſon ift unverleglid. 

Die Verhaftung einer Perfon fol, außer im Fall 
der Ergreifung auf Beifcher That, nur gefchehen in Kraft 
eines gerichtlichen mit Gründen verfehenen Erlaffed. Die: 
fer Erlaß muß im Augenblide der Verhaftung oder 
innerhalb ter nächſten 24 Stunden dem Verhafteten 
jugeitellt werden. ' | 

Die Volizeibehörde muß Jeden, den fie in Ber: 
wahrung genommen hat, im Taufe des folgenden Tages 
entweder freilaffen oder der richterlichen Behörde über: 


geben. Ä 
Feder Angefchuldigte fol gegen Stellung einer vom 
Gerichte zu beitimmenden Caution oder Buͤrgſchaft der 
Haft entlaffen werden, infofern nicht dringende Ans 
zeichen eined ſchweren peinlihen Verbrechens gegen den— 
jelben vorliegen. | 
Im Fall einer widerrechtlih verfügten oder ver: 
lingerten Gefangenfchaft it der Schuldige dem Ber: 
legten zur Genugthuung- und Entihädigung verpflichtet. 
Wegen der Entfhädigung hafter ihm auch der Staat. 
Die für das Heer und Seewelen erforderlichen 
Modificationen diefer Beftimmungen werden befonderen 
Sefeßen vorbehalten. 
$ 16. Die Zodesftrafe, ausgenommen, wo dad 
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Kriegsrecht fie vorfchreibt, vder dad Seerecht im Falle 
von Meutereien fie zuläßt, fo wie die Strafen des 
Pranger, der Brandmarfung und der förperlichen 
Züchtigung find mn Die Strafen des bürgerli= 

en Todes und der Bermögenseinziehung finden nicht Itatt. 

Kein Medlenburger fann zur Strafe für ein Ber: 
brechen oder aus fonitigen Urſachen aus dem Rande 
vermielen werden. 

$. 17. Die Wohnung ift unverleglic. 

Eine Hausfuhung it nur zuläffig: 

1) in Kraft eines g.richtlihen mit Gründen vers 
fehenen Erlaffed, welder fofort, oder längſtens 
innerhalb der nächſten 24. Stunden dent Bethei- 
ligten zugeftellt werden foll; 

2) im Falle der Berfolgung auf friiher That durch 
den gefeßlich berechtigten Beamten; 

3) in den Fällen und Formen, in welchen dad Ges 

ſetz beitimmten Beamten aud ohne ‚gerichtlichen 
Erlaß diefelbe ausdrücklich geitattet. 

Die Hausfuhung muß, menn thunlid, mit Zu— 
jiehung des Betheiligten, aushälfliid von Hausgenoflen, 
erfolgen. Eu 

Die Unverleglichfeit der Wohnung it Fein Hinder- 
niß der Verhaftung eines gerichtlich Berfolgten. 

$. 18. Die Beichlagnahme von Briefen und Pa— 
vieren darf nur in Kraft eined gerichtlihen mit Gründern 
verfehenen Erlaffed vorgenommen werden, welcher fofort 
oder innerhalb der nächſten 24 Stunden dem Betheiligten 
ugeftellt werben foll. Jedoch bedarf ed im Falle der 

erfolgung auf friiher That durch den geſetzlich be— 
rechtigten Beamten zur Befchlagnahme von Briefen und 
Papieren, melde den Berfolgten als Urheber oder Theil: 
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nehmer des die Verfolgung veranlaflenden Verbrechens 
verdächtig machen, eines gerichtlichen Erlafjes nicht. 

$. 19. Das Briefgeheimniß ift gemährleiiter. Aus— 
nahmen davon können nur bei Arafgerichtichen Unter 
ſuchungen in Folge gerichtliher Verfügung ftattfinden, 
oder in Kriegsfällen nad) Maßgabe ded Geſetzes an 
geordnet werden. | 

$. 20. Jeder Medlenburger hat das Recht, durch 
Wort, Schrift, Drud und bildliche Daritelung feine 
Meinung frei zu Außern. Die Preßfreiheit dar unter 
feinen Umitänden und in feiner Weife durch vorbeugende 
Mafregeln, namentlid Cenfur, Conceffionen, Sicher 
heitöbenellungen, Staatdauflagen, Beihränfungen der 
Drudereien oder des Buchhandeld, Poſtverbote oder 
andere Hemmungen des freien Verkehrs beichränft, fud« 
pendirt oder aufgehoben werden. Die Poftbeförderung 
findet für alle Zeitungen und Zeitfchriften unter gleichen 
Bedingungen ftatt. Ueber Prefivergehen,, welche von 
per verfolgt werden, wird durch Schwurgerichte 
geurtheilt. 

$. 21 Jeder Medlenburger hat volle Glaubens: 
und Gewiflensfreiheit. Niemand ift verpflichtet, feine 
religiöfe Ueberzeugung zu offenbaren. 

$. 22. Jeder Medlenburger it unbefchränft im 
der gemeinfamen häuslichen und öffentlichen Uebung feiner 
Religion. Verbrechen und ergehen, welche bei ber 
Ausübung dieſer Freiheit begangen werden, find nad 
dem Gefete zu beftrafen. 

823. Durd das religiöfe Bekenntniß wird der 
Genuß der bürgerlichen und ftaatöbürgerlihen Rechte 
weder bedingt noch befhränft. Den ftaatöbürgerlichen 
Pflichten darf dasfelbe feinen Abbruch thun. 
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$. 24. Keine Religionsgefelichaft genießt vor an⸗ 
dern Vorrechte durch den Staat. 

Neue Reli a dürfen fich bilden; einer 
er ihres efenntniffes durch den Staat bedarf 
ed. nicht. 

Es beſteht fernerhin Feine Staatsfirdhe. 

$. 25. Jede Religionsgeſellſchaft ordnet und ver: 
waltet ihre Angelegenheiten jelbititändig, bleibt aber den 
allgemeinen Staatögefegen unterworfen. 

$. 26. Niemand joll zu einer firhlihen Handlung 
oder — gezwungen werden. 

27. Die Formel des Eides ſoll künftig lauten: 
„So wahr mir Gott helfe.” - 

$. 28. Die bürgerlibe Gültigfeit- der Ehe ift nur 
von der Vollziehung des Eivilacted abhängig; die Firde 
lihe Trauung fann nur nach der Vollziehung des Eivils 
acted ftattfinden. 

Die Religionsverichiedenheit it Fein bürgerliches 
Ehehinderniß. 

G. 29. Die Standedbücer werden von den bür- 

gerlichen Behörden geführt. 

$. 30. Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre ift frei, 

$. 31. Das Unterrichts» und dad Erziehungs 
wefen wird durch ein befonderes Belek geordnet, Es 
ſteht unter der Dberaufficht des Staatd und it, abge 
fehen vom Religionsunterrichte, der Beauffichtigung der 
Geiſtlichen als ſolcher enthoben. 

F. 32. Unterrichts- und Erziehungsanſtalten zu 
ründen, zu leiten und an ſolchen Unterricht zu ertheilen, 
hebt jedem Medlenburger frei, wenn er feine Befähi— 
gung der betreffenden Staatöbehörde nachgewieſen hat. 

Der häusliche Unterricht unterliegt feiner Beſchränkung. 
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G. 33. Für die Bildung der Jugend fol durch 
öffentlihe Scyulen genügend geforgt werden. 

Eltern oder deren Stellvertreter dürfen ihre Kinder 

oder Pflegebefohlenen nidyt ohne das Maß von Unter— 
richt laffen, welches für die unteren Volksſchulen vor: 
gefhrieben iült. . 
- 8. 34. Die öffentliben Lehrer haben die Rechte 
der Staatödiener Daß ihre Befolvdung eine ausfömm: 
liche und ihre Penfion eine entipredhende fei, überwacht 
der Staat. | 

$. 35. Der Staat jtellt unter geſetzlich georbneter 
Betheiligung der Gemeinden aus der Zahl der Geprüften 
die Lehrer der Volföfchulen an. *8 

$. 36. Für den Unterricht in Volksſchulen und 
niedern Gewerbefchulen wird fein Schulgeld bezahlten 

Unbemittelten foll auf allen öffentlihen Interridt#- 
anftalten freier Unterricht gemährt werden, ” 

$. 37. Es ftcht einem Jeden frei, feinen Beruf 
zu wählen und ſich für denfelben auszubilden, wie und me 
er will. | 

$. 38. Die Medienburger haben. das Recht, ſih 
friedlic) und ohne Waffen zu verfammeln; einer. befon- 
dern Erlaubniß dazu bebart ed nicht. 

Volfsverfammlungen unter freiem Himmel Fönnen 
bei dringender Gefahr für die öffentliche Ordnung und 
Sicherheit verboten werden, | . 
' $. 39. Die Medlenburger haben das Redt, Vereine 
u bilden. Diefes Recht fol dur Feine vorbeugende 
Maßregeln befchränft merden. .n 

$. 40. Jeder Medlenburger hat das Recht, ſic 
mit Bitten und Befchwerden fchriftlih an die Behörden 
und an die Volfövertretung zu wenden. Diefed Medit 
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fann fowoh von Einzelnen ald von Korporationen und 
von mehreren im Verein ausgeübt werden. 
$. 41. Die in 68. 38, 39 und 40 enthaltenen 
Beitimmungen finden auf das Heer und die Kriegäflotte 
Anwendung, infoweit die militairifhen Dißciplinarvor: 
fchriften nicht entaegen ftehen. 
$. 42. Dad Eigenthum it unverletzlich. Eine 
Enteignung kann nur aus Nüdlichten ded gemeinen 
Deiten, nur auf Grund eined Gefeßed und gegen ge: 
rechte Entſchädigung vorgenommen werden. 
$. 43. Jeder Grundeigenthümer fann feinen Grund— 
befig umter Lebenden und von Todedwegen ganz oder 
theilweife veräußern. Die Durchführung des Grund: 
ſatzes der Theilbarfeit alles Grundeigenthums fol durd 
Uebergangägefeße vermittelt werden. Für Die todte 
Hand find Beichränfungen des Rechts, Liegenfcaften 
zu erwerben und über fie zu verfügen, im Wege der 
Gefeßgebung aus Gründen des öffentlichen Wohles 
zuläfig. 
$. 44. Seder Unterthänigkeits- und Hörigfeitöver: 
band Hört für immer auf. j 
$. 45. Ohne Entihädigung find aufgchoben: 
1) die Patrimonialgerichtsbarfeit und die grundherr: 
liche Polizei fammt den aus diefen Rechten flie— 
Kenden Befugniffen, Eremtionen und Abgaben; 
2) die aus dem guts- und fhußsherrliben Verbande 
fließenden yerfönlichen Abgaben und Feiftungen. 
Mit diefen Rechten fallen auch die Gegenleiftungen 
und Laſten weg, melde den bisher Berechtigten dafür 
oblagen. | 
8. 46. Alle auf Grund und Boden haftenden 
Abgaben und Leitungen, indbefondere die Zehnten, find 
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ablösbarz ob nur. auf Antrag des Belaſteten oder auch 
des Berechtigten , und in welder Weife, wird daß Ge⸗ 
ſetz beſtimmen. 

Es ſoll fortan kein Grundſtück mit einer unablös- 
baren Abgabe oder Leiltung belaitet werden. 
| $. 47. Im Grundeigenthum liegt die Berechtigung 
der Jagd auf eigenem Grund und Boden. 

Die Jagdgerechtigkeit auf fremdem Grund und 
Boden, Jagddienſte, Jagdfrohnden und andere Leiſtungen 
für Jagdzwecke ſind ohne Entſchädigung aufgehoben. 

Nur ablösbar jedoch iſt die Jagdgerechtigkeit, welche 
erweislich durch einen läſtigen mit dem Eigenthümer des 
belaſteten Grundſtücks abgeſchloſſenen Vertrag. erworben 
iſt; über die Art und Weiſe der Ablöſung wird die Ge— 
ſetzgebung dad Weitere Leitimmen. 

Die Ausübung des Jagdrechts aus Gründen der 
öffentlihen Eicdyerheit und des gemeinen Wohls, fo wie 
die Feltitellung von Grundfägen. über. den Erſatz des 
Wildſchadens, follen gefeglich geordnet werden. 

- Die SJagdgeredhtigfeit auf fremdem Grund und 
Boden darf in Zukunft nicht wieder als Grundgerech⸗ 
tigkeit beſtellt werden. 

$. 48. Den Gemeinden bleibt vorbehalten, die 
Hebung der Jagd auf den in Communion befindlichen 
Grunditüden durd) Gemeindebeihluß zu regeln. 

$. 49. Die Familienfiveicommiffe find aufzuheben. 
Die Art und Bedingungen. der Aufhebung beftimmt die 
Geſetzgebung. 

Ueber die Familienfideicommiſe des regierenden Große 
herzoglichen Haufes bleibt jedoch befondere Beſtimmung 
vorbehalten. 


$. 50. Aller Lehnsverband iſt aufzuheben. Das 
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Nähere über die Art umd Weile der Ausführung hat 
die Gefegaebung anzuordnen. 

$. 51. Niemand darf feinem geſetzlichen Richter. 
entzogen werden.- Ausnahmegerichte jollen nie itattfinden. 

F. 52. Es foll feinen yrivilegirten Gerichtäftand 
der Perſonen oder Güter geben. 

Die Militairgerichtöbarfeit ift auf die Aburtheilung 
militairifcher Verbrechen und Vergehen, fo wie. der Mi: 
lifair-Disciplinarvergehen befchränft, vorbehältlich der 
Beitimmungen für den Kriegsftand. 

$. 53. Das Gerichtöverfahren fol öffentlich und 
mändlich fein. | 

Ausnahmen von der Deffentlichfeit im Intereffe der 
Sittlichfeit beitimmt das Geſetz. 

F. 54. Sn Straffaden gilt der Anflageprocef. 

Schywurgerichte follen ‘jedenfall in ſchwereren Straf: 
jahen und bei allen politifchen Vergehen urtheilen. 

-$. 55. Die bürgerliche Rechtspflege fol in Sachen 
befonderer —— durch ſachkundige, von den 
Berufsgenoſſen frei gewählte Richter geübt oder mit— 
geübt werden. 

F. 56. Rechtspflege und Verwaltung ſollen ge— 
trennt und von einander unabhängig fein. 

$. 57. Die Derwaltungsrechtepflege Hört auf. 
Der Polizei fteht feine Strafgerichtöbarfeit zu. 


IV. Abichnitt. 
Bom Grofherzoge. 


$. 58. Der Großherzog it dad Oberhaupt des 
Staats und übt die ihm zuftehenden Rechte der Staats: 
gewalt verfaffungsmäßig aus. | 
Ä | u y 
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$. 59. Der Großherzog kann ohne Zuitimmung 
der Abgeordneten Kammer nicht an der Spige oder in 
Dienftespfliten eined andern Staats ftehen. 

$. 60. Der Großherzog wird feinen mefentlichen 
Aufenthalt nicht außerhalb des Staatsgebieted nehmen. 
Für Falle der Abwefenheit vom Eike der Staatsre— 
gierung trifft der Großherzog die zur Verhütung von 
Verzögerungen nöthigen Anordnungen. 

$. 61. Der Sitz der Etaatsregierung darf, drin 
gende Nothfäle in Kriegszeiten ausgenommen, nidt 
außerhalb des Staatsgebietes fein. 

$. 6%. Der Großherzog bezieht eine Civilliſte, 
welch für die Dauer feiner Regierung jauf die im $. 
174 angegebene Weiſe beitimmt wird. + 

$: 63. Dad Recht der Thronfolge ift erblich in 
dem aus ebenbürtiger Ehe entiproffenen Mannsitanıme 
des Großherzoglichen Haufes nach dem Rechte der Erſt— 
geburt und der Yincalerbfolge. 

$. 64. Der Großherzog it mit, vollendetem 19ten 
Lebensjahre volljährig. ine VBolljährigfeitserflärung 
H — mit Zuſtimmung der Abgeordneten-Kammer zu— 
läſſig. 

F. 65. Wenn der Großherzog durch Minderjährig— 
keit, Abweſenheit, Geiſteskrankheit oder körperliche Ge— 
brechen an der Uebernahme oder Fortführung der Re— 
gierung behindert iſt; 

wenn die Erwartung itatt hat, es möge ein zur 
Thronfolge berechtigter Prinz nachgeboren werden; 

fo tritt für die Dauer folches Zuftandes eine Regent— 
fchaft ein. 

$. 66. Der Großherzog fann mit der Kammer der 
Abgeordneten im Voraus Beitimmung treffen, wer itatt 


* ) 
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jeiner oder ftatt des Thronerben im Berhinderungsfalle 
die Regierung führen folle. 

$. 67. Sit ſolche Beſtimmung nicht getroffen oder 
wird fie nicht wirfiam, fo iſt der uunächt zur Thron: 
folge berechtigte reaterungsfähige Agnat zur Regentfchaft 
berufen. Fehlen ſolche Agnaten, oder lehnen fie ſämmt— 
ih die Uebernahme ab, fo beitimmt die Abgeordneten 
Kammer den NRegenten aus den nicht regierenden voll: 
jährigen Prinzen der Füritenhäufer Deutichlands. 

$. 68. Etreitigfeiten darüber, ob der Großherzog 
an der Regierung behindert it ($. 65) enticheidet das 
Reichsgericht, aushülfglich das Bundesichiedsgericht, nad 
vorgängiger Unterfuhung und eben dasjelbe findet ftatt, 
wenn Streitigfeiten darüber entitchen, ob der Regent an 
der Fortführung der Regierung, oder der zur Regent: 
haft Berufene an der Uebernahme der Regierung be: 
hindert ift. Sit fein fürMedlenburg zuftändiges Schieds— 
gericht oder Bundesſchiedsgericht vorhanden, fo fteht die 
Entiheidung dem höchſten Gerichte des Landes zu. 

$. 69. Der Regent it verpflichtet feinen mefent: 
lihen Aufenthalt innerhalb Landes zu nehmen. 

$. 70. DerRegent übt im Namen des Großherzogs 
die Staatdögewalt, wie. fie dem Großherzoge felbit ver: 
faſungsmäßig zufteht. Während der Regentichaft dürfen 
jedoch Beränderungen der Verfaffung, weldye die Rechte 
des Großherzogs irgendwie fhmälern, nicht vorgenommen 
werden. 

8. 71. Der Aufwand des Regenten iſt aus der 
Civilliſte zu beitreiten. Ä 

$. 72. Der Regent it zugleih Vormund des 
Großherzog. 

$. 73. Die in Bezug auf die Erziehung und den 

9 * 
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Unterricht des minderjährigen Großherzogs zu treffenden 
Anordnungen bedürfen der Zuftimmung des Gejanmt: 
miniſteriums. u 


V. Abſchnitt. 
Bon der Abgeordneten-Kammer. 


$. 74. Für das Großherzogthuni beiteht eine Ab: 
geordnneten= Kammer, deren Mitglieder nah Maßgabe 
des beigefügten Wahlgefeges gewählt werden. | 

$. 75. Die Wahl der Abgeordneten gefchieht aut 
eine Kammerperiode, welche vier Jahre, vom Iiten Nov. 
des Wahljahres an gerechnet, dauert. Alle zwei Jahre 
tritt die eine Halfte der Abgeordneten aus. | 

Jeder Austretende kann wieder gewählt werden. 

Im Falle der Auflöfung muß die Kammer vollitän: 
dig erneuert werden. Die Kammerperiode derfelben be: 
ginnt vom voraufgegangenen Iften November. 

So oft die Kammer vollitändig neu gemählt if, 
werden die Austretenden beim eriten Male durd dat 
2008 beitimmt. 

$. 76. Beamte, die zu Abgeordneten ermählt wer: 
den, bedürfen Feines Urlaubs, müſſen aber nach Annahme 
der Wahl fofort der ihnen vorgefegten Dienjtbehörde 
die Anzeige machen. Die Koften der Stellvertretung 
im Dienite trägt, fo weit fie duch die Wahl eined 
Staatdbeamten erforderlich wird, der Staat. 

Sit das betreffende Miniiterium der Anficht, das 
dem Eintreten ded Beamten in die Abgeordneten Kammer 
erhebliche Bedenken in Hinficht des Dienites entgegen: 
itehen, jo hat ed der Abaeortneten- Kammer davon Mit: 


\ 
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theilung zu machen, welche über die Gemährung zu ent: 
(heiden hat. 
$. 77. Seder Abgeordnete Fann fein Mandat 
niederlegen. 
Daffelbe tritt außer Kraft: 
a) wenn der Abgeordnete die Wahlfähigfeit verliert; 
b) wenn fich ergiebt, daß er zur Zeit der Wahl die 
Wahlfähigfeit nicht gehabt; | 

c) wenn er in den Staatödienft fritt oder in dem: 
felben eine nicht ſchon rechtlich begründete Beförde— 
rung oder Verbeſſerung erlungt. | 

In dem Falle sub c. it der Ausgeichiedene wieder 
wählbar, und ebenfo auch in dem Falle sub b., voraus: 
— daß der Ausgeſchiedene zur Zeit der neuen Wahl 
die Wahlfähigkeit hat. 

F. 78. Von dem während einer Kammerſitzung 
erfolgten Ausſcheiden eines Abgeordneten hat der Vor— 
ſtand der Kammer dem Miniſterium ſofort Anzeige zu 
machen. 

F. 79. Für jeden vor Ablauf der Kammerperiode 
Ausgeſchiedenen iſt auf die noch übrige Zeit, wenn vor— 
liegt, daß während derſelben ein Zuſammentreten der 
Kammer ſtatthaben wird, ſofort eine neue Wahl durch 
das Miniſterium zu veranlaſſen. | 

$. 80. Der Abgeordnete hat nur das nterefie 
der Geſammtheit der Staatdmitglieder zu wahren und 
it an feinerlei Aufträge und Initructionen gebunden. 

Er fann fein Recht ald Abgeordneter nur bei per— 
fönlihem Erfcheinen ausüben. | 

$. 81. Die Abgeordneten Ffönnen während der 
Dauer des Landtages, ſowie auf der Hin- und Rüdreife, 
nicht zur Haft gebracht oder zur Unterfudhung gezogen 
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werden, es fei denn, daß ſie auf frifcher verbrecheriicher 
That ergriffen werden, oder die Kammer die Genehmi— 
gung beziehungsweile zur Einleitung der Unterſuchung 
und zur Verhaftung ertheilt. Bon der gefchehenen Ber: 
haftung iſt die ——— Kammer, unter Angabe des 
Grundes, ſofort in Kenntniß zu ſetzen. Auf Verlangen 
der Kammer iſt für die Zeit des Landtages jegliches Straf— 
verfahren gegen einen Abgeordneten, ſo wie jede Haft 
eines ſolchen aufzuheben. 

F. 82. Für ſeine Abſtimmungen in der Kammer 
iſt ein Abgeordneter niemals verantwortlich, für ſeine in 
Ausübung ſeines Berufs gemachten Aeußerungen nur, inſo— 
fern dieſelben unter den Begriff der Ehrverletzungen fallen. 

F. 83. Die Abgeordneten erhalten in Maßgabe 
des Geſetzes während der Dauer des Landtages Tage— 
geld und außerdem ihre Reiſekoſten erſtattet. 

Ein Verzicht auf dad Tagegeld und die Erſtattung 
der Reifekoften ift nicht ftatthaft und läuft das Tagegeld 
im Falle einer Vertagung nur fort, foweit dieielbe nicht 
über 14 Tage dauert. 

$. 84. Die Kammer der Abgeordneten muß jähr: 
fih im Monat November zufammentreten. Unterbleibt 
die Einberufung fo verfammelt fie fih am legten Tage 
dieſes Monate unaufgefordert, und zwar tritt, wenn 
eine theilweife Erneuerung nicht ftattgehabt hat, diefelbe 
in ihren bisherigen Mitgliedern zuſammen. 

$. 85. Der Großherzog fann die Kammer zu jeder 
zeit außerordentlid zufammenberufen. In demfelben 
Sabre, in welchem eine außerordentlihe Zuſammenberu— 
fung ftatt gehabt hat, Fann das nädyite ordentliche Zus 
fammentreten derfelben Kammer mit ihrer Genehmigung 
unterbleiben. 
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"8. 86. Die Zufammenbernfung der Kammer ges 
ſchiebt mittelit Großherzoglicher Verordnung im Geſetz— 
blatt. Ohne Einberufung während der Vertagung, nad) 
dem Schluſſe oder der Auflöjung darf fi) die Kammer ©. 
nicht verſammeln, mit Ausnahme der Fälle, in welchen 
dies Staatsgrundgeſetz ed ausdrücklich verftattet. 

C. 87. Die Abgeordneten-Kammer tagt am Sitze 
der Staatsregierung. | | 

F. Die der Kammer vom Großherzog vorzu— 
fegenden Gefegentwürfe find in der Regel vor der Zus 
jammenfunft ver Kammer durch den Drud zu veröffent: 
lichen. 
$. 89. Der Großherzog eröffnet die Abgeordneten: 
Berfammfung in Perfon oder durd) einen Bevollmäds 
tigten. 
— C. 90. Beim Beginn jedes ordentlichen Landtages 
ift vom Miniſterium ein überfichtlicher Bericht -über die 
Tage der Staatövermwaltung vorzulegen. 

$. 91. Die Kammer - hat die Legitimation ihrer 
Mitglieder zu prüfen und darüber zu entfcheiden. Sie 
wählt ihren Präfidenten, ihre Vicepräfidenten und ihre 
Schriftführer. . 

8. 92. Die Verhandlungen der Kammer gefchehen 
nach der Gefchäftsordnung, in Betreff deren fie völlige 
Autonomie hat, infofern die Verfaffung nicht beitimmte 
Rormen dafür aufftellt. Bis zur Feititellung einer ſolchen 
Geſchäftsordnung gilt die von dem zunächſt vorhergehen: 
den Landtage angenommene Geichäftsordnung. 

$. 93. Zu einer gültigen Beichlußnahme der Kam: 
mer wird erfordert, daß von der geießlichen Zahl ihrer 
Mitglieder die Mehrheit anweſend it. Die Beichlüffe 
werden durch Stimmenmehrheit Ver Abjtimmenden geraßt; 
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jedod) muß die Mehrheit der zur Beſchlußnahme erfor: 
derlihen Zahl dafür geſtimmt haben, 

94. Die Eigungen der Kammer find öffentlich. 
Sie werden geheim: 

a) auf Anfordern des Geſammtminiſteriums, jedoch 
nur zum Zweck von Mittheilungen, für welche 
dieſes die Geheimhaltung nöthig hält; 

b) auf Beſchluß der Kammer, wenn entweder der 
Prafident oder 10 Mitglieder eine vertrauliche 
Sitzung beantragen, in welchem Falle über dieſen 
Antrag nach Entfernung der Zuhörer zu be— 
ſchließen iſt. 

Die Protocolle werden durch den Druck bekannt ge⸗ 
macht, wenn nicht die Kammer der Abgeordneten im 
einzelnen Falle eine Ausnahme beſchließt. 

F. 95. Aeußerungen des Beifalls oder der Miß— 
billigung, ſowie ſonſtige Einwirkungen auf die Abge— 
ordneten-Kammer und den Gang der Berkanplange 
find den Zuhörern unterfagt, und hat der Prafident er: 
forderlichenfalls durch Entfernung derielben die Äußere 
Drdnung aufrecht zu erhalten. 

F. 96. Die Verhandlungen der Kammer mit der 
Krone werden regelmäßig durch das Gefammtminifterium 
gepflogen. 

$ 9. Die Abgeorönetenfanmer hat das Red, 
fi) während desfelben Landtags einmal bid auf 14 Tage 
zu vertagen. Eine längere oder wiederholte Vertagung 
erfordert die Zuſtimmung des Großherzogs. 

F. 98. Der Großherzog kann die Kammer bis auf 
3 Monate einmal während desſelben Landtags vertagen. 


Eine längere oder öftere Vertagung bedarf der Zuſtim⸗ 
mung der Kammer. 
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$. 99. Der Großherzog hut dad Recht, die Kammer 
aufzulöfen. In der die Auflöfung verfügenden Urkunde 
find die Gründe für diefe Maßregel anzugeben und muß 
jofort der Tag der neuen Wahlen feitgefegt werden, 
welcher nicht über 8 Wochen verfhoben werden darf. 
Die Einberufung ift jo anzuortnen, daß der Zuſammen— 
tritt Der neuen Abgeordneten-Kammer innerhalb 4 Wochen, 
vom Wahltage ab gerechnet, erfolgt. Wird die Anord— 
nung der neuen Wahlen oder die Einberufung unter: 
laffen, io tritt nah 12 Wochen, vom Tage der Auflö: 
fung ab gerechnet, die aufgelöste, beziehungsweife die 
neugerwählte Abgeordneten = Berfammlung ohne Einberu: 
fung wieder zulammen. 

$. 100. Ein ordentlicher Landtag darf ohne Ein: 
willigung der Kammer vor Ablauf von zwei Monaten, 
wobei eine durd) Vertagung oder Auflöfung eiwa einge— 
tretene Zwiſchenzeit nicht mitzurechnen it, nicht geſchloſſen 
werden. 

. 101. Eine außerordentlid zufammenberufene 
Kammer fann der Großherzog nad feinem&rmeflen ſchließen. 

$. 102. Der Großherzog Ichließt die Abgeordneten- 
Beriammlung entweder in Perfon oder durch einen Be: 
vollmädhtigten. 

$. 103. Die Kammer der Abgeordneten fteht nur 
mit dem Gefammtminifterium in unmittelbarer Geſchäfts— 
beziehung, mit Ausnahme jedoch des Falles der Miniiter: 
anflage, worüber das zu erlaffende Geſetz die Norm giebt, 
fo wie der außerdem in dieſem Staatögrundgefege be: 
ſonders vorhergeiehenen Fälle. 

$. 104. . Die Kammer der Abgeordneten hat das 
Recht der Voritellung und Beichwerdeführung. Wegen 
aller Gegenftände, welche ihrer Berathung unterliegen, 
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darf fie vom Minifterio Auskunft und die Vornahme 
von Ermittelungen begehren. Zu Ten Ausfchußarbeiten 
"darf fie Sachverſtandige zuziehen. Dad Miniiterium 
hat auf Anfuchen deren Geitellung zu veranlaflen. 
Die beiondere Befugnig der Kanımer für den Fall 
einer Minifteranflage beftimmt Das betreffende Geſetz. 
$. 105. Es ſteht der Kammer der Abgeordneten 
su, Gefudye und Anträge zu empfangen und zu berathen. 
Soldye in’ den Sitzungen perſönlich zu überreichen oder 
mündlich vorzubringen, ift Nidytmitgliedern unterfagt. 
$. 106. Die Kammer der Abgeordneten kann Die 
Abweienheit der Minifter in ihren Sigungen verlangen, 
und find diefelben verpflichtet, von der Kammer erforderte 
Aufflärungen zu ertheilen und Snterpellationen zu be 
antworten, außer bei Gegenftänden, welche annod in 
der Verhandlung begriffen und noch nicht zum Abſchluß 
gelangt find, wenn Gründe der Zweckmäßigkeit vorliegen, 
welche ihnen zur Zeit die Ertheilung von Aufflärungen 
unthunlich erfcheinen laffen. 
$. 107. Die Kammer der Abgeordneten Fann be- 
merfte Pflichtverlegungen der Staatediener dem Geſammt— 
minifterium anzeigen. Daffelbe hat der Kammer von 
den dieſerhalb aetroffenen Verfügungen und Deren Er: 
gebnig Kenntniß zu geben. 


VI. Abichnitt. 
Bon der gefeggebenden Gewalt. 
$. 108. Gefeße können nur in lebereinſtimmung 


des Grofherzogd mit der AbgeordnnetenzKanmer erlaffen, 
aufgehoben oder verändert werden. 


* 
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8. 109. Das Recht, Geſetzesvorſchlaͤge zu machen, 
(die Initiative), iteht ebenfowohl der Abgeordneten: Kam: 
mer, als dem Grofherzoge zu. 

$. 110. Die Weigerung ded Großherzogs, einen 
ihm von der Kammer vorgelegten Gefeßentmwurf zu bes 
tätigen, muß unter Angabe der desfallfigen Gründe 
erflärt werden. 

$. 111. Hat der Großherzog einen von der Kam: 
mer vorgelegten Gefegenrmurfe feine Genehmigung defi— 
nitiv verlagt, fo darf diefer Entwurf während veffelben 
Landtages und auf dem zunächſt folgenden ordentlihen 
Landtage nicht wieder vorgebraht werden. Wird ein 
folder Entwurf fodann meiter auf dem dritten und wies 
derholt auf dem vierten ordentlihen Landtage von der 
Kammer berathen und dem Großherzoge in unveränder: 
ter Faſſung zur Beftätigung vorgelegt, fo wird diefelbe 
ertheilt, falld der Großherzog nicht vorzieht, die Kam— 
mer aufzulöfen. Nimmt die darauf zufammentretende 
Ranımer auf dem der Auflöfung folgenden Landtage 
den Entwurf mit einer Stimmenmehrheit von wenigitend 
mei Dritteln der gefeglihen Zahl der Abgeordneten 
unverändert wieder an, fo ift die von derfelben nad: 
gefuchte Beltätigung nicht zu verfagen. 

$. 112. Ein von der Kammer gefaßter Befchluß 
über Abänderung oder Ergänzung Ddiefed Staatdgrund= 
geſetzes, mag der Vorſchlag von der Krone oder der 
Kammer ausgegangen fein, Darf nur dann zum Geſetz 
erhoben werden, wenn die nächtfolgende ganz oder zur 
Hälfte neu gemählte Kammer denjelben auf ihrem eriten 
ordentlichen Randtage unverändert genehmigt. 

$. 113. Iſt der von der Kammer gefaßte Beſchluß 
einer Abänderung oder Ergänzung der Verfaffung auf 


140 Etaatögrundgeieg 


dem erften ordentlihen Landtage der nächftfolgenden 
ganz oder zur Hälfte neu gewahlten Kammer, fo wie 
auf den beiden folgenden ordentlichen Randtagen, unver: 
ändert wiederholt und dem Großherzoge auf diefen drei 
Landtagen zur Beitätigung vorgelegt, fo muß dieſelbe 
erfolgen, wenn der Großherzog nicht vorzieht, Die Kam» 
mer aufzulöfen. Nimmt in diefem Falle die darauf zu⸗- 
fanmentretende Kammer mit einer. Stimmenmehrheit von 
wenigitend zwei Dritteln der geſetzlichen Zahl ver Ab: 
geordneten den Beichluß unverändert wieder auf, fo darf 
der Großherzog die, Sanction nicht verfagen. 

Eine Aenderung der verfaffungsmäßigen Rechte 
des Staatsoberhauptes , infonderheit des Inhalts dieſes 
und der beiden voraufgehenten $$., kann jedoch nur 
mit ausdrüdliher Zuftimmung des Großherzogs erfolgen. 

$. 114. Wenn der Großherzog über ein ihm von 
der Abgeordneten = Kammer vorgelegted Geſetz innerhalb 
defielben Landtages feine Erklärung nicht abgegeben hat, 
fo wird dies fo angefehen, ald wenn die Beltätigung 
verfagt fei. 
| . 115. Der Großherzog kann Berordnungen, 

welche einen Geſetzes-Charakter an ſich tragen, erlaflen, 
wenn fie durch die Umstände dringend geboten find 
und weder einen Auffhub bis zum nächſten ordentlichen 
Landtage zulaffen, noch die Einberufung eines außer: 
ordentliben Landtags geitatten oder durch ihre Wichtig: 
feit rechtfertigen, aucd eine ‚Abänderung ded Staate- 
grundgeleges nicht enthalten. 

Gelege, die von der Abgeordneten = Kammer auf 
dem legten Randtage abgelehnt find, dürfen in Grund: 
lage diefed $. nicht erlaflen werden. Der Abgeordneten— 
Kammer find auf ihrem nädften Landtage unter Dar: 
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legung der Dringlichfeit und Zmedmäßigfeit die alfo 
erlaffenen Verordnungen zur nadträglihen Genehmigung 
vorzulegen. Erfolgt diefe nicht, fo find foldhe Verord— 
nungen fofort aufzuheben. 

$. 116. Die Gefege find mit der Unterfchrift des 
Großherzogs zu verlehen und von wenigſtens einem Mi: 
nifter zu contrafigniren ; in den Fällen des $. 115 jedoch 
vom ganzen Miniiterium. 

$. 117. Die Publication der Gefege, welche nicht 
verzögert werden darf, muß durd dad Gefegblatt ge— 
(heben und find alte Geſetze, wenn nicht ein Anderes 
im ®efeße felbit beftimmt ift, vom dritten Tage nad) 
der Publication an verbindend. 

Die im $. 115 bezeichneten Verordnungen, deren 
Genehmigung oder Aufhebung find gleihfald durch das 
Geſetzblatt zu verfünden. | 

$. 118. Der Eingang ded Gefetes enthält den 
Namen und Zitel des Großherzogd und den Sud) 
daß es in Mebereinftimmung mit der Kammer der Ab- 
geordneten erlaflen werde, oder in eiligen Fällen, unter 
Angabe ded Grundes der Dringlichfeit, daß daflelbe 
nur bis auf Weitered gelten folle. Gefeße, welche fol: 
hen Zufag nicht enthalten, find nicht verbindend. 

$. 119. Darüber, ob ein in gehöriger Form ver: 
fündetes Geſetz verfafjungsmäßig zu Stande gefommen, 
hat nur die AbgeordnetensKammer zu wachen. _ 

$. 120. Authentifhe Auslegung eined Geſetzes 
wird in allen Beziehungen behandelt wie die Erlaffuna 
eines neuen Geſetzes. 
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Mon der vollziehenden Gewalt. 


$. 121. Die vollziehende Gewalt jteht dem Groß— 
herzoge zu. 

8 122. Der Großherzog erläßt die zur Vollziehung 
und Handhabung der Geſetze nöthigen Verordnungen. 

$. 123. Der Großherzog leitet und übermacht die 
gefammte innere Sandesverwaltung und hat den Ober: 
befehl über das gefammte Militair. — 

$. 124. Der Großherzog vertritt dad Großherzog: 
thum nad Außen. - Er hat das Recht, mit ausmär: 
tigen Regierungen Staatöverträge zu fchließen. Letztere 
bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Zultimmung oder nadı 
träglihen Genehmigung der Abgeordneten-Kammer. 

$. 125. Der Großherzog hat das Recht der Be: 
gnadigung und Strafmilderung auf erftatteten ‘Bericht 
des erfennenden Gerihtd und dad Recht der Abolition 
auf Antrag des Betheiligten, fo weit nicht das Staat: 
grundgefeß dieſe Rechte befchränft. 

Eine Amneſtie erfodert die Zuftimmung Der Ab: 
geordneten-Kammer. 

F. 126. Der Großherzog übt dad Münzrecht nadı 
Maßgabe des Geſetzes. 

$. 127. Die — des Großherzogs iſt unver: 
letziich. Die Miniſter find verantwortlich. 

$. 128. Der Großherzog ernennt und entläßt 
die Miniſter. Jedoch kann Niemand Miniſter werden, 
der nicht das Mecklenburgiſche Staatsbürgerrecht beſitzt. 

$. 129. Die oberſte Leitung der Regierung wird 
‚unter dem Großherzoge vom Gefammt:Minifterium. aus: 
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geübt. Für die einzelnen Bermaltungszweige beftehen 
beſondere Miniſterien. 

$. 130. Kein Regierungserlaß des Großherzogs 
iſt gültig ohne Gegenzeichnung eines Miniſters, welcher 
dadurch die Verantwortlichkeit für denſelben übernimmt. 

F. 131. Die Miniſter ſind berechtigt, in den 
Sitzungen der Abgeordneten-Kammer zu erſcheinen, und 
müſſen jederzeit gehört werden. Sie haben als ſolche 
kein Stimmrecht in der Kammer. 

Ausnahmsweiſe iſt ihnen geſtattet, für andere Be— 
amte Zutritt zu den Kammerſitzungen und das Wort 
in Anſpruch zu nehmen. 

Den Miniſtern und den von ihnen zugezogenen 
Beamten it dad Ableſen ſchriftlicher Vorträge geſtattet. 

F. 132. Das abtretende Miniſterium iſt verpflich— 
tet, bis zur Zuſtandekunft des neuen die laufenden Ge— 
ſchäfte fortzuführen. | 

$. 133. Die Minifter können durch Beſchluß der 
Kammer in Anflageftand verfegt werden. 

Die näheren Beltimmungen über die Fälle der 
Verantwortlichkeit, über das Verfahren und die Strafen 
werden durd) ein befonderes Geſetz getroffen. 

$. 134. Der Großherzog kann von feinem Rechte 
der Abolition und Begnadigung zu Gunften eines in 
Anflageitand verlegten Minifterd nur mit Zuftimmung 
der Abgeordnetenz Kammer Gebrauch maden. 

$. 135. Abtretende Minifter werden entweder im 
Staats dienſt anderweitig angeitellt oder. erhalten ein 
durch das Wenfiondreglement zu beitimmendes Warte: 
oder Ruhegehalt, ın foweit nicht durch richterliches Er— 
kenntniß ein anderes beitimmt wird. 
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F. 136. Der Großherzog beſtellt alle Staatsdiener 
des Civil- ınd Militairſtandes. 

F. 137. Die Anſtellung, Entlaſſung und Penſio— 
nirung der Staatsdiener geichicht in Grundlage einer 
zu erlaffenden Dienitpragmatif. 

$. 138. Die Anftelung von Staatdbeamten ge: 
fhieht in der Regel auf Lebenszeit. 

$. 139. Anwartihaften auf Ctaatdämter Dürfen 
nicht ertheilt werden. 

$. 140. Jeder Berwaltungsbeamte muß ſich eine 
Verjegung gefallen laffen, jedoch foll er in diefem Falle 
an feiner bisherigen Gehaltdeinnahme Feine, Einbuße 
erleiden, und find ihm die Umzugskoſten aud der Staats— 
cafle zu eritatten. 

$. 141. Ein Beamter, der durd richterliche Ent: 
ſcheidung für definitiv unfähig zum Staatsdienſt erflärt 
ift, darf in demfelben niemald wieder angeftellt werten. 

$. 142. Der Staat haftet unmittelbar für Die Amts— 
bandlungen feiner Beamten, fo weit ed fih um Ent: 
ſchädigung handelt; der Beamte haftet dem Etaat. 

‘ 143, unterſuchungen gegen Staatsdiener wegen 
Dienſtverbrechen dürfen ohne Zuſtimmung der Abgeord⸗ 
netenzKammer nicht niedergeſchlagen werden 

$. 144. Staatsdienſt und Hoftienft find Fünitig 
in derfelben Perſon nicht zu vereinigen. 


vnm. Abſchnitt. 
Von der richterlichen Gewalt. 


$. 145. Alle Gerichtsbarkeit geht vom Staate aus. 
Patrimonialgerichte jeder Art find aufgehoben und Dürfen 
nicht wieder eingeführt werden. 
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$. 146. Die richterliche Gemalt wird felbititändig 
von den Gerichten geübt. Cabinets- und Minifterial: 
Juſtiz ift unftatthaft. ; | 

8.147. Kein Gericht kann anders als in Kraft 
eines Gefeßes errichtet, verändert oder aufgehoben werden. 

$. 148. Die Organifation der. Gerichtöbehörden, 
deren Zahl, Werfonalbeitand und Gefhhäftäfreis fo wie 
der Inftanzenzug, werden durch ein Geſetz geregelt. 

$. 149. Ueber alle Rechtöverlegungen enticheiden 
die Gerichte. Jeder, der ſich durch ——33— Behörden 
oder Beamte in ſeinem Rechte verletzt glaubt, kann den 
— der Gerichte nachſuchen. | 

8 wird ein für allemal ein Procuratorbeftelt, gegen 
welchen die Klagen wider den Staat zu erheben find. 
$. 150. Ueber Competenz = Eonflicte zwiſchen einer 
Bermaltungsbehörde und einem Gerichte entfcheidet ein 
turc das Gefeb zu beftimmender Gerichtöhof. 

In allen übrigen Fällen fteht die Beitimmung, ob 
eine Sache fi zum Gerichtö-Verfahren eignet, lediglich 
den Gerichten in geordnetem Inſtanzenzuge zu. 

8. 151. Die Anitelung der Richter gefchieht auf 
Lebenszeit aus der Zahl derjenigen, welche in gefeßlicher 
Art zum Richteramte befähigt erflärt find. Ausnahmen 
hiervon find jedoch zuläffig in Betreff der in Sachen 
befonderer Berufserfahrung zu beitelenden ſachkundigen 
Richter. 
$. 152. Die Richter beziehen feite Gehalte und 
dürfen nit auf Sporteln oder ungewifle Einnahmen 
angewielen werden. Die Annahme von Gratificationen 
ift ihnen unterfagt, wodurd) jedoch temporaire Gehaltäzu= 
lagen und Unterftügungen von Seiten des Staats nicht 
ausgefchloffen find. 

10 
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F. 153. Die Richter dürfen keinerlei Advocatur 
ausüben und als Notarien nicht fungiren. 

Ein richterliches Amt darf mit einem einträgliden 
Mebenamte nicht verbunden werden, wenn nicht in be: 
fonderen Fällen die AbgeorbnetensKammer ihre Zuffim: 
mung dazu ertheilt. 

$. 154. Kein Richter darf außer durch Urtheil 
und Recht von feinem Amre entfernt oder an Rang 
und Gehalt beeinträchtigt werden. 

- Susyenfion darf nicht ohne gerihtlihen Beſchluß 
erfolgen. 

Kein Richter darf wider feinen Willen außer durd) 
gerichtlichen Beſchluß in den durch dad Geſetz beſtimm⸗ 
ten Fällen und Formen zu einer andern Stelle verfegt 
oder in Ruheſtand gelegt werden. 

$. 155. Privatrechtliche Anfprühe gegen den 
Großherzog und die übrigen Mitglieder der Großherzog: 
lihen Familie gehören zur Competenz der ordentlichen 
Gerichte. | x 

Der Großherzog wird ein für allemal für ſich einen 
Procurator beitellen, gegen welden derartige Klagen 
anzuftellen find; die übrigen Mitglieder ber Großber: 
soglihen Familie find befugt, durch Beſtellung eines 
Procuratord Recht zu nehmen. | 


IX. Abfchnitt. 
Bom Staatthaushalte. 
8. 156. Die Sonderung des Stantövermögend 


von dem Gute des Großherzoglihen Haufed und beider 
von dem Privatvermögen des ießt regierenden Groß: 
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herzogs und der übrigen Mitglieder der Großherzoglichen 
Familie ift durch die Urkunde, welche diefem Staats⸗ 
grumdgefege unter Nr. 1. beigefügt morden, ein für 
allemal beichafft. 

Die geſammte Staatsſchuld ift ald folche durdy die 
DVerfaffung garantirt und wird das Stäatsfchuldenwe- 
fen in Uebereinitimmung mit der Abgeordneten: Kammer 
geregelt. | | \ 
$. 157. Das über das gefammte Staatövermögen 
aufzunehmende genaue und vollftändige Inventar wird 
im Archiv des Minifteriums aufbewahrt. 

Veränderungen im Ctaatövermögen werden vom. 
Minifterium in dad Inventar eingetragen und dem 
nächiten ordentlihen Landtage vorgelegt. 

$. 158. Alled aus Staatdmitteln oder für den 

Staat Ermworbene wird Theil des Staatövermögens. 
-  Kriegscontributionen, Entſchädigungsgelder und 
fonitige Erwerbungen, melde dem Großherzoge als 
Staatdoberhaupte zufolge eined Staatsvertrags, Bünds 
nifjed® oder Krieged zu Theil werden, find ebenfalls 
Staatdeigenthum. 

$. 159. Nur in Folge geichehener Bewilligung 
ber Abgeordneten Kammer und eines berfelben gemäß 
erlaffenen Gefetes fann von dem Staatövermögen, vor: 
behältlich der durch eine gefeßliche Initruction zu regeln: 
den Ausnahmen, etwas: veräußert, der Staat mit Dienft: 
barfeiten und Berbindlichkeiten belaftet, insbefonvere für 
denfelben eine Anleihe abgeſchloſſen, Garantie übernonte 
men oder Papiergeld ausgegeben werden. .. 

Erfordern unvorhergeſehene Ereigniſſe außerordentliche 
Ausgaben und desfallſige Anleihen, ſo wird, wenn eine 
ſchleunige Zuſammenberufung des Landtags nicht mög: 
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lich war, die vom Geſammtminiſterium zu treffende 
Maßregel dem nächſtfolgenden Landtage zur Prüfung 
und Bewilligung vorgelegt. 

F. 160. Die Verwaltung des Staatsvermögens 
muß bereits beſtehenden und kuͤnftig zu erlaſſenden dess 
fallſigen — Beſtimmungen gemäß geſchehen. 

F. 161. Die Finanzperiode iſt einjährig, worüber 
ein Geſetz das Erforderliche ordnen wird, 

$. 162. Der für jede Finanzperiode zu entmwerfende, 
ind Einzelne gehende, die verichiedenen Verwaltungs— 
zweige getrennt bdaritellende Voranſchlag der Staate: 
Einnahmen und Ausgaben it der im voraufgehenden 
Herbite zufammengetretenen Abgeordneten Kammer durch 
dad Gefammtminiiterium vorzulegen. 

$. 163. Der Voranſchlag mird von der Abgeord- 
netensKammer im Ganzen und Einzelnen geprüft und 
demnächſt in Geſetzesform feitgeitelt. 

. 164. Ale Bersilligungen von Ausaaben find 
nur ür den bejonderen Zwed, für melden fie gemacht 
worden, als ertheilt anzufehen, und nur in der Grenze 
der Bemwilligung fann die Verwendung erfolgen. 

F. 165. Ueberfchreitungen des feitgeitellten Borans 
fhlags bedürfen der nadträglihen Genehmigung der 
Kammer. 

Anweilungen auf die Etaatdeinnahmen der bevor: 
ftehenden Finanzperioden find nichtig. 

$. 166. Die Rechnungen der like Finanz 
periode mit Belägen und den Monituren der Staats 
revifionsbehörde werden der Abgeordneten-Kammer von 
dem Gejammtminifterium fofort nad) deren Eröffnung 
zur Prüfung und Beichlußnahme vorgelegt. 

$. 167. Ohne Zuftimmung der Abseordueten 


für dad Großherzogthum Medlenburg: Schwerin. 149 


Kammer dürfen Feine Steuern und Abgaben für die 
Staatöcaffe, fie mögen directe oder indirecte fein, aus: 
geſchtieben werden. 
Die Bewilligung gefhieht auf ein Jahr und find 
Me bewilligten Steuern und Abgaben mittelit Geſetzes 
auszuſchreiben. 

F. 168. Die Zuſtimmung darf an keine Bedin— 
gungen geknüpft werden, die nicht das Weſen oder 
die Verwendung der Ausgaben unmittelbar betreffen. 


F. 169. Verzögert nah Ablauf der feſtgeſtellten 
Finanzperiode ſich die Bewilligung aus einem oder dem 
andern Grunde, ſo dürfen die für den ordentlichen 
Staatsbedarf bewilligten Steuern und Abgaben noch 
6 Monate hindurch forterhoben werden. 


Dieſe 6 Monate werden jedoch in die neue Finanz 
periode eingerechnet. 

In einem folhen Fal it bei PVerfündigung Der. 
Steuern und Abgaben auf diefen $. der Berfaffüngd- 
urfunde ausdrüdlih Bezug zu nehmen. 


$. 170. Keine Behörde it beredhrigt, Steuern 
und Abgaben zu erheben, wenn fie nicht durd) das Ge: 
ſetz auögefchrieben find. 

$. 171. Die Beiteueruna foll fo geordnet werden, 
daß der Grundſatz verhältnigmäßiger gerechter Benugung 
der Steuerfraft dabei ald Hauptgefichtspunft dient und 
die Beyorzügung einzelner Stände und Güter aufhört. 

$. 172. Die Einführung, Veränderung oder Ab— 
ſchaffung von: Regalien und Monovolien, die Erhebung 
von Gebühren für die Benutzung öffentlicher Anitalten 
und Einrichtungen, fo wie für Dienitc der Staatsbe— 
amten, fann nur auf Grund - eined Gefeged geſchehen. 
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$. 173. Die Eivillifte wird aus der Staatscaſſe 
in viertejährlihen Raten gezahlt. 

$. 174. Die Feititellung der Eivillifte iſt der 
Bereinbarung ded Großherzogd mit der Abgeordneten: 
Kanımer überlaffen. 

Dis zur Seititelung der neuen bezieht der Groß- 
berzog die dem Vorgänger bewilligte Eiwillifte. 

‚175. Die Apanagen= und Witthumsverhältnife 

find durch die der Verfaflung unter No. II. beigefügte 
Bereinbarung geregelt. | 


X, Abſchnitt. 
Bon der bewaffneten Made. 


$. 176. Die Wehrpfliht ruht auf der ganzen 
männlichen ‘Bevölferung von Medlenburg. | 

. 177. Die Organifation der bewaffneten Macht, 
dad Milıtairverpflegungsmwelen und die Duartierlaft werden 
durch befondere Gefeße geregelt, welche auch die näheren 
Beitimmungen über den Eintritt in den Kriegsdienſt, 
die Dauer deſſelben und die Entlaffung, fo wie über 
etwaige Entfreiungdgründe enthalten. 

. 178. Die bewaffnete Macht ftcht außer im 
Kriege und im Dienfte unter denfelben Gefegen und 
Behörden, mie die en Bewohner ded Staatäge: 
bietes. Ein befondered Gefe regelt die Disciplin im 
Dienfte und im Kriege. 

$. 179. Die bewaffnete Macht kann für Zwecke 
der innern Ordnung und Sicherheit, fo wie zur Voll: 
ziehung der von den Civilbehörden erlaffenen Verfügungen 
nur auf Antrag der zuftändigen Eivilbehörden einfchreiten. 
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Die Fälle und Formen, in und unfer denen foldhes ge- 
(heben fann, find durch ein Gefeß zu beitimmen. 

Die Befugniffe des Geſammtminiſteriums, im Falle 
eines Aufitandes die geitörte Ordnung und die gefähr: 
dete Freiheit durch außerordentlihe Mittel herzuftellen 
und zu ſchützen, follen durd ein beſonderes Aufruhrge: 
feß geregelt werden. 


XI. Abſchnitt. 
Vonſden Gemeinde: und Kreisverbaͤnden. 


F. 180. Das geſammte Staatsgebiet iſt in Ge— 
meinden und Kreiſe einzutheilen. 
G. 181. Jedes Grundſtück ſoll zu. einem Gemeinde— 
verbande gehören, jede Gemeinde zu einem Kreiſe. 

$. 182. Die Kreidverfaffung, namentlid die Bil: 
dung der Kreiebehörden und die Berheiligung der Ger 
meinden an deren Beſetzung wird duch dad Geſetz 
geregelt. 

$. 163. Die Bildung der Randgemeinden, fo wie 
die DBerfaffung und Verwaltung der Gemeinden über: 
haupt find durch ein Gefeß zu regeln, welches ald Grund: 
beitimmungen die freie Wahl der Beamten und Ver: 
treter der Gemeinde, die eigene felbititändige Verwal: 
tung ded Gemeindevermögend und der Gemeindeange: 
legenheiten mit Einfluß der Ortspolizei und die Deffent: 
lihfeit der Gemeindeverhandlungen ald Regel, unter 
alljährlicher Veröffentlichung des Gemeindehaushalts, 
aufzunehmen hat. 

- $. 184. Die Oberaufſicht des Staates tritt nur 

aus Gründen des allgemeinen Wohls ein: und find die 
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Grenzen dieſer Oberauffiht in dem Gefeße näher zu 
beitimmen. 

$. 185. Keine Gemeinde darf zu Abgaben oder Lei— 
tungen herangezogen werden, wozu fie nicht ihre Zu⸗ 
ſtimmung ertheilt hat oder durch das Gele verpflichtet iſt. 

$. 186. Die Bevorzugung einzelner Stände umd 
Güter bei der Selbftbeiteuerung ift nicht geitattet. 

XII. Abfchnitt. | 
Gewähr der VBerfaffung. 

$. 187. Der Thronfolger darf fein Regierungs— 
recht ausüben, bevor er folgende Erflärung: 

„Ich gelobe die Verfaffung des Großherzogthums 

feit und unverbrüdlidy zu halten und den Gelegen 

gemäß zu regieren,’ 

in Gegenwart des Gefammtminiiteriumd und dreier Mit: 
glieder der Abgeordneten-Kammer, welde von .diefer 
ernannt werden, wenn fie gerade verfammelt ift, münde 
fi) abgegeben hat. Sit die Abgeordnetenz Kammer nicht 
verfammelt, fo gefchieht die Einberufung jener drei 
Pitglieder durch dad Gefammtminitterium und find, im 
Falle einer zuvor ftattgehabten Auflöfung, Mitglieder 
der zulett verfammelt gewefenen Abgeordneten = Kammer 
zuzuziehen. Ä 

Das Ausbleiben der eingeladenen Deputation vers 
anlaßt Feinen Auffhub. 

Ueber die Handlung wird ein Protocoll aufgenom: 
men, welches von dem Großherzog und den Anweſen— 
den unterfchrieben, der Abgeordneten= Kammer zugefer: 
tigt und im Archiv derfelben aufbewahrt wird. 

Bis zu jener Erflärung des Thronfolgers führt das 
Gefammtminifterium die Regierung fort. | 
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F. 188. Der Regent hat vor Uebernahme feines 
Amts Die im $. 187. vorgeichriebene Erflärung in der 
dort feftgefegten Form abzugeben. Bis dahin führt das 
Sefammtminijterium die Regierung fort. 
| . 189. Alle Staatäbeamten und die bewaffnete 
Macht find auf die treue Beobahtung und Bewahrung 
ter Derfaflung zu beeitigen. 

Alle Gemeindebürger haben diefelben zu geloben. 

Diefer Eid und dies Gelöbnig find in denjenigen 
Eid oder dasjenige Gelöbniß aufzunchmen, weldyes die 
Betheiligten beim Eintritt in die bezeichneten Verhältniffe 
abzulegen baben. 

Jeder Medlenburger muß, bevor er zum Abgeord: 
neten wählen oder gewählt werden fann, dich Gelöbni 
abgeleiitet haben. 

&. 190. Die Beitimmungen der Gruntrechte über 
Berhaftung, Hausfuhung und Verſammlungsrecht fönnen 
vom Miniſterium nicht anders, ald im Fall eines Krieges 
oder Aufruhrd und nur zeitweife und für einzelne Ber 
‚irfe außer Kraft gefegt werden. 

Dabei find folgende Bedingungen zu beobadıten : 

1) die Berfügung muß in jedem einzelnen Fale vom 

Gelammtuiniterium ausgeben ; 

2) das Minilterium hat die Zuftimmung der Abge- 
ordnetensKammer, menn diefelbe zur Zeit ver— 
fammelt it, fofort einzuholen, wenn dielelbe nicht 
verfammelt ift, fo darf die Verfügung nicht länger 
ald 14 Tage dauern, ohne daß die Abgeordneten 
Kammer zufammenberufen und die getroffenen 
Maafregeln zu ihrer Genehmigung vorgelegt 
werden. | 


Einführungsgefeb. 





Mir Friedrih Franz von Gotted Gnaden Groß: 
berzog von Medlenburg, Fürlt zu Wenden, 
Schwerin und Rageburg, aud Graf zu Scyme: 
rin, der Lande Roftod und Stargard Herr u. |.w. 

Nachdem wir mit der in Grundlage der Verordnung 
vom 13. Juli v. J. erwählten und am 31. October v. 
3. eröffneten Abgeordneten = VBerfammlung dad hieneben 
anfiegende Staatsgrundgeſetz vereinbart, auch daſſelbe 
vollzogen und feit und unverbrüdhlic zu halten gm 
haben, bringen wir ſolches hiemit zur öffentlichen ⸗ 
niß und verordnen in Uebereinſtimmung mit der Abge— 
ordneten-Verſammlung, zum Zweck der Einführung des 
Staatsgrundgeſetzes, wie folgt: 

Art. 1. Das nn tritt für unfer Groß: 
herzogthum mit feiner Publication fofort in Kraft. 
| Vorläufig davon audgenommen find jedod Diejenigen 
Beftimmungen, melde nachſtehend ausgeſchieden werden, 

oder für welche der Erlaß befonderer Gefege vorbehalten 
worden ift. 

Art. 2. Die in dad Staatdgrundgefeg aufgenom: 
menen Beitimmungen der deutihen Grundrechte treten 
einitweilen, wiewohl unbefchadet derjenigen Ersem 
Geltung, welche fie durd ihre im zweiten Stüde des 







Einführungsgefeg f.d. Großth. Medlenburg- Schwerin. 155 


diesjährigen Off. Wocenbl. erfolgte Publication erlangt 
haben, ald verfaffungsmäßige Vorichriften nicht in Kraft. 

Letzteres gefchieht erit mit Feftitelung der deutfchen 
Reichöverfaffung und zwar infomeit deren VBorfchriften 
mit den in dad Staatsgrundgefeß aufgenommenen ‘Bes 
ftimmungen der deutſchen Grundrechte übereinftimmen 
werden. In Anfehung der nicht übereinftimmenden 
Paragraphen wird eine Revifion vorbehalten, morauf 
Pad $. 112 ded Staatögrundgefeged Feine Anwendung 

ndet. 

Sinfoferne einzelne Paragraphen der deutichen Grund: . 
rechte nad dem Einführungsgefege- vom 27. December 
v. J. nicht in Geſetzeskraft getreten find, behält ed da= 
bei bis auf Weitered das Bewenden. Dahin gehören 
namentlih aus dem dritten Abfchnitte ded Staatögrund: 
er der erfte Abfag des $. 16, jedoch mit Ausnahme 
der Aufhebung der Strafe der Förperlihen Züchtigung, 
weiche durch das Geſetz vom 11. Januar d. J. abges 
(haft worden it, der Schlußſatz des $. 20, die SS. 
25, 27, 28, 29, 31, 34, 35, 36, die beiden eriten 
Sätze ded $. 43, die Beſtimmung unter Nr. 1 im $. 
45 und die $$. 49 bis 57. 

Art. 3. Zum $. 59. Die Vorfhrift, daß der 
Großherzog ohne Zuftimmung der AbgeordnetensKammer 
nicht an der Spitze eined anderen Staates ftehen Fann, 
findet auf die hausvertraggmäßige — der Primo⸗ 

enital⸗Linie des Großherzoglich Mecklenburgiſchen Ges 

—0 in dad Großherzogthum Mecklenburg-Strelitz 
keine Anwendung, vielmehr verbleibt es dieſerhalb un— 
verändert bei dem $.1 1 des am 8. Mär; 1701 zu Ham— 
burg errichteten Vergleichs. 

Art. 4. Zu den $$. 60 und 61. In dem im 
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voraufgehenden Artikel beregten Falle einer Erbfolge in 
das Großherzogthum Mecklenburg-Strelitz iſt unter dem 
Ausdrucke „Staatsgebiet“ im erſten Satze des $. 60 
und im $. 61 das. Gebiet der beiden Großherzogthümer 
Mecklenburg-Schwerin und Mecklenburg-Strelitz zu ver: 


ehen. 

Art. 5. Zum $.75. Für das erfte Mal beginnt 
die Kammerperiode mit dem eriten November d. J. 

Art. 6. Zum. S3. Das den Abgeordneten, zu 
zahlende Zagegeld wird auf drei Thaler Courant für 
‚ den Tag feitgeitellt. 

Die Reifefoiten find ihnen, ohne weitere Berechnun 
von Tagegeld, für jede Meile der Hin- und Rückreiſe 
beziehungsweiie mit 16 Bl. und 1 Thlr. Eour. zu er—⸗ 
Hatten, je nachdem eine Eifenbahnverbindung beiteht 
oder andere Communicationsmittel benußt werden müſſen. 

Art. 7. Zum $. 84. Für das erfte. Zufammen: 
treten der AbgeorönetensKammer normirt, wiewohl unter 
Vorbehalt der Zuläfligfeit einer ‚früheren Einberufung, 
der Monat Februar 1850. 

Art. 8. Zu den $$. 8S und 90. Diefe Para: 
graphen finden auf den eriten ordentlichen Landtag Feine 

nmencung. 

Art. 9. Zum VIN. Abfchnitte. Die in dem 
von der richterlichen Gewalt handelnden Abichnitte ges 
troffenen Beftimmungen, infoweit fie nicht bereitd Red: 
tend gewefen find, treten.erit mit den ihre Anmendung 
bedingenden organischen Einrichtungen in Kraft und wird 
im Allgemeinen ald der endlihe Zeitpunft für ven Ein: 
teitt ihrer Gültigkeit die Vollendung der Organifation 
der Gerihtöverfaffung bezeichnet. 

Art. 10. Zum IX. Abſchnitte. Die aufge: 
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fiellten Grundfäge, betreffend die VBermaltung und Ber 
laftung ded Staatövermögend und der dahin fließenden 
Einfünfte, fo wie die Erhebung von Steuern, Abgaben, 
Gebühren und fonftigen Gefällen treten beziehungsmeife 
in: Kraft mit dem Beginne des neuen Rehnungsjahres, 
mithin vom 1. Juli 1850, oder aber demjenigen Zeite 
punfte, welder in llebereinftimmung mit der nächſten 
Abgeordnnetens Kammer wird feitgeitellt werden. ' 

Die ausgefchriebenen Steuern und Abgaben find 
auf den Zeitraum, für welchen deren Ausichreibung 
erfolgt iſt, fortzuerheben und it bis auf Weiteres in 
bisheriger Weiſe zu verfahren mit der Erhebung ders 
jenigen Steuern, Abgaben, Gebühren und fonftigen 
Gefälle, für welche nad der bisherigen Verfaſſung be— 
fondere Ausfchreiben nicht erlaffen wurden und zwar 
gleichviel, ob diefelben auf allgemeinen Gefegen, Ber: 
ordnungen, dem Herfommen oder einem andern Ber: 
pflichtungsgrunde beruhen. 

Bis zur Feititellung eined neuen Etats hat das 
Gelfammtminifterium diejenigen Maaßregeln ınd Werk 
zu richten, welche erforderlicdy werden, wenn etwa die 
etatifirten Einnahmen zur Deckung der Staatdaudgaben, 
infonderheit der in dem laufenden Rechnungsjahre fällig 
werdenden Staatsanleihen nicht ausreichen follten. Je— 
doch find die getroffenen Maafregeln der nächſten Kame 
mer zur nacdhträglihen Genchmigung vorzulegen. 

Art. 11. Zum $. 167. Würde die Errichtung 
eined Staatövertragd zum Zmed der Begründung eines 
Zollvereins oder ded Anſchluſſes an einen foldhen, eine 
Aufyebung oder Modifikation der Beitimmung, daß die 
Bemilligung der indirecten Steuern auf ein Jahr zu 
gefhehen habe, erfordern, fo findet auf eine ſolche Auf: 
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hebung oder Modification der $. 112 des Staatdgrund- 
gefeßesd feine Anwendung. 

Art. 12. Zum. $. 178. Bid zum Erlaffe eines 
Geſetzes, melhes für die bewaffnete Macht die Disci- 
plin im Dienfte und im Kriege regelt, tritt die Vor: 
fchrift diefes Paragraphen, nach welcher die bewaffnete 
Macht außer im Kriege und im Dienite unter denſelben 
Gefegen und Behörden, wie die übrigen Bemohner des 
Staatögebietd ftehen fol, nicht in Wirkſamkeit. 

Art. 13. Zum. 189. Der legte Abſatz dieſes 
Paragraphen bleibt einftweilen fuspendirt und wird da-- 
für bi8 auf Weitered verordnet, daß jeder Abgeordnete, 
welcher nicht ald Gemeindebürger, Staatsbeamter oder 
im Militairdienite die treue Beobachtung und Bewah— 
zung der Berfaffung beziehungsmeife gelobt oder be: 
ſchworen bat, bei feinem eriten Eintritt in die Abgeord- 
neten-Kammer folgende Erklärung abzugeben hat: 

„Ich gelobe die Stantäverfafang treu zu be: 
obachten und zu bewahren.“ 
Dicieſe Erklärung wird von dem Präfidenten in bie 
Hände des Großherzogd oder des beauftragten DBevoll: 
mächtigten und von den übrigen Mitgliedern dem Prä— 
fidenten in der Verſammlung abgelegt. 

Art. 14. Zum $. 190. Diefer auf die Grund: 
rechte fid) beziehende Paragraph tritt eınitweilen nur ala 
——— nicht aber auch als verfaſſungsmäßige Ber 

immung in Kraft. Nach Feſtſtellung der deutſchen 
Reichsverfaſſung hat die im Art. 2 vorbehaltene Revi⸗ 
fion auch auf diefen Paragraphen fich zu erftreden, wenn 
nicht die Vorfchrift der Reichöverfaffung damit überein: 
ſtimmen follte, in weldem Falle der Paragraph fofört 
ald verfaflungsmäßige Beitimmung Geltung erlangt. 
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Art. 15. Alle im Gefege oder Herfommen be: 
ruhenden Normen, weldye mit den in Kraft getretenen 
Beitimmungen diefed Staatsgrundgeſetzes in Widerſpruch 
ftehen, werden hiemittelit ———— Im Uebrigen 
aber behält ed bei dem beſtehenden Zuſtande in allen 
Smeigen der Berwaltung und der Gefeßgebung fo lange 
das Bewenden, bid deflen Veränderung im verfaflungs: 
mäßigen Wege verfügt wird. 

Gegeben ꝛc. 


Wahlgeſetz. 


— — — 


I. Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


F. 1. Es ſind für das Großherzogthum 60 Ab— 
geordnete zu wählen, und zwar 40 Abgeordnete durch 
allgemeine Wahlen und 20 Abgeordnete durch beſondere 
Wahlen Seitens der ländlichen Grundbefißer, der Kauf: 
leute und Gemerbtreibenden. 

$. 2. Stimmberedtigt beiden Wahlen der Abgeorde 
neten iſt jeder meclenburgifche Staatsbürger, welcher 
das 25ſte Lebensjahr zurückgelegt und durch obrigfeite 
liche Verleihung oder factiihe Ausübung das Nieder: 
laffungsredyt an einem Orte ded Landes ermorben hat, 
nicht durch eine Beitimmung des $. 3 ausgeſchloſſen 
iſt. 

$. 3. Von der Berechtigung zum Wählen find 
ausgeſchloſſen: 

1) Perſonen, welche unter Curatel ſtehen; 
2) Perſonen, über deren Vermögen Concurs oder 


J 
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3) 


concurdmäßineds Verfahren gerichtlih eröffnet 
worden it, wahrend der Dauer diefes Concurs— 
oder concurdmäßigen Verfahrens; 

Perſonen, welde eine fortlaufende Armenunters 
ſtützung aus öffenttichen oder Gemeindemitteln 
beziehen, over im legten der Wahl vorherges 
gangenen Jahre bezogen haben; 


4) MWerfonen, denen durch rechtskräſtiges Erfenntniß 


9) 


2 


die Berehtigung zum Wählen entzogen iſt; 


Diejenigen, welche megen eines dolofen Verbre— 
chens Zuchthausitrafe erlitten haben, fo wie Die: 
jenigen, welde wegen eines entchrenden Ver: 
brechens beitraft find, bis zum Ablauf des fünften 
Sahres nach überitandener Strafe. Werden 
folhe Perſonen vor Ablauf dieſer Zeit von 
Neuem mit einer Griminalitrafe belegt, fo be— 
ginnt die Zählung mit der Abbüßung der zufett 
erhaltenen Strafe. Erftandene oder durd) Be: 
gnadigung erfaffene Strafe wegen politifcher Ver— 
brechen fchließt von der Berechtigung zum Wäh: 
len nicht aus. 


F. 4. Des Rechtes, zu mählen, fol, unbefchadet 


‚ter font verwirften Strafe, für eine Zeit von 4 bis 12 
Sahren durch itrafrechtlihed Erfenntniß verluftig erflärt 
werden, wer bei einer Wahl feine Stimme verfauft, 
oder mehr ald einmal feine Stimme abgegeben, oder 
überhaupt zur Einwirfung auf die Wahl geſetzlich unzu— 
läffige Mittel angewendet hat. 


- 85. Wer dad MWahlredt in einem- Wahlfreife 
ausüben will, muß in demielben zur Zeit der Wahl 


feinen Wohnſitz haben. 


11 
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- Der Standort der Militairperfonen aller Arr gilt 
als Wohnfig. ' 

$. 6. Bei den allgemeinen Wahlen datf jeder 
nur einmal fein Stimmrebt ausüben. Die zur Theil: 
nahme an den befonderen Wahlen Berechtigten werden 
durch ſolche Berechtigung Hinfichtlih der Iheilnahme an 
den allgemeinen Wahlen nicht behindert. Ä 

Bei den befondern Wahlen darf ein Jeder aber 
ebenfalld nur einmal wählen, aud) wenn er mehrere 
der dort genannten Eigenihaften in fich vereinigt. 

Sm letztgedachten Falle it der Wähler, wenn er 
Grundbefiger iſt, als jolher, und wenn er Kaufmann 
und Gewerbetreibender it, ald Kaufmann in die Wahl: 
lüten einzutragen. | 

Das Stimmredt fann nur in Verion, nicht durch 
Vertreter geübt werden ; es wird durch Stimmzettel ohne 
Unterfehrift ausgeübt. 

$. 7 Wahlbar zum Abgeordneten it Jeder nad) 
$. 2 und $. 3. ftimmberechtigte Staatsbürger, welcher 
das 30ſte Lebensjahr zurücgelegt hat. 

$. 8. Alle Wahlen find direct. Die Wahlhand— 
lung ift öffentlich. 


11. Abfchnitt. 
Bon den allgemeinen Wahlen. 


$. 9. Zum Zmed der allgemeinen Wahlen wird 
das Großherzogthum ohne Unterfheidung zwifchen Stadt 
und Land in 20 annähernd gleichbevölkerte und, fo meit 
thunlich, geographiſch abgerundete Wahlfreife getheilt, 
wovon jeder zwei Abgeordnete zu wählen hat. Ä 
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Die Biltung der Wahlfreife geſchieht durch ein 
eb. 
S. 10. Die Wähler eined jeden Wahlfreifed ger: 
fallen in zwei Wahlförper, deren jeder einen Abge- 
ordneten wählt. 
: Zu dem eriten Wahlförper eines jeden Wahlfreifes 
gehören alle diejeninen in den Städten oder auf dem 
Lande wohnhaften Wähler, welche mindeftens 2 Thlr. 
Eourant zum Eimplo ded außerordentlichen Gontribus 
tiondedictd erlegen, fo wie diejenigen Bewohner des 
platten Landes, weldye mindeſtens entweder 20 fl. an 
— oder Pachtſteuer, oder 18 ßl. an Erbpachtſteuer 
zahlen. 
Die Kopfiteuer der Bauern gilt ald Grunditeuer. 
z Die nur vorfhußweife für Gefellen, Geſinde u. f. 
vw. gefeifteten Zahlungen kommen nicht mit in Anfag. 
Zu dem zweiten Wahlförper gehören alle übrigen 
Wähler des Wahlfreifes. 


111. Abichnitt. 


Bon den befonderen Wahlen durd die 
Gewerbetreibenden. 


$. 11. Bon den Gemerbetreibenden im ganzen 
Sande werden 6 Abgeordnete gewählt. 

Zu dem Ende werden mit Rüdficht auf annähernd 
gleihe Wählerzahl und thunlichite geographiſche Abrun- 
dung 6 Wahlfreife gebildet. In jedem Wahlkreife ift 
ein Abgeordneter zu wählen. 

$. 12. Stimmberechtigt find die in den Städten 
ded Landes, Ludwigsluſt einſchließlich wohnhaften zimftigen 

| 11* 
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und nicht zünftigen Handwerker, Fabritanten, Bier: 
brauer und Branntweinbrenner, welde ihr Gewerbe 
treiben und davon fteuern. 


IV. Abfchnitt. 


Bon den befonderen Wahlen durd die 
Kaufleute. 


$. 13. Bon den in den Städten und dem Flecken 
Ludwigsluſt wohnhaften Kaufleuten und Krämern werden 
ſechs Abgeordnete gewählt. ; 
| $. 14. Zum Zwede der Wahlen diefer fechd Ab: 
eordnneten des Kaufmannsftandes werden fechd Wahl: 
eife gebildet. | 
Stimmberedtigt find die in den Städten und Lud— 
wigsluft wohnhaften Kaufleute, welche ihr Gefchäft noch 
betreiben und davon ſteuern, jedoch mit Ausnahme der 
“ Heinen Händler, ald Mehl-, Keſſel-, Senfen=, Putz-, 
Vieh-, Frucht-, Glas-, Milch-, Citronen-, Spitzen-, 
Leinewand-, Uhrenhändler der conceffionirten Producten: 
händler, der Drögeköper, Kleiderfeller, Trödler. 


V. Abſchnitt. 


Von den Wahlen durch ländliche 
Grundbeſitzer. 


F. 15. Von den ländlichen Grundbeſitzern find 
acht Abgeordnete zu wählen. 


Stimmberechtigt find diejenigen, welche ein länd: 
liches Grundftüd in der Größe von mindeitend 200 
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bonitirten Scheffeln im Eigenthum (Lehnfig) haben, oder 
zu Erbpacht oder Bauerredht befißen.. 

$. 16. Behufs diejer Wahlen it das Land nad) 
Maapgabe $. 9. in acht Wahlfreife zu theilen. In 
jedem Wahlfreife üt ein Abgeordneter zu wählen, und 
sur Leitung der Wahl ein Commiffarius zu beftellen. 

$. 17. Bon mehreren MiteigentHümern oder Mit: 
befigern fann nur Einer wählen. Der Erfdienene gilt 
ald legitimirt. Inter mehreren zur Ausübung des Wahl- 
rechts Erſchienenen entfcheidet im Mangel der Verein— 
barung das Loos. 


VI. Abichnitt. 
Bon dem Wahlverfahren. 


$. 18. Die Wahlen werden nad) Kirchfpielen vor: 
genommen. In den größeren Städten find jedoch die 
agiftrate befugt, anderweitige paflende Wahlabthei- 
{ungen zu- bilden. Auch it es den Wahlcontmiffarien 
geitattet, für die Wahlen des erften Wahlförperd mehrere 
Kitchſpiele zu einer Wahlabtheilung zu vereinigen. | 
$. 19. Zur Leitung der Wahlen wird für jeden 
MWahlfreis ein Commiffarius durch die Staatsregierung 
ernannt. Derfelbe hat die Anfertigung und Veröffent— 
fihung der Wahlliften zu veranlaffen und zu überwachen. 
820 Die Wahlliiten, welhe Namen, Stand 
und Wohnort der Wähler und deren Vertheilung in die 
beiden Wahlförper enthalten, werden in den Städten 
durch die Magiitrate, auf dem platten Rande durch Die 
von dem Commiſſarius nad) Kirchipielen zu ernennenden 
Wahldirigenten angefertigt. 
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Bei der Sonderung der Wahlförper find: die Ber- 
zeichniffe der zulest erhobenen außerordentlichen Eon: 
tribution orundleglic zu machen und zu dem Ende den 
Dirigenten auf Erfordern von den Eolligirungsbehörden 
und nöthigen Falles von der Landes-Receptur-Direction 
mitzutheilen. 

8. 21. Die Wahlliften find durch die mit deren 
Anfertigung beauftragten Behörden an einem geeigneten 
Orte fpäteltend act Tage vor dem zur Wahl beſtimmten 
Tage zu Jedermanns Einficht auszulegen, und it dies 
öffentlih befannt zu mahen. _ 

Einfpradhen gegen die Liſten find binnen dreier Tage 
nad) gefchehener öffentlicher Bekanntmachung bei der ge— 
nannten Behörde anzubringen, welche alddann die Liſte 
fließt. 

Beſchwerden wegen zurüdgemiefener Einfprade 
werden durch den Commiffarius entfchieden. _ | 

Nur diejenigen find zur Theilnahme an ver Wahl 
berechtigt, welche in die Lilten aufgenommen worden find. 

$. 22. Die Feitung der Wahlen gebührt den Ma: 
reale und den vom Wahlcommifjarius ernannten 

irıgenten, J 

F. 23. Die Wahlen eines jeden Wahlkörpers find 
an einem und demſelben Tage durch das ganze Groß⸗ 
herzogthum vorzunehmen. Der zweite Wahlkörper wählt 
an dem erſten, ver erſte Wahlkörper an dem ſpäteren 
Wahltage. 

$. 24. Den Wahlfommiffarien bleibt bei dem be: 
fonderen Wahlen überlafien, mehrere Kirchipiele zu einer 
Abtheilung zu vereinigen. oo 

$. 25. Die bejonderen Wahlen geſchehen durch 
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dad ganze Großherzogthum an einem und bemfelben 
Tage, jedod) ſpäter ald Die allgemeinen Wahlen. 

$. 26. Die mit der Leitung der Wahl beauftragte 
Behörde hat die Wähler unter Angabe des Tages, der 
Stunde und des Ortes der Verſammlung in ort3üblicher 
Weile vorzuladen, 

Der, Wahlort muß innerhalb des Wahlbezirfd be: 
legen fein. 

$. 27. Dei der Wahlhandlung hat der, Dirigent 
einen durch Handicdlag zu verpflichtenden Protocollführer 
und zwei Beiſitzer aus den Wahlberechtigten zuzuziehen, 
über die Wahlbandlung ein Protocol aufzunehmen, folches 
durd) feine, der Beifiter und des Protocollführers Unter: 
fchrift zu beglaubigen und ſpäteſtens anderen Zages an 
den Commiſſarius einzujenden. 

$. 28. Die Wahlhandlung geht vor fih ohne 
Rückſicht auf die Zahl der erfchienenen Wähler. 

$. 29. Die im Voraus zufanmengefaltenen, auf 
der innern Seite nummerirten, auf der Außenfeite ge= 
ftempelten Stimmzettel werden durch einander gemildht. 
Der Wahltirigent läßt fie ſodann durch die Beifiger 
an die erichienenen Wähler austheilen. - 

$. 30. Jeder Wähler fchreibt oder läßt auf den 
ihm übergebenen Zettel Namen, Beruf und Wohnort 
des von ihm Gemählten ichreiben. Zettel, auf welden 
mehr ald ein Name oder der Name einer nicht wähl: 
baren Perſon gefchrieben fteht, oder aus melden der 
Gewählte nicht unzweifelhaft zu erfennen it, ebenfo 
andere, als die ausgetheilten Zettel, find ungültig. 

Wählern, welche nicht ichreiben fünnen, muß auf 
Berlangen der Schriftführer den Namen des von ihnen 
Gewählten in ihren Stimmzettel ſchreiben. 
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8. 31. Jeder Wähler Hat feinen Stimmzettel in 
dad Wahlgefäß zu legen. In der Reihenfolge, wie 
died geſchieht, find die Namen der Srimmenden zu Pro: 
tocoll zu nehmen 

$. 32. Nach vergeblicher Frage, ob noch Jemand 
einen Stimmzettel abzugeben habe, erflärt der Wahl: 
dirigent die Wahl für geſchloſſen. Es dürfen dann feine 
Etimmzettel mehr abgegeben werden. 

$. 33. Die Zettel werden uneröffnet von den 
Beifisern laut gezählt. Dad Ergebniß it zu Protocol 
zu vermerfen. Stimmt die Zahl der Abitimmenden und 
der Stimmzettel nicht überein, fo it eine Berichtigung 
fofort zu verfuchen. 

$. 34. Die Stimmzettel werden fodann dur einen 
Beifiger entfaltet und die Nummern derfelben mit den 
darauf gefchriebenen Namen laut verlefen. Die Namen 
der Gewählten und die auf fie fallenden Stimmen wer: 
den protocollirt. 


$. 35. Auffommende Zweifel über die Gültigfeit 
einzelner Stimmzettel entfcheiden Wahldirigent und Bei: 
figer nad Stimmenmehrheit. 

$. 36. Das Ergebniß der Abitimmung wird den 
anwefenden Wählern mitgetheilt und die Wahlverfamm: 
ung gefchloflen. 

$. 37. Die Stimmzettel find nad) gefchloffener 
Wahlhandlung fofort zu vernichten. - 

$. 38. Zur MWahlhandlung haben nur die ftimm= 
berechtigten Mähler Zutritt. Nichtitimmberechtigte Anz 
wefende find vor dem Beginne der Wahlhandlung zum 
Abtreten aus der für die Wähler beitimmten Räumlich: 
feit zu veranlaffen, 


# 


E 
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$. 39. Der Eommiffarinus hat aus den vollitändig 
eingegangenen Wrotocollen am Hauptorte des Wahl- 
freife8 in öffentlicher, vorher befannt zu machender Sitzung 
unter Zuziehung zweier, als Dirigenten oder Berfiker 
oder Brotocollführer beiden Wahlen nicht fungirt haben= 
der Wahlberechtigter das Refultat der Wahlen zu er: 
mitteln und zu einem, nad) Borfchrift $. 27, zu be 
glaubigenden Protocolle zufammenzutragen. 


$. 40. Wer über die Hälfte der gültigen Etim: 
men erhalten hat, ift für gewählt zu achten. 


Stellt fi eine abfolute Stimmenmehrheit nicht her: 
aus, fo hat der MWahlcommiffarius unter abfihriftlicher 
Mittheilung des das Wahlrefultat enthaltenden Protocolles 
an die Dirigenten die zweite Wahlhandlung zu verau- 
ftalten, und wenn auch durch dieje eine abjolute Stim— 
menmehrheit nicht erreicht wird, für die dritte Wahl: 
handlung die beiden Candidaten zu bezeichnen, weldye 
iu der zweiten die meilten Stimmen erhalten haben. 
Beistimmengleihheit Mehrerer entfheidet das in öffent— 
licher Sitzung zu ziehende Loos, wer von ihnen zur 
Wahl kommt. 


Ergibt fi) bei der dritten Wahl Stimmengleichheit, 
fo entfcheidet das Loos. 


Bon dem jededmaligen Wahlrefultate und der etwa 
angeordneten Neuwahl hat der Commiſſarius der Staats— 
regierung berichtliche Anzeige zu machen, den ermählten 
Abgeordneten von der aufihn gefallenen Wahl fchriftlic 
zu benadrichtigen, und ſämmtliche Wahlacten an die 
Staatöregierung einzufenden. 


$. 41. Die Ernennung von Wahlcommiffarien, 
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fo wie die Anordnungen wegen Beſchaffung ber erfor: 
derlidh werdenden Neuwahlen liegen der Staatdregie- 
rung ob. 

Die Ergebnifle der Abgeordneten Wahlen find durch 
dad Gefegblatt zu verfündigen. 
| 8. 42. Wer nicht binnen 8 Tagen die Wahl ab- 
gelehnt hat, wird angefehen, ald habe er fie angenom- 
men. 

St Jemand mehrmald zum Abgeordneten gewählt 
worden, fo hat derfelbe binnen acht Tagen, nachdem er 
davon benadrichtiget worden, bei der Staatsregierung 
fi darüber zu erflären, welche Wahl er annehmen wolle. 
Unterläßt er folhe Erflärung, fo behält jeine Wahl 
nur für denjenigen Wahlfreis Beſtand und Gültigkeit, 
in weldbem er die relative, d. h. im Nerhältniß -zu der 
Zahl der in den betreffenden Rreifen geftimmt habenden 
Wähler, größte Stimmenzahl erhalten hat. 

$. 43.. Keiner der bei den Wahlen thätigen Be: 
amten darf durch Empfehlung oder: Borfhlag oder fonft 
wie auf die Wahl einwirfen. 

$. 44. Mängel im Wahlverfahren find nicht zu 
berüdfichtigen, wenn biefelben auf Dad Endergebniß 
feinen Einfluß baben üben Ffönnen, | 

$. 45. Für die Verwendungen, zu welcen fid 
die Wähler durch die Ausübung ihrer Wahlrechte an 
Reifefoiten oder fonft veranlaßt fehen, findet eine Ber: 
gütung nicht Statt 

ie Wahlcommiflurien und die Wahldirigenten 
übernehmen ihre Mühmaltungen unentgeltlich. 
ſ Ihre Auslagen werden ihnen aus der Staatskaſſe 
erſtattet. | 
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Schlußbeſtimmungen. 


K. 46. In den Fällen, wo die Kammer verfaſ— 
fungömäßig zur Hälfte erneuert werden muß, geſchieht 
die Erneuerung dergeitalt, daß von den aus allgemeinen 
Wahlen hervorgegangenen Abgeordneten 10 aus dem 
erften Wahlförper und 10 aus dem zweiten Wahlförper 
Gemäbhlte ausicheiden, und zwar legtere in denjenigen 
Wahlfreifen, in denen die im eriten Wahlförper aewählten 
Abgeordneten nocd bleiben; dad Loos enticheidet, in 
welchen Kreifen: die im eriten Wahlförper Gemählten 
zunächit ausfcheiden follen. Bon den Abgeordneten der 
ländlicyen Grundbefißer fcheiden 4, und von denen der 
Kaufleute und Gewerbetreibenden je 3 aus. Das: 2008 
enticheidet, wer zunädit ausſcheidet. 

$. 47. Das Wahlgefeg it Theil der Verfaffung, 
ed finder jedoch für eine Aenderung deflelben die Vor: 
fhrift des $. 112 der Verfaſſung feine Anwendung. 


Stantsgrundgefeh 


e für das 
Fürſtenthum Neuß Jüngerer Linie, 
nebſt 


Wahlgefes. 


— —— — — —— — 


1. Abſchnitt. 
Von dem Staatsgebiete. 


F. 1. Das Fürſtenthum Reuß Jüngerer Linie 
bildet einen untheilbaren, ſelbſtſtändigen Theil des deut— 
ſchen Reichsgebietes. 

F. 2. Die für die Verwaltung des Staates nöthig 
werdende Draanifation erfolgt durch das Geſetz. 

$. 3. Die Grenzen ded Staates können nur ın 
Kraft eined Geſetzes verändert werden. 

Grenzberichtigungen. mit einem Nachbaritaate, durch 
welche nur einzelne Stüde zur Herfitellung einer geord: 
neten Abgränzung ausgetaufht oder abgelaffen werten, 
nicht aber ein Staatsangehöriger abgetreten wird, können 
ohne Zujtimmung der Yandesvertretung geichehen. 
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Bon den Staatdangehörigen und 
ihren Rechten. 


$. 4. Die Bedingungen für den Erwerb und 
Berluft des Staatöbürgerredhts werden durch das Geſetz 
beitimmt. 

$. 5. Die Strafe des bürgerlichen Todes fol 
nicht Etatt finden, und da mo fie bereitd ausgefproden 
ift, in ihren Wirfungen, aufhören, foweit nicht hierdurd) 
erworbene Privatrechte verleßt merden. 

$. 6. Die Audwanderungsfreiheit ift von Staats— 
wegen nicht beichränft, Abzugsgelder dürfen nicht er: 
hoben werden. , 

8.7. Bor dem Gefege gilt Fein Unterſchied der 
Stände. Der Adel ald Stand tit aufgehoben. 

Ale Standesvorrechte find abgeihafft. 

Die Staatdangehörigen find vor dem Gefege gleich. 

Ale Zitel, infoweit fie nicht mit einem Amte ver- 
bunden find, find aufgehoben und dürfen nie wieder 
eingeführt werden. | 

Kein Staatdangehöriger darf von einem außer: 
deutfchen Staate einen Orden annehmen. 

Die öffentlichen Aemter find für alle Befähigten 
gleich zugänglich. 

Das Waffenrecht und die Wehrpflicht ift für Alle 
gleich; Stellvertretung bei leßterer findet nicht Statt. 
Die weitern Beitimmungen trifft das Geſetz 

$. 8. Die Freiheit der Perfon iſt unverleglids. 

Die Verhaftung einer Perſon ſoll, außer im Falle 
der Ergreifung auf friiher That nur geichehen in Kraft 
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eines richterlichen, mit Gründen verſehenen Befehls. 
Dieſer Befehl muß im Augenblicke der Verhaftung oder 
ſpaͤteſtens innerhalb der nächſten vier und zwanzig 
Stunden dem Verhafteten zugeitellt werden. Binnen 
gleicher Friit muß eine vorläufige Bernehmung itattfinden. 

Die Polizeibehörde muß Jeden, den fie in Verwah— 
rung genommen hat, ipäteitens im Laufe des folgenten 
Tages entmeder freilafen oder der richterlihen Behörde 
übergeben. 


Jeder Angeichufdigte joll gegen Stellung einer vom 
Gericht nah dem Gefetse zu beſtimmenden Kaution oder 
Bürgfchaft der Haft entlaflen werden, fofern nicht drin— 
gende Anzeigen eined ſchweren peinlihen Verbrechens 
gegen denfelben vorliegen. _ | 

Im Falle einer widerrechtlid verfügten oder ver: 
längerten Gefangenichaft ift der hieran Schulvige und 
nöthigenfalld der Staat dem Verlegten zur Genugthuung 
und Entihädigung verpflichtet. 

8. 9. Die Zodesitrafe, ausgenommen wo dad 
Kriegsrecht fie vorfchreibt, fowie Die Strafen des Prangers, 
der Brandmarfung und der förperlicdyen Züdhtigung, find 
abgeſchafft. 

$. 10. Die Wohnung iſt unverletzlich. 

Eine Hausſuchung iſt nur zuläſſig: 

1) in Kraft eines richterlichen mit Gründen verſehenen 
Befehls, welcher ſofort oder innerhalb der nächſten 
vier und zwanzig Stunden dem Betheiligten zu— 
geſtellt werden ſoll; 

2) im Falle der Verfoigung auf friſcher That, durch 
den geſetzlich berechtigten Beamten; 

3) in den Fällen und Formen, in welchen das Geſetz 
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ausnahmsweiſe beitinnmten Beamten auch ohne 
richterlichen Befehl dieſelbe geitattet. 

Die Hausſuchung muß, wenn thunlich, mit Zuzie⸗ 
bung von Hausgenofjen erfolgen. 

Die Unverleglichfeit der Wohnung it fein Hinder: 
niß der Verhaftung eines. gerichtlich Verfolgten. 

$. 11. Die Beſchlagnahme von Briefen und. 
Papieren darf, außer bei einer Verhaftung oder Haus: 
juhung, nur in Kraft eines richterlihen, mit Gründen 
verfehenen Befehld, welcher fofort oder innerhalb der 
nädhiten vier und zwanzig Stunden dem Betheiligten 
zugeitellt werden Toll, erfolgen. 

$. 12. Das Briefgeheimniß ift gemwährleifter. Die 
Berlegung deflelben iſt peiniich zu beftrafen. 

Die bei ftrafgerichtliihen Unterfuhungen und in 
Kriegsfällen nothmwendigen Belchränfungen find durd 
die Geſetzgebung feitzuitellen 

$. 13. Jeder Staatsangehörige hat Das Red, 
duch Wort, Schrift, Druck und bildfihe Darftellung 
feine Meinung frei zu äußern. - 

Die Preßfreiheit darf unter feinen Umitänden und 
in feiner Weife durd vorbeugende Maßregeln, nament: 
lich Zenfur, Konzeffionen, Eicherheitäbeitellungen, Staats: 
auflagen, Beſchränkungen der Drudereien oder des 
Buchhandels, Poftverbote oder andere Hemmungen des 
freien Verkehrs, beichränft, ſuspendirt oder aufgehoben 
werden. | 
Ueber Preßvergehen , melde von Amtswegen ver: 
folgt werden, wird durch Schwurgerichte geurtheilt. 

$. 14. Jeder Staatdangehörige hat volle Glaubens⸗ 
und Gewiſſensfteiheit. 
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Niemand ift verpflichtet, ‚feine religiöfe Heberzeugung 
zu offenbaren. 

$. 15. Jeder Staatsangehörige iſt unbefchränft in 
der gemeinfamen häuslichen und ‚öffentlihen Uebung 
feiner. Religion. 

Derbredien umd Dergehen, welche bei Ausübung 
diefer Freiheit begangen werden, find nad dem Geſetze 
zu beftrafen. | | 

$. 16. Durd das religiöfe Befenntniß wird der 
Genuß der bürgerlichen und ftaatsbürgerlihen Rechte 
weder bedingt noch beichränft.e Den ftaatöbürgerlichen 
Pflichten darf daflelbe Feinen Abbruch thun. 


$. 17. Jede Religionsgeſellſchaft ordnet und ver: 
waltet ihre Angelegenheiten felbfrftändig, bleibt aber, 
mie jede andere Geſellſchaft im Staate, den allgemeinen 
Staatögefeken unterworfen. | 

Keine Religionsgefellihaft genießt vor andern Vor: 
rechte Durch den Staat; es beiteht Feine Staatgfirde. 
NMeue Religionsgefellfchaften dürfen ſich bilden; 
einer Anerfennung ihres Befenntniffes dur) den Staat 
bedarf es nicht. 
‚.. Ueber das Recht der Kirchengemeinden, ihre kirch⸗ 
lihen Beamten zu wählen, ergeht ein befonderes Geſetz. 

$: 18. Niemand fol zu einer Firdlichen Handlung 
oder Feierlichfeit gezwungen werden. 

‚9 19. Die Formel des Eives foll eine für Alle 
gleihmäßige, an Fein beftimmtes Religionsbefenntniß 
gefnüpfte fein; fie fol lauten: 

„Sp wahr mir Gott helfe!” 


8. 20. Die bürgerliche Gühtigfeit der Che iſt nur 
von der Bollziehung des Zivilaftes ‚abhängig; Die kirch— 
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lihe Zranung kann nur nad) Vollziehung des Zivilaftes 
Statt finden. Ä Ä 

Die Religionsverſchiedenheit ift Fein bürgerliches 
Ehehinderniß. 

F. 21. Die Standesbücher werden von den bürger: 
lichen Behörden geführt. 

F. 22. Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre iſt frei. 

$. 23. Das Unterrichts- und Erziehungsweſen 
fteht unter der Oberaufſicht des Staats, und it, abges 
fehen vom Religionsunterriht , der Beauffihtigung der 
Geiſtlichkeit, als ſolcher, enthoben. 

$. 24. Unterricht zu ertheilen, ſowie Unterrichts— 
amd Erziehungsanitalten zu gründen und zu leiten, fteht 
jedem Staatsangehörigen frei, wenn er feine moralifche, 
wiſſenſchaftliche, bezüglich techniſche Befähigung der bes 
treffenden Staatsbehörde nachgewiefen hat. 

Der häusliche Unterricht unterliegt Feiner Beſchrän— 
fung. 
”s. 25. Für die Bildung der Jugend foll durd 
öffentlihe Schulen überall genügend geforgt werden. 

Eltern oder deren Stellvertreter dürfen ihre Kinder 
oder Pflegbefohlenen nicht ohne den Unterricht laſſen, 
welcher für die unteren Volksſchulen vorgeichrieben ift. 

6. 26. Die öffentlichen Lehrer haben die Rechre. der 
Staatädiener. | 

Der Staat itellt unter gefetlich geordneter Betheili- 
gung der Gemeinden aus der Zahl der Geprüften die 
Lehrer der Volksſchulen an. 

$. 27. Für den Unterricht in Volksſchulen und 
niederen Gemwerbeichulen wird fein Schulgeld bezahlt. 

Unbemittelten fol auf allen öffentlichen Unterrichtö— 
anitalten freier Unterricht gewährt werden. 


12 
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Die Unterhaltung. der öffentlihen Bildungsanitalten, 
ſowie die angemeflene Beloldung der Lehrer an denfelben 
liegt dem Staate ob, dagegen übernimmt er das ſämmt— 
lihe Schulvermögen. Die für Echulzwede gemachten 
Stiftungen bleiben unverändert fortbeitehen. 

$. 28. Es fteht einem Jeden frei, feinen Beruf 
zu wählen und jich für denfelben auszubilden, mie und 
wo er will, 

$. 29. Jeder Staatdangehörige hat das Recht, 
fi) mit Bitten und Befchwerden an die Behörden zu 
wenden, diefelben auch in geeigneten Fällen an den Land: 
tag und an die Reidysverjammlung jchriftlich zu nn 
Dieſes Recht kann ſowohl von Einzelnen, ald von Meh— 
reren im Verein ausgeübt werden. 

$. 30. Jeder Staatsbürger hat das Recht, öffent: 
lihe Beamte wegen amtlicher Handlungen gerichtlich zu 
verfolgen, einer vorgängigen Erlaubniß durd die Ober: 
behörde bedarf es dazu nicht. 

$. 31. Die Staatdangehörigen haben Das Recht, 
ſich friedlid) und ohne Waffen zu verfammeln; einer 
befondern Erlaubniß dazu bedarf es nicht. 

Bolfsverlammlungen unter freiem Himmel Fönnen 
bei dringender Gefahr für die Öffentlicye Ordnung und 
Sicherheit verboten werden. 

$. 32. Die Staatdangehörigen haben das Ned, 
Dereine zu bilden Dieſes Recht fol durch feine vor: 
beugende Maßregel beihränft werden. | 

$. 33. Die in den $$. 31. und 32. enthaltenen 
Beitimmungen finden auf das Militair Anwendung, 
infoweit die militairifhen Disziplinar-Vorſchriften nicht 
entgegenitehen. \ 

$. 34. Das Eigenthum iſt unverleglich. 
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Eine Enteignung kann nur aus Rüdfihten des ges 
meinen Beſten, nur auf Grund eines Gefeged und 
gegen vorhergehende gerechte Entihädigung vorgenom: 
men merden. 

Das geiſtige Eigenfhum ſoll dur die Gefeggebung 

gefhüßt werden. 

$. 35. Jeder Örundeigenthümer fann feinen Grund: 
be unter Lebenden und von Todeswegen ganz oder 
theilweife veräußern. 

Das Nähere hierüber beitimmt das Geſetz. 

Für die todte Hand find Beichränfungen des Rechts, 
Liegenſchaften zu erwerben und über fie zu verfügen, im 
Wege ter Gefekgebung aus Gründen des öffentlichen 
Wohls zuläffig. 

$. 36. jeder Unterthänigkeits- und Hörigkeits— 
verbant hört für immer auf. 

$. 37. Ohne Entſchädigung find aufgehoben: 

I) die Patrimonialgerichtöbarfeit und die grundherr: 
liche Polizei, ſammt den aus Dielen Rechten 
fließenden Befugniffen, Eremtionen und Abgaben ; 

2) die aus dem guts- und fhußherrlihen Berbande 
fließenden perſönlichen Abgaben und Leiftungen. 

Mit diefen Rechten fallen aud) die Gegenleiftungen 
und Laſten weg, melde dem bicher Berechtigten dafür 
oblagen. 

8.38 Ale auf Grund und Boden haftenden 
Abaaben und Leiftungen, insbefondere die Zehenten find 
ablösbar: ob nur auf Antrag ded Belafteten oder auch 
des Berechtigten und in weldyer Weije, darüber beſtimmt 
ein befondered Geſetz. 

Alle noch nicht zu gegenfeitigem Abſchluſſe gediehenen 
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Ablöfungen erfolgen von jest an nur nad einen meu 
zu erlafenden Geſetze. 

Es ſoll fortan kein Grundſtück mit einer unablös— 
baren Abgabe oder Leiſtung belaſtet werden. 

Alle Bannrechte ſind aufgehoben, die dafür zu 
leiſtenden Abgaben des bisher Berechtigten fallen weg. 
Etwaige Entſchädigung übernimmt der Staat. i 

$. 39. Im Grundeigenthum liegt die Berechtigung 
zur Qagd auf eignem Grund und Boden, 

— Die Sagdgerechtigfeir auf fremdem Grund und 
Boden, Jagddienite, Kagdfrohnden und andere Feiftungen 
für SJagdzwede find ohne Entſchädigung aufgehoben. 

Nur ablösbar jedoch iſt die Gerechtigkeit, welche 
erweislich durch einen läſtigen mit dem Eigenthümer des 
belaiteten Grundjtüdes abaeichloffenen Bertrag erworben 
iſt; über die Art und Weiſe der Ablöfung har ein be= 
fonderes Gele das Weitere zu beftimmen. 

Die Ausübung des Jagdrechts aus Gründen der 
Öffentlichen Sicherheit und des gemeinen MWohls zu 
ortnen, bleibt der Gefeßgebung vorbehalten. 

Die Sagdgered tigkeit auf fremdem Grund und Boden 
darf in Zufunft nicht wieder ald Grundgerechtigfeit bes 
jtellt werden. 

Die Fifchereigerechtigfeit in Bächen, welche im 
fremdem Privateigenthume fi befinden, it fammt den, 
mit einer ſolchen Gerechtigfeit verbundenen Servituten 
ablösbar. | 
ESoweit fie aber lediglih auf Negalität begründet 
wird, iſt fie ohne Entihädigung aufaehoben. 

8. 40. Es foll ein Steuerfyitem Statt finden, 
nach welchem neben dem Grundbeſitze alle vorhandenen 
Steuerkräfte zu verhältnigmäßiger Mitleidenheit gezogen 
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werden. Die Beiteuerung bei den Staatslaften ſowohl, 
als bei den Gemeindelaiten ſoll fo geordnet werden, daß 
alle Bevorzugung einzelner Stände und Güter aufhört. 

.$. a1. Die Familienfideikommiſſe find aufzuheben. 
= Art und Bedingungen der Aufhebung beitimmt das 

eß. 

* Die gleihen Beitimmungen gelten für die Stammes 
ter. 

$. 42. Aller Tehensverband ift aufzuheben. Das 

Nähere über die Art und Weile der Ausführung bat 

die Geſetzgebung anzuordnen. 

$. 43. Die Strafe der Vermögensdeinziehung fol 
nihr Statt finden. 

$ 44. Alle Gerihtöbarfeit acht vom Staate au. 
Es jollen feine Patrimonialgerichte beitehen. 

8. 45. Die richterlihe Gewalt wird felbitikändig 
von den Gerichten geübt. Kabinetd- und Minifteriake 
Zuftiz iſt unftatthaft. 

Niemand darf feinem gefeglichen Richter entzogen 
werden. Ausnahmegerichte follen nie Statt finden. 

$. 46. Es ſoll feinen privilegirten Gerichtsſtand 
der Werfon oder Güter geben. 

Die Militairgerichtöbarfeit ift auf die Aburtheilung 
mifftairiicher Verbrechen und Vergehen, fowie der Militaive 
disziplinarvergehen befchränft, vorbehältlic der Beſtim— 
mungen für den Kriegsitand. 

F. 47. Kein Richter darf, außer durch Urtheil und 
Recht, von feinem Amte entfernt, oder an Rang und 
Gehalt beeinträchtiget werden. 

Suspenfion darf nicht ohne gerichtlihen Beſchluß 
erfolgen. 


Kein Richter darf wider feinen Willen, außer durch 
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erichtlihen Befhluß in den durch das Geſetz beitimmten 
Fällen und Formen, zu einer andern Stelle verfegt oder 
in den Ruheſtand ge est werden. 

$. 48. Das Gerichtöverfahren fol öffentlih und 
mündlich fein. | 

Ausnahmen von der Deffentlichfeit beitimmt im 
Sntereffe der Eittlichfeit das Geſetz. 

$. 49. In Straffadhen gilt der Anflageprozeß. 

Schwurgerichte jollen in ſchwereren Straffahen und 
bei allen politifhen Vergehen urtheilen. 

$. 50. Die bürgerliche Rechtspflege fol in Sachen 
befonderer Berufserfahrung durch fachfundige, von den 
Berufsgenoſſen frei gewählte Richter geübt oder mitge- 
übt werden. 

851. Rechtspflege und Verwaltung lollen ges 
trennt und von einander unabhängig fein. 

Ueber Kompetenzfonflifte zwiſchen den Verwaltungs: 
und Gerichtöbehörden,, fowie über die Frage, ob eine 
Sade fid) zum Gerichtöverfahren eigne, entfcheiden vie 
Suftizbehörden des Landes im geordneten Inſtanzenzuge 
bi8 zum Oberappellarionsgerichte, von deflen Enticheidung 
der Refurd an dad Reichsgericht nad) den Darüber be= 
ftehenden — freiſteht. 

. 52. Die Verwaltungsrechtspflege findet nicht 
über alle Rechtsverletzungen enticheiden die Ges 
richte. Ä 
Der Polizei jteht feine Strafgerichtöbarfeit zu. 

S. 53. Ueber die rechtlichen Berhältnifle aller Staats⸗ 
diener fol ein bejonderes Gefet beftimmen. 

%. 54. Rechtskräftige Urtheile deutſcher Gerichte 
find gleih den Erfenntniffen der Gerichte ded Füriten- 
thums Reuß Jüngerer Linie wirffam und vollziehbar. 
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fihernde Gemeindeordnung Statt. | 
$..56 Es findet allgemeine Volksbewaffnung Statt. 


Das Nähere beitimmt das Geſetz. 
m, Abſchnitt. 
Von dem Staatsoberhaupt. 


$. 57. Die Perfon des Fürften iſt unverletzlich: 
die Staatddiener find verantwortlich), 

Ale Regierungsafte des Fürften bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Gegenzeichnung des verantwortlihen Mi: 
nijterium®, das für deren Gefegmäßigfeit einzuftehen hat. 

- Der Mangel einer folhen Gegenzeihnung madıt 
die Berfügung ungiltig. 

$. 58. Die Regentenhandlungen der Vorfahren 
find von den Nachfolgern anzuerfennen und zu ver: 
treten, fofern fie ohne Ueberſchreitung der verfaflungs- 

mäßigen und gefeglihen Befugniß unternommen wurden. 
— — 59. Dem Fürſten allein ſteht die vollziehende 
Gewalt zu; er verfügt die Verkündigung der Geſetze 
und erläßt die zu deren Vollziehung nöthigen Verord— 
nungen. 
$. 60. Dem Füriten gebührt die Beſetzung aller 
Etaatdämter und der Oberbefehl über dad Militair. 

$. 61. Der Fürft hat das Recht der Begnadigung 
und der Strafmilderung. 

Gegen die von den Bertretern ded Landes in Ans _ 
flageftand verfegten Staatddiener findet eine fo‘che über: 
haupt nur unterden $. 133 vorgefehenen Beitimmungen 
oder auf Antrag dev Volfsvertretung ſelbſt Statt. 
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$. 62. Dad Recht auf die Regierung des Landes 
ift den Hausgefegen gemäß erblib im Mannsſtamme 
ded Füritlihen Haufe nah dem Rechte der Erftgeburt 
und der agnatifhen Yinealfolge. | 

$. 63. Sit der nad) den Beitimmungen des $. 62. 
zur Regierung berufene Erbfolger minderzahrig oder an 
dem Antritte der Regierung aus einem anderen Grunde 
verhindert, ohne daß von feinem Vorfahren durd eine 
mit Zujtimmung der Bolfsvertretung errichtete Verfü— 
gung. deshalb genügende Borforge getroffen worden tt, 
jo tritt für die Dauer der Minderjäbrigfeit oder der 
fonftigen Berhinderung eine Megentihaft ein in ver 
unterzeichneten Weiſe. 

Diefe Regentichaft tritt au ein, wenn Dad Staats: 
oberhaupt während der Regierung durch irgend einen 
Grund dauernd an der Fortführung derfelben verhindert 
ift, für die Zeit der Berbinderung und wenn daflelbe 
en ' obenangegebenen Weife feine Vorkehrung getrof: 
en hat. | 

Die Regentichaft gebührt in Bezug auf den minder: 
jährigen Landesfürften zunächſt der leiblihen Mutter 


deflelben, wenn diefe aber fih nicht mehr am Leben bes 


findet, . oder andermeit vermählt oder font verhindert 
ift, dem nächſten volljährigen zur Regierung fähigen 
‚Agnaten ded Fürftliben Haufes. 

; Die Voljährigkeit tritt ein mit dem zurüdgelegten 
ein und zwanzigiten Lebensjahre. 

Bei der obengedahten Verhinderung ded Landes: 
fürften fommt die Negentfhaft der Gemahlin deffelben 
zu, wenn aus der gemeinfchaftlihen Ehe ein zur un: 
mittelbaren Nachfolge berechtigter noch minderjähriger 
Prinz vorhanden it und zwar für die Dauer vieler 
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Minderjährigfeit. Sobald dagegen ein zur unmittelbaren 
Nachfolge berechtigter, großjähriger Prinz vorhanden ift, 
jo übernimmt dieſer die Regentichatt. 

Sit überhaupt feine männliche Nachkommenſchaft des 
behinderten renierenden Fürſten vorhanden, fo gebührt 
Die Regentichaft dem nächſten regierungsfähigen Agnaten. 

Der Regentichaft ſteht auf Grund der Hausgefege 
ein Regentichaftsrath zur Seite. . 

Die weitern Beltimmungen darüber trifft ein Geſetz. 

$. 64. Das fänmtliche innerhalb des Landes ges - 
legene Domanial-Haus- und Familiengut an Gütern, 
Foriten und Zubehör wird dem Staate zur Verwaltung 
abgetreten. 

Der Fürit befonmt dagegen eine Zivilliſte für ſich 
und fein Fürftlihed Haus. Das Nähere wird im Wege 
der Vereinbarung feitgefeßt. 

$. 65. Der Sitz der Etaatöregierung fann nie 
außer Landes verlegt werden. 


IV. Abſchnitt. 
Bon der Volksvertretung. 


$. 66. Die Rechte des Volks werden durch freis 
gewählte Abgeordnete ohne LUnterfhied des Standes 
vertreten. 

$. 67. Auf je 4000 Einwohner it ein Vertreter 
vom Wolfe zu wählen und für jeden VBolfövertreter ein 
Etellvertreter. | 

Die Wahlen erfolgen nad) Maßgabe des unter A. 
beigedrudten Wahlgefeßes. 

$. 68. Kein Volfövertreter kann fein Stimmredt 
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durch Auftrag ausüben laſſen oder für feine Stimme 
Inſtruktionen annehmen. 

8. 69. Beim Eintritt in die Landtagsverſammlung 
gelobt jeder Vollsvertreter mittelft Handſchlages Fol: 
gendes an! 

„Ich gelobe die Staatöverfaflung ‚heilig und treu 
‚zu bewahren und in der Yandesverfammlung das 
Staatswohl ohne Nebenrüdfichten nad) meiner - 
eigenen gewifienhaften Ueberzeugung bei meinen 
Anträgen und Abjtimmungen zu beobachten.“ 


V. Abichnitt. | ; 


Bon den Rechten und Pflihten der 
BolfSvertretung. 


$. 70. Der Bolfsvertretung jtehen im Allgemeinen 
folgende Rechte zu: | 
a) enticheidende Stimme bei der Beſteuerung, ind: 
befondere das Recht der Steuerbewilligung; 
b) entſcheidende Stimme bei der Ordnung des 
Staatshaushaltes, 
ce) entſcheidende Stimme bei der Geſetzgebung; 
d) das Recht des Geſetzvorſchlags, der Beſchwerde, 
der Adreſſe, ſowie der Anklage der Miniſter 


Vi. Abſchnitt. 
Steuerbewilligung und Finanzverwaltung. 


SF. 71. Die Volksvertretung bat die Pflicht, nädhit 
der Ueberwachung des gefammten Staatövermögeng, 
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dahin mitzureirfen, daß nicht nur die Beiträge der Staats: 
angehörigen zu dem, was die Verwaltung des Landes 
und dad Gemeinwohl erheiiht, mit Sparſamkeit gefor— 
dert und mit Gerechtigkeit vertheilt, ſondern auch die 
geſammten Staatseinkünfte mit Genauigkeit und Gewiſ— 
ſenhaftigkeit ihrer Beſtimmung gemäß verwendet werden. 

F. 72. Es ſoll zu dem Ende der Volksvertretung 
ein genauer Anſchlag (Etat) von dem, was zu den 

efen des Staated in ihren verfchiedenen Beziehungen 
erforderlich it, zur Berathung -vorgelegt und der Bedarf 
mit ihr gemeinſchaftlich geprüft und feitgefegt, die Art, 
wie diefer Bedarf aufzubringen ift, mit ihr beftimmt, 
ohne ihre ausdrückliche Zuſtimmung Feine neue Steuer 
irgend einer Art ausgefchrieben und feine Abgabe, deren 
Bemilligungsperiode abgelaufen ift, eingefordert werden. 

$. 73. Es müffen jedod auch abgelaufene Verwillis 
gungen, infofern fie nicht für einen vorübergehenden 
und bereit3 erreichten Zweck beftimmt waren, in der 
Zwifchenzeit bid zur verfaffungsmäßigen Periode des 
nächſten Yandtaged und nad) Eröffnung des Landtages 
bis zur Beſtimmung des neuen Finanzetats und zur 
———— der zu deſſen Deckung erforderlichen Mittel 
ortgeſetzt werden. 

Jedoch darf dieſe weitere Erhebung nicht über die 
nächſte Finanzperiode hinausgehen, indem dann unbe— 
dingt die Bewilligung der Volksvertretung nothwendig 
wird. 

F. 74. Die Bewilligungen der Steuern dürfen 
von der Volksvertretung nicht an die Bedingung der 
Erfüllung beſtimmter, das Budget nicht betreffender An— 
träge gefnüpft werden. Sie kann jedoch immer eine 


- 
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vollftändige Ueberfiht und Nadmeifung "der Staatsbe— 
bürfniffe und der Etaatdeinnahmen fordern. 

F. 75. Sind die Etaatdregierung und die Volks— 
vertretung über den Finanzetat und die zu deſſen Be— 
ſtreitung für die nachſte Finanzperiode erforderlichen 
offentlichen Abgaben, über ihren Betrag, ihre Art und 
Erhebungsweiſe einverftanden, fo werden biefe Abgaben 
als von der Bolfsvertretung genehmigte, mittelit Fürits 
lichen Patent? ausgefchrieben und befannt gemadıt. 

$. 76. Ueber die VBerwendung der bemilligten 
Steuern und Abgaben, ſowie der gefanmten Etaatds 
——— wird alljährlich vollitändige Rechnung abgee 

Der Volfövertretung itcht dad Recht zu, die 
> Wa über die aus ver Landeskaſſe beitrittenen 
Staatöbedürfniffe zu prüfen und über die darin bemerften 
nun Ausfunft zu fordern. 

die $$. 115. 116. 117. 118. über den Land: 
————— 

. 77. Die geſammte Landesſchuld iſt unter die 
” Gewährleiftung der Volfövertretung geitellt. 

Zur Aufnahme neuer Randesihulden und zur Kres 
irung von Kaflenfcheinen ift Die Zuitimmung der Volks— 
vertretung erforderlich. | 

Bei Schuldurfunden, melde der Staat ausitellt, 
ift bie 2 Der De nung durd) den Landtagsausſchuß 
nothwendig. — F. 116. b. — 

Als neue Landesſchulden ſind nicht zu betrachten 
diejenigen Vorſchüſſe, welche Behufs einer Tilgung von 
früheren Landesſchulden aufgenommen- werden, ebenios 
wenig die Austellung neuer Echuldurfunden an die 
Stelle älterer Sbligationen — Konvertirung. — 

F. 78. In außerordentlichen Faͤllen, z. B. in 
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Kriegszeiten, in der Nothwendigkeit fchleuniger Erfüllung 
der Bundespflihten, mo die Staatsbedürfniffe weder 
durch Die ordentlichen noch durch außerordentliche Bei— 
träge der Etaatdangehörigen, ohne deren zu große Box 
laftung beitritten werten fönnen, die Einberufung des 
Landtages aber nicht fofort ausführbar erfcheint, kann 
das Miniiterium die erforderlichen Summen unter feiner 
Berantwortung und unter der Verpflichtung, über die 
Nothwendigkeit und Verwendung Dderfelben gegen den 
— zufammentretenden Randtag ſich auszumeilen, aufs 
nehmen. 


vn. Abſchnitt. 
Geſetzgebung. 


F. 79. Kein Geſetz kann ohne Zuſtimmung der 
Volksvertretung erlaſſen, äbgeändert, aufgehoben oder 
authentiſch interpretirt werden. 

$. 80. Die Geſetzentwürfe werden von dem Fürſten 
an die Volfsvertretung gebradıt; ebenfo hat Diefe das 
Rett, auf neue Gejege, fonie auf Abänderung oder 
Aufhebung beftehender anzutragen und zu dem Ende 
Entwürfe vorzulegen. | 

$. 81. Der Fürft fanftionirt die Gefege und macht 
fie befannt. In der Berfündigung wird Bezug genome 
men auf die erfolgte Zuitimmung der Volfsvertretung. 
($. 59.) 

s $. 82. Der Fürft erläßt auch) folche, ihrer Natur nad) 
der Zuitimmung der Volfövertretung bedürfende, aber 
durch das Staatswohl dringend gebotene Verordnungen, 
deren Zweck duch Verzögerung vereitelt werden würde, 
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mit Ausnahme aller und jeder Abänderungen in der 
Berfaffung und in dem Wahlgefege. Dafür, daß das 
‚Staatswohl Eile geboten habe, it das Minifterium ver: 
antwort ich. 

$. 83.. Alle in diefer Weile erlaffenen Verord— 

nungen find dem nächſten Landtage zur nachträglichen 
Beſchlußfaſſung vorzulegen. Die von ihm etwa befshloi- 
fene Aufhebung einer folhen Verordnung hat feine rüd- 
wirfende Kraft. 
Ä $. 84. An der Ausführung der verfaſſungsmäßigen 
Beſchlüſſe der Reichsgewalt kann der Landesfürſt nicht 
gehindert und können die dazu erforderlichen Mittel von 
der Volksvertretung nicht verſagt werden. 

Hinſichtlich der Art und Weiſe der Aufbringung 
der Mittel iſt die Mitwirkung der Volksvertretung er: 
forderlich. 

$. 85. An allen Beziehungen zu anderen Staaten 
vertritt der Fuͤrſt den Staat allein. 

F. 86. Es kann jedoch durch Verträge mit anderen 
Staaten fein Theil des Staatsgebietes und des Staats— 
eigenthbums veräußert, Feine Laſt auf das Fand oder 
deffen Angehörige übernommen und Fein Landesgeſetz 
abgeändert oder aufgehoben, auch keine Verpflichtung, 
welche den Rechten der Staatsbürger Eintrag thun würde, 
eingegangen werden, ohne daß die Zuftimmung der Volks— 
verfretung vor dem Abſchluſſe eingeholt und ertheilt 
worden 4. 

F. 87. Von dieſer Zuſtimmung ſind die bereits 
abgeſchloſſenen Verträge für ihre verfragsmäßige Dauer 
ausgenommen. 

$. 88. Der Fürft fann einen der Bolfövertretung 
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übergebenen. Gefegentwurf noch während der Discuffien. 
darüber wieder zurüdnehmen. 

$. 89. Die ftändifche Erflärung, wodurd ein Ges 
jegvorichlag entweder ganz abgelehnt wird, oder Ver— 
änderungen dazu beantragt werden, muß die Angabe 
ver Beweggründe enthalten. ' 

$. 90. Ein von der Volfövertretung ganz abge: 
lehnter Geiegentmurf kann zmar bei einem folgenden 
Landtage unverändert wieder an fie gebracht werden, 
während deſſelben Landtags aber nur in veränderter 
Weile. | - 
$. 91. Die von der Volfövertretung auf DBervoll- 
fommmung der Geſetzgebung und Berfaflung geitellten 
Anträge oder eingebrachten Gefegentwürfe find während 
des Landtaged, auf welchem fie vorgeleget werden, in 
Erwägung zu ziehen. 

F. 92. Die Erklärung des Fürften über Beſtäti— 
aung oder Nihtbeitätigung eines folhen Antrages oder 
Gefegentwurfes erfolgt innerhalb ſechs Moden vom 
Eingange der betreffenden ſtändiſchen Erflärungsfchrift 
an gerechnet, und zwar im Falle der Nichtbeitätigung 
unter Angabe der Beltimmungsgründe. 

Iſt die Eeffion vor Ablauf diefer fehd Wochen 
gefchloffen worden, fo wird die Entfchliegung des Fürften 
dem Landtagsausfchuffe eröffnet. - \ 

Geht binnen der vorgedahten fchd Wochen die 
Fürſtliche Erflärung nicht ein, jo gilt. ter Gefeßvorfchlag, 
oder Antrag ald vermorfen. In diefem Falle, ſowie 
wenn der Fürjt die Sanftion ausdrücklich verfagt hat, 
darf der Antrag oder Geſetzesbeſchluß erft vom nächſten 
ordentlichen Landtage — in der nächſten Yandtagsperiode — 
wiederholt und nochmald zur Discuffion gebracht werden. 
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Wird dann ein folder Antrag oder Geſetzesvorſchlag von 
den zwei folgenden ordentlihen Landtagen mit jedes— 
maliger Neumahl der Abgeordneten hinter einander 
gleihmäßig mit einer Majorität von zwei Drittheilen 
wiederholt und eingebradt, fo erlangt er auch ohne die 
Sanftion des Landesfüriten Geſetzeskraft. 

Anträge des Landtages, welche auf Abänderung der 
Berfaffung ded Staates abzweden, namentlich ſolche, 
welhe auf Abänterung des Staatögrundgefeged und 
ded Wahlgeſetzes ſowie der, in Folge derielben getrofs 
fenen organifhen Beitimmungen gerichtet find, ingfleichen 
alle, melde den Staatöhaushalt -und die Beiteuerung 
der Staatdangehörigen betreffen, erfordern zu ' ihrer 
Gültigkeit nicht allein eine Stimmenmehrheit von min: 
deftend zmei Dritttheilen der verfaffungsmäßigen Zahl 
der Mitglieder des Landtages, fondern auch das Eins 
veritändnig des Staatdoberhauptes. ’ 


vui. Abfchnitt. 
Ueberwadhung der Verwaltung. 


$. 93. Die Nolfövertretung ift berechtigt, Miß— 
bräuche, melde derjelben in den verichiedenen Zweigen 
der Dermaltung befannt werden, zur Abhilfe anzuzeigen. 

$. 94. Es Soll derfelben über die Beſchwerden, 
welche theild durch die Abgeordneten, theild durch Sins 
gaben Anderer zur Sprache fommen, auf Verlangen 
volitändige Auskunft ertheilt und es ſoll jede folche 
von der Volfövertretung vorgebradte Beſchwerde mit 
GSenauigfeit und Sorgfalt unterfirht und vderfelben, io 
meit fie gegründet befunden wird, abgehoffen werden. 
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F. 95. Einzelne, Vereine und Korporationen kön— 
nen fih nur dann mit Befchwerden über erlittene Rechts— 
verlegung an die Bolfdvertretung wenden, wenn fic die 
— und verfaſſungsmäßigen Wege, um bei den 

andesbehörden eine Abhilfe ihrer Beſchwerden zu er— 
langen, vergeblich eingeſchlagen haben. 

Das $. 29. gewährleiſtete Recht der Bitte bleibt 

unbefchränft. 
8 9. Beſchwerden und Bitten dürfen weder von 
Privatperfonen, noch von Vereinen, nod) von Korporas 
tionen perſönlich überreiht, fondern fie müflen an das 
Pandtagsdireftorium entweder unmittelbar oder Durd) 
ein Mitglied der Fandtagsverfammlung eingebracht mer: 
den, 


IX. Abſchnitt. 


Beftfimmungen über die Ausübung der, 
der Volfdvertretung zuftehbenden Redte 
durch den Landtag. 


$. 97. Die der Volfävertretung zujtehenden Rechte 
werden, mit Ausnahme der im Abſchnitt X. dem Lands 
tagsausichuffe übertragenen befonderen Rechte und Be— 
fugnifle, ausichliegend von derfelben im Landtage aus: 
eübt. 
e $. 98. Der Landtag foll regelmäßig alle zwei 
Jahre im Monat Dftober und außerdem fo oft es zur 
Erledigung dringender und wichtiger Randesangelegens 
heiten von der Staatdregierung, fei ed nad eigenem 
Ermefjen, fei ed auf Antrag der Volfövertretung, für 
nöthig befunden wird, einberufen werden. | 


13 


194 Staatögrundgefeg f. ®d. Fürftenthum Reuß j. ®. 


*. 99. Die - Anordnung zur EIERN 
des Landtages ergehet durd den Fürſien. 

$. 100. Jeder einberufene Abgeordnete iſt ver: 
pflichtet, der erhaltenen Einfadung zu Folge am Zage 
vor Eröffnung des Landtaged perſönlich zu ericheinen 
und feine Anweſenheit bei dem Minifterium zu melden, 

$. 101. ‚Sit ein Abgeordneter verhindert, dem 
Landtage beisumohnen, fo hat er fein Ausbleiben dem 
Miniſterium fchriftlich fo zeitig anzuzeigen und zu ent= 
fhuldigen, daß fein Stellvertreter noch zur rechten Zeit 
einberufen oder nöthigenfalld eine neue Wahl angeordnet 
werden fann. 

F. 102. Ein Beamter, welcher zum Volksvertreter 
gemählt iſt, bedarf keines Urlaubs; es genügt eine bloße 
desfallfige Anzeige bei der vorgefegten Behörde. 

In Bezug auf die Stellvertretung eines gewählten 
Abgeordneten -in feinen Amte, fowie darauf wie die 
Koiten der Stellvertretung zu decken feien, ergeht ein 
Geſetz. | 

Der Eintritt eined Abgeordneten in den Staats: 
dienſt, ſowie die Beförderung oder Verbeſſerung eines 
zum Abgeordneten gewählten Staatödieners ‚im Amte 
bedingt eine nee Wahl. Der Ausgeſchiedene iſt wieder 
wählbar. 

F. 103. Wenn nicht menigitend zwei Drittheile 
der Abgeordneten anweſend find, fo kann weder der 
Landtag eröffnet, noch) ſonſt eine vorbereitende Verhand— 
lung mit ©ültigfeit vorgenommen werden. 

$. 104. Der Landtag prüft die Wahlen feiner 
Mitglieder und enticheidet Darüber; er regelt feinen Ge— 
Ihäftdgang durd eine Geſchäftsordnung und ermählt 


— 
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feinen Präfidenten, feinen Bicepräfidenten und feine 
Schriftführer. 

$. 105. Der Landtag verhandelt mit dem Füriten 
durch dad Mittel des Miniſteriums. An diefed allein 
bat fih daher die Volfsvertretung wegen jeder Audfunft 
oder wegen der Materialien, deren fie für ihre Geichäfte 
bedarf, zu wenten. Es empfängt die von ihr abzu= 
gebenden Erklärungen und Gutachten, fowie ihre fonitigen 
Boritelungen, Bitten und Beichwerden. 

$. 106. Mindeitend Ein Mitglied des Miniſteri— 
ums oder die Kommiſſarien defielben müffen den Eikun: 
gen des Landtages beimohnen, um Auffchlüfle zu er: 
theilen und die Staatöregierung in jeder Beziehung zu 
vertreten. . | 

$. 107. Die Eröffnung des Landtages erfolgt 
durch den Füriten oder in deflen Ayftrag durch das 
Miniiterium. | 

$. 108. Die Verhandlungen des Landtages find 
in der Megel öffentlih. Sie werden auf Antrag der 
Regierungs-Kommiſſarien oder auf Antrag jedes einzelnen 
Mitgliedes der Verfammlung geheim gehalten. 

Das Nähere hierüber beitimmt die Geſchäftsordnung. 

$. 109. Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes im Land— 
tage gehört die Anmelenheit von mindeitens zwei Dritt- 
theilen der Abgeordneten. 

g. 110. Ein Beſchluß des Landtages kann weder 
durch Proteftation, noch durch Berufung auf hödhite 
Enticheitung, noch auf andere Weife gehindert werden. 

Die Minderheit muß jich der Mehrheit untermerfen. 

$. 111. Ein Pandtagsabgeordneter darf vom Augen 
blicke de3 ihm behändigten Mandat an, cin Stellvers 
treter von dem Augenblide an, wo er an die Etelle 
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ded Abgeordneten einberufen worden ift, während der 
Dauer des Landtags ohne Zuitimmung der Landtagsver— 
fammlung weder verhaftet, noch in jtrafrechtliche Unten 
fuhung gezogen werden, mit alleiniger Ausnahme der 
Ergreifung auf friiher That. 

In diefem letztern Falle ift der Randtag von ter 
getroffenen Maßregel fofort in Kenntniß zu fegen und 
ed teht demfelben zu, die Aufhebung der Haft und der 
Unterfuhbung bi8 zum Echluffe ded Landtags zu veran: 
laſſen. Diefelbe Befugniß ſteht dem Yandtage in Bes 
treff einer Verhaftung oder Unterſuchung zu, melde 
über einen Abgeordneten zur Zeit feiner Wahl bereits 
verhängt geweſen it. 

Kein Abgeordneter darf zu irgend einer Zeit wegen 
feiner Abftimmung in der Landtagsverfammlung oder 
wegen der bei Ausübung feines Berufd gethanen Aeuße— 
rungen gerichtlich verfolgt oder fonft außerhalb der Ver 
fammlung zur Verantwortung gezogen werten, wenn 
nicht der vorgefommene Fall das rechtlihe Kennzeichen 
einer Injurie, DVerleumdung oder eines in den Geſetzen 

‚mit Strafe bedrohten fonitigen Vergehens an fi tragt. 

Die Aufrechkerhaltung der Drdnung im Innern des 
Hauſes ſteht nach Maßgabe der Gefhäftdordnung dem 
Praſidium zu. 

$. 112. GSämmtlihe Abgeorönete genießen für 
die Zeit ihres Aufenthalts auf dem Landtage, vor und 
mit dem Tage der Eröffnung und bis und mit dem 
Tage nad) dem Schluſſe des Landtags eine tägliche 
Auslöfung, worüber ein beionderes Negulativ mit dem 
Landtage vereinbart wird. 


Diefe Tagegelver, fowie der gefammte Aufwand für 
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die landftäntifhen Verlammlungen werden aus der 
Zandedfaffe beitritten. 

Kein Abgeordneter darf auf feine Tagegelder verzichten. 

$. 113. Der Landtag wird durch einen Landtags 
abichied geſchloſſen, mit welhem die Verſammlung von 
dem Küriten felbit oder dem Miniiterium entlaffen wird. 

$. 114. Dem Fürften fteht dad Recht zu, den 
Fandtaa unter Angabe der Gründe zu vertagen oder 
aufzulöfen. 

Ohne Zuftimmung des Landtags darf die Vertag: 
ung die Friſt von dreißig Tagen nicht überfteigen und 
während verfelben Yandtagöperiode nicht wiederholt 
werden. 

Im Falle der Auflöſung des Landtags erliſcht das 
Mandat der fämmtliben Abgeordneten von felbit; es 
find jedoch die Mitglieder des aufgelöfeten Landtages 
wieder wählbar. j 

Die Frift für den Zufammentritt ded neugewählten 
Landtages darf nicht über ſechszig Tage nad) erfolgter 
Auflöfung ausgedehnt werden. 


x. Abichnitt. 
Bon dem Landtagsausſchuſſe. 


$. 115. In der Zeit zwiſchen zwei ordentlichen 
Landtagen befteht ein Ausichuß, welcher aus dem letten 
Bräfiventen des Landtages und zwei von der Verſamm— 
fung durch einfache Etimmenmehrbeit zu wählenden 
Abgeordneten zuſammengeſetzt üt, bei deren Wahl darauf 
zu fehen ift, Daß jedes der vormaligen drei Fürftenthümer 
Reuß Süngerer Linie vertreten fei: 
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$. 116. Die Obliegenheiten und Berugniffe dieſes 
Ausſchuſſes find: 

a) Die Rechte der Bolfövertretung aufrecht zu er: 

halten, die Austührung der vom Staatsober— 
haupte und vom Landtage gefaßten Beſchlüſſe zu 
überwachen, in dringenden Fällen Anzeige an 
die Staatdregierung zu eritatten und Vorſtel— 
lungen und Beſchwerden bei derjelben anzubringen, 
auch wenn ed nothwendig erfcheinen follte, auf 
Zufanımenberufung eined außerordentlichen Land: 
tages unter Anführung der Gründe anzutragen. 
Schuldverichreibungen über die auf verfaſſungs— 
mäßigem Wege auf Staatsfaffen aufgenommenen 
Kapitalien mitzuumterzeichnen. 
Bei der Abnahme der Rechnungen über diejenigen 
Kafien, welche der Betheiligung der Volksvertre⸗ 
tung unterliegen, mitzuwirfen, namentlich die 
Nechnungsbelege einzujehen, Erinnerungen zu 
ziehen, Darüber zu wachen, daß die feitgefegten 
Etats dieſer Kaffen eingehalten werden. 

Sollten ſich bei dieler Abnahme Anitände ergeben, 
welche durch den Ausfhuß nicht erledigt werden fünnen, 
fo bleiben Diele der Beichlußnahme des Landtags vor: 
behalten. i 
$. 117. Dem Ausſchuſſe wird behufd der Prüfung 
der Rechnungen .ein befondered Eremplar derfelben ſechs 
Wohen vor der Redhnungsabnahme zugeitelt. Die 
von dem Ausſchuſſe bei dieler Prüfung gezogenen Erin 
nerungen werden von Demfelben der ‘Behörde ſpäteſtens 
drei Wochen vor dem Termin der Rechnungsabnahme 
mitgetheilt. 

Ein Eremplar der abgenommenen und unter Zus 
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€ 


Staatsgrundgeſetz f. d. Fürftenthum Neuß j. L. 199 


- ftimmung ded Ausſchuſſes zuftifizirten Rechnungen ift in * 
dem Archive des Landtages aufzubewahren und demielben 
jedesmal vorzulegen. 

$. 118. Die Auslöfungen der Mitglieder des 
Ausſchuſſes erfolgen nach Maßgabe des '$. 112. Für 
die Zeit ihrer jededmaligen Zuſammenkunft. 


xi. Abſchnitt. 


Gewähr der Verfaſſung. Verpflichtung der 
Staatsdiener auf dieſelbe. Verantwort— 
lichkeit des Miniſteriums. 


F. 119. Das gegenwärtige ———— iſt 
für alle Landesangehörige nach feiner Verfündigung durch, 
den Landesfürften verbindlich. | 

$. 120. Bor Ausübung der verfaffungdmäßigen 
Regierungsrechte leiftet der Yandesfürft bei dem Regie: 
„tungsantritte vor der verfammelten Volksvertretung das 
eidlihe Gelöbniß, die Verfaffung des Staated aufrecht 
zu erhalten und in Nebereinftimmung mit derfelben und 
den Gefeken zu regieren. 

Ueber diefe Handlung wird ein förmliches, von 
dem Fürften mitzwsollziehendes Protofoll aufgenommen 
und im Landtagdardive niedergelegt. 

Diefelbe Pflicht liegt dem Regierungsverweſer beim 
Antritte der Regentihaft ob. Bis zur Eidesleiftung 
von Seiten des Füriten oder von Seiten des Regie: 
rungövermejerd werden die verfaffungsmäpigen Rechte 
des Regenten von dem verantwortlihen Minifterium 
ausgeübt. - 


- 
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8. 121. Alle Staatödiener und Beamteten, alle 
Magijtrate und Ortögerichte fchwören jegt und Fünftia 
bei der Anftellung auf gewiflenhafte Beobachtung ver 
Landesverfaflung. 

Das Militair wird ebenfalld auf tie Werfaflung 
vereider. j 

C. 122. Alle Lantesangehörigen find bei ihrer 
Aufnahme in das Bürger = und Gemeinderecdht verbunten, 
folgenden Eid zu leiſten: 

„Ich ſchwöre Treue den Pandesfüriten, Ge: 
horſam dem Geſetze und Beobachtung der 
Landesverfaſſung!“ 

F. 123. Jeder Staatsdiener haftet für Die Geſetz- 
und Verfaſſungsmäßigkeit feiner amtlichen Thätigkeit. 

$. 124. Die von dem Fürſten ausgehenden Ver— 
fügungen find von einem Mitgliede des Miniiteriums 
zu fontrafigniren, 

Daſſelbe it dafür verantwortlich, daß feine von ihm 
fontrafignirte oder von ihm unterfchricbene Verfügung 
eine Verlegung des Verfaſſungsgeſetzes enthält. 

Diele Berantwortlichfeit kann durch Befehle des 
Fürften nicht aufgehoben oder vermindert werden. 

$. 125. Die Volfövertretung ift befugt, Diele Ver: 
antwortlichfeit durd; Beſchwerde oder, förmliche Anflage 
geltend zu machen. | . | 

$. 126. Unerlaubte Handlungen oder Verfehen und 
Nachläſſigkeiten der unteren Staatödiener fünnen der 
DVolfsvertretung zur Ausübung dieſes Rechts nur- dann 
Beranlaffung geben, wenn deshalb bei der zuitändigen 
höheren Behörde und zuletzt beim Mintiterium vergebene 
Klage geführt worden und dieſes eben dadurch, daß 
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ſolches vergeblich geweſen, ſich ſelbſt einer Pflichtwidrig- 
keit ſchuldig gemacht hat. 
F. 127. Nur Beſchwerdeführung, nicht formlich 
Anflage iſt gegen eine höhere Behörde zuläſſig, wenn 
die Unzweckmaͤßigkeit einer Verordnung ‘oder anderen 
Mafregel Die Bolfövertretung zum Sebrauche ihres 
Rechts auffordert; förmliche Anflage dagegen findet 
Statt, wenn eine, abfichtlihe Verlegung der Verfaſſung 
in Frage ſtehet. 

ð. 128. Iſt Beſchwerde erhoben, fo wird der 
dadurch betroffene Staatsdiener oder die betroffene Be: 
börde mit Verantwortung aehört. 

Sit diefe nicht ausreihend, vielmehr Die von der 
Bolfövertretung erhobene Beſchwerde ganz orer zum 
Theil begründet, fo erfolgt Fandesfürftlicher Seits die 
Anweiſung zur Verbeflerung des Fehlers, zur Abftelluna 
des Mangels, zur Aufhebung des Mißbrauches, unbe— 
ſchadet der einzuleitenden förmlichen Unterſuchung, wenn 
fih bei weiterem Eingehen in der Sache gröbere Ver: 
gehen hervorthun. 

$. 129. Der Volfövertretung it von dem Erfolge 
ihrer Beichmwerdeführung jedesmal Kenntnig zu geben. 

$. 130. Sit förmliche Anklage erhoben, to iſt zu 
deren Unterſuchung und Entfheidung das gemeinfchafts 
liche Oberappelationsgeriht in Jena ausfchließend kom— 
petent. Es fteht aber dem Angeklagten wie der Volks— 
vertretung frei, auch auf Verſendung ver Aften an ein 
anderes deutſches Spruchfollegium, behufs der Entſchei— 
dung über die Anklage an der Stelle des Oberappella— 
tions gerichtes anzutragen. 

$. 131. Der Faͤrſt läßt-daher die erhobene Klage 
an das gemeinfchaftlihe Tribunal zu Jena überweifen. 
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— daſſelbe die Klage hinlänglich begründet und durch 
ngabe der Beweismittel gehörig unterſtützt, fo har ed 
nad den gefeglichen Formen das Verfahren einzuleiten, 
dad Erfenntnig mit Gründen im Namen des Fürften 
zu ſprechen und auf dagegen eingelegted Rechtsmittel 
dafielbe Verfahren zu beobachten, wie in anderen Sadıen, 
welche durch Komyromiß an das Oberappellationsgericht 
gelangen — $. 44. der Oberappellationsgericht3ords 


nung. — 


8. 132. Bon der Ueberweifung der Anflage an 
das Oberappellationdgeriht wird die Volksvertretung, 
‘oder wenn diefe nicht verfammelt it, der Landtagsaus— 
ſchuß in Kenntniß gefeßt. Uebrigens fteht ed der Volks— 
vertretung frei, einem Anwalt zur Berfolgung der ange: 
brachten Klage und zu Wahrnehmung des jtändiichen 
— beim Oberappellationsgericht Auftrag zu er: 
theilen. | 

Kommt bei einem Verfahren das ntereffe der 
Landesfaffe in Frage, fo iſt der Zivilpunft außerdem 
anhängig zu mahen und zu verfolgen. 

Von der Organifation ded Reichsgerichts bleibt es 
abhängig, ob die Anflagen gegen die Miniiter gleich 
dort anzubringen und zu verhandeln find, oder ob nur 
Refurd von den Entiheidungen des Oberappellationgs 
gerihtd an dad Reichsgericht Pla greifen wird. 

$. 133. Unterfuchungen gegen Staatödiener wegen 
Verfaſſungsverletzungen oder Dienitverbrehen, welche 
auf die an den Sr en gelangte Anklage verfügt worden, 
fönnen ohne Zuitimmung der Volksvertretung nicht 
niedergeichlagen und das Begnadigungsredht kann ohne 
diefelbe nie dahin ausgedehnt werden, daß ein durch 
gerichrliched Erfenntniß in Entfernung vom Amte ver: 
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urtheilter Staatsdiener in feiner bisherigen Stelle ges 
laffen over andermeit im Staat3dienite wieder angeitellt 
werde, ed wäre denn, daß in Rüdficht auf Wiederanftels 
lung. das richterlihe Erfenntniß einen ausdrüdlichen Bor: 
behalt zu Gunften des Verurtheilten enthielte. 

$. 134. Wenn über die Auslegung einzelner Bes 
ſtimmungen der Verfaflungsurfunde Zweifel entiteht und 
derfelbe nicht durch Hebereinfunft zwiſchen der Regierung 
und der Volfävertretung bejeitigt werden kann, fo foll 
ſchiedsrichterliche Entiheivung des Dberappellationsge: 
riht3 zu Jena nadı Analogie der in der Oberappellations: 
gerichtsordnung $. 41.— 44. enthaltenen Beitimmungen 
eintreten. | 

An die Stelle des Oberappellationsgerichts tritt 
das Reichdgericht, jobald daflelbe errichtet fein wird. 

$. 135. Gegenwärtiges Verfaſſungsgeſetz wird 
unter die Garantie des deutihen Bundes geitellt. 

Wir werden Diefed Staatögrundgefeß im Ganzen, 
wie in feinen einzelnen Theilen treu und gewiffenhaft 
beobachten, auch gegen alle Eingriffe und ad See 
nach Kräften fhügen, weifen aud alle Unfere Behör— 
den und Diener an, demfelben unverbrüchlicy nacdhzuleben. 

Urkundlich unter Un ſerer eigenhändigen Unterfchrift 
und Bordrüdung Unfers. Landesfüriilichen Inſiegels. 

Schloß Dfterftein, am 30. November 1849. 

(L. s. Heinrich Der 623. Jüngerer Linie 
2 Fürft Neuß. 
Dr. Hermann Robert v. Bretfhneider Ernit 
FSriedrih Dinger. Dr. Emil v. Beulwip. 


Wahlgeſetz 


für die Wahlen zum Landtage des Fürſtenthums 
Reuß Jüngerer Linie. 





F. 1. Wahlberechtigt iſt jeder unbeſcholtene Staats— 
bürger, welcher das fünf und zwanzigſte Lebensjahr 
zurückgelegt hat und eine direkte Staatsſteuer entrichtet. 

So lange indeſſen eine allgemeine Einkommen- resp. 
Vermoͤgensſteuer nicht eingeführt ift, ift jeder unbe: 
ſcholtene Etaatdanaehörige mwahlberechtigt, welcher Das 
fünfundzwanzigite Lebensjahr zurüdgelegt hat und felbft- 
ſtändig it. 

$. 2. Als unfelbitftändig find von der Wahl aus: 
geſchloſſen; 

a) Hausſöhne, 
b) Dienſtboten und Handwerksgeſellen, die keinen 
eigenen Hausſtand haben, 
ce) Handlungs- und andere Geſchäaͤftsgehilfen, welche 
keinen eigenen Hausſtand haben, oder ſich im 
— ihres Handlungs- oder Geſchäftsherrn be— 
nden. 
8.3. Als befholten And vonder Wahl ausge: 
ſchlofſen Diejenigen welche durch rechtöfräftiges richter— 
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liches Erfenntniß wegen gemeiner Berbreden in Zucht⸗ 
oder Eträfarbeitshausftrafe verurtheilt oder zur Arbeit 
angehalten worden find. 

Es lebt jedoch die Wahlberehtigung derfelben wieder 
auf, wenn ſeit Berbüßung der richterlidy erfannten, oder 
durch DBegnadigung herabgelegten Etrafe, oder wo 
legtere ganz erlallen worden ift, ſeit dem Erlaffen der: 
felben, ein zehnjähriger Zeitraum verfloffen iſt. | 

F. 4. Das Wahlreht ruht, fo lange ein Wahk 
berechtigter fih unter Zuftandsvormundfchaft oder in 
einem gerichtlichen Konfurje befindet, oder aus öffent: 
lihen Kaſſen Unterſtützung empfängt. 

Des Wahlrechts find aud) diejenigen verluftig, 
welhen durch rechtsfräftiged Erfenntniß daſſelbe abge: 
Iprochen worden ift. 

$. 5. Wer beredtigt it, an der Wahl der Abge— 
ordnneten ald Wähler Theil zu nehmen, ($. 1-4.) it 
auch befähtat, ald Abgeordneter gewählt zu werden, 

8. 6. Die Wahl der Abgeordneten geichieht ſowohl 
in den Städten ald auf dem platten Rande nad Wahle 
bezirfen und zwar direft durdy fammtlihe Stimmberech— 
tigte des Bezirks ohne Dazwiſchenkunft von Wahlmännern. 

Zu diefem Zwede wird dad ganze Yand in 19 
Mahlbezirfe von je 4000 Einwohnern getheilt, deren: 
jedem die Wahl eined Abgeordneten und eined Etellver: 
trerer8 für denfelben zufteht. 

$. 7. Jeder ſtimmberechtigte Staatsangehörige fann, 
auch wenn er in mehr als einem Wahlbezirfe das Wohn— 
recht hat, nur in Einem Wahlbezirfe wählen und zwar in 
demjenigen, in welchem er fich wefentlich aufhält. 

Jeder ſtimmberechtigte Wähler iſt ohne Rüdficht 
darauf, in welchem Wahlbezirfe des Landes er feinen 
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Wohnfig hat, zum Abgeordneten und Stellvertreter 
wählbar. Ä j 

Würde Jemand in mehr ald einem Wahlbezirfe 
gültig ald Abgeordneter oder Stellvertreter gewählt, fo 
Bat er fid) nad) davon erhaltener Kunde bei dem Minis 
jterium zu erflären, für welche der gleichzeitigen Wahlen 
er fi enticheidet und es findet hierauf in denjenigen 
MWahlbezirfen, für melde die Wahl nicht angenommen 


‚worden it, Die anderweite Wahl eines Abgeordneten 


und eines Stellvertreterd oder bezüglich blos eines neuen 
Stellvertreterd Statt. 

$. 8. Die Wahl jeded Abgeordneten und jedes 
Stellvertreterd erfolat auf zwei Jahre. Bei der nad 
Ablauf diejer zweijährigen Periode in allen Wahlbezirfen 
vorzunehmenden neuen Wahl it jeder ausgefchiedene 
Abgeordnete oder Stellvertreter wieder wählbar. 

$. 9. Sollte im Laufe der zweijährigen Wahl: 
periode der Landtag” durch den Füriten in Gemäßbeit 
des $. 114. der PVerfaffunasurfunde aufgelöit werden, 
jo treten fämmtliche Abgeordnete und deren Stellver: 
treter mit Vorbehalt ihrer, WMWiederwählbarfeit aus. 
Außerdem erlifcht Dad Mandat jedes Abgeordneten oder 
Etellvertreterd, wenn die Bedinoungen feiner Wählbar: 
feit (K. 1. bis 4.) ganz oder zum Theil aufhören. | 

Tritt ein ſolcher Fall oder der Tod eines Abge: 
ordneten oder Etellvertreterd ein, fo it davon durdy die 
Serichtsbehörde Des Wohnorts dem Minifterium Anzeige 
zu madhen, damit von diefem wegen anderweiter Wahl 
cines Abgeordneten und eines Stellvertreterd oder be- 
züglicd blos eined Stellvertreterd das Nöthige verfüat 
werden fann. 

Ale nad) Voritehendem im Laufe einer zweijährigen 
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“ Wahlperiode vorgenommenen Ergänzungsmahlen find 
nur big zu den nabAblauf diefer Wahlperiode in ſämmt— 
lichen Wahlbezirfen vorzunehmenden neuen Wahlen von 
rechtlicher Wirfung. 

$. 10. Bater und Sohn ingleichen Brüder fünnen 
nicht zugleich ald Abgeordnete eintreten. 

Wenn unter ihnen feine Einigung über einen frei— 
willigen Rüdtritt erfolgt, jo geht der Bater dem Sohne 
der ältere Bruder dem Jüngeren vor. | 

Die Wahl eined Abgeordneten oder Stellvertreters, 
deffien Bater, Sohn oder Bruder bereit3 Abgeordneter 
oder Stellvertreter eines anderen Wahlbezirfes iſt und 
es für die Periode bleibt, für welche er gewählt worden, 
iit unwirkſam. | 

$. 11. Es wird voraudgefeßt, daß jeder Staatäbürger 
dem ehrenvollen Rufe als Abgeordneter willig folge. _ 

Will ein zum Abgeordneten Gewählter die Wahl 
ablehnen, fo muß er dieß unter Angabe der Grünte 
innerhalb der nächſten adıt Tage nach der officiellen. 
Befanntmahung ded Wahlreſultats dem Miniiterium 
ihriftlicy anzeigen. Thut er dies binnen der feitgefeßten 
Friſt nicht, fo wird vorausgeſetzt, daß er die Wahl ans 
genommen habe. Ä 

Die zur Rechtfertigung einer ablehnenden Erflärung _ 
angeführten Gründe prüft das Minifterium und gibt 
vorläufige Entiheidung darüber. Beruhigt fi) der Ge: _ 
wählte bei derfeiben nicht, fo wird die Sache dem Fand: 
tage vorgeleget, welcher entweder fofort Befchluß darüber 
faßt, oder eine nähere Darlegung und Prüfung der 
Entihuldigungsurfachen veranlaßt und auf deren Grund 
endgiltig entſcheidet. 

$. 12. Die Mitglieder der obern Landesbehörden 
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fönnen überhaupt nicht ale Abgeorbnete oder Etellver: 
treter gewählt werten. 


8. 13. Jede Abgeprdnetenwahl geichieht lediglich 
auf Anordnung des Fuͤrſten. 

Das Wahlgeſchäft ſteht unter der Leitung und Auf⸗ 
ſicht des Miniſteriums. Dieſes trifft daher auf dazu 
- erhaltene Fürſtliche Anweiſung die zur ſpeciellen Aus— 
führung der Wahlakte erforderlichen Anordnungen und 
ernennt insbeſondere Die mit Leitung der Wahlen zu be— 
auftragenden Wahlfommiflarien, deren Ramen ed öffent: 
lich befannt macht. 


8. 14. Eobald die Wahlen für den Landtag an 
geordnet worden, it zuwörderit die Grundlilte der Wähler 
aufzuitellen, worin 

a) Vor- und Junamen, 

b) das Rebensalter, 

ce) Stand und Gemerbe 
jedes Wählers anzugeben iſt. 

Nach Einführung der im $. 1. erwahnten Eteuer: 
verfaffung it auch 

d) der Steuerſatz 
beizufügen. 

Es werden bierbei die Wahler in alphabetiſcher 
Reihenfolge aufgezeichnet. 

F. 15. Dieſe Grundliſten werden von den Ge— 
meindevorfiänten ber einzelnen Ortſchaften entworfen, 
und zwar in den Etädten unter Zuziehung des Gemeine 
—— und der Bezirksvorſteher, auf dem platten Lande 
unter Mitwirkung des Gemeinderathes, oder, wo ein 
ſolcher nicht vorhanden, mindeſtens zweier Gemeinde— 
glieder. 
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In den Etädten werden für jeden Bezirf befondere 
Grundliſten gefertigt. 

Einzeln getegene Häufer, weldhe einem Gemeinde: 
bezirfe noch nicht zugetheilt find, werden zu denjenigen 
Ortſchaften gezählt, zu welchem fie rüdfichtlid) der Armen 
verforgung gefchlagen find. | 

$. 16. Diefe Liiten find hierauf in den Städten 
an Rathsſtelle, in den Ortfchaften des platten Landes 
bei den Gemeindevorftänden zu Jedermanns Einficht 
acht Tage lang öffentlich auszulegen, und es ift der 
Zeitpunft diefer Auslegung von der Gemeindebehörde 
vorher fowohl im Amts- und Verordnungsblatte als 
durch Anfchlag an ortsüblicher Stelle unter der Bemer— 
fung befannt zu machen, daf Reflamationen gegen deren 
Inhalt nur dann auf Berüdfihtigung für die bevor: 
itehende Wahl Anfprucd haben, wenn fie innerhalb der 
achttägigen Frift vom Zage der Auslegung der Grunds 
liſte an gerechnet, bei der Behörde, melde die Bekannt— 
machung erläßt, angebracht werven. 

Nach Ablauf der gedachten Frift werden diefe Grund: 
liften, nachdem fie zuvor auf Dem platten Lande den 
betreffenden Wahlfommiffarien (F. 13. und 20.) zur 
Begutahtung bezüglich Berichtigung mitgetheilt worden, 
in dem Falle, daß Reflamationen erhoben worden find, 
die nicht an Ort und Stelle erledigt werden Fonnten, 
son den Gemeindevorftänden an dag Miniiterium eins 

efendet und die erhobenen Reflamationen auf deſſen 
| Entfcheidung ausgeſetzt. 
Die über die Statthaftigfeit einer Reklamation er— 
theilte Entfheidung fchließt die Befugnig des Rekla— 
manten zur Beihwerdeführung beim Landtage nicht aus. 
$. 17. Sobald die Grundliften — vorbehältlich 
14 
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der Beſchwerdeführung beim Landtage feſtgeſtellt ſind, 
wird zur Wahl der Abgeortneten und der Stellvertreter 
geſchritten. 

Das Miniſterium fertigt zu dieſem Zwecke die ihm 
nad; Maßgabe des $. 16. eingefandten Grundfiften mit 
feiner Enticheidung den betreffenden Gemeindevoritänden 
wieder zu. | 

$. 18. Das Minifterium beftimmt den Tag, an 
welchem im ganzen Pande tie Mahlen vorgenommen 
werden follen. i 

$. 19. Die Borladung der Wähler zur Wahl ver: 
fügt dag Minijterium durch Befanntmahung in den 
Santtichen Plättern. 

Diefe Verfügung haben die Gemeindevoritände 
durch öffentlihen Anfhlag und noch überdies durch be— 
fondere Einladung jedes Wahlberechtigten zur allgemeis 
nen Kenntniß zu bringen. 

Den öffentlihen Anſchlägen ift überall ein Exemplar 
ber betreffenden Grundftite beizufügen. 

820. Die Wahlhandlung felbft wird in den 
Städten durd die Gemeindevorftände unter Mitwirfung 
der Gemeinteräthe und der Bezirfsvorftcher, auf dem 
Rande aber durd Wahlfommiffäre, welche von der Staats: 
regierung fogleich bei der Anordnung der Wahl ernannt 
und öffentlih befannt gemadht werden — $. 13. — 
unter Zuziehung der Gemeindevertreter geleitet und 
vollzogen. 

E3 fann ein Wahlfommiffär zu Wahlen in ver: 
fhiedenen Orten beauftragt ıumd es Fönnen die Wahl— 
fommiffarien ermächtigt werden, die Wahlen für mehrere 
nahe. gelegene Orte in eine Wahlhandlung zu vereinigen. 

$. 21. Die Wahlfommiffäre, ſowie alle bei der 
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wirfung auf die Wahl zu enthalten. 

$. 22. Die Wahlhandlung beginnt mit einem 
furzen Vortrage, welcher die Bedeutung derfelben her: 
vorzuheben, die nothwendigen Erforderniffe der Stimm: 
jettel in Erinnerung zu bringen, befonderd aber darauf. 
binzumeifen bat, daß die Wähler bei ihrer Staatsbürger: 
pflicht ihre Stimmen ohne ale Nebenrüdficht und fo 
abzugeben haben, wie fie es dem allgemeinen Wohle 
am Zuträgliciten halten. ‚Gleichzeitig wird einem jeden 
der anmelenden Wähler ein gedrucdter und geftempelter 
Stimmzettel eingehändigt und es werden dabei die Namen 
der mit Stimmzettel verſehenen Wähler der Reihe nad) 
in eine befondere Lifte verzeichnet, überdieß auch diefelben 
in der vorliegenden alphabetiihen Grundlifte der betref: 
fenden Ortſchaft oder bezüglid) des Stadtbezirfd vorge: 
ſtrichen. 

Wahlabſtimmungen, welche auf andern, als die 
von der Behörde ausgegebenen geſtempelten Stimmzettel 
geſchrieben find, haben Feine. Güttigkeit. an 

Jeder Wähler fchreibt fodann die Namen derjenigen 
Perionen, von denen er die eine ald Abgeordneten ded 
Bezirks, die andere als deſſen Stellvertreter wählt, auf 
den empfangenen Stimmzettel, ſchlägt diefen zufammen 
und legt ihn in ein dazu beftimmtes verdedred Gefäß. 

$. 23 Die Stimmgebung muß perfönlich erfolgen, 
eine Bevollmächtigung zur Abgabe einer Wahlitimme 
findet nit Etatt. 

Es iſt jedoch nicht erforderlih, daß jeder Wähler 
feinen Stimmzettel eigenhändig ausfüllt, vielmehr bleibt 
nachaelaffen, daß während der Wahlhandlung ein Wähler 
die Namen der von ihm Gewählten aud durd einen 

14 * 
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Andern auf den Stimmzettel jchreiben läßt, vorausgeſetzt 
nur, daß er den letzteren, als ſeine wahre und freie 
Abſtimmung enthaltend, in dad Gefäß eigenhändig 
niederlegt. 

Daß Nichtericheinen einzelner oder auch mehrerer 
Stimmberechtigten thut der Giltigfeit des Wahlgeſchäfts 
feinen Abbruch, und der Wahlaft wird daher zur feit- 
gefeßten Stunde ohne Rückſicht auf die Zahl der an- 
wefenden Stimmberechtigten vorgenommen. | 

Die Nichterichienenen verzichten für diefen Wahlaft 
auf ihre Stimmen. 

Ausnahmsweiſe fol jedoch, wenn ein Wähler durch 
dringende, fogleih glaubhaft zu beſcheini— 
gende Hinderniffe an der perfönlihen Wahrnehmung 
des Wahltermind verhindert würde, demfelben geitattet 
fein, feine Abftimmung vor oder nah der Wahlhandlung 
bei der Wahlbehörde perſönlich zu Protofoll zu geben; 
letzteren Falld muß died jedod unter der obigen Boraus: 
feßung unbedingt noch im Laufe des Wahltages gefchehen 
und kann überhaupt nur fo lange an diefem Tage zuge: 
laffen werden, als die im $. 26. vorgefchriebene Ein— 
fendung der Wahlacten an das Minifterium nody nicht 
erfolgt iſt. 

$. 24. Sobald fämmtlihe erichienene Stimmbe: 
rechtigte eined Ortes bezüglih Wahlbezirfd geftimmt 
haben, und die audgegebenen Stimmzettel eingeliefert 
find, merden diefe auf Anordnung des Wahldirigenten 
aus dem Gefäße hervorgenommen und entfaltet. Die 
darauf befindlichen Namen der Gewählten werden öffent: 
lich ausgerufen und in die zu führende Stimmliſte der: 
geftalt eingetragen, daß die Namen der auf jeden ein: 
zelnen Stimmzettel zum Abgeordneten und der zu deffen 
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Stellvertreter gewählten Perfonen jedesmal in getrennten 
Kolumnen nah dem Wortlaute der Stimmzettel neben 
einander verzeichnet werden. 

Sollte fich hierbei finden, daß einer oder der andere 
Wähler bei Ausfülung ſeines Stimmzettels nicht. über: 
all der gefeglihen Vorſchrift in F. 6. und $. 22. gemäß 
verfahren fei, fondern entweder weniger oder mehr als 
zwei Namen aufgefchrieben habe, oder daß er für See 
manden geitimmt. habe, der zum Abgeordneten oder 
Stellvertreter nah $. 5. nicht wählbar iſt, oder jollten 
nicht alle ausgehändigten Stimmzettel wieder eingeliefert 
worden fein, fo ſchadet dieß der Giltigfeit der ganzen 
Wahlhandlung nicht. 

Es wird vielmehr angenommen, daß derjenige 
Wähler, welher nur einen Namen aufgeichrieben, damit 
‚den von ihm erwählten Hauptabgeordnneten habe bezeidy- 
nen wollen, rüdfichtlih des fehlenden Namens eines 
Stellvertreterd aber fih feines Wahlrechte® begeben habe; 
falls dagegen mehr ald zwei Namen auf einem Stimm: 
zettel fidy finden, fo gelten der Reihe nad nur der erite 
Name ald der des Abgeordneten und der zweite ald 
der ded Stellvertreterd, während die überzählig beige- 
fügten Namen ald nicht geichrieben betrachtet werden, 

Dies letztere findet auch auf völlig unleferlich ges 
fchriebene, auf zmweideutige oder fingirte und auf Die 
Namen folder Werfonen Anwendung, welche zu Abgeord: 
neten oder Stellvertretern nah $.5. nicht wählbar find. 

Bon denjenigen, melde ihre Stimmzettel nicht zurück⸗ 
geliefert Haben, wird ebenfalld angenommen, daß fie ihres 
Stimmrechts für den einzelnen Fall ſich begeben haben. 

Nach beendigter Wahlhandlung find die Stimm- 

zettel nebit den Wahlliiten und Protofollen, welche von 
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dem MWahldirigenten und wenigitend drei Beiftänden zu 
unterzeichnen find, unter der Aufichrift: 

Mahl:Aften der Gemeinde N. im Wahlbezirfe N. 
an dad Miniiterium einzujenden. 

F. 25. Das Minifterium zieht bierauf aus den 
einzelnen Abſtimmungen, zuerſt rückſichtlich des zu er— 
wählenden Abgeordneten und dann in Betreff ſeines 
Stellvertreters das Ergebniß der Wahl, wobei relative 
Stimmenmehrheit genügt. Ergibt ſich hierbei für zwei 
oder mehrere Gewählte Stimmengleichheit, ſo iſt eine 
Entſcheidung durch das Loos herbeizuführen. 

F. 26. Nach vollendeter Prüfung der Wahlakten 
und nach Beſeitigung der etwa zur Erledigung zu 
bringenden Erinnerungen trägt das Miniſterium dem 
Fürſten das Reſultat der Wahlen vor. 

Hierauf werden die Namen der für jeden Wahl: 
bezivf erwählten Abgeordneten und Stellvertreter durch 
das. Minifterium in den öffentlihen Blättern befannt 
. gemacht und jeder Abgeordnete erhält von Dderjelben 

Behörde ein vorläufiges Wahldefret zu feiner Beglau- 
bigung. 
B S. 237. Sobald der Landtag eröffnet ift, werden 
dem verfammelten Landtage die fämmtlihen Wahlaften 
vorgelegt und er enticheidet fchlieglich über die Berech— 
tigung der zum Abgeordneten oder - Etellverfreter Ge— 
wählten zum Eintritt in den Landtag. 


KL. s.) Heinrich Der 62. Süngerer Linie 
' Fürft Neuß. 
Dr. v. Bretfhneider. Ernft Dinger. 
Dr. Emil v. Beulwitz. 


Abänderungs - Vorſchläge 


des bayeriſchen Miniſters von der Pfordten 
zu dem Berliner Verfaſſungs-Entwurfe. 





Abſchnitt J. 
Das Reich. 


F. 1. Das deutſche Reich beſteht aus dem Gebiete 
des bisherigen deutſchen Bundes. Die Feſtſetzung der 
Be des Herzogthumd Schleswig bleibt vorbe— 
alten. 
$. 2. Steht mit einem deutfhen Etaate ein außer _ 
deutfches Land in politifher Verbindung, fo darf dieſe 
der Durdführung der deutfhen Reichsverfaſſung und. 
Reichsgefegebung in dem deutfchen Staate feinen Ein: 
frag thun. | 
8. 4. Hier muß ftatt „im Reiche“ gefegt werden 


“ 


„in Deutichland.‘ | 
Abfchnitt 1. 
Die Reih3:Gewalt. 


$. 6. DieReihögewalt übt dem Auslande gegen: 
über die völferrechtlihe Vertretung Deutſchlands aus. 
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Die Reichsgewalt ftellt die Reichsgeſandten und 
die Konfuln an und ertheilt den Konfuln fremder Staaten 
das Ereyuatur. Sie führt 2c. ꝛc. (unverändert bis zum 
Schluß). 

$. 7. Den einzelnen deutſchen Staaten bleibt es 
-überlaffen, Gefandte zu empfangen und abzufenden, 
fowohl an die Reichdgewalt ald an andere deutfche oder 
ausländifche Staaten. | 

Eie fünnen Konfuln halten und an Konfuln fremder 
Staaten dad Erequatur ertheilen. | 

Die von einzelnen deutfchen Staaten ernannten 
Gefandten und Konfuln haben nur diefe Staaten zu 
vertreten; die Reichsgewalt Fann diefelben zu Reichsge— 
fandten ernennen. 

$. 9. Ale Berträge nicht rein privatrechtlidyen 
Inhalts, welche eine deutfche Regierung mit einer andern 
deutfhen oder nicht deutfchen abſchließt, find der Reiche: 
gewalt zur Kenntnißnahme und zur Wahrung der Rechte 
und Intereſſen des Reichs, wenn diefen dadurch zu 
nahe getreten werden wollte, vorzulegen. | 

$. 13. Die Reichsgewalt hat in Betreff des Heer: 
weſens die allgemeine Gefeßgebung in dem Umfange, 
wie fie bisher dem deutfhen Bunde zuftand, — und 
überwacht die Durchführung derfelben in den einzelnen 
Staaten durch regelmäßige Inſpektionen. 

Den einzelnen Staaten 2c. ꝛc. 

$. 14. in den Fällen des $. 11. werden alle mit 
u Kommando’3 Betrauten der Reichsgewalt 
verpflichtet. 

$. 17. Am Schluſſe diefed $ ift Folgendes bei- 
zufügen: 

„ſoferne dieſe nicht aus den Truppen eines 
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und desſelben Staated beftehen. Diejenigen 
Staaten, deren Kontingent zur Bildung eines 
oder mehrerer felbftitändigen Korps hinreicht, 
find berechtigt zu fordern, daß diefe Bildung 
erfolge und ernennen dann felbft den fommans 
direnden General.’ 
$. 18. Der Reichdgemwalt fteht die Befugniß zu, 
— — und Küſtenvertheidigungswerke anzu— 
egen. | 
Die Reichsfeftungen und Küftenvertheidigungswerfe 
des Meiched werden auf Reichdfoften unterhalten. 
Vorhandene Feftungen können nur mit Zuitimmung 
des betreffenden Staats zu-Reichsfeftungen erflärt werden. 

$. 19. Ein Reichsgeſetz verfügt über die Organi— 
fation der Kriegdmarine des Reichs unter Berückſichti— 
gung der eigenthümlichen Verhäftniffe Oeſterreichs, wel⸗ 
ches jedenfalld ein entiprehendes Kontingent an Schiffen 
und Mannſchaft zur deutfchen Krieasflotte zu ſtellen hat. 
| Die Benennung der Kriegsflotte 2c. 2c. wie im 
Entwurf. 

$. 33. Hier follen die Worte: 

—„mit Wegfall aller Binnengrenzzölle‘ 
geitrichen werden. 
| $. 34. Die Reichsgewalt ausſchließlich hat die Gefeg- 
gebung über das gefammte Zollweſen. 

Bei $. 35. find die Worte: | 
„ſowie' der gemeinfhaftliden Produktions- und 
„Verbrauchsſteuern“ | 

wegzulaſſen. 

8 36. Die Reichsgewalt hat darüber zu machen, 
daß die in den einzelnen Staaten für Rechnung des 
Staates oder der Gemeinden zur Erhebung fommenden 
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Verbrauchsſteuern niemald die Eigenfchaft von ‘Binnene 
zöllen annehmen. 

Die Erhebung von Uebergangs- oder Ausgleichungs— 

Abgaben unterliegt der Genehmigung der Reichsgewalt. 
$. 39, iſt zu ſtreichen und in 

8. 40. das Wort: „ausſchließlich“ wegzuluffen, 

dieß hat auh im _ 
8. 44. zu gefchehen, und ift am Schluſſe desſelben 
noch beizufügen: 

— „Veränderungen ded Münzfußes find an bie 
Zuftimmung der betreffenden Staaten ges 
bunden.“ 

$. 46. Iſt beizuſetzen: 

„die jetzt bereits beſtehenden Banken werden 
in ihrer bisherigen Verfaſſung erhalten.“ 
Sm $. 55. find die Worte: „und Staats“ zu 
itreichen, und 
$. 56. iſt ganz weqzulaſſen. 


Abſchnitt ML. 
Die Reichs-Regierung. 


$. 65. DieRegierung ded Reiches wird von einem 
Fürſten-Kollegium unter dem Vorſitze eined Mitgliedes 
geführt. 

$. 66. fällt weg. - 

8. 67. Unverändert. 

Durch den Beitritt Oeſterreichs entitehen natürlich 
7 Stimmen. 

8. Den Porfig führt, folange Oeſterreich nicht 

beigetreten ift, Preußen. Nach dem Beitritte Oeſterreichs 
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wechſelt derfelbe .. Deiterreich und Preußen. Die 
GStellvertretung hat Bayern. 
$. 68. Die Reichs-Regierung hat ihren Sig in. 
$. 69. Das Füriten- Kollegium übt Die Reiche: 
Regierung durch verantwortlihe von ihm ernannte 
Miniiter aus. 
F. 70—75. Hier wird ſtatt Reichdvorftand immer 
gejeßt „FüritensKofegium.’ 
F. 76. Das Füriten: Kollegium hat das Recht des 
Geſetzesvorſchlages ꝛc. ꝛc. 
$. 77. Erhält den Beiſatz: 
„Wo es ſich um nn. der Berfaflung 
handelt, it Stimmeneinhelligkeit erforderlic).” 
SS. 78—81. Hier wird wieder jtatt Reichsvorſtand 


gelegt: 

Ä „Fürften= Kollegium‘ oder ,‚Reichd = Regie: 

rung.” 

F. 82. Ueberhaupt hat das Fürften- Kollegium Dies 
jenigen Rechte und Befugniffe, welche in der Verfaflung 
. der Reichögewalt beigelegt und nicht dem Reichstage 
zugewiefen find. - 

. Der Vorſitz begreift außer der Yeitung der 
Verhandlungen des FüritensKollegiums auch das Recht 
und die Pflicht zur Ausführung der Beſchlüſſe deflelben, 
auf verfaffungsmäßige Weiſe. — 


Abſchnitt VI. 
Die Grundrehte des deutfhen Wolfe, 


$. 131. Seder Deutfche hat das Recht, an jedem 
Orte ded Reichsgebietes feinen Aufenthalt und Wohnſitz 
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zu nehmen, iſt aber verpflichtet, die Geſetze bes Landes 
zu beobadıten. 

Ueber dad Recht, Liegenihaften zu erwerben, und 
darüber zu verfügen, Nahrungszweige zu betreiben, Ge: 
meindebürgerrechte zu geminnen, fowie über Heimath: 
recht und Anfäßigmahung entiheidet die Landesgeſetz— 

ebung. 

i Es darf jedoch Fein deutfher Staat in diefen Be- 
ziehungen fürdie Angehörigen anderer deutfcher Staaten 
andere Bedingungen aufitellen, als für feine eigenen 
Staatsangehörigen. 


$. 135. Hier find die Worte: - 
„Stellvertretung bei derfelben findet nicht ſtatt,“ 
zu ſtreichen. | 
$. 145. Jede Religiond’- Gefellfihaft ordnet und 
verwaltet ihre Angelegenheiten felbftitändig und bleibt 
im Befige und Genuß der für ihre Kultus, Unterrichts- 
und Wohlthätigkeits-Zwecke beftimmten Anitalten, tif: 
tungen und Fonds, it aber, wie jede Gefellfchaft, den 
allgemeinen Staatögefeßen unterworfen. Es befteht sc. ıc. 
bis zum Schluffe. Ä 
$. 151. Das Unterricht und Erziehungswefen 
ſteht unter der Dberaufficht bed Staates. Der Religions: 
Unterriht wird von der betreffenden Kirche oder Reli: 
gions-Geſellſchaft beforgt und beauffichtigt 
$. 168. Die a find in der Weiſe zu 
eitalten, daß fie nicht mehr ald Vorrecht eines einzelnen 
fandes eriheinen. Die Art und Bedingungen dieſer 


Umgeftaltung beftimmt die Gefeßgebung der einzelnen 
Staaten. 


Ueber die Zamilien- Fideifommifle der regierenden 
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fürftlihen Häufer bleiben die Beitimmungen den Landes⸗ 
gefeßgebungen vorbehalten. 
$. 170. Diefem $. fol beigefügt werden: 
„‚Deferteure ausgenommen.“ 
Sm $. 173. fol ftatt 
„Ausnahmsgerichte“ 
geſetzt werden 
„Spezialgerichte.“ 


Preußiſche Erwiderungen 


auf die Vorſchläge des Miniſters von der Pfordten 
zu Abſchnitt J. II. VI. 


Bei $. 1. wird preußiſcher Seits die angedeutete 
Salung nicht dienlich erachtet, da fie eine ungeredjt- 
ertigte Anmuthung gegen diejenigen Glieder des deutichen 
Bundes in fich fchlöffe, welche dem engeren Bundesitaate 
beizutreten nicht gefonnen wären. Hinfichtlid) Schleswigs 
wird ſich auf die, Denffchrift bezogen. 

- Gegen die vorgefcdlagene Faſſung des $. 2. wird 
nicht eingewendet. 

u‘ 6. und 7. iſt Preußen nicht im Stande, das 
Grundprinzip aufzugeben, daß der deutfche Bundesftaat 
dem Auslande gegenüber ald Einheit auftreten müßte 
und hält einen ftändigen diplomatifchen Verkehr der ein- 
zelnen Bundeöglieder mit auswärtigen Höfen für gleich- 
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- bedeutend mit dem Aufgeben des Bundesſtaates. Was 
mit diefem oberften Grundfaße vereinbar. ift, glaubt Die 
preuß. Regierung in den authentifhen rläuterungen 
der Denffchrift vollftändig gewahrt zu haben. 

Der Veränderung des $. 9. Fünnte man fihh an- 
ſchließen. | 

Sm $. 13. Fönnte, wenn der Ausdrud „fortdau— 
ernde Kontrollen” Anſtoß aab, ſtatt deflen geſagt werden 
„Durch regelmäßige Infpeftionen und Standesliſten.“ 

Wenn im $. 14. der dem Reichsvoritande zu leiltende 
Eid Bedenfen erregt, fo würde itatt deflen „der Reichs— 
regierung“ geſagt werden können. 

Im F. 17. kann wohl nur das Mißverſtändniß 
Anſtoß gegeben Haben, als ob die Reichsgewalt den 
Befehlshaber irgend einer organifhen Gliederung der 
deutfchen Kontingente größerer Staaten ernennen Tolle. 
Diefes- iſt fiher niht der Sinn des Paragraphen; 
Bayern würde nadı wie vor die Befehlshaber feiner 
Armee-Korps ſtets felbit ernennen. Den fommandiren: 
den General der auf einem Kriegstheater operirenden _ 
jelbititändigen Armeen wird aber allerdings bei wirk— 
licher Kriegsführung die Reichsgewalt einfegen müffen. 

Dei $. 18. würde ed im höchſten allgemeinen 
Intereſſe nicht gerechtfertigt werden Fünnen, wenn der 
Reichsgewalt die Möglichfeit abgeſchnitten wäre, vor: 
handene Feftungen durch ein Reichsgeſetz gegen vollen 
Erſatz der aufgewendeten Koſten zu Reichsfeſtungen zu 
erklären. 

Im $. 19. könnte die vorgeſchlagene Einſchaltung 
nicht als zweckmäßig erkannt werden. 

Die bei $.33. angedeutete Streichung des Nachſatzes 
„mit Wegfall der Binnenzölle“ kann ſich wohl nur auf 
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die in den folgenden $$. 34, 35 und 36 der Reidyd- 
gemalt zugewieſene Betheiligung an der Gefeßgebung 
über die Produftiond= und Verbrauchsſteuern beziehen. 
Im Hinblide auf die befondern Snterefien Bayernd war 
es bereits die Abficht der in die Denkſchrift aufgenom— 
menen authentiſchen Erläuterungen, hierüber möglichite 
Beruhigung zu gewähren. Es wäre nicht zu zweifeln, 
daß Die königl. preußifche Negierung, wie fehr fie auch, 
vom allgemeinen Standpunfte aus, eine Gemeinfchafts 
lihfeit in diefen Gegenitänden für heilſam hält, dennod) 
die Hand dazı bieten würde, dag die $$. 34—36 in 
dem bayerifcher Seitd bezeichneten Sinne abgeändert 
würden. 

Dem Bedenfen gegen $. 39. würde durch folgende 
Faſſung begegnet werden können: 

Der Reichögefeßgebung liegt ed ob, über das Ge— 

werbewefen eine übereinitimmende Gefeßgebung in 

den Einzelnftaaten herbeizuführen. | 

Gegen die Weglaffung des Wortes „ausſchließlich“ 
im $. 40. würde man nichts einmenden. 

Da der $. 44. feine andere Bedeutung hat, als 
dag die Reichsgewalt die Einführung eines gleichen 
Münzfyftems auf dem Wege der Vereinbarung bewirfen 
fol, jo wird der angedeutete Zufa wohl nicht erforder 
lich und dienlich fein. I 

Gegen den Zuſatz im $. 46. würde man gewiß 
nicht3 einzuwenden finden. 

Dagegen wird bezweifelt, daß die für die $$. 55. 
und 56, Sowie für den hiemit verwandten $. 131. ans 
gedeuteten Veränderungen in der vorgefchlagenen Weiſe 
die Zuftimmung der preuß. Regierung finden würden. 
Es jei eines der tiefbegründetiten Bedürfniffe der Nation, 
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die in Bezug auf diefe Verhältniffezwiihen den Einzelns 
itaaten obwaltenden Mißſtände und Verſchiedenheiten 
durd eine allgemeine Gefeßgebung auszugleichen. Wenn 
‘daher audy hierin Uebergänge und Zwiſchenſtufen er- 
forderlich find, fo wird man doch das Prinzip felbit nicht 
fallen laflen fönnen. 

Die Streihung der angedeuteten Worte im $. 135. 
würde einen nadhtheiligen Eindrud maden, während 
der Nachſatz, der dad Ganze erſt von einem fünftigen 
MWehrgefege abhängig madıt,,. hinreichende Bürgfhaften 
darbieten möchte. | 

Hinfichlid) der angedeuteten Wiederaufnahme des 
in der Frankfurter Faſſung geftrichenen Schlußfages im 
eriten ur des $. 145., dürfte ed genügen, auf die 
eh emerfung in der Denkſchrift aufmerfiam zu 
machen. 1 
Wenn auch gegen den Zufag im $. 151. an und 
für ſich nichts einzuwenden ift, fo bleibt doch zu bedenfen, 
daß derielbe einer Mißdeutung in dem Sinne ausgeſetzt 
ift, ald ob die betreffende Religions = Gefelfchaft Fein 
anderes Verhältniß zu dem Unterrichts- und Erziehungs: 
wefen haben dürfe, ald eben nur den Religiondunterridt. 

Der vorgeicdylagenen Aenderung im $. 168. würde 
man fi) als fachgemäß ohne Zweifel anfchließen. 

Die vereinzelte Ausnahme der Vermögens = Einzie: 
bung im $. 170 Fann nicht füglich ald zwedmäßig er: 
iheinen. Es it offenbar nicht ausgefchloffen, daß Geld: 
ftrafen gegen Deferteure durch das Geſetz verhängt werden. 

Sm $. 173. wird die richtige Definition des Bes 
griffes „Ausnahmsgerichte““ wohl am beiten durdy eine 
anderweitige Erläuterung zu geben fein. 
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Preußiſche Erwiderungen 


“auf Die Vorjcyläge Des Minifters von Der 
Pfortten zu Abſchnitt 111. 


$. 65. DieRegierung ded Reichs wird von einem 
Fürften-Kollegium geführt, an deſſen Epite ein Reichs— 
voritand ſteht. | — 
C. 66. Das Fürſten-Kollegium beſteht ꝛc. ꝛc. 
(wie $. 67. des Entwurfs.) 
F. 67. Die Reichsvorſtandſchaft iſt mit der erſten 
Stimme im Fürſten-Kollegium verbunden. 
F. 68. Der Reichsvorſtand wird ꝛc. ꝛc. 
(Hiebei würde Preußen ſich verbindlich machen, 
daß der Sitz der Reichs-Regierung nicht eine 
der preußiſchen Reſidenzen ſein werde.) 
G. 69 und 70. Wie im Entwurfe. 
$. 71. Der Reichsvorſtand übt die völferrechtliche 
Vertretung des deutfhen Reiches aus, ſo wie diejenige 
der einzelnen Staaten, injoweit dieſe nad) $. 6. und 
7. der Reichsgewalt anheim fällt. Er itellt die Reiche: 
gefandten und die Konfuln an und führt den diploma— 
tiſchen Verkehr. ge 
F. 72. Der Reichsvorſtand erklärt Krieg und 
(hließt Frieden im Namen des Reichs und im Einver— 
nehmen mit dem. FüritensKollegium. 
$. 73. Der Reihevorftand fließt die Buͤndniſſe 
und Verträge mit den ausmärtigen Mächten ab, und 
zwar unter vorgängiger Zujtimmung des Fürſten-Kolle— 
15 | 
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iumd und Mitwirfung ded Reichstages, infomweit dieſe 
in der Berfaffung vorbehalten it. 

F. 74. Wie im Entmurfe, aber ftatt, „Reichs: 
vorſtand“ wird „Reichsregierung“ geſetzt. 

F. 75. Wie im Entwurfe. 

$. 76. Das FüritensKoflegium unter Dem Vorfige 
Preußens, oder in deffen Verhinderung unter dem or: 
fie Bayerns ꝛc. | 

$. 77 erhält den Zuſatz: | 

Wo es fih um Abänderungen der Verfaſſung 
handelt, iſt Stimmeneinhelligkeit erforderlich. 

F. 78. Der Reichsvorſtand verkündigt die Reiche: 
geſetze und erlaßt die zum Vollziehung nöthigen Verord— 
nungen, letztere, inſoferne ſie materielle Bedeutung haben, 
im Einvernehmen mit dem Fürſten-Kollegium. | 

$. 79 ımd 80. Wie im Entwurfe. 

$. 81. Der Reichsvorftand hat Die Verfügung 
übe die bewaffnete Macht, inſoweit diefe nad) $. 11. 
zu den Befugniſſen der Reichsgewalt gehört. 

$. 82. Ueberhaupt hat die Reichdregierung Dies 
jenigen Rechte und Befugniffe, melde in der Verfaſ— 
fung der Reichsgewalt beigelegt und nicht dem Reichs— 
tage zugewiefen find. 


Das Interim, 





Die zu Wien durh den preuß. Gefandten 
mit Deiterreih am 30. September 1849 abgefchloflene 
&onvention über die neue proviforiihe Bundes-Gentral: 
gemalt lautet: 

8. 1. Die deutfhen Bundes » Regierungen verab— 
reden im Einverſtändniß mit dem Reichsverweſer ein 
Interim, wonad Oefterreich und Preußen die Ausübung 
der Gentralgewalt für den deutſchen Bund im Namen 
fämmtlicher Bundesregierungen bis zum 1. Mai 1850. 
übernehmen, in fo fern viele nicht früher an eine def 
nitive Gewalt übergehen kann. Ä 

$. 2. Der Zwed bes Interims ift die Erhaltung 
des deutfchen Bundes ald eines völferredhtlichen Vereins 
der deutfchen Fürſten und freien Städte zur Bewahrung 
der Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit ihrer im Bande 
begriffenen Staaten und zur Erhaltung der inneren und 
äußeren Freiheit Deutſchlands. 

$. 3. Während des Interims bleibt Die deutiche 
Verfaffungs-Angelegenheit der freien Vereinbarung ber 
einzelnen Staaten überlaſſen. Dadfelbe gilt von Den 
nach Art. 6 der Bundesacte dem Plenum der Bundes: 
Rerfammlung zugewiefenen Angelegenheiten. E 

$. 4. Wenn bei Ablauf des Interims die deutiche . 


15 * 
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Perfaffungs= Angelegenheit noch nidt zum Abſchluß 
gediehen fein follte, fo werden die deutichen Regierungen 
ſich über das Fortbeitehen des hier getroffenen Weber: 
einfommen$ vereinbaren. 


F. 5. Die feither von der proviſoriſchen Gentral- 
gewalt geleiteten Angelegenheiten, in fo weit diefeiben 
nah Maßgabe der Bundes = Gefeggebung innerhalb der 
Sompetenz ded engeren Rathes der Bundes: Verfamm: 
fung gelegen waren, werden während des Interregnums 
einer Bundes-Commiſſion übertragen, zu welcher Oeſter— 
reich und Preußen je zwei Mitglieder ernennen und 
welche ihren Sitz in Frankfurt nimmt. Die übrigen 
Regierungen können ſich einzeln, oder mehrere gemein— 
ſchaftlich, durch Bevollmächtigte bei der Bundes-Commiß 
ſion vertreten laſſen. 


F. 6. Die Bundes-Commiſſion führt die Geſchäfte 
felbftitändig unter Verantwortlichkeit gegen ihre Voll 
machtgeber; fie faßt ihre Beſchlüſſe nad gemeinfchaft: 
liher Berathung. Im Falle fie fih nicht zu vereinigen 
vermag, erfolgt die Entiheidung durch DBeritändigung 
zwiſchen den Regierungen von Deiterreih und Preußen, 
welche erforberlihen Falles einen fchiedsrichterlichen Aus: 
ſpruch veranlaffen werden. Diefer Ausfprud wird durd 
3 deutſche Bundesregierungen gefällt. Im eintretenden - 
Falle hat jedesmal Deiterreih einen und Preußen den 
andern der Schiedgrichter zu wählen. Die beiden auf 
diefe Weife defignirten Regierungen vereinigen fich zur 
Ergänzung ded Sciedsgerichted über die Wahl vet 
dritten. Die Mitglieder der Bundes-Commiſſion theilen 
fi) in die ihr zugewieſenen Geichäfte, die fie der beite: 
henden Bundes-Gefeggebung und insbefondere der Bun: 
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des-Kriegs-Verfaſſung gemäß entweder ſelbſt beſorgen 
oder deren Beſorgung leiten und überwachen. 
F. 7. Sobald die Zuſtimmung der Regierungen 
zu gegenwärtigem Vorfchlage erfolgt ift, wird der Reiche: 
verwefer feiner Würde entiagen und die ihm übertra= 
genen Rechte und Pflichten ded Bundes in die Hände 
Sr. Maj. des Kailerd von Defterreih und Sr. Maj. 
des Rönigd von Preußen niederlegen. Nach erfolgter 
Ratififation und Eintreffen der Zuftimmung des Hrn. 
Erzherzog = Reichdvermeierd werden die beiden Höfe von 
Wien und Berlin gemeinfhaftlic fämmtliche dautfche 
Regierungen zum Beitritt einladen. | 


Geſchäſtsordnung 


für die 


* 


verfaſſunggebende Reichsverſammlung. 


I. Prüfung der Legitimationen.“ 


F. 1. Zur Prüfung der Legitimationen wird Die 
ganze Verfammlung von dem Vorſtande in 15 möalichit 
leihe Abtheilungen durch das Loos getheilt. Diele 
Berlofung wird jenad 4 Wochen neu vorgenommen, wenn 
nicht die Berfammlung einen andern Zeitpunft befchließt. 
Die Abtheilungen, wie fie am 11. Auguit 1848 
vertheilt waren, beitehen fo lange fort, bis wenigſtens 
fünfzig Mitglieder eine neue Berlofung beantragen *). 
$. 2. Die Abtheilungen wählen aldbald mit ab- 
foluter Stimmenmehrheit ihre Vorſtände, an melde der 
Vorfigende der Nationalverlammlung die Wahlurfunden 
übergibt, und zwar in der Art, daß die erite Abtheilung 
die Wahlen der Mitglieder der fünfzehnten Abtheilung, 
die zweite die Wahlen der eriten prüft u. f. w. Nach 
der ungefäumt zu bewerfitelligenden Prüfung in ven 


*) Beihluß vom U. Auguft 1848, Protokoll ©. 189. 
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Abtheilungen find von fänmtlihen Vorftänden derfelben 
die Zeugnifle der ald gültig gewählt Anerfannten dem 
VBorfigenden wieder einzuhändigen. 

F. 3 Als gültig gewählt it jeder zu betrachten 
und zu den Gefchäften und Sitzungen zuzulaſſen, deſſen 
Wahlzeugniß die Kenntnig äußerer Aechtheit an ſich trägt 
und mit dem Wahlgefeße des betreffenden Landes nicht 
notoriſch im Widerſpruche ſteht. 

F. 4. Sobald die Zahl der anerkannten Mitglieder 
350 erreicht, hat der Vorſitzende die Nationalverſamm⸗ 
lung zu einer Sitzung einzuladen, in welcher von ihm die 
Namen der Anerkannten verkündigt werden und ſodann 
zur Wahl des Vorſtandes der Nationalverſammlung ge— 
ſchritten wird. 

F. 5. Angefochtene Legitimationen werden an einen 
Centralausſchuß verwieſen, welcher aus den Vorſtänden 
ſämmtlicher Abtheilungen gebildet wird. Dieſer hat 
jedoch die Fälle, in welchen er auf Ausſchluß anträgt, 
der Nationalverſammlung zur Entſcheidung vorzulegen. 

8. 6. Wahlanfechtungen, welche das Wahlverfahren 
und die Eigenſchaften der Wähler betreffen, find nur 
dann zuläffig, wenn ſolche gleichzeitig genügend befcheis 
nigt, innerhalb 14 Tagen nadı der Durdy die Wahl des 
Borfigenden vollzogenen Eonitituirung der Nationalverz 
fammlung oder ebenfo lange nach der ſpäter erfolgten 
Uebergabe der Wahlurfunde eingegeben find. Auch ſolche 
aber dürfen nur dann berüdfjichtigt werden, wenn die 
Mängel möglicherweile auf das Ergebniß der Wahl von 
Einfluß waren. Anfehtungen, welhe einen Mangel der 
geſetzlichen Eigenfhaften des Gemählten betreffen, find 
auch ſpäter noch zuläffig, wenn fie gleichzeitig genügend 
befcheinigt find. 
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8.7. Bis zur definitiven Entſcheidung über tie 
Gültigfeir einer Wahl it der Angefochtene berechtigt, 
an den Verhandlungen der Nationalverfammlung Theil 
zu nchmen. 

$. 8. Nach erfolgter Ungültigfeitderflärung einer 
Wahl ift die fehleunige Erfeßung des Ausiceidenden dur 
den VBorfigenden der Nationalverfammlung zu veranlaffen, 

8. 9. Falls ein Ermäbhlter nah feiner eigenen 
Erflärungan der Berlammlung Theil zu nehmen dauernd 
verhindert it, wird derſelbe Durch eine andere Wahl er: 
fest. Wo aber nah den Gejegen einzelner Yänder ein 
Stellvertreter ded Abgeordneten für Diefen Fall bereits 
erwählt ift, wird derfelbe als Mitglied der Verfammlung 
fofort einberufen. zZeitlihe Verhinderungen begründen 
einen Antrag auf Urlaubsertheilung, welche vom Bor: 
fitenden bi8 auf 8 Tage, auf längere Zeit von der 
Nationalverfammlung felbit gegeben wird. In Fällen 
von Urlaubsertheilung tritt ein Stellvertreter nicht ein. 

$. 9a. Das Bureau bat eine Pilte fämmtlicher, 
fomohl vom Morfißenden ald von der Verſammlung 
Beurlaubten anzulegen und diefelbe in der bung ſtets 
bereit und evident zu halten, damit der Verſammlung, 
ſo oft ihr ein Urlaubsgeſuch zur Genehmigung vorliegt, 
die Anzahl der zur Zeit mit Urlaub Abweſenden mitge— 
theilt werten könne*). 


N. Die Vorſteher, Beamten und Diener 
der Verfammlung. 


$. 10. Die Nationalverfammlung wählt nad) 





*) Beihluß vom 18. Auli 1848. SProtofol ©. 111. 
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erfolgter Eonitituirung (fiehe $. 4) aus ihrer Mitte mit 
abjoluter, nad) der Zahl der an der Wahl theilnehmen: 
den Mitglieder zu berechnenden , Stimmenmehrheit und 
durh Erimmzettel einen Vorſitzenden (Präfidenten) für 
die Dauer von vier Moden. Der dann Austretende 
it wieder wählbar. Bei Etimmengleihheit entſcheidet 
das — — den Gewählten. | 

$. 11. Auf diefelbe Weife werden zwei Stellver 
treter 5 Borfi igenden (Dicepräfidenten) in zmei abge: 
ſonderten Wahlhandlungen ernannt. Dieſelben vertreten 
in der Reihenfolge ihrer Erwahlung den Vorſi igenden 
bei Verhinderungen deffelben, oder wenn er an einer 
Verhandlung ald Redner Antheil nehmen will. 

$. 12. Noch werten mit relativer Stimmenmehr— 
heit aht Schriftführer (Secretäre) der Verlammlung für 
die ganze Dauer der legtern in Einer Wahlhantlung ge: 
wählt. Diefelben fönnen jedoch nad) dreimonatlidjer 
Amtsführung ihre al verlangen. 

$. 13: Der Geſammtvorſtand (der Vorſitzende, 
die Stellvertreter und die Schriftführer) beitellt nad) 
collegialiiher Beratung und mit abjoluter Stimmen: 
mehrheit aus Nichtmitgliedern das erforderliche Archiv >, 
Kanzleis und Dienitperfonal, namentlid) 

a) einen Vorſtand der Kanzlei; 

b) Ranzleigehülfen ; 

c) Abichreiber ; 

d) Geſchwindſchreiber und deren Gehülfen. 

§. 14. Dem Vorſitzenden liegt die Erhaltung der 
Ordnung im Innern des Hauſes ob; er hat das Recht, 
im Falle von Ordnungsſtörungen die Sitzungen zu 
ſuſpendiren, einzelne Ruheſtorer entfernen und äußerſten 
Falles die Galerien räumen zu laſſen; er wacht über 
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die Beobachtung der Geſchäftsvorſchriften; leitet Die 
Berhandlungen;z ertheilt das Wort; Itellt die Fragen 
sur Abſtimmung; fpricht das Ergebniß der letzteren aus; 
ift dad Organ der Nationalverfammlung in ihren Außeren 
Peziehungen. 

8. 15. Den Schriftführern liegt die Protocoflfühe 
rung, die Aufzeichnung und Eontrofle ver Abitimmungen, 
die Einichreibung der Anträge und Gingaben, und in 
Gemeinfhaft mit dem Vorſitzenden die Aufſicht über die 
Kanzlei ob. i 


NM. Ordnung der Sibungen. 


$. 16. Die Situngen der Nationalverfanmlung 
find öffentlich. 
| $. 17. Bertraulihe Sigungen können ausnahmes 
weife ftattfinden, wenn wenigitend 50 Mitglieder darauf 
antragen und die Verſammlung, nad, vorläufiger Ent: 
fernung der Zuhörer, den Antrag mit zwei Drittheilen 
der Stimmen begründet findet. Ueber die Veröffentlichs 
ung der Protocolle folher Sitzungen enticheidet die 
Verſammlung. | 
$. 18. Die Verſammlung it befchlußfähig, menn 
200 Mitglieder anmefend find. 


IV. Ausſchüuͤſſe. 


- 


$. 19, Alle Gegenftände, für welde die Verſamm— 
lung eine Borberarhung befhließt, werten an die (nad) 
$. I gebildeten) Abtherlungen verwielen. 
$..20. Jede Abtheilung wählt nadı vorgegangener 


⁊ 


Berathung des Gegenſtandes und nachdem die Anſicht 
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der Abtheilung durch Abſtimmung ermittelt it, Eines _ 
ihrer Mitglieder mit abfoluter Stimmenmehrheit in einen 
dadurch zu bildenden Ausihuß. Die Nationalverfamm: 
lung fann jedoch die Zahl der Ausfchußmitglieder aud) 
größer beitimmen. | 

$. 21, Ein folher Ausſchuß it beſchlußfähig, ſo— 
bald und fo oft mehr ald die Hälfte feiner Mitglieter 
anmwefend iſt. Er kat jofort einen Vorſtand, einen Stel- 
vertreter deffelben und. einen Schriftrührer aus feiner 
Mitte zu ernennen, beide eriteren mit abjoluter Stimmen: 
mehrheit. Hiernädit wird der Gegenjtand in Berathung 
genommen, bei welcher jedes Mitglied die Anficht der 
Mehrzahl und ver Minderzahl feiner Abtheilung zu 
berichten hat, ohne jedoch bei den, mit Stimmenmehrheit 
zu faffenden, Beſchlüſſen an jene Anfiht gebunden zu 
fein. Das Ergebniß der Berathung it durch einen mit 
abfoluter Stimmenmehrheit des Ausſchuſſes ermählten 
Berichteritatter der Nationalverfammlung vorzulegen. 

$. 22. In einzelnen Fällen kann die National: 
verlammlung befchließen, daß die Abtheilungen zu dem 
betreffenden Ausichuffe nicht bloß aus ihrer Mitte zu 
wählen gehalten jeien. Zrifft die Wahl mehrerer Abz 
theilungen auf denfelben Abgeordneten, fo geht die ihrer 
Nummer nad frühere Abtheilung vor, und die andere 
oder andern Abtheilungen haben von Neuem zu wählen, 
Auch Fann die Verfammlung befchließen, daß vie Wahl 
ſämmtlicher Ausihuß= Mitglieder in dın Abtheilungen 
fo geſchehe, daß jedes Mitglied einer Abtheilung fünfs 
zehn Namen aufzeichnet, und daß durch Zuſammenzäh— 
lung fänmtliher Stimmen aus allen Abrheilungen das 
Ergebniß der Wahl durd das Secrerariat ermittelt werde. 

$. 22a. DBeitehen die Abtheilungen, welde einen 
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Ausſchuß gewählt Hatten, nicht mehr, wann eine Er- 
gänzung deffelben nothwendig wird: fo fchlägt der be— 
treffende Ausihuß für jede erledigte Etelle drei Mit: 

glieder vor, die er nach abfoluter Majorität wählt. Eine 
gedrudte Lite der Vorgeichlagenen wird der Verſamm— 
lung nitgetheilt und dieſe wählt aus denfelben durd 
Stimmzettel nad relativer Majorität ein Mitglied in 
den Ausſchuß. Das Ergebnig der Wahl wird von dem 
Bureau ermittelt und der Verſammlung befannt gemacht. 
Wenn ein Gewäbhlter ſich mit Bezugnahme auf $. 23 
entichuldigt, findet eine neue Wahl itatt *). 

$. 23. Geder in einen Ausfhuß Gewählte tt 
(hufdig, den Auftrag anzunehmen und regelmäßig den 
Sikungen anzumohnen. Wer jedoch bereits Mitglied 
eines Ausichuffes iſt, Fann fi) entihuldigen**); eben: 
fo kann Die Abtheilung wegen anderer dringender Gründe 
die Wahl auf Anſuchen zurücdnehmen und eine neue 
Wahl veranitalten. 

$. 24. Ein Ausfhuß hat, wenn er nicht ausdrüd: 
lich andere Aufträge von der Verfammlung erhält, ſich 
auf die Vorbereitung der ihm zugewiefenen Gefcdäfte 
zu befchränfen. Jeder Ausfhuß it zwar befuat, Zeugen 
und Sadyveritändige vorzufordern, zu vernehmen und 
vernehmen zu laffen, fowie mit Behörden in Verbindung 
zu treten ***); aber in feinem Kal darf er ohne neuen 
Auftrag der. Berfammlung über feine urfprüngliche Auf: 
gabe hinausgehen. _ 5 Ä 

$. 25. Wenn bei einem Antrage an die Berfamm: 


! 


*) Beihluß vom 31. Auguft 1848. Protofol S. 333-231. 
**' ) Beihluß vom 18. Juli 1848. ‚piototen S. 112. 
***) Beihluß vom 7. NRonember 1848. 
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lung eine Minorirät aus wenigitend- dreien befteht, fo 
hat fie dad Recht ein Minoritätsquradhten zu geben und 
diefed dem Hauptberichte beizufügen. Doc darf die 
Eritatrung des letzteren dadurch nicht verzögert werden. 

$. 26. Die Berichte oder Anträge der Ausfchüffe 
werden, Fälle Dringenditer Eile oder großer Unbedeutend- 
heit ausgenommen, im Manufeript nicht verlefen, fondern 
jogleich nad) ihrer Fertigung unter fortlaufenden Nummern 
gedrudt und wenigiteng vier und zwanzig Stunden vor 
der Berathung in der vollen Verſammlung an -alle 
Mitglieder derſelben vertheil. Bei dem Beginn” der 
Berathung fann eine Berlefung der gedrudten Aus: 
ſchußberichte itattfinden, wenn die Verfammlung ed für 
nöthia hält *). | 

$. 27. Der Berichteritatter eined Ausichuffes hat 
in der Berathung über den ‚von ihm eritatteren “Bericht 
in der Nationalverlammlung die Berathung zu eröffnen 
und fann nad) erflärtem Schluße derjelben noch einmal 
dad Wort verlangen. 

$. 28. Die Situngen der Ausſchüſſe finden bei 
geichloflenen Thüren ſtatt; auc Mitglieder der Verſamm— 
lung haben nur auf befondere Einladung Zutritt, doch 
kann der Vorfigende der Nationalverfammlung jeder 
Ausihußfigung, ohne Stimmrecht, beimohnen. 


V. Die Derhbandlung. 
A. Anträge. 
$. 29. Ein felbftftändiger Antrag ift bei dem 


*) Beſchluß vom 18. Juli 1848. Protokoll ©. 112. 
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men zunächſt Eingaben und Anträge, ſodann die Aus— 
ſchußberichte zum Vortrage. Nach Verlauf einer Stunde 
darf auf Uebergang zur Tagesordnung angetragen wer— 
den. 


C. Redeordnung. 


F. 36. Die Redner ſprechen nach der Reihenfolge 
der Anmeldung. Die Anmeldung kann erſt an dem 
Tage der Berathung über den betreffenden Gegenſtand 
und zwar eine Viertelſtunde vor Anfang der Sitzung 
erfolgen; ſie muß perſönlich und mündlich geſchehen. 
Die Einſchreibung der Redner wird von dem zur Linken 
des Präſidiums ſitzenden Schriftführer beſorgt. Die 
Liſte der eingezeichneten Redner iſt von dem Vorſitzenden 
vor dem Beginn der Berathung ſo langſam zu verleſen, 
daß fie nachgeſchrieben werden kann “). —F 

F. 37. Es wird, ſo lange dieß möglich iſt, zwiſchen 
ſolchen Rednern abgewechſelt, welche für und welche 
gegen den Antrag zu ſprechen erklart haben. 

F. 38. Die Verhandlung kann zu jeder Zeit von 
der Verſammlung für geſchloſſen erklärt werden. Wenn 
20 Mitglieder den Schluß verlangen, muß der Vor—⸗ 
figende darüber abitimmen laffen. Sit der Schluß von 
der Verfammlung ausgelproden, jo fann nur noch der 
Antragiteller oder der Berichteritatter vor -der Abitim: 
mung Das Wort erhalten. 

$. 39. Es darf fein Vortrag abgelejen werten, 
ausgenommen Berichte, welche im Namen eines Aus? 
ſchuſſes eritattet werden. Darüber ob Actenitüde ver: 





*) Beſchluß vom 18. September 1848. Deptofol ©. Bi. 
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leſen werden dürfen, ift die Verſammlung ausdrücklich 
zu befragen. Se 


D. Abitimmung, 


8. 40. Nah geichloffener Berathung verfündigt 
der Vorfigende die Reihenfolge der Fragen. 

$. 41. Die Abitimmung findet in der Regel durch 
Aufftehen und Sibenbleiben ftatt. Sit das Ergebniß 
nady der Anfiht des Vorfißenden zweifelhaft, fo wird 
die Gegenprobe gemacht. Gibt auch diele nach der An— 
fiht der Mehrzahl des Gefammtvorftandes Fein ficheres 
Ergebniß, fo wird durch weiße und rothe Stinmzettel 
abgeftimmt. Die weißen Zettel bejahen, die rothen ver: 
neinen. Jeder Stimmzettel muß, wenn er gültig fein 
fol, mit der eigenhändigen Namendunterfchrift des 
Stimmenden und der Angabe feined Wohnortd verfehen 
fein. Zur Theilnahme an der Abftimmung ift perfönliche 
Anwefenheit erförderlih. Die Stimmzettel werden in 
Urnen gefammelt und von den Echriftführern gezählt. 
Sogleich nad) Beendigung diefes Gefchäftes verfündet 
der Vorfigende das Ergebnig der Abjtimmung. Nach— 
träglih wird von den Scriftführern eine Stimmliſte 
gefertigt und diefelbe einem der nächſten ftenographifchen 
Berichte beigeleat. 

Außerdem findet Abitimmung duch Stimmzettel 
nur dann ftatt, wenn fie ftatt namentliher Abftimmung 
gemäß $. 42 verlangt wird *). ' | 

$. 42. Namentliche Abftimmung mit Sa und Nein 
ohne Motivirung findet nur ftatt, wenn fie beim Schluffe 
der Berathung beantragt und der Antrag von wenigitend 


*%) Beſchluß vom 17, October 1848, 
16 
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fünfzig Mitgliedern unterſtützt wird. Der Antrag ge— 
ſchieht von der Rednerbühne ohne Motivirung. 

Bei den im $. 32 bezeichneten Anträgen fann 
weder die namentliche Abftimmung noch die Abitimmung 
durch Stimmzettel beantragt werden ; die leßtere findet nur 
ftatt, wenn die Abſtimmung durch Aufitehen und Sißen- 
bleiben fein ſicheres Ergebniß liefert *). 

ı$. 43. Bei Etimmengleichheit wird die Frage als 
verneint angejehen. Der VBorfigende ffimmt niemals ab. 

F. 44. Sn der Regel genügt eine einmalige Be: 
rathung und Abſtimmung; es bleibt aber jedem Ausſchuſſe 
überlaflen, bei der Nationalverfammlung darauf anzutras 
gen, daß über einzelne Hauptpunfte mehrmald und in 
verfchiedenen Situngen der Berfammlung berathen und 
abgeftimnmt werde. | 


VI. Eingaben. 


.$. 45. Eingaben an die Nationalverfammlung 
find fchriftlichh einzufenden. Die Verſammlung felbit 
läßt in feinem Falle Deputationen in die Sitzungen zu, 
eben fo wenig geftatten folche3 die Abtheilungen und 
Ausſchüſſe. 

— g. 46. Sämmtliche Eingaben werden mit kurzer 
Angabe ihres Inhaltes in ein Verzeichniß eingetragen. 
Daſſelbe wird täglich gedruckt unter die Mitglieder der 
Verſammlung vertheilt und ſowohl den ſtenographiſchen 
Berichten als den amtlichen Protokollen beigegeben**). 
Der Vorſitzende verweiſt diejenigen Eingaben, welche 


*) Beſchluß vom 6. November 1848, 
”) Beihluß vom 3. Juni 1848. Protofol S. 20. 
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nicht befonderen Ausfhüffen übergeben werden, an den 
PVetitiond-Ausfhuß zur Berichteritattung. ; 
| $. 47. Anonyme Petitionen werden ohne Eingehen 
in den Inhalt einfach zu den Acten genommen. + 

8. 48. Dem Petitions-Ausſchuſſe it ein beitimmter 
Tag in jeder Woche zur Vorlegung feiner Berichte ein- 
zuräumen. Erit nad) völliger Erledigung diejer Berichte 
fann zur anderweitigen Tagesordnung übergegangen 
werden. 

$. 49. Den Bittitelern wird durch Protocol 
Auszug Nachricht von dem Beichluffe der Verſammlung 
gegeben. 


vu. Snterpellation der Reichs miniſter. 


G. 50. Jede an die Reichsminiſter gerichtete Inter: 
yellation muß am we vor der nächſten Sitzung dem 
Präfivium fehriftlichh übergeben werden. Dieſes hat die 
Snterpellation fofort zur Kenntniß des betreffenden 
Minifterd zis bringen. Ob Snterpellationen, die als 
befonderd dringend bezeichnet werden, ausnahmsweiſe 
in der Sigung felbit eingegeben werden dürfen, darübe 
entfcheidet die Verſammlung. | 

$. 51. Jede folhe Eingabe muß den Gegenitand 
der nterpellation und deren Veranlaſſung kurz und 
beftimmt angeben. | 

$. 52. Die PVerlefung der. eingegebenen Inter⸗ 
pellation erfolgt ohne Motivirung jederzeit vor der Tages— 
ordnung. Sodann wird gemäß $.29 die Unterſtützungs— 
frage geſtellt. Findet die Interpellation feine hinreichende 
Unterftügung, fo. wird fie zurüdgelegt. 
8. 53. Sit die Interpellation unterftügt, fo Hat 

16 * 
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der betreffende Minifter in derfelben Sigung entweder 
die gewünfchte Antwort zu ertheilen, oder den Tag zu 
beitimmen, wann diefed geihehen fol, oder die Gründe an: 
zugeben, warum eine Beantwortung der Snterpellation 
nicht erfolgen Fönne. 

8.54. Hat der interpellirte Miniiter eine dieler 
Erflärungen abgegeben, fo findet eine weitere Berathung 
über den Gegenitand nur dann ftatt, wenn ein Antrag 
geitellt wird, den die Verſammlung als fehr dringend 
anerfennt*). — 


VII. Abänderung der Geſchäftsordnung. 


$. 55. Selbititändige Anträge auf“ Abänderung 
der Geſchäftsordnung können nur dann zur DBerathung 
fommen, wenn fie fchriftlic und von wenigſtens fünfzig 
Mitgliedern umterzeichnet dem Präſidium übergeben 
werden**), | Ä 


*) Beihluß vom 28. Juli 1848. Protofoll S. 154. 
**) Beihluß vom 28. Mat re Protofoll ©. 15. — Beſchluß vom 
18, Juli 1848. Protokoll ©. 11. 


Anhang 


zu Diefer Geſchäftsordnung. 


Beſchlüſſe, 
die Berathung und Abſtimmung über die Grund— 
rechte des deutſchen Volkes ſowie über den Ent— 
wurf zur Reichsverfaſſung betreffend. 


. Beſchluß vom 11. September 1848, auf 
den Antrag des Abgeordneten Schoder. 


Die Narionalverfammlung befchließt: fogleih auf 
die Berathung der dad Vereins- und PVerfammlungds 
recht, die Deffentlichfeit und Mündligfeit der Rechtspflege 
mit Gefchwornengerichten, und- die Befreiung des Grund 
und Bodens betreffenden Paragraphen des Entwurfs 
der Grundrechte einzugehen und nad) erfolgter Beſchluß— 
nahme darüber, die Beſchlüſſe über: | 

„Sleichheit vor dem Geſetz, unbefchränfte- Glaubens = 

und Gewiffensfreiheit, Preßfreiheit, Unverletzlichkeit 

der Perſon, Unverleglichfeit der Wohnung, Brief: 
geheimniß, Vereins- und Verſammlungsrecht, 

Deffentlichfeit und Mündlichkeit der Rechtspflege 
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mit Gefchwornengerihten, Befreiung des Grund 
und Bodens‘ | 
durch den Verfaſſungsausſchuß zufammenitellen zu 
laffen, dad Ergebniß aber mit den in Folge der zweiten 
Berathung und Abitimmung etwa erforderlihen Modi: 
ficationen ohne Verzug zu verfündigen *). 


1. Befhluß vom 11. September 1848, auf 
den Antrag des Abgeordneten Schneer. 


Die Nationalverfammlung befchließt: ihren Präfi: 
denten zu ermädhtigen, vor dem Beginn der Berathung 
eines jeden Paragraphen des Entwurfes der Grundredite 
die Frage zu ftellen, ob auf die Discufiion verzichtet 
werde. Sobald nicht mindeltend einhundert Mit: 
ne die Discuffion verlangen, werden außer dem 

ntrage der Mehrheit des Verfaſſungsausſchuſſes auch 
die Minoritätderachten deffelben Ausſchuſſes, die etwa 
correfpondirenden Anträge anderer Ausichüffe fomie die 
von mindeitendg zwanzig Mitgliedern der Berfammlung 
geitellten Verbeflerungsanträge ohne weiteres zur Abitim- 
mung gebradht**), 


Im. Befhluß vom 13. Dctober 1848, aufdie 
Anträge des PVerfaffungs:-Ausfhuffes 
und des Abgeordneten Waip. 


Die Nationalverfammlung beſchließt: 
1) Denjenigen Theil der Grundrechte, welcher auf 


*) eis rotofol ©. 2364. 
°, Siehe Protofol S. 264. 
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den Antrag ded Abgeordneten Schoder nad 
der zweiten Berathung verfündet werden fol, 
zur fchleunigen Vornahme der Revifion Behufs 
der zweiten Lefung und zur gleichzeitigen Vor— 
lage eines Einführungsgeleßed an den Berfafs 
fungdausichuß zurüdzuweifen ; 


2) Den nody nicht berathenen Theil der Grundrechte 


vorläufig zurüdzuftellen, damit die Abfchnitte über 
Reich und Reichsgewalt unverzüglih zur Der: 
handlung gelangen; 


3) Für dieſen Theil der Berfaffung, wie bei den 


4) 


Grundrechten, eine zweite Leſung zu beſchließen; 
Ebenfo "drei wöchentlihe Sitzungen regelmäßig 
für die DBerathung der Verfaſſung auszufegen, 
die inzwifchen vorzunehmende zweite Berathung 
des zu publicirenden Theile® der Grundredjte 
vorbehalten. 


IV. Befhluß vom 13. Dctober 1848, auf den 
Antrag des Abgeordneten Plathner. 


Die Nationalverfammlung bejchließt: 

Bei der Verhandlung über den bis jeßt vorgelegten 
Theil der Verfaſſung (Reich und Reidydgewalt) den auf 
den Antrag des Abgeordneten Schneer gefaßten Be: 
ſchluß vom 11. September diefes Jahres in Anwendung 
wu bringen. 2 


.. 
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Franzöſiſche Verfaflung, 
| E gegeben . 
in Kraft der durch das franzöſiſche Volk an 
Louis Napoleon Bonaparte 
durch das Votum vom 20. und 21. December 


übertragenen Vollmachten. 


Der Präſident der Republik, in Erwägung, daß 
das franzöſiſche Volk berufen worden iſt, ſich über 
den folgenden Beſchluß auszuſprechen: 

„Das Volk will die Aufrechthaltung der Auto- 
rität Louis Napoleon Bonaparte's, und ertheilt 
ihm die nöthigen Vollmachten, nach den in feiner 
Proclamation vom 2. December feftgeitellten Grund⸗ 
lagen eine VBerfaffung zu entwerfen; 

Sn Erwägung, daß die der Genehmigung bes 

Volkes vorgefchlagenen Grundlagen waren: 

1) ein für zehn Sahre ernanntes vorantwortli- 
hes Dberhaupt; | 

2) Minifter, die allein von der volliehenden 
Gewalt abhängig; 

3) ein aus den ausgezeichnerften Männern ges 
bildeter Staatsrath, welcher die Geſetze vorbereitet 
und bei deren Discuffion vor dem gefegebenden Kör- 
per aufrecht hält; 

J 
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4) ein die Geſetze discutirender und votirender 
geſetzgebender Körper, ernannt durch das allgemeine 
Stimmrecht, ohne Liſten-Scrutinium, welches die 

Wahl fälfcht; 

5 ee. zweite Aus allen Beruhmtheiten des 
Landes gebildete Verſammlung, eine das Gleichgewicht 
erhaltende Gewalt, Wächter des ———— Ver⸗ 
trages und der Öffentlichen Freiheiten. \ 

In Erwägung, daß. das Volk durch fi eben Mil⸗ 
lionen fünfmalhunderttauſend Stimmen bejahend ge— 
antwortet hat, veröffentlicht die ————— 
deren Wortlaut jean | 


Tuel L. 


Art. 1: ‚Die, Verſaſſung — an, beftätigt 
und gewährleiftet die. im Sabre. 1789 proclamitten 
großen. Grundfühe, welche;:die —— des 
lichen Rechts der — find, | 


Titel u. 
Form der Negierung der Nepasli. 


Art. 2. Die Regierung der ftanzoſiſchen Re⸗ 
publik iſt für zehn Jahre dem gegenwärtigen Prä— 
ſidenten der Republik anvertraut. 

Art. 3. Der Präſident der Republik regiert 
durch Miniſter, einen Staatsrath, einen Sengt und 
einen geſetzgebenden Körper. J 
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Art. 4. Die gefebgebende Gewalt wird gemein 
ſchaftlich (collectivement) durch den Präfidenten ber 
Republif, den Senat und den gefehgebenden Körper 
ausgeübt. 


Titel IL 
Vom Präafidenten der Mepublik. 


Art. 5. Der Präfident der Republik ift dem 
franzöfifchen Volke verantwortlih, an das zu appel- 
(iren er immer das. Recht hat. 

Art. 6. Der Vräfident der Republik it der 
Chef des Staates; er it oberfter Befehlöhaber der 
Land⸗ und Seemacht, erflärt Krieg, ſchließt Friedens- 
Verträge, Bündniffe und Handeld-Tractate ab, er: 
nennt fämmtliche Beamte, erläßt alle Reglements und 
zur Ausführung der Gefehe nöthigen Decrete. 

A Art. 7. Die Zufliz wird. in feinem Namen aus 
geübt. I 
" Art. 8 Er allein hat die Snitiative zu den 
Geſetzen. 

Art. 9. Er hat das Recht der Begnadigung. 

Art. 10. Er ſanctionirt und promulegirt die 
Geſetze und die Senats-Beſchlüſſe. 

Art. 11. Er legt alle Jahre dem Senate und 
dem geſetzgebenden Körper in einer Botſchaft den 
Stand der Affairen der Republik vor. 

Art. 12. . Er hat das Necht, den Belagerungss 
zujtand in einem oder mehreren Departements zu ers 

1 * 
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flären, jedod,) mit dem Vorbehalte, darüber Dem Se— 
nate im Fürzejter Friſt zu referiren. Die Confequen- 
zen des DBelagerungszuftandes find durch das Geſetz 
geregelt. 

Art. 13. Die Minifter Hängen nur vom Chef 
des Staates ab; jeder Minifter iit nur für diejenige 
Note der Regierung verantwortlich, die in feinem Bes 
reich fallen; es eriftirt durchaus Feine Solidarität uns 
ter ihnen; fie Fünnen nur durch den Senat in An 
Flagezujtand verſetzt werden. 

Art. 14. Die Minifter, die Mitglieder des Ses 
nates, des gefehgebenden Körpers und des Staats⸗ 
rathes, die Land » und See⸗-Officiere, die Richter 
und öffentlichen Beamten fchwören den folgenden Eid: 
„Sch ſchwöre Gehorfam der Gonftitution 
und Treue dem Prafidenten“; 

Art. 15.. Ein Senats - Befchluß (senatus- con- 
sulte) fest die jährlich dem Präfidenten der Res 
publif für die ganze Dauer feines Amtes bewilligte 
Summe feit. 

Art. 16. Stirbt der Vräfident der Republik, 
ehe fein Mandat erlofchen ift, fo beruft der Senat: 
die Nation, um eine Neuwahl vorzunehmen. 

Art. 17. Das StaatssÖberhaupt hat das Recht, 
durd) einen geheimen und in den Senats-Archiven nie- 
dergelegten Act dem Bolfe den Namen des Bürgers zu 
bezeichnen, welcen er im Intereſſe Frankreichs dem 
Vertrauen und der Wahl des Volkes empfiehlt. 

Art. 18. Bis zur Wahl des neuen Präffden- 
ten der Republif regiert der Senats = Präfident im 
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Berein mit den fich im Amte befindenden Miniftern, 
die fich als Negierungs» Confeil conftituiren und mit 
Stimmenmehrheit Befchlüffe faffen. 


Zitel IV. 
Vom GSenate. 


Art. 19. Die Zahl der Senatoren Eann nicht 
mehr als 150 betragen: für das erſte Jahr iſt ſie 
auf SO feſtgeſetzt. 

Art. 20. Der Senat beſteht: 

1) Aus den Gardinälen, ben Marſchaͤten, den 
Admiralen; 

2) aus den Bürgern, welche der Präſident zu 
der Senatoren-⸗Würde zu ernennen für angemeſſen hält. 

Art. 21. Die Senatoren find unabfegbar und 
werden auf Lebenszeit ernannt. 

Art. 22. Die Functionen des Senates find uns 
entgelblich; nichts deito weniger wird der Präfident der 
Republik an Senatoren, wegen geleifteter Dienfte und 
wegen ihrer WVermögenslage, ‚eine perfönliche Dota- 
tion bewilligen können, welche 30,000 Fr. jährlich 
nicht wird. überfteigen Fönnen. 

. Art. 23. Der Präfident und die Bice» Präft- 
denten des Senats werden durch den Präſidenten der 
Republik ernannt und unter den Senatoren gewählt. 
Sie werden für ein Jahr ernannt. Das Gehalt des 
Präſidenten der Republik wird — ein Decret feſt⸗ 


geſetzt 


6 Sranzöftfche Verfaſſung. 


Art. 24. Der Präfidene der Republik beruft 
und prorogirt den Senat. Er ſetzt die Dauer ſeiner 
Seſſionen durch ein Decret feſt. 

Art. 25. Der Senat ijt der Mächter des Fun« 
damental= Vertrages und der Öffentlichen Freiheiten. 
Kein Geſetz kann befannt —— werden, bevor es 
ihm vorgelegt worden iſt 

Art. 26. Der Senat widerfept ſich der Befannt- 
machung: 

1) von Gefegen, welche — die Berfaffung, 
Die Religion, die Moral, die Freiheit der. Culte, der 
perfönlichen Freiheit‘, ‘die ‚Gleichheit der Bürger vor 
dem Gefebe, die Unverfeblichfeit des. Eigenthums und 
den Grundfag der Nichtabfegbarfeit der Magiftratur 
verſtoßen oder: diefelben angreifen würden; 

2) von -folchen, welche: die Vertheidigung des Ge⸗ 
biets gefährden könnten. 

Art. 27. Der Senat! regelt durch ein Senatud- 
Eonfult: 
1): die Verfaſſung der Enlosiniin und Algeriens; 

2) alles: das, was. nicht Durch. die Berfaffung 
vorgefehen und was zu ihrem: Gange nöthig iſt; 

3) den Sinn der Artifel der Verfaſſung, welche 
zu verſchiedenen Auslegungen Anlaß geben. : 

Art. 28.: Die Senats ⸗Beſchlüſſe werden dem 
Mräfidenten der Republik zur Genehmigung — 
und werden von: ihm promulgirt. urn 

Art. 29: - Der Semat bekräftigt üben: erklärt. für 
nichtig alle ihm von der Regierung als verfaffungss 
widrig überwiefenen, oder aus Ddemfelben Grunde 
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durch Petitionen: der: Burger mem BeDIACDEEN Ba 
langen. 2 0 07» 0 cher nen 

Art. 30. < Der Senat — in einem an den 
Präfidenten der Republik gerichteten Berichte, Grund- 
lagen zu Geſetz ⸗Entwürfen von großem Rational- 
Intereſe im; Vorſchlag bringen. 

Art. 31. Er kann gleicher Maßen Abänderungen 
der. Berfaffung, vorfehlagen. . Wenn: der Borfchlag von 
der: egecutiven Gewalt angenommen: wird ‚wird: det, 
felbe durch ein Senatuss Sonfult beſchloſſen. 

Art. 32. Dennoch aber: foll jede Abänderung 
der weferitlichen! Grundbeſtimmungen der Verfaſſung 
— jene, welchei:in der Proclamation des:2: Decem⸗ 
ber find vorgefchlagen und vom franzöfiichen Volke 
angenommen worden‘ — der en en‘ 
unterworfen werden. 1 3 

Art! 33.2Im geue einer. Auflbſung des — 
gebenden Körpers und bis zu. einerimenen: Einberuü⸗ 
fung deſſelben, trifft der Senat, auf den Antrag des 
Präfidenten der Republik, durch: dringliche Maßnah- 
men Vorſorge für — was m ben — ‚ber: Re⸗ 
— ar iſt. Aal: Pr 

Bi —— —— Y. p Zu 
Som ie Rörper.. 

F 33 DB se 
; art. a. Die‘ Wahl hat: zur Grundig ‚Die 
gg ‘da populatien).:: 

Art3735.' Auf 35,000. Wähler: tvieh, ein; Depr- 
tiger: zum! gefeßgebenben Körper: fommen; 


8 Franzöfiſche Berfaffung. 

Art. 36: Die’ Depuricten werden gewählt durch 
das allgemeine Stimmrecht, ohne Liiten » Scrutinium. 
Art. 37. Sie empfangen feine Befoldung. 

Art. 38. Sie find ernannt für zehn Sahre. 

Art. 39. Der gefesgebende Körper discutirt und 
votirt die Geſetzes- und Steuer» Vorfchläge. 

Art. 40. Jedes Amendement, welches durch die 
mit der. Prüfung eines Gefebesvorfchlages beauftragte 
Commiſſion adoptirt iſt, wird durch dem Präſidenten 
des gefeßgebenden Körpers ohne Discuffion an den 
Staatsrath gefandt. Wenn das Amendement durch 
den Staatsrath nicht adopfirt wird, Fann es ber Be- 
rathung bes gefeggebenben Körpers. —— unterworfen 
werden. 

Art: 41: Die gewöhnlichen: Seifiomen des ge⸗ 
ſetzgebenden Körpers dauern drei Monate; die Sitz⸗ 
ungen ſind öffentlich, aber das’ Verlangen von fünf 
Mitgliedern reicht Hin, daß: fidy bie Verſammlung zum 
geheimen Comité bildet. 

Art. 42, Der Sihungs ⸗Bericht des geſetzge⸗ 
benden Körpers durch die Journale oder durch jedes 
andere Mittel der Veröffentlichung wird nur in der 
Wiedergebung des am Schluſſe jeder Sitzung durch 
die Fürſorge des Präſidenten des —— Kör- 
vers abgefaßten Protocolls beftehen . 

Art. 43. Der Präfident und die Vice - Praͤſi⸗ 
denten des geſetzgebenden Körpers werden durch den 
Präfidenten der Republik ernannt; ; fie werden unterden 
Depntirten gewählt: Das Gehalt des Präfidenten des 
oefeßgebenden Körpers wird’ durdy: ein Decret feſtgeſetzt 
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Art, 44, . Die Minifter können nicht Mitglieder 
des geießgebenben Körpers fein. 

Art. 45. Das Petitionsrecht übt fi ch beim Se— 
nate aus, Keine Petition kann an den gefebgebenden 
Körper gerichtet werden. 

Art. 46. Der Präfident der Republik beruft, 
vertagt, provoeirt den gefehgebenden Körper und [öft 
ihn auf. Sm Falle der Auflöfung muß der Präfl- 

dent einen neuen in der Friſt von fechs Monaten zus 
fammenberufen. | 


Titel V 1. 
Bom Staatsrath. 


' Art. 47. Die Zahl der Staatsräthe im gewöhn- 
lichen Dienſte beträgt vierzig bis fünfzig. 

Art: 48. Die Staatsräthe werden vom Prär 
fidventen der Republif ernannt, der diefelben auch 
von- ihrem Poſten abberufen Fann. 

: «Yet. 49, Dem Staatsrath präſidirt der Präfi- 
dent der Nepublif und im ‚feiner Abwefenheit die Pers 
fon, welche er als Vice» Präfi benten des ———— 
bezeichnet. 

Art. 50. Der Staatsrath hat den Beruf, uns 
ter Leitung des Präfldenten der Nepublif die Ges 
febed a Entwürfe, fo: wie die auf die Staatsverwaltung 
bezüglichen Verordnungen zu redigiren und Die bei 
Serra ee rare ER Schwierig. 
keiten zu. löͤſen. 
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Art. 51. Er unterftügt im Namen der Regie: 
rung die Discuffion der Gefehvorlagen vor dem Ge: 
nate und dem gefeßgebenden Körper. 

Die Staatsräthe, welche im.Namen der Regie- 
rung das Wort zu führen haben, werden 'vom Prä- 
fidventen der Nepublif bezeichnet. 

Art. 52. Das Gehalt eines jeden Staatsrathes 
beträgt 25,000. %. 

Art. 53. Die Minifter haben Rang, Si und 
deliberative Stimme im Staatsrath). 


Titel VM. 
Bon dem Juſtizboſe. 


Art. 54. Der Hohe Juſtizhof — cour de 
justice) wird, ohne Appel und Recours, richten über 
alle Perfonen, die. vor ihn werden verwiefen werden 
als angeklagt wegen: Verbrechen, Angriffe oder Ber: 
fchwörungen wider. den Präftdenten der. Rupublif und 
wider die innere oder äußere ‚Sicherheit des Staates. 
Er fann nur in Kraft einer Verordnung des Präs 
ſidenten der Republik mit einer Sache befaßt werden. 

Art. 55. Ein Senatus⸗Conſult wird die Or⸗ 
ganifation dieſes hohen Hofes ——— 

Titel vm. 

augememne und — Beftimmungen 


Art. 56. Die Beftiurmlungen. ‚der vorhandenen 
Geſetzbücher einzelner Geſetze und Neglements, welche 
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der gegenwärtigen Verfaſſung nicht widerſprechen, blei- 
ben in Kraft, bis fie auf gefegmäßigem Wege auf- 
gehoben werden. 

Art. 57. Ein Gefes wird die Drganifation der 
Gemeinden feftftellen. Die Maires werden von der 
Erecutiv» Gewalt ernannt werden; fie koͤnnen auch 
außerhalb des Gemeinberaths genommen werden. 

Art. 58. Die gegenwärtige Verfaſſung wird in 
Kraft fein von.dem Tage an, an welchem die großen 
Staatsförper, die fie organifirt, conjtituirt fein werden. 

Die durch den Präfidenten der Republik vom 2. 
December ab bis zu dem befagten Zeitpunct erlaffe- 
nen Verordnungen? werden Geſetzeskraft beſitzen. 


Louis Napoleon. 
u Geſehen und unterſiegelt mit dem großen Staats- 


Inſieg el, 
Der Siegelbewahrer, Miniſter der Zuſiz 


Grundgefeß 


für das 
Königreich der Niederlande*) 
aus dem jahre 1848 (14. Dectober). 


| Erſtes Capitel. 
Von den Königreich und feinen Einwohnern. 


Het. 1. Das Königreich der Niederlande befteht 
in Europa aus den gegenwärtigen Provinzen: Nords 
brabant, Geldern, Südholland, Nordholland, See— 
land, Utrecht, Friesland, Oberyſſel, Gröningen, 
Drenthe und dem Herzogthum Limburg, indem Die 
Verhältniffe diefes: Herzogehums Limburg, mit Aufs 
fonderung der Feitungen Maaftriht und Venlo in 
ihren Umfreifen, zu dem Deutfchen Bunde aufrecht 
erhalten bleiben. 

Art. 2. Das Gefeb Fann Provinzen und Ges 
meinden vereinigen und trennen. 

Die Gränzen des Staates, der Provinzen und 
Gemeinden fünnen durd dag Gefetz verändert werden. 


*) Nah ver Ueberſetzung von Dr. 8. W. Schubert: 
„Die — u. Grundgefebe der Staaten 
Europas. Königsberg 1850.” 
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Art. 3. Alte, die ſich auf diefem Grundgebiete 
diefes Reiches finden, fie mögen Eingefeffene oder Aus» 
länder jein, haben gleichen Anfpruch auf die Beichir- 
mung ihrer Perſon und Güter. 

Das Geſetz regelt die Zulaffung und die Anfied- 
fung der Ausländer und die allgemeinen Bedingungen, 
nach welchen in Beziehung auf ihre Auslieferung 
Verträge mit auswärtigen Mächten gefchloffen wer- 
den Fönnen. 

Art. 4. Die Ausübung der bürgerlichen Rechte 
wird durch das Geſetz feftgeftellt. 

Art. 5. Um das befondere Gemeinde «Bürger: 
recht zu erlangen, muß man Niederländer fein. 

Art. 6. Jeder Niederländer iſt zu allen Amts— 
ftellen zuzulaffen. 

Kein Ausländer ift zu denfelben zuzulaffen, als 
in Folge der Beitimmungen der Gefebe. 

Art: 7. Das Geſetz erklärt, wer ein Nieders 
länder iſt. 

Ein Ausländer wird nur durch ein Geſetz natu- 
ralifirt. 

Art. 8. Niemand hat eine vorhergehende Er—⸗ 
laubniß nöthig, um Durch die Preffe feine Gedanken 
oder Gefühle mitzutheilen, indem die Berantwortlich- 
feit eines Jeden nad) den Gefeben gewahrt wird. 

Art. 9. Jeder Einwohner hat das Recht, fchrift- 
liche Bittfchriften am die zuftändigen Behörden einzu: 
reichen, wenn fie perfönlich und nicht im Namen 
Mehrerer unterzeichnet werden: das lebte Fann allein 
von Corporationen gefchehen, welche gefeglich zufanı= 
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mengefest oder als ſolche erfannt find, und in Diefem 
Falle nicht anders als über Gegenftände, Die zu. ihren 
gefeglichen Wirkungskreiſen gehören. 

Art. 10. Das Recht der. Einwohner zur Ber: 

einigung und Berfammlung wird anerkannt. 

— Das Gejeb regelt und befchränft die Ausübung 
dDiefes Rechtes in feiner Beziehung zur Öffentlichen 
Drdnung. 


Zweites Gapitel. 
Bon dem Rönmige. 


Erjte Abtheilung. 
Bon der Thronfolge. 


Art. 11. Die Krone Der Niederlande in und 
bleibt übertragen auf Seine Majeftät Wilhelm Fried: 
rich , Prinz von Dranien- Naffau, um in feinem und 
jeiner geſetzlichen Nachkommen erblichen ‚Befige zu 
bleiben, in Webereinftimmung mit nachfolgenden Felt 
jteflungen. - Be 

Art. 12. Die gefeblichen Nadyfommen des regie— 
renden Königs find die Kinder, welche jetzt leben vder 
fpäter nocy geboren werden, aus feiner gegenwärtigen 
Ehe mit Ihrer Majeftät Friederike Louiſe Wilhelmine, 
Prinzeſſin von Preußen: und im Allgemeinen alle 
Nachfommen aus einer Che, die von dem Könige 
mit gemeinfchaftlicher Berathung der Generals SACHEN 
eingegangen oder zugeſtanden iſt. 
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Art. 13. Die Krone geht - von Rechtswegen 
auf den. Eritgebornen. über, fo daß der ältefte Sohn 
des Könige oder der männliche Erbe des äfteften 
Sohnes nad). Repräfentationsrecht nachfolgt. 

Art. 14. Bei Crmangelung eines: männlichen 
Grben des Alteiten Sohnes, geht die Krone über auf 
feine Brüder oder deren männliche Erben, in. gleicher 
Weite nacı dem: Rechte der Erfigeburt und der Re— 
präfentation.-, 

Art. 15: Bei gänzficher Grmangelung von männz 
lichen Erben: aus diefem Haufe von Dranien - Naffau 
geht die Krone über auf die Zochter des Königs 
nad) dem Rechte der Eritgeburt. 

Art. 16; Sind auch nicht Töchter des Königs 
hinterlaffen, ſo trägt die älteſte Tochter aus der 
älteften abfteigenden männlichen Linie des lebten 
Königs die Königliche Würde in ihr Haus. über, 
und wird,. ment fie vorher verftorben fein follte, durch 
ihre Nachkommen repräfentiet. 

Met. 17. Sofern Feine männliche abfteigenbe 
Linie des letzten Königs vorhanden iſt, ſo erbt die 
älteſte abſteigende weibliche Linie, ſo daß der männ— 
liche Zweig vor dem weiblichen Zweige und der älteſte 
vor dem jüngeren, und in jedem Zweige die Männer 
vor den Frauen und die ältern vor den jüngern den 
Vorrang haben. 

Art. 18. Wenn der König ohne Nachkommen— 
fchaft ftirbt und Fein männlicher Erbe aus dem Haufe 
Dranien-Naffau übrig ift, fo folgt ihm fein nädhfter 
Blutdverwandter, vermiktelit feiner Berwandjchaft mit 
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dem Föniglichen Haufe, und wird derfelbe, wenn er 
fhon verjtorben fein follte, durch feine Nachfommen 
repräfentirt. 

Art. 19. Wenn eine Frau die Krone in ein 
anderes Haug Übergetragen hat, fo tritt dies Haus 
in alle Rechte des unfprünglien Stammhaufes, und 
die vorhergehenden Artifel find auf daffelbe anzumen- 
den, mit der Folge, daß ihre männliche Erben vor 
allen Frauen der weiblihen Nachfommen erben, und 
Feine andere Linie auf den Thron gerufen wird, fo 
lange Semand von ihren Nachfommen am Leben ift. 

Art. 20, Eine Prinzeffin, die ohne Zuftimmung 
der General» Staaten eine Ehe eingegangen ift, hat 
Fein Recht auf die Krone. ine Königin, die ohne 
diefe Zuftimmung eine Ehe eingeht, entfagt damit der 
Krone. | 

Art. 21. Bei Ermangelung von Nachfommen- 
fchaft des gegenwärtigen Könige Wilhelm Friedrich 
von Dranien»Naffau, geht die Krone über auf feine 
Schweiter Friederife Louife Wilhelmine yon Dras 
nien=Naffau, Wittwe des feeligen Erbprinzen Garl 
Georg Auguft von Braunfchweigs- Lüneburg *), oder 
ihre gefeglichen Nachkommen aus einer folchen Ehe, 
die in Hebereinftimmung mit dem Art. 12 geichloffen ijt. 

Art. 22. Sollte auch die geſetzliche Nachfom- 
menjchaft diefer Fürftin fehlen, fo geht dies Erbrecht 


*) Er war der ältefle Sohn des Herzogs Earl von Braun- 
fhweig und flarb furz vor feinem Vater, am 20. Sept. 
1806. Seine Gemahlin Iebte zu Amfterdam feit 1814 
und ftarb 15. October 1819. 
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über auf Die gefeglichen männlichen Erben der Prin- 
zeffin Caroline von Dranien *), Schweiter des ver- 
ttorbenen Prinzen Wilhelm V. und Gemahlin des ver: 
torbenen Fürften von Naffau= Weilburg, in gleicher 
Weiſe nach dem Rechte der Erjtgeburt und der Re⸗ 
präfentation. 

Art. 23. Wenn befondere Umftände einige Ver: 
änderungen in der Thronfolge-Ördnung nothwendig mas 
chen follten, fo it der König berechtigt, darüber einen 
Gejetes « Vorfchlag zu machen, welcher auf biefelbe 
Weiſe zu behandeln ift, wie in Anfehung der Veräns 
derungen des Grundgefeßes in den Art. 196 — 99 
vorgeſchrieben ift. 

Art. 24. Daffelbe findet jtatt, wenn Fein nad) 
diefem Grundgefete berechtigter Nachfolger vorhanden ilt. 

Iſt der Nachfolger nicht benannt oder fehlt er 
bei dem Ableben des Königs, fo gefchieht die Ernen- 
nung durch die General» Staaten, welche dazu in 
doppolter Anzahl einberufen werden, in vereinigter 
Sitzung derfelben. 

Art. 25. Sn den in den Art. 21, 22, 23 
und 24 vorgefehenen Fällen wird die Thronfolge ges 
ordnet nach den Beitimmungen in den Art. 12, 13, 
14, 15, 16, 17, 18 und 19. 

Art. 26. Der König kann Feine fremde Krone 
tragen mit Ausnahme der von Luxemburg. 

In feinem Falle kann der Sig der Regierung 
aufferhalb Diefes Reiches verlegt werden. 


*) Diefe Fürftin war ſchon am 6. Mat 1787 geftorben. 
2 
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Bon den Cinfünften der Krone. 


Art. 27. Außer dem Einfommen aus den Do: 
mainen, welches durch das Geſetz vom 26. Auguit 
1822 aufgegeben und im Sahre 1848 durch den König 
zu den Srondomainen an den Staat zurückgegeben 
war, genießt König Wilhelm II. ein jährliches Ein: 
fommen von einer Million Gulden aus der Staats— 
kaſſe. 

Bei jeder neuen Thronbeſteigung wird das Ein— 
kommen der Krone durch das Geſetz geregelt. 

Art. 28. Dem Könige werden zu feinem Ge 
brauche Sommer » und Winter - Paläjlte in Stand 
gehalten, zu deren Unterhaltung jedoch nicht mehr als 
50,000 Gulden jährlich auf Yandesfoften gebracht wer: 
den dürfen. 

Art. 29. Der König und der Prinz von Ora— 
nien find frei von allen perfönlichen Laſten. 

Keine Befreiung von anderen Laften wird von 
ihnen genofien. 

Art. 30. Der König richtet fein Haus nad 
feinem eigenen Gutbefinden ein, 

Art. 31. Das jährliche Einfommen einer Kö: 
nigin Wittwe während ihres Wittwenjtandes beträgt 
aus der Staatsfaffe 150,000 Gulden. 

Art. 32. Der Altefte von des Königs Söhnen 
oder der ferneren männlichen Nachfommen, welcher 
der vermuthliche (präfumtive) Erbe der Krone if, 
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iſt der erjte Unterthan des Königs und führt den 
Zitel: „Prinz von Dranien“. 

Art. 33. Der Prinz von Dranien genießt als 
folcber aus der Staatsfaffe ein jährliches Einfommen 
von 100,000 Gulden, von der Zeit an zu rechnen, 
daß er das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben 
wird; dieſes Einfommen wird auf 200,000 Gulden 
erhöht, uacdem er eine Ehe in Uebereinjtimmuna 
mit Art. 12 diefes Grundgeſetzes geichloffen hat. 


Dritte Abtheilung. 
Bon der Bormundfchaft des Königs. 


Art. 34. Der König ift volljährig fobald er 
fein achtzehnted Lebensjahr vollendet hat. 

Art. 35. So lange der König minderjährig ijt, 
jteht er unter der Vormundſchaft einiger Mitglieder 
des Königlichen Haufes und einiger angefehener Nies 
derländer. 

Art. 36. Die VBormundfchaft wird geregelt und 
die VBormünder werden ernannt durc) ein Geſetz. 

Ueber den Entwurf diefes Geſetzes faffen Die 
Generals Staaten ihren Beſchluß in einer vereinigten 
Sitzung der beiden Kammern, 

Art. 37. Diefes Gejeg wird noch bei Lebens— 
zeiten von dem Könige für den Fall der Minderjähs 
rigfeit feines Nachfolgers gemacht. Wenn dies nicht 
gefchehen fein follte, fo werden, fofern dies thunlich 
ift, einige der nächiten Blutsverwandten des minders 

2 + 
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jährigen Königs über die Regelung der VBormunds 
ichaft gehört. 

Art. 38. Bevor die Bormundfchaft angetreten 
wird, legt jeder der Vormünder in einer vereinigten 
Sigung der beiden Kammern der Generalftaaten, 
in die Hände des Präfidenten den folgenden Eid oder 
Gelöbniß ab: 

„ich ſchwöre (gelobe) Treue dem Könige; ich 
ſchwöre (gelobe) alle die Pflichten, welche die Vor: 
mundfchaft mir auferlegt, heilig-zu erfüllen, und 
ed mir befonders anliegen zu laffen, dem Könige 
Anhänglichfeit an das Grundgeſetz und Liebe zu 
feinem Volke einzuflößen.* 

„So wahr mir Gott der allmächtige helfe!" - 
(„Das gelobe ich!“) 

Art. 39. Sn dem Falle, daß der König fich 
außer Stande befindet, die Regierung wahr zu nehs 
men, fo wird in der nöthigen Füriorge für feine 
Perfon nach den Vorſchriften verfahren, welche über 
die Vormundfchaft eines minderjährigen Königs in 
dem Art. 36 und den folgenden feſtgeſetzt find. 


Bierte Abtheilung. 
Bon der Regentfchaft. 
Art. 40. Während der Minderjährigfeit des 
Königs wird die Fönigliche Gewalt durch einen Res 


genten ausgeübt. 
Art. 41. Der Regent wird ernannt durch ein 
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Geſetz, welches zugleicdy die Nachfolge in der Negent- 
ſchaft, fo lange die Minderjährigfeit des Königs Dauert, 
regeln Fan. Ueber den Entwurf diefes Geſetzes faſſen 
die General-Staaten ihren Beſchluß in einer vereinig— 
ten Sitzung der beiden Kammern. 

Das Geſetz wird noch bei Lebenszeiten des Kö— 
nigs für den Fall der Minderjährigkeit feines Nachs 
folgers gemadht. 

Art. 42. Die fönigliche Gewalt wird gleichfalls 
auf einen Regenten übertragen, für den Fall, daß 
der König außer Stand gefeht it, die Regierung 
wahr zu nehmen. 

Wenn dies dem Staatsrath, in Vereinigung mit 
den Chefs der Minifterials Departements, nach einer 
genauen Unterfuchung ſich als ermwiefen gezeigt hat, 
fo beruft er ungefäumt die General-Staaten in dop— 
pelter Anzahl der Mitglieder zu einer Berfammlung 
zujammen, um ihnen über ven vorhandenen Fall einen 
Borfchlag zu machen. 

Art. 43. Die General-Staaten unterjuchen die: 
fen Borfchlag, und fo fern fie ihn in vereinigter 
Sigung der beiden Kammern in doppelter Anzahl 
zum Befchluß genommen und die Richtigfeit erfannt 
haben, fo wird es in ber Form eines feierlich zu 
verfündigenden Gefeges befannt gemacht, daß der im 
vorigen Artikel angedeutete Fall eingetreten ült. 

Art. 44. Wenn der Prinz von Dranien fein 
achtzehntes Jahr noch nicht zurücgelegt, jo wird in 
gleiher Weife für diefe Negentfchaft, wie in dem 
Art. 43 feſtgeſtellt ift, für fo lange Zeit Fürforge 
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getroffen, ald der König fich außer Stande befindet, 
die Regierung wahrzunehmen, und der Prinz von 
Dranien noch nicht fein achtzehntes Jahr zurückges 
legt hat. 

Art. 45. Der Regent legt in einer vereinigten 

Eitung der beiden Kammern der Generaljtaaten in 
die Hände des Präfidenten den nachfolgenden Eid 
oder Gelöbniß ab: 

„sch ſchwöre (gelobe) Treue dem Könige; ich 
ſchwöre (gelobe), daß ich in der Ausübung der 
Föniglichen Gewalt, fo lange der König minderjährig 
ift (fo lange der König fich außer Stande befindet, 
die Regierung wahrzunehmen), das Grundgeſetz 
dDiefes Reiches ſtets aufrecht halten und handhaben 
werde.“ 

„sch ſchwöre (gelobe), daß ich die Unabhängig. 
feit des Territoriumd des Reichs mit allem meinem 
Vermögen vertheidigen und bewahren werde; daß 
ich die allgemeine und befondere Freiheit und die 
Rechte afler Unterthanen des Königs und von jedem 
unter ihnen befchirmen und zur Erhaltung und Ber 
förderung der allgemeinen und befonderen Wohl« 
fahrt alle Mittel anwenden werde, welde Die Ges 
jege zu meiner Verfügung ftellen, fo wie ein guter 
und getreuer Negent es fchuldig ift zu thun.“ 

„So wahr mir Gott der Allmächtige helfe.” 
(„Das gelobe ich“). 

Art. 46. Wenn der Prinz von Dranien fein 

achtzehntes Jahr zurückgelegt hat, fo ift er in dem 
Falle des Artifels 42 von Nechtswegen Regent. 
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Art. 47. Bis daß in dem Fall des Artif. 42 
der Prinz von Dranien oder der ernannte Regent 
die Regentſchaft angetreten hat, wird die Fönigliche 
Gewalt durch den vereinigten Rath ausgeübt, welcher 
nach der Vorfchrift des Art. 42 zufammengefeßt iſt. 

Daffelbe findet ftatt, wenn bei dem Ableben des 
Königs ein Negent für den minderjährigen Nachfol— 
ger oder auch der bevormundete Nachfolger fehlt, big 
daß der ernannte Negent oder Nachfolger die Regie. 
rung angetreten hat. 

Die Mitzlieder diefes zufammengefegten Rathes 
legen in die Hände des durch fie erwählten Präſiden— 
ten, und Diefe zufammen in einer vereinigten Sitzung 
der beiden Kammern der General-Staaten den nadı- 
itehenden Eid oder Gelöbniß ab: 

„sh ſchwöre (gelobe), daß ich als. Mitglied 
(Präfident) dieſes Negentfchaftsraths in der Aus- 
übung der föniglichen Gewalt das Grundgeſetz auf: 
recht zu erhalten und zu handhaben helfen werde.” 

„Sp wahr mir Gott der Allmächtige helfe.“ 
(Das gelvbe ich.“) 

Art. 48. Ein Gefes ſtellt feit, wie bei der Er- 
nennung Des Pegenten oder bei der Uebernahme der 
Regentjchaft durch den Prinzen von Dranien der Be— 
trag für die Koften der Negentfchaft von dem jühr- 
fihen Einfommen der Krone genommen werden foll. 

Diefe Beltimmung kann während der Dauer der 
Regentfchaft nicht geändert werden. 

Art. 49; Der König, auf welchen der Art. 43 
angewandt ift, übernimmt fobald ed möglich ijt, wie- 
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der die Ausübung der Negierungsgewalt, kraft eines 
Geſetzes, in welchem die in dem genannten Artikel 
angegebene Erflärung wieder aufgehoben wird. 

Bis zu Diefer Aufhebung find die Chefs der Mis 
nifterial-Departements, fowie die VBormünder, perjüns 
lich verpflichtet, an die Kammern der General-Staas 
ten, fo oft fie gefragt werden, über des Königs Zus 
ſtand Bericht zu erftatten. 


Fünfte Abtheilung. 
Don der Huldigung des Königs. 


Art. 50. Der König, welcher die Regierung 
antritt, wird fobald als möglich feierlich beeidigt und 
empfängt die Huldigung in der Stadt Amjterdam in 
einer Öffentlichen und vereinigten Sitzung ver beiden 
Kammern der Generals Staaten. 

Art. 51. In Diefer Verfammlung wird von 
dem Könige der folgende Eid oder Gelöbniß auf das 
Grundgefe abgelegt: 

„Ich ſchwöre (gelobe) dem Niederländifchen Volke, 
daß ich das Grundgefeb dieſes Reichs ſtets auf- 
recht erhalten und handhaben werde." 

„Sch ſchwöre (gelobe), daß ich die Unabhängig» 
feit auf dem Grundgebiete des Reichs mit allem 
‚meinem Vermögen vertheidigen und bewahren werde ; 
daß ich die allgemeine und befondere Freiheit und 
die Rechte von allen meinen Unterthanen beſchir⸗ 
men und zur Erhaltung und Beförderung Der all; 
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gemeinen und befonderen Wohlfahrt alle Mittel an= 
wenden werde, welche die Geſetze zu meine» Vers 
fügung ftellen, fowie ein guter König zu thun fchuls 
dig iſt.“ 

„Sp wahr mir Gott der Allmächtige helfe,” 
(„Das gelobe ih“). 

Art. 52. Nach der Ablegung diefes Eides oder 
Gelöbniffes wird dem Könige in derfelben Verſamm— 
lung durch die General» Staaten gehuldigt, indem der 
Präfident die nachfolgende feierliche Erflärung aus— 
fpricht, die darauf nach ihm ein jedes Mitglied, Mann 
für Mann, beeidigen oder befräftigen werden: 

„Bir empfangen und huldigen, im Namen des 
Niederländifchen Volkes Fraft Des Grundgeſetzes, 
Sie als König; wir ſchwören (geloben), das wir 
Ihre Unverletzlichkeit in den Rechten Ihrer Krone 
aufrecht erhalten werden; wir ſchwören (geloben), 
daß wir Alles thun werden, was gute und getreue 
Generals Staaten zu thun ſchuldig find.“ 

„So wahr und Gott der Allmächtige helfe.“ 
(„Das geloben wir.") 


Sechſte Abtheilung. 
Bon der Macht des Königs. 
Art. 53. Der König ift unverleglih; die Mi- 
nifter find verantwortlid). 


Art. 54. Die ausübende Gewalt beruht bei 
dem Könige. 
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Art. 55. Der König hat die obere Xeitung der 
auswärtigen Angelegenheiten. 

Art. 56. Der König erflärt den Krieg, Er 
-gibt davon unmittelbare Kenntniß den beiden Kam— 
mern Der General» Staaten, indem er Diejenigen Mit: 
theilungen hinzufügt, welche er für das Intereſſe und 
die Sicherheit des Neichd angemeflen erachtet. 

Art. 57. Der König fehließt und beftätigt Friedens— 
und alle andern Verträge mit den fremden Mächten. 

Er theilt den Inhalt diefer Verträge den beiden 
Kammern der GeneralsStaaten mit, fo weit er fie 
für das Intereſſe und die Sicherheit des Staates 
zuläffig erachtet. 

Verträge, welche mit der Abtretung oder Ver— 
taufchung eines Theiles des Örundgebietes in Europa 
oder in andern MWelttheilen verbunden find, oder einige 
andere Beitimmungen oder Veränderungen enthalten, 
welche gefegliche Nechte betreffen, werden von dem Kö: 
nige nicht eher beftätigt, als bis die General-Staaten dieſe 
Beitimmungen oder Veränderungen genehmigt haben. 

Art. 58. . Der König hat die oberfte Gemalt 
über die See- und Landmacht. 

Die Militär » Beamten (Offieiere) werden von 
ihm ernannt. Sie werden von ihm befördert, entlajfen, 
oder auf Penſion gejegt, indem die Borfchriften bes 
folgt werden, welche die Geſetze darüber bejtimmen. 

Die Penfionen werden durch das Gefeb geregelt. 

Art. 59. Der König hat die obere Leitung der 


Colonieen in den Befisungen Diefes Reichs in anderen 
MWelttheilen, 
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Die Reglements über die Verwaltung derfelben 
werden durch Das Geſetz geregelt. 

Das Münzweien wird durc das Geſetz geregelt. 

Andere Angelegenheiten, welche diefe Solonieen und 
Beſitzungen betreffen, werden durch das Geſetz geregelt, 
joweit die Bedürfniſſe dies zu erfordern jcheinen. 

Art. 60. Der König läßt jährlich den General: 
Staaten einen ausführlichen Bericht geben über Die 
Berwaltung diefer Colonieen und Befigungen und über 
den Zujtand, in welchem fie fich befinden, 

Das Geſetz regelt die Art der Verwaltung und 
Berwendung der Geldmittel der Eolonieen. 

Art. 61. Der König hat die oberfte Leitung 
über Die allgemeinen Geldmittel. Er regelt die Be- 
fjoldungen aller Behörden und Aemter, die aus der 
Staatsfaffe gezahlt werden. 

Das Geſetz beftimmt die Beſoldung der richter⸗ 
lichen Aemter. 

Der König beſtimmt die Sinai für die Aus- 
gaben der Staatsbedürfniife. 

Die Penfionen der Beamten werden Durch Das 
Geſetz geregelt. 

Art. 62. Der König hat das Recht Münzen 
zu prägen. Er darf fein Bildniß auf die verſchiede— 
nen Münzen prägen laffen. 

Art. 63. Der König verleiht den Adel. 

Eine ausländifche Adeldertheilung kann von feinem 
Niederländer angenommen werden. 

Art. 64. Nitterorden werden durch ein Gefet 
auf den Vorſchlag des Königs errichtet. 
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Art. 65. Ausländifche Orden, mit welchen feine 
Verpflichtungen verbunden find, können von dem Kö- 
nige und mit feiner Zuſtimmung von den Prinzen 
feines Haufes angenommen werden, 

In Eeinem Falle Fünnen die Unterthanen des 
Königs ausländifche Drdengzeichen, Titel, Rang oder 
Würden ohne feine befondere Erlaubniß annehmen. 

Art. 66. Der König hat das Recht der Bes 
gnadigung von Strafen, welche durd) richterliche Er: 
Fenntniffe auferlegt find. 

Wenn diefe Verurtheilungen bis zu drei Sahren 
Gefängnißftrafe und darunter und zu Geldſtrafen laus 
ten, fie mögen zufammen, oder für ſich bejonderg 
feitgefteftt fein, fo übt der König dieſes Recht aug, 
nachdem er dad Gutachten des Richters gehört hat, 
von welchem das Erfenntniß ausgegangen iſt; in den 
übrigen Fällen, nachdem er das Gutachten des ober- 
ften Gerichtshofs eingeholt Bat. 

Amneftie und Straflofigfeit können nur Durch 
ein Geſetz zugeftanden werden. 

Art. 67. Dispenfationen von einem beftimmten 
Gefege werden ausfchließlich durc, den König in den 
durch das Geſetz vorgefchriebenen Fällen ertheilt. 

Art. 68. Der König entfcheidet über Streitig- 
feiten in der Verwaltung, welche zwifchen zwei oder 
mehreren Provinzen entitehen, wenn fie nicht auf 
gütlichem Wege beigelegt werden Ffünnen. 

Art. 69. Der König legt ben General-Staaten 
die Entwürfe zu den Gefegen vor und gibt ihnen ans 
dere Vorlagen, fo wie er fie für nöthig hält. 
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Er hat das Recht die Vorlagen, welche durch 
die General» Staaten an ihn gebracht werden, zu ges 
nehmigen oder abzulehnen. 

Art. 70. Der König hat das Recht, von den 
Kammern der General-Staaten jede befonders oder 
beide zufammen aufzulöfen. 

Der Beichluß, durch welchen die Auflöfung aus— 
gefprochen wird, enthält zugleich den Befehl zur Wahl 
der neuen Kammern innerhalb vierzig Tagen, und zur 
Verfammlung der neu erwählten Kammern innerhalb 
zweier Monate. 


Siebente Abtheilung. 
Bon dem Staatdrathe und den Minifterial- 
Departements. 


Art. 71. Es beiteht ein Staatsrath, deffen Zu: 
fammenfegung und Wirfungsfreis durch ein Geſetz 
feftgeftellt werden fol. 

Der König führt den Vorfis im Staatsrath und 
ernennt feine Mitglieder. 

Der Prinz von Dranien hat, fobald er fein 
achtzehntes Sahr zurückgelegt hat, in demfelben feinen 
Sig von Rechts wegen und eine befchließende Stimme. 

Art. 72. Der König bringt zur Berathung vor 
den Staatsrat) alle Vorlagen, welche von ihm an 
die General: Staaten gehen follen, oder durch Diefe 
an ihn gebracht werden, fowie afle allgemeinen Maaß— 
regeln der inneren Verwaltung des Staates und feiner 
Solonieen und Befisungen in anderen Welttheilen. 


30 Grundgefeg für das Königreich der Niederlande. 


Bei dem Anfange der ausgefertigten Gefehe und 
Anordnungen muß die Nachricht gegeben fein, daß 
der Staatsrath darüber gehört iſt. 

Der König holt außerdem das Gutachten des 
Staatsraths ein Über alle Angelegenheiten von all 
gemeinem oder befonderem Intereſſe, in welchem er 
es für nöthig erachtet. 

Der König allein entfcheidet, und ertheilt dem 
Staatsrathe Nachricht von feinem genommenen Bes 
fchluffe. 

Art. 73. Der König errichtet die Miniiterial- 
Departementd, er ernennt die Chefs derfelben und 
entläßt fie nach feinem Gutdünfen. 

Die Chefs der Minifterial= Departements forgen 
für die Ausführung des Grundgefeges und der an- 
deren Geſetze, fo weit diejelben von der Krone ab» 
hängen, 

Ihre Berantwortlichkeit wird durch das Gefet 
geregelt. 

Alte Föniglihen -Befchlüffe und Erlaffe werden 
durch einen von den Chefs der Minijterial= Departe- 
ments mit unterzeichnet. 


Drittes Gapitel. 
Bon den General: Staaten. 


Erfte Abtheilung. 
Bon der Zufammenfegung der General: 
Staaten. 
Art. 74. Die General: Staaten vertreten Dad 
gelammte Niederländische Volk. 
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Art. 75. Die General» Staaten find getheilt 
in eine Erjte und Jweite Kammer. 

Art. 76. Die Mitglieder der zweiten Kammer 
werden in den Wahlbezirfen, in welche der Staat 
getheilt wird, durch die volljährigen eingefeflenen Nies 
derländer gewählt, die ſich in dem vollen Genuffe 
der ftaatsbürgerlichen und Gemeinde- Bürger » Rechte 
befinden und zu den Directen Steuern eine Summe 
zahlen, meldye in Uebereinftimmung mit der localen 
Befchaffenheit doch nicht unter dem Höhenbetrage von 
20 Gulden und nicht über 160 Gulden in dem Wahl: 
gefege gefordert werden foll. 

Art. 77. Die Auzahl der Mitglieder der zweiten 
Kammer wird nad der Bevölkerung feftgeftellt, auf 
je 45,000 ©eelen einer. 

Die weiteren Beflimmungen in Bezug auf Das 
Wahlrecht ftellt das Wahlgeſetz feit. 

Art. 78. Die erfte Kammer befteht aus neun 
und dreißig Mitgliedern. 

Sie müffen zu den Höchjtbeftenerten bei ven 
directen Steuern gehören. 

Die Zahl dieſer Höchftbefteuerten, aus welchen 
fie gewählt werden, wird für jede Provinz fo feit- 
geitellt, daß auf je dreitaufend Geelen einer, wel: 
cher zugleich die übrigen Erforderniffe befist, um Mit: 
glied diefer Kammer zu fein, wählbar iſt. 

Die übrigen Erforderniffe find diefelben, welche 
für Die Mitglieder der zweiten Kammer verlangt werben. 

Sie werden gewählt durch die Provinzial» Staa- 
ten (Stände) in folgendem Berhäftniffe: 
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Nordbrabant . 22 ..... 5 
Geldern . 2... ET. 
Südholland .......- 7 
Nordholand ........ 6 
Secdand ».... se... °.. 2 
I 2) RE EEE 2 
Friesland „2.2.00... 3 
Dberyfiel...--... 0... 3 
Gröningen .......0. 2 
Drentbe 0000 0.0 1 
a 1112211 3: GREEN er 3 
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Sm Fall der Vereinigung oder Trennung ber 
Provinzen gewährt daſſelbe Geſetz, welches dieſes an— 
ordnet, die Anweiſung welche nöthige Veränderungen 
dadurch in diefen Verhältnigzahlen zu treffen find. 


Zmeite Abtheilung. 


Bon der zweiten Kammer der Öeneral- 
Staaten. 


Art. 79. Um zum Mitglied der zweiten Kams 
mer wählbar zu fein, wird allein gefordert, daß mar 
ein Niederländer ift, fich im vollen Genufje der ftaatd- 
bürgerlichen und Gemeindebürger- Rechte befindet und 
ein Alter von dreißig Sahren zurückgelegt hat. 

Art. SO. Derjenige, melcher zugleich auf mehr 
als eine Stelle zu einem Mitgliede der eriten oder 
der zweiten der beiden Kammern gewählt ift, erklärt, 
welche der Wahlen er annimmt. 
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Art. 81. Die Mitglieder der zweiten Kammer 
werden auf die Dauer von vier Sahren gewählt. 

Die Hälfte von ihnen tritt nach zwei Sahren 
aus, indem fie einem darüber gemachten Regiſter nadys 
folgen. Die audgetretenen find fogleich wieder wählbar. 

Art. 82. Die Mitglieder geben ihre Stimme 
nach ihrem Eide und Gemwiffen ab, ohne einen Auf- 
trag oder Rückſprache mit ihren Wählern. 

Art. 83. Bei dem Antritte ihrer Functionen le 
gen fie, jeder nach der Weiſe feines religiöfen Glau— 
bensbefenniniffes, den nachitehenden Eid oder Gelöb- 
niß ab: 

„Ich ſchwöre (gelobe) Treue dem Grundgeſetze. 

So wahr mir Gott der Allmaͤchtige helfe.“ („Das 
gelobe ich.“ 

Bevor ſie zu dieſem Eide oder Gelöbniſſe zu— 
gelaſſen werden, legen fie den nachſtehenden Reinig- 
ungs-Eid (Erflärung oder Gelöbniß) ab: | 

„Sch fchwöre Cerfläre), daß ich, um zum Mit- 

gliede der zweiten Kammer der General» Staaten 
gewählt zu werden, weder Direct noch indirect ir— 
gend einer. Perfon, fie fei in oder außer der Ver— 
waltung, unter irgend welchem Namen oder Bor- 
wande, irgend welche Gaben oder Gefchenfe ver- 
fprechen oder geben werde,“ 

„Ich ſchwöre (gelobe), daß ich, um irgend etwas 
in der Ausübung dieſer Functionen zu thun oder 
zu laſſen, von Niemand, wer es auch fei, irgend 
welche Verfprechungen oder Gefchenfe direct ‚oder 
indirect annehmen werde.” 

3 
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„Sp wahr mir Gott der Altlmächtige helfe." (Das 

erfläre und gelobe ich.") - 

Diefe Eide (Gelöbniffe und Erklärungen) weden 
abgelegt in die Hände des Königs, oder in der Ber: 
fammlung der zweiten Kammer, in die Hände des 
Präftdenten, der dazu von dem Könige bevollmächtigt iſt. 

Art. 84. Der Präfident wird von dem Könige 
ernannt für den Zeitraum einer Seffion aus einem 
von der Kammer emachten Vorſchlage von drei Mit. 
gliedern. 

Art. 85. Die Mitglieder beziehen zur Vergü— 
tigung der Reifefojten Hin und zurüc für jede Seſſion 
eine folhe Summe, als nach den -Umftänden durch 
das Geſetz bejtimmt werden foll. 

Als weitere Schadloshaltung wird ihnen eine 
Summe von 2000 Gulten jährlich zugelegt. 

Diefe Entfchädigung für die Zeit der Seffion 
wird jedoch von denjenigen nicht bezogen, welche wäh- 
rend der ganzen Eeffion abwejend bleiben. 


Dritte Abtheilung. 
Bon der eriten Kammer der Generals 
' Staaten. 


Urt. 86. Die Mitglieder der erjten Kammer 
werden für eine Dauer von neun Sahren gewählt. 

Der dritte Theil derfelben fcheidet alle drei Jahre 
aus, indem fie einem darüber gemachten Regiiter nach 
folgen. Die ausgefchiedenen Mitglieder find jugleich 
wieder wählbar. 
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Der Artifel 82 ijt auch auf dieſe anzumenden. 

Sie legen bei dem Antritte ihrer Functionen in 
die Hände des Königs gleiche Eide (Gelöbniffe und 
Erflärungen) ab, als für die Mitglieder der zweiten 
Kammer bejtimmt find. 

Eie beziehen eine Entſchädigung für die Reife- 
und Unterhaltungsfoften nad) dem Gefege. 

Art. 87. Der Präfident wird von dem Könige 
für den Zeitraum einer Seſſion gewählt. 


Vierte Abtheilung. 
Gemeinſchaftliche Beftimmungen für beide 
Kammern. 


Art. 88. Niemand Fann zugleich Mitglied der 
beiden Kammern fein. 

Art. 89. Die Chefs der Minifterial » Departes 
ments haben Sitz in den beiden Kammern. Sie 
haben aber eine Stimme nur dann abzugeben, wenn 
fie zu Mitgliedern der Verfammlung ernannt find, 

Sie ertheilen den Kammern, fei es mündlid, . 
jei es fchriftlich, die verlangten Erläuterungen, fo weit 
fie diefelben nicht für ungeeignet für das Intereſſe 
und Die Sicherheit des Staates, der Colonieen und 
Befigungen dieſes Reichs in anderen Weltiheilen er- 
achten. 

Sie Fünnen von jeder der Kammern genöthigt 
werden, um bei ihren Berfammlungen gegenwärtig 
zu jein. | 

3 * 
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Art. 90. Die zweite Kammer hat das Recht 
der Unterfudyung (enquete), zu bejlimmen durch das 
Geſetz. 

Art. 91. Die Mitglieder der General-Staaten 
fünnen nicht zugleich Mitglieder oder General- Pros 
curator des oberften Gerichtshofs fein, noch Mitglie- 
der der Rechenfammer, noch Sommiffarien des Könige 
in den Provinzen, noch &eiltliche oder Diener eines 
religiöfen Cultus. 

Mitglieder aus dem Militärtande in activem 
Dienjte find mit dem Anfange ihrer Thätigfeit in 
einer der beiden Kammern, fo lange fie Mitglieder 
einer der Kammern find, von Rechtswegen in Richt: 
Activität. Wenn fie aufhören Mitglieder zu jein, 
fehren fie zum activen Dienjte zurüd. 

Beamte, welce bei der MWahlverhandlung den 
Vorſitz führen, find innerhalb des Bezirfs, für wel- 
chen fie den Vorſitz führen, nicht wählbar. 

Mitglieder der General» Staaten, welche ein be 
foldetes Staatsamt annehmen vder im Staatsdienſte 
befördert werden, hören auf Mitglieder der Kammern 
zu fein, Fünnen aber fogleich wieder gewählt werden. 

Art. 92. Die Mitglieder der Kammer können 
wegen ihrer Meinungen, die fie in der Verfammlung 
der Kammer ausgefprochen haben, nicht gerichtlich vers 
folgt werden. 

Art. 93. Jede Kammer unterjucht die Vollmach— 
ten ihrer neu eintretenden Mitglieder und entjcheidet 
in den Ötreitigfeiten, welche über die Vollmachten 
oder die Wahlhandlung felbft entftehen. | 
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Art. 94. Jede Kammer ernennt ihren Amtefchrift: 
führer aus ihrer Mitte, 

Art, 95. Die General: Staaten verfammeln ſich 
mindeftens ein Mal im Sahre. 

Ihre gewöhnliche Verſammlung wird an Dem 
deitten Montag im September eröffnet. 

Der König ruft Die außerordentlichen Berfamms 
lungen zufammen, fo oft er foldye für nöthig hält. 

Art. 96. Die getrennten Sitzungen der beiden 
Kammern werden ebenfo als die vereinigten Sigungen 
öffentlich gehalten. 

Die Sigungen finden bei gefchloffenen Thüren 
statt, wenn ein Zehntel der anmwefenden Mitglieder es 
gefordert hat, oder der Präfident es für nöthig hält. 

Die Berfammlung entfcheidet, ob bei gefchloffe- 
nen Thüren berathfchlagt werden full. 

Ueber die Gegenftäude, welche bei gefchloffenen 
Thüren verhandelt: werden, kann auch in berfelben 
Weiſe Befchluß gefaßt. werden. 

Art. 97. Wenn die Generals Staaten bei dem 
Ableben des Königs ober bei der Thronentfagung 
deffelben nicht verfammelt find, fo verfammeln fie fich 
ohne. vorhergehende Einberufung. 

Diefe außergewöhnliche Berfammlung wird am 
fünften Zage nad) dem Ableben oder nach der Ents 
fagung eröffnet. Sind die Kammern aufgelöjt, fo 
fängt diefer Termin an mit der Beendigung der neuen 
Wahlen. 

Art. 98. Die Verfammlung der General-Etaus 
ten wird, in vereinigter Sibung der beiden Kammern, 
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von dem Könige vder von einer Sommiffion in feinem 
Auftrage eröffnee. Sie wird an demfelben Tage ger 
fchloffen, wenn er für gut erachtet, daß das Intereſſe 
des Reichs es nicht verlangt, die VBerfammlung länger 
zufammen zu halten. 

Die gewöhnliche jährliche Berfammlung bleibt we- 
nigjtens zwanzig Tage verfammelt, bis der König von 
dem in Art. 70 verzeichneten Rechte Gebrauch macht. 

Art. 99. Bei der Auflöfung der einen der bei- 
den Kammern fchließt der Konig zugleich die Vers 
fammlung der General» Staaten. 

Art. 100. Die Kammern können weder in ges 
trennter noch in vereinigter Sitzung berathſchlagen 
oder Beichluß faffen, fofern nicht mehr als die Hälfte 
der Mitglieder gegenwärtig ift. 

Art. 101. Alle Befchlüffe werden durch abfolute 
Mehrheit der abftimmenden Mitglieder gefaßt. 

Bei der Theilung der Stimmen wird die Faflung 
des Befchluffes auf eine folgende Sigung ausgefeßt. 

In diefer und ebenfo in einer volähligen Ver— 
fammlung wird durch die Theilung der Stimmen Die 
Vorlage für nicht angenommen erachtet. 

Art. 102. Ueber alle Gegenjtände wird münd— 
ih und mit namentlihem Aufruf abgeftimmt; aber 
bei den Wahlen und Vorfchlägen von Perfonen wird 
die Stimme abgegeben auf gefchriebenen Zetteln. 

Art. 103. Bei einer vereinigten Sitzung werden 
die beiden Kammern nur als eine einzige betrachtet, 
und nehmen ihre Mitglieder nach Belieben unter ein» 
ander Plaß. 
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Der Präfident der erſten Kammer hat die kei⸗ 
tung der Verſammlung. | 


Fünfte Abtheilung. 
Bon der gefeggebenden Gemalt. 


Art. 104. Die gejeggebende Gewalt wird ge— 
meinfchaftlich durch .den- König und die General=- Staa 
ten ausgeübt. 

Art. 105. Der König. fendet feine Vorlagen, 
jeien fie zu Gefegen, oder andere, an die zweite Kam— 
mer entweder mit. einer fchriftlichen Botſchaft, welche 
die Motive zu biefer Vorlage enthält, oder durch eine 
Gommiffion. Ä 

Art. 106... Ueber. eine. eingegangene Vorlage des: 
Königs wird in der Plenarverfammlung nicht früher 
berathen, als bevor diefelbe in den verfchiedenen Ab— 
theilungen geprüft ift, in welche die Mitglieder der 
Kammer ſich vertheilen, und welche in beftimmten 
Zeiträumen durchs Loos erneuert werden. 

Art. 107. Die zweite Kammer hat das Recht 
Amendements zu einer Vorlage des Königs zu machen. 

Art. 108. Wenn die zweite Kammer die Ans 
nahme einer Vorlage des Königs, fei ed unverändert, 
fei es mit Amendementg beſchließt, fo. fendet fie Dies 
felbe an die erſte Kammer mit folgender ‘Formel: 

„Die zweite Kammer der General-Staaten fens 

det an die erite Kammer die beigefügte Vorlage 
des Königs, und ift der Meinung, daß diefe, fo 
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wie ſie da liegt, durch die General⸗Staaten ange⸗ 
nommen werden ſollte.“ 

Wenn die zweite Kammer die Nichtannahme eis 
ner ſolchen Vorlage beſchließt, ſo gibt ſie davon Nach— 
richt an den König mit folgender Formel: 

„Die zweite Kammer der General» Staaten bes 
zeigt dem Könige ihren Danf für feinen Eifer in 
der Beförderung der Intereſſen Des Staates, und 
erſucht ihn ehverbietig die: ‚betreffende Vorlage im 
nähere Erwägung zu ziehen.“ 

Art. 109, Die. erite Kammer zieht in Erwäs- 
gung, mit Beachtung ded Art. 106, die Vorlage, 
welche‘ von der zweiten Kammer angenommen iſt. 

Wenn auch ‚fie die Annahme diefer Vorlage ber 
ſchließt, ſo gibt fie davon Nachricht an’ dem König 
und an die zweite Kammer mit folgenden Fornteln: 


„An den König.” 


„Die General-Staaten. bezeigen dem Könige ihe 
‚ren Danf für feinen Eifer in der Beförderung der 
Intereſſen des Staates, und vereinigen fi) mit der 
‚Vorlage, fo wie fie, abgefaßt iſt.“ 


„An die zweite Kammer.“ 

„Die erſte Kammer der Generals Staaten be— 
nachrichtigt Die zweite Kammer, daß fie ſich ver- 
einigt hat mit der Vorlage, ‚betreffend . . . .. ., 

-weldhe den s . vis . ... von Der zweiten Kammer 

ihr zugeſandt ft,” 

Wenn die erſte Kammer die ——— dieſer 
Vorlage beſchließt, fo gibt. fie: davon Nachricht an 
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ben König und an die zweite Kammer mit folgenden 
Formeln: 
„An den König.“ | 

„Die erſte Kammer der General- Staaten be- 
zeigt dem Könige ihren Dank für feinen Eifer in 
der Beförderung der Intereſſen des Staates und 
erfucht ihn ehrerbietig die gegebene Borlage in nähere 
Erwägung. zu ziehen.” 

„An die zweite Kammer.” 
„Die erite Kammer der General- Staaten bes 
nachrichtigt. die zweite Kammer, daß fie den König 
ehrerbietig eriucht hat, die Vorlage betreffend...... > 
welche ihr am ...... von der zweiten Kammer 
zugefandt ift, in nähere Erwägung zu ziehen.“ 
Art. 130. Die ‚Generat- Staaten haben das 
Recht Vorfchläge zu Geſetzen an den Königzu richten. 

Art. 111. Die Snitiative dazu ſteht ausfchließe 
lih der zweiten. Kammer zu, welche die Vorlage auf 
gleiche Weile in Erwägung. zieht, wie dieß in Anjer 
hung der Vorlagen von Seiten des Königs feitgeftellt 
ift, und nach ihrer Annahme fendet fie dieſelbe an 
die erſte Kammer mit folgender Formel: 

„Die zweite Kammer der General» Staaten übers 
fendet der erften Kammer beiliegende Vorlage, und 
ift der Anficht, daß: die Generals Staaten für dies 
felbe die Bewilligung des Königs nachfuchen foflen.* 

Art. 112. Wenn die erfte Kammer, nachdem 

fie darüber: auf die gewöhnliche. Weife berathfchlagt 
hat diefe Borlage billigt, ‘fo ſendet fie ie — an den 
König. mit folgender: Formel: Ri 
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„Die Generals Staaten find der Anfiht, daß 
die beiliegende Borlage zur Beförderung der In— 
tereffen des Staates gereichen Fünnte, und erjuchen 
ehrerbietig um die Genehmigung des Königs für 
diefelbe." 

Ferner benachrichtigen fie darüber die zweite Kam⸗ 

mer mit folgender Formel: 

„Die erfte Kammer der General-Staaten benach- 
richtige die zweite Kammer, daß fie fich mit ihr 
vereinigt hat über die an. ..... empfangene 
Borlage, betreffend . . . . . ., und für diefelbe im 
Namen der General-Staaten die Genehmigung des 
Königs nachgeiucht hat." 

Wenn die erfte Kammer die Vorlage nicht billigt, 
fo benachrichtigt fie Darüber. Die zweite Kammer mit 
folgender Formel: 

„Die erite Kammer der General « Staaten hat 
feine genügende Gründe gefunden, um für Die hiebei 
‚zurückgehende Vorlage die Genehmigung des Königs 
nachzuſuchen.“ 

Art. 113. Andere Vorlagen ‚ als Entwürfe zu 
Geſetzen, Fünnen von jeder Kammer befonders an den 
König gerichtet werden. 

Art. 114, Der König gibt den General-Staaten 
fo fchnell als möglich davon Kenntniß, wenn er einen 
Geſetzes-Entwurf, der von denfelben angenommen ift, 
dann nicht genehmigt. Die Benachrichtigung. darüber 
geichieht mit einer der folgenden Formeln: 

„Der König genehmigt die Vorlage! oder 
„Der König nimmt die Vorlage in: Erwägung.“ 
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Art. 115. Alle Geſetzes-Vorlagen, welche von 
dem Könige und den beiden Kammern der General: 
Staaten angenommen find, erlangen Gefebeskraft und 
werden durch den König befannt gemacht. 

Die Geſetze find unverbrüchlic). 

Art. 116. Die Art der Bekanntmachung der 
Geſetze und die Zeit, von welcher ab fie verbindlich 
find, werden durch das Geſetz geregelt. 

Die Formel der Befanntmacung ift folgende: 

SE es ‚König der Niederlande ꝛc. ..... 

Allen, die diefes fehen oder lefen hören werden, 

unfern Gruß, und thun zu wiffen: 

Wie wir in Erwägung genommen haben, daß 


(die Motive. der Geſetze) 
fo ijt es gefchehen, daß Wir nach Anhörung des 
Staatsrath8 und mit gemeinfchaftlicher Uebereins 
flimmung der General-Staaten, für gut gefunden 
und erfannt haben, gleichwie Wir es für gut finden 
und erfennen, daß ꝛc. .... 

(der inhalt ber Safe ) 

„Gegeben Bu...» . 

Art. 117. Sn Hinſi icht anf die allgemeinen An 
ordnungen für Die innere Verwaltung des Staates 
beftimmt das Geſetz in gleicher Weife die Art der 
Bekanntmachung und den Zeitpunkt, von welchem ab 
fie gelten follen. 

Art. 118. Das Grundgefes und die anderen 
Geſetze find allein für ven Staat in Europa verbind- 
lich, bis das Gegentheil darin ausgedrückt fein wird. 
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Bon dem Budget. 


Art. 119. Durc das Gefey werden die Etats 
für alle Ausgaben des Staates feftgeftelt und Die 
Mittel zu ihrer Deckung angewiefen. 
| Art. 120. Die Entwürfe der allgemeinen Bud— 
gets-Geſetze werden jährlich von Geiten des Könige 
der zweiten Kammer - übergeben, gleich nach der Er— 
Öffnung der gewöhnlichen. Berfammlung der General: 
Staaten, vor dem Anfang des Sahres, für welches 
die Etats dienen. müffen. 

Art. 121. Kein Sapitel des Budgets der Aug 
gaben darf mehr als die Ausgaben für ein Departes 
ment der allgemeinen Verwaltung umfaffen. 

Jedes Capitel wird in einem oder mehreren 
Gefegentwürfen abgefaßt: . 

Durch ſolche Geſetze kann eine Weberfchreibung 
(Uebertragung) zugeftanden werden. 

Art, 122. Die Nechenfchafe Über die Staats: 
ausgaben und Einnahmen für jeded Verwaltungsjahr 
wird, unter Webergabe. der: yon ber Rechenkammer 
dechargirten Rechnung, der. Gefebgebenden Gewalt 
abgelegt; Der Abſchluß der Rechnung wird. durch das 
Geſetz feitgeiteltt. | Ä 
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Biertes Gapitel. 
Bon den Provinzial: Ständen und der Ge: 
meinde :Berwaltung. 


Erſte Abtheilung. 
Bon der Zufammenfesung der Provinzial: 
Stände. 


Art. 123. Die Mitglieder der Provinzial-Stände 
werden auf ſechs Jahre unmittelbar von den Einge— 
ieffenen , welche den im Art. 76 feitgefeßten Stener- 
betrag entrichten, nad) den Beilimmungen des Ge 
ſetzes erwählt. 

Zie Hälfte dieſer Mitglieder tritt nach drei 
Jahren aus. 

Ürt. 124. Niemand kann zugleich: Mitglied der 
erften Kammer der Gerteral» Staaten und Mitglied 
der Stände einer Provinz und eben fo wenig Mitglied 
der Stände von mehr als einer Provinz jein. 

Art. 125. Die Mitglieder der Provinzial-Stände 
legen, bei dem Antritt ihrer Functivnen, jeder nach 
der Weiſe feines religiöfen Glaubensbefenntniffes, den 
nachfolgenden Eid oder Gelöbniß ab: 

„sch ſchwöre (gelobe) Treue dem Grundgefehe 

und den Geſetzen des Staates." 

„So wahr mir Gott der Allmächtige helfe.“ 

(„Das gelobe ich.") 

Sie werden zu diefem Eide (Gelöbniffe) nicht. 
eher zugelaffen, als fie den Reinigungs - Eid (Erklä— 
rung oder Gelöbniß) abgelegt haben, welcher oben im 
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Art. 83 für die Mitglieder der General» Staaten 
feſtgeſetzt ift. 

Art. 126. Die Stände verfammeln fich fo oft 
in dem Sahre, ale das Geſetz beitimmt, und außer- 
dem wenn fie von dem Könige außergewöhnlich ein- 
berufen werden. 

Die Berfammlungen find öffentlich mit demjelben 
Vorbehalte, ald in Anfehung der Kammern der Ge— 
neral-Staaten im Art. 96 feitgefteltt ift. 

Art. 127. Die Mitglieder der Stände geben 
ihre Stimme ab, indem fie ihrem Eid und Gemwiffen 
folgen, ohne Auftrag oder Rückſprache mit ihren 
Wählern. 

Art. 128. In Betreff ihrer Berathungen und 
Abftimmungen gelten die Regeln, welche in den Art. 
100, 101 und 102 in Hinficht auf die Kammern der 
Generals Staaten vorgefchrieben find. . 


Zweite Abtheiluug. 
Bon den Befugniffender BProvinzials Stände, 


Art. 129. Die Stände berichten jährlich über 
den Kojtenbetrag ihrer Verwaltung, foweit fie zur 
Staatsverwaltung gehört, an den König, welcher 
denfelben im Fall feiner Genehmigung auf dad Bubds 
‚get der Staatsbedürfniffe bringt. 

Die Etatd der rein provinzialen und zu ihrem 
Haushalte gehörenden Einfünfte und Ausgaben, weldye 
durch die Stände jährlich veranſchlagt werden, vers 
fangen die Genehmigung des Könige. 
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Provinziale Auflagen zur Deckung diefer Ausgaben, 
für welche von den Ständen an den König zu berichten 
it, erheifchen die Genehmigung durch ein Gefeb. 

Art. 130. Die Stände werden beauftragt, mit 
der Ausführung ſowohl der Geſetze und Föniglichen 
Befehle, die ſich auf Gegenjtände der allgemeinen 
inneren Verwaltung beziehen und durch ein Gefes 
ihnen überwiejen werden, als auch folcher andern Ans 
gelegenheiten, welche der König für gut findet ihnen 
zu übertragen. | 

Art. 131. Den Ständen wird die Regelung in 
der Verwaltung des ProvinzialsHaushaltes durch das 
Geſetz überlaffen. 

Mit Beziehung auf die Vorfchriften im Art. 129 
müffen alle ſolche Reglements und Verordnungen, 
die fie für das Provinzial- Sutereffe zu machen für 
nöthig halten, der Genehmigung des Königs unter- 
worfen werden, 

Sie forgen dafür, daß die Durchfuhr, Ausfuhr 
nach und die Ausfuhr aus anderen Provinzen Feine 
Beläftigungen erleiden. 

Art. 132. Sie bemühen fich alle Streitigfeiten 
zwifchen Gemeindes-Berwaltungen auf gütlihem Wege 
beisufegen.. Wofern ihnen dieſes nicht gelingt, fo 
berichten fie, falls es einen Streit der Berwaltung 
betrifft, darüber an den König zur Entfcheidung. 

Art. 133. Der König hat die Gewalt, Die 
Beichlüffe der Stände, die den Gefegen des allgemeis 
nen Intereſſes zumider laufen, auszuſetzen oder zu 
vernichten. Das Geſetz regelt Die Folgen davon. 
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Art. 134. Die Stände können die Intereſſen 
der Provinzen und ihrer Eingefeffenen bei dem Könige 
und den eneral- Staaten wahrnehmen. 

Art. 135. Die Weife, in welcher die Befug- 
niffe und die Macht, die den Provinzial Ständen 
überwiefen find, ausgeübt werden, wird durch das Gefeh 
beitimmt. 

Art. 136. Die Stände erwählen aus ihrer 
Mitte ein Kollegium von Deputirten Ständen (Mus: 
ſchüſſe), welchem nach den VBorfchriften, die das Ge- 
jet feftzuftellen hat, die tägliche (fortdauerde) Leitung 
und Ausführung der Angelegenheiten aufgetragen wird, 
die Stände mögen verfammelt fein oder nicht. 

Art. 137. Der König stellt in allen Provinzen 
Sommiffarien an, die mit der Ausführung feiner Ans 
ordnungen: und mit der Aufficht über die Verhand— 
lungen der Stände beauftragt find. 

Diefe Commiffarien führen in der VBerfammlung 
der Stände und. in dem Collegium der Deputirten- 
Stände den Vorſitz, und haben eine Stimme in dem 
leßtgenannten Collegium. 


Dritte Abtheilung. 
Bon der Öemeinde-Berwaltung. 
Art. 138. Die Zufammenfegung, Cinrichtung 
und Gefchäftsführung der Gemeinde» Verwaltungen 


werden, nachdem die Provinzials Stände gehört find, 
durch das Geſetz geregelt, mit VBerücfichtigung der 


| 
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Vorichriften, welche in den folgenden Artikeln gege: 
ben find. | 

Art. 139. An der Spite der Gemeinde jteht 
ein Rath, deffen Glieder unmittelbar von den Einges 
jeffenen, nad) der vom Gejeße zu beitimmenden Weife, 
auf eine feitgeiteflte Anzahl von Sahren gewählt werden. 

Der Vorfiger wird von dem Könige audy aus 
den Mitgliedern des Rathes erwählt und auch von 
ihn entlaffen. 

Um Wähler in einer Gemeinde zu fein, muß 
man den im Art. 76 verlangten Steuerbeitrag entrich- 
ten; die dort fejtgeftellte Steuerfumme foll fpäter auf 
die Hälfte erniedrigt werden. 

Art. 140. Dem Rathe wird die Regelung und 
die Verwaltung des Gemeinde: Haushalts überlaffen. 
In Bezug auf Die Verordnungen, welche er in Diefer 
Beziehung macht und den Provinzials Ständen mit: 
theilen muß, ift Art. 133 anzuwenden. 

Art. 141. Die Befchlüfe der Gemeinde» Ber: 
waltungen, welche fich beziehen auf die Verfügung 
über das Gemeinde» Cigentyum und andere ähnliche 
bürgerliche Rechtshandlungen, welche das Geſetz angibt, 
fowie die Etats der Einfünfte und Ausgaben, werden 
der Genehmigung der Provinzial-Stände unterworfen. 

Art. 142, Der Beichluß einer Gemeinde » Ver: 
waltung über die Einführung, Anweiſung oder Ab 
fchaffung einer örtlichen Auflage wird den Ständen 
ihrer Provinz vorgelegt, die Darüber dem Könige 
berichten, ohne deſſen Genehmigung demielben Feine 
Folge gegeben werden kann. 

4 
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Das Geſetz gibt allgemeine Regeln in Anfehung 
der örtlichen Auflagen. 

Sie dürfen die Durdfuhr und die Ausfuhr nach 
und die Ausfuhr aus andern Gemeinden nicht bes 
fchränfen. 

Art. 143. Das Geſetz regelt audy die Aufitel- 
lung der Etats und Das Abnehmen und die Decdar- 
gen der Gemeinde Rechnungen. 

Art. 144. Die genannten Berwaltungen Eönnen 
die Sntereflen ihrer Gemeinden und Eingefeffenen bei 
dem Könige, den General-Staaten und den Ständen 
der Provinz vertreten, zu welcher fie gehören. 


Fünftes Eapitel. 
Bon der Nechtöpflege. 
Erſte Abtheilung. 
Allgemeine Beitimmungen. 


Art. 145. Es wird überall in den Niederlanden 
im Namen bes Königs Recht gefprochen. 

Art, 146. Es gibt ein allgemeines Geſetzbuch 
für das Givilrecht, für das Handelsrecht, für das 
Strafrecht, für den Givil- und GriminalsProceg und 
für Die Zufammenfegung der richterlichen Gewalt. 

Das Gefe regelt imgleichen die Rechtsbeſtim— 


mungen über das ſtehende Heer und die Communal- 
Garden (Bürgerwehr). 
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Es regelt auch die Nechtöverhältniffe in allen 
Streitigfeiten und Uebertretungen in allen finanziellen 
Dingen. 

Art. 147. Niemand fann aus jeinem Eigenthum 
geiest werden, als zum allgemeinen Nugen und gegen 
vorangegangene Schadloshaltung. 

Das Geſetz erflärt, in wie weit der allgemeine 
Nugen die Erpropriation verlangen Fann. 

Ein allgemeines Geſetz regelt die Aufgabe des 
Eigenthbums nach Prüfung einer ſolchen Erflärung 
zum Bedarf des Feitungsbaues und der Anlagen, der 
Heritellung oder Unterhaltung der Deiche, bei anite- 
ckenden Kranfyeiten und in anderen dringenden Fällen. 

Die obengenannten Unterfuchungen der voraus- 
gehenden Erklärungen nach einem Geſetz und der vor- 
ausgehenden Entjchädigung Fünnen nicht in Anſpruch 
genommen werden, wenn Krieg, Feuer oder Wafferd- 
noth eine ungefäumte Befigergreifung erfordern. Das 
Recht des Eigenthümers auf Entfchädigung wird. hie— 
durch jedoch fpäterhin nicht verkürzt. 

Art. 148. Alle Streitigkeiten über Eigenthum 
und daraus entipringende Rechte, jowie über Schuld- 
forderungen und andere bürgerliche Nechte, gehören 
in Bezug auf die Entfcheidung zur Erfenntuiß der 
tichterlichen Gewalt. 

Bor Diefelbe gehört gleichfalls, unter Aufrechthals 
tung der. von den Geſetzen befohlenen Aufgabe des 
Figenthums, die Entfcheidung über Gemeindebürgerrechte. 

Art. 149. Die richterliche Gewalt wird allein 
durch Richter ausgeübt, welche dad Geſetz anweift. 

4 * 
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Art. 150. Niemand Fann gegen feinen Willen 
dem Richter entzogen werden, welchen das Geſetz ihm 
zuerfennt. 

Das Gefeg ordnet die Beitimmung, nach welcher 
die Streitigkeiten, die über die Competenz zwifchen den 
Berwaltungsbehörden und der richterlichen Gewalt ent- 
ſtehen, gefchlichtet werden. 

Art. 151. Außer den im Geſetz beitimmten 
Fälten fol Niemand in Haft genommen werden, als , 
auf einen Befehl des Richters, der die Gründe zur 
vorliegenden Verhaftung enthält. Diefer Befehl muß 
jo jchnell als möglich denjenigen . vorgelegt werden, 
gegen welche er gerichtet iſt. 

Das Geſetz beitimmt die Form eines folchen 
Befehls und die Zeit, in welcher alle Angeflagten ge- 
hört werden müſſen. 

Art. 152. Wenn eine Perjon in außergewöhnz 
lichen Umjtänden wegen politifcher WVerhältniffe vers 
haftet it, fo ift derjenige, von welchem jolcher Ver— 
haftsbefehl ausgeht, verpflichtet, fofortige Kenntniß 
zu geben an den Nichter des Dres, und ihm jogleid) 
den Berhafteten fpäteftens in Zeit von drei Tagen 
auszuliefern. 

Art. 153. Niemand darf in die Wohnung eis 
ner Perſon wider ihren Willen eintreten, es fei denn 
auf Befehl einer Gewalt, die durch das Geſetz be— 
vechtigt iſt, ſolche Befehle zu ertheilen und die in dem 
Geſetze fejtgeitellten Formen befolgt. 

Art. 154. Das Geheimniß der der Poit oder 
anderen Öffentlichen Einrichtungen zur VBerfendung an- 
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vertrauten Briefe iſt unverlegbar, ausgenummen auf 
Befehl des Richters in den durch. das Gefeh vorge 
fchriebenen Fällen. 

Art. 155. Für feine ftraffällige Handlung ſoll 
die Confiscation der den Schuldigen gehörenden Gü⸗ 
ter als Strafe geſtellt werden. 

Alle Urtheilsſprüche müſſen die Gründe, worauf 
fie beruhen, und in Straffällen die Artikel der Geſetze, 
nach welchen die Verurtheilung erfolgt iſt, anführen, 
und bei offenen Thüren geſprochen werden. 

Die Gerichtsſitzungen ſind öffentlich, mit dem Vorbe- 
‚halte die Schließung im Intereſſe der öffentlichen Ord— 
‚nung und Sittlichfeit nach dem Gefege feftzuitellen. 


Zweite Abtheilung. 


Don dem hohen Rathe und den —— 
lichen Behörden. 


Art. 157. Es beſteht für den geſammten Staat 
ein oberſter Gerichtshof, unter dem Namen des hohen 
Raths der Niederlande, deſſen Mitglieder von dem 
Könige aus einer ihm’ vorgelegten Reihe von Namen, 
wie Art. 158 vorfchreibt, ernannt werden. 

Art 158. Bei einer eingetretenen Vacanz wird 
von . dem Hohen Rathe der zweiten Kammer. der 
General» Staaten Kenntniß gegeben, welche zur Beſe— 
bung der Stelle, eine Namensnennung von fünf Per- 
ſonen dem Könige vorlegt, um auf einen daraus feine 
Wahl zu richten. Der. König ernennt den. Präfiden- 
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ten aus den Mitgliedern ded Hohen Rathes, und 
hat die rechtöbeftändige Anitellung des General: Pro- 
curators, 

Art. 159. Die Mitglieder der General » Staaten, 
die Chefs der Minifterial- Departements, Die General: 
Gouverneure oder andere hohe Beamte, welche unter 
einem anderen Namen mit gleicher Gewalt in den 
Colonieen oder Befisungen des Staated in andren 
Welttheilen bekleidet find, die Mitglieder des Staats: 
raths und die Commiffarien des Königs in den Pro» 
vinzen fliehen wegen Amtöverbrechen zur Verfolgung 
iei es von Seiten des Königs, fei es von Seiten 
der zweiten Kammer, zu Recht vor dem Hohen Rathe. 

Art. 160. Das Gefeh beitimmt, welche andere 
Beamten und Mitglieder hoher Behörden wegen Amts; 
verbrechen vor dem Hohen Rathe zu Recht ftehen. 

Art. 161. Der Hohe Rath urtheilt über alle 
Fälle, in welchen der König, die Mitglieder des Kö- 
niglichen Haufes oder der Staatsverwaltung als An- 
geflagte angefprochen werden, mit Ausfonderung der 
Real- Fälle, die von dem gewöhnlichen Richter behan- 
delt werden. 

Art. 162. Der Hohe Rath) Hat die Aufficht 
über den regelmäßigen Gang und die. Gejhäftsführ 
rung der richterlidhen Handlungen, fo wie über die 
Befolgung der Gefebe bei allen richterlichen Behörden. 
Er Fann ihre Handlungen, Befugniffe und ihre Urs 
theilsfprüche, wenn fie den Gejegen zuwider laufen, 
vernichten und außer Nechtsfraft jegen, indem er Die 
Beitimmungen befolgt, welche Gefege darüber machen. 
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Art. 163. Die Mitglieder und der General: 
Procurator des Hohen Rache, die Mitglieder der Ges 
richtshöfe, welche jett vorhanden ſind, und der Ge- 
richte welche noch eingerichtet werden. follen , werden 
auf ihre Lebensdauer angeftellt. 

Alle dieſe und diejenigen, welche für einen beftimmten 
Zeitraum angejtellt werden, fünnen abgefestoder entlaf« 
fen werden durch richterlichen Ausſpruch, in den Fäls 
len, welche die Gefege beftimmen. Sie fünnen auf 
eigenes Anfuchen von dem Könige entlaffen werden. 


Sechftes Gapitel. 
Bon dem Cultus. 


Art. 164. Jeder befennt feine veligidfen Mein: 
ungen mit vollfommner Freiheit, indem bie Beſchir⸗ 
mung der Geſellſchaften und ihrer Mitglieder gegen 
die Uebertretung der Strafgefebe aufrecht erhalten wird. 

Art. 165. Alten kirchlichen Gefeltfchaften in dem 
Staate wird gleicher Schuß verliehen. 

Art. 166. Die Befenner der verfchiedenen Gulte 
genießen alle diefelben ftaatsbürgerlichen und gemeinde- 
bürgerlichen Rechte und haben gleichen Anfpruch auf 
Bekleidung mit Würden, Aemtern und Bedienungen, 

Art. 167. Dede öffentliche Ausübung ded Got- 
tesdienites in Gebäuden und gefchloffenen Plätzen wird 
zugelaffen, mit Vorbehalt der nöthigen Maßregeln zur 
Berficherung der öffentlihen Drönung und Ruhe. 

Unter derfelben Beſtimmung bleibt der öffentliche 
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Gottesdienft außerhalb der Gebäude und gefchloffenen 
Plätze erlaubt, fo weit derfelbe nach den Geſetzen 
und Berordnungen zugelaffen ift. 

Art. 168. Die Befoldungen, Penfionen und ans 
dere Einfünfte, von welcher Art. fie fein mögen, wel- 
che bei den verfchiedenen religidjen. Gefeflichaften von 
ihren Lehrern (Predigern) .:genoffen werden, bleiben 
denfelben®efeflfchaften gefichert. 

Den. Lehrern. (Predigern), welche noch nicht aus 
Staatscaffen eine Befoldung oder Feine. ausreichende 
Befoldung beziehen, Fann eine Befoldung zugelegt, 
oder Die beftehende vergrößert werden. 

Art. 169. Der König wacht darüber, daß alle 
Firchliche Gefellfchaften fich -innerhalb der VBerpflich- 
tungen des Gehorfams und der Staatsgefete halten. 

. Art. 170. Die VBermittelung der Regierung wird 
nicht verlangt.bei dem brieflichen Verkehr mit den Häup- 
‚tern der verfchiedenen Firchlichen Geſellſchaften, noch 
bei der Bekanntmachung Firchlicher Vorfchriften, jedoch 
unter verantwortlicher Befolgung der Gefeße. 


Siebentes Kapitel. 


| Bon den Finanzen. 


Art. 171. Keine Auflagen können für den Be- 
darf der Staatscaffe erhoben werden, als Fraft eines 
Gefebes. 

Art. 172. Keine Privilegien können in Bezug 
auf Auflagen verliehen werden. 
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Art. 173. Die Verpflichtungen des Staats ges 
gen feine Gläubiger werden garantiert. Die Schuld 
wird jährlich in Erwägung gezogen zur Beförderung 
der Intereſſen der Staatsgläubiger. 

Art. 174. Das Gewicht, der Gehalt und der 
Werth der Münzforten werden durch das Gefeh geregelt. 

Art. 175. Die Aufſicht und die Fürforge über 
die Münzangelegenheiten, ſowie die Entfcheidung in 
Streitigfeiten über dad Schrot und Gehalt derfelben, 
Prüfung derMünzmetalle und dergleichen Dinge, wer- 
den Durch das Geſetz geregelt. 

Art. 176. Es befteht eine allgemeine Nechen- 
fammer , deren Zufammenfegung und Wirfungsfreis 
durch das Geſetz beitimmt werden. 

Bei der Erledigung einer Stelle in diefer Kam 
mer fendet die zweite Kammer eine Lifte von brei 
Perfonen an den König, welcher aus derfelben feine 
Mahl trifft. 

Die Mitglieder der Rechenfammer werden auf 
ihre Lebensdauer angejtellt. Ihre Befoldung wird 
durch das Gefe geregelt. 

Der zweite. Sa des Art. 163 findet auf fie 
Anwendung. 


Achtes Eapitel. 
Bon der Bertbeidigung. 


Art. 177. Das Tragen der Waffen zur Sans 
habung der Unabhängigfeit des Staates und zur Ver— 
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theidigung feines Grundgebiets, bfeibt eine der eriten 
Pflichten aller Bewohner. 

Art. 178. Der König jorgt dafür, Daß zu al- 
len Zeiten eine hinreichende Land» und Seemacht uns 
terhalten werde, angeworben aus Freiwilligen, feien 
fie Eingeborne vder Ausländer, um nad den Umſtän⸗ 
ven innerhalb vder außerhalb Europa’s zu dienen. 

Art. 179. Ausländifche Truppen werden nur 
mit gemeinfamer Webereinitimmung des Königs und 
der General» Staaten in Dienjt genommen. 

Art. 180. Es beſteht ſtets eine Nationals Miliz, 
weiche jo viel als möglich aus Freiwilligen zufammen 
zu ſetzen ift, um auf die durch das Gefeb bejtimmte 
Weiſe Dienfte zu leijten. 

Art. 181. In Ermangelung einer hinreichenden 
Anzahl von Freiwilligen wird die Miliz vervoliftän- 
digt durch Loofung unter den Bewohnern, welche an 
dem erften Januar jedes Jahres in ihr zwanzigites 
Fahr eingetreten find. Die Einfchreibung gefchieht 
in dem vorangehenden Jahre. 

Art. 182. Diejenigen, welche alddann der Land» 
miliz einverleibt find, werden in Friedenszeiten nad) 
einem fünfjährigen Dienjte entlaffen. 

Befindet fi) der Staat im Kriege oder in an 
deren außergewöhnlichen Umftänden, fo kann ein Ge: 
ſetz, welches jährlich zu erneuern ift, fie zu längerem 
Dienfte verpflichten. 

Art. 183. Die Landmiliz kömmt in gewöhnli- 
hen Zeiten jährlich einmal zufammen, um während 
einer Dauer von nicht mehr als ſechs Wochen in dem 
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Waffengebrauch geübt zu werden, bie daß der König 
es für gerathyfam Hält das Zufammenfommen derfelben 
ganz oder theilweife auszuſetzen. 

Der König kann einem Theil der Miliz, wenn 
es durch das Geſetz feitgeftellt wird, zufammen zu 
bleiben befehlen. 

Die ausgelvoiten Leute von dem laufenden Sahre 
können zur erjten Hebung höchftens zwölf Monate uns 
ter den Waffen gehalten werden. 

Art. 184. Im Fall des Krieges oder anderer 
außergewöhnlichen Umftände, fann der König die Lands 
miliz ganz oder theilweife außergewöhnlich einberufen. 

Zu derfelben Zeit- ruft der König die General- 
Staaten zufammen, auf daß ein Geſetz das Zufam- 
menbleiben der Miliz, fo lang es nöthig ift, anordnet. 

Art. 185. Die bei der Landmiliz durchs Loos 
Eingeftellten Fünnen nur mit ihrer Zuftimmung nad) 
den Eolonieen und Befigungen diefes Staates in ans 
deren MWelttheilen gefandt werden. 

Art. 186. Ein Theil der Miliz fann zum Dienfte 
zur See bejtimmt werden auf eine durch das Gefeh 
feftzuftellende Weiſe. 

Für diefen Theil wird außer anderen durch das 
Gefeb zu gewährenden Vortheilen eine Fürzere Dienit- 
zeit bejtimmt. 

Der vorhergehende Artikel ift auf dieſe Seemiliz 
nicht auzumenden. 

Art. 187. Alle Koften für die Armeecorps die— 
jes Staates werden aus der Staatdfaffe entrichtet. 

Die Einquartierungen und der Unterhalt des 
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Kriegsvolfs, die Transporte und. Lieferungen, welche 
‚für die Armee-Corps oder Feftungen gefordert wer: 
den, Fünnen nur gegen Entfchädigung, nach den in 
‚den Reglements feitgeftellten Sätzen, zur Laft eines 
oder mehrerer Bewohner oder Gemeinden gebracht 
werden. 

Die Ausfonderung für Die Zeiten des Kriegs 
‚regelt das Gefeb. 
Art. 188. Sin. den Gemeinden werden Bürger: 
wehren (Sommunalgarden) errichtet. 

' Gie, dienen in der Zeit der Gefahr und Des 
Kriegs zur Bertheidigung des Vaterlandes und zu al- 
len ‚Zeiten zur. Aufrecythaltung der inneren Ruhe. 

Art. 189. Die Stärfe und Einrichtung der Mi- 
biz und Bürgerwehren- werden durd) das Geſetz geregelt. 


Neuntes Gapitel. 
Bon dem Wafferfiaate (Waſſerpolizei). 


Art. 190. Der König hat die Oberaufſicht über 
Alles was den Waſſerſtaat anbelangt, die Wege und 
die Brücken darunter mitbegriffen, ohne Unterſchied, 
ob die Koſten dafür aus der Staatskaſſe bezahlt, oder 
auf eine andere Weiſe aufgebracht werden. 

Art. 191. Das Gefeb regelt die allgemeine und 
die befondere Verwaltung des Woſſerſtaats in: dem 
angezeigten Umfange. 

Art. 192. Die Provinziale Stände haben in 
‚ihren Provinzen die Aufficht über - alle Gewäſſer, 
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Drücken, Wege, Waflerwerfe und :Waffergenoffen- 
ihaften: fie find berechtigt unter Genehmigung des 
Königs in den beftehenden Einrichtungen und Regle— 
ments der Waflergenofienfchaften, unter Aufrechthal⸗ 
tung der Beitimmungen in den zwei vorangegangenen 
Artifeln, Beränderungen zu treffen und neue Laſten 
feftzuitellen.. Die Berwaltungsvorftände diefer Waſ— 
jergenofjenfchaften Fünnen an die Provinzialvorjtände 
Vorfchläge darüber machen. 

Art. 193. Die Stände haben die Aufficht über 
alte Waſſerabfänge, Ausbaggerungen, Eindeichungen, 
Austrocnungen, Minenwerfe und Steinbrüche inner- 
halb ihrer. Provinzen, unter Vorbehalt der Befugniffe 
des Königs, um die unmittelbare Aufficht darüber au 
führen und an andere zu übertragen. Ä 


Zehntes Capitel. 


Bon. dem Nnterrichtswefen. und der 
Armenpflege. 


Art. 194. Der öffentliche Unterricht ift ein Ges 
genitand der fortdauernden Fürforge der Negierung. 

Die Einrichtung des Öffentlichen Unterrichts wird 
mit Snbegriff der Befenner aller Confeſſionen durch 
das Geſetz geregelt. 

Es wird überall in dem Staate von Seiten der 
Staatsgewalt ein genügender öffentlicher Elementar- 
Unterricht dargeboten. 

Das Ertheilen des Unterrichts iſt frei unter 
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Borbehalt der Aufficht der Obrigkeit, und aufferdem, 
fo weit es den mittlern und Clementar - Unterricht 
anbetrifft, unter Vorbehalt der Prüfung in Bezug auf 
die Angemefienheit und Geſchicklichkeit des Lehrers: 
Das eine und das andere ift durch das Gefeb zu 
regeln, 

Der König wird über den Zuitand der hohen, 
mittleren uud niederen Schulen jährlich einen aus— 
führlichen Bericht den General-Staaten erftatten latfen. 

Art. 195. Die Armenverwaltung ift ein Gegen: 
ftand der fortdauernden Fürforge der Regierung und 
wird durch Das Gefeb geregelt. Der König wird 
jährlid über die dahin fchlagenden Angelegenheiten 
einen ausführlichen Bericht den General» Staaten 
eritatten laffen. 


Eilftes Capitel. 
Bon den Beränderungen in der Berfaffung. 


Art. 196. Jeder Vorfchlag zur Veränderung in 
dem Grundgefege weift die vorgefchlagene Verände— 
rung ausdrüdlid nad. Das Geſetz erklärt, daß 
Grund zu diefem Vorſchlage vorhanden it, um den: 
jelben, fo wie er vorgefchlagen ift, in Ermägung zu 
nehmen. 

Art. 197. Nach der Berfündigung dieies Ge: 
jeßes werden die Kammern aufgelölt. Die neuen 
Kammern prüfen diefen Vorfchlag und Fünnen nur 
mit zwei Drittel der ihnen angehörenden Stimmen, 
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wenn dieſe mit dem vorgenannten Geſetze überein- 
jtimmen, die vorgefchlagene Veränderung annehmen. 

Art. 198. Keine Veränderung in dem Grund: 
gefege oder in der Erbfolgeordnung darf während einer 
Megentfchaft gemacht werden. 

Art. 199. Die Veränderungen in dem Grund: 
gefege, welche durch den König und die General: 
Staaten feftgeitellt werden, werden gefeßlich befannt 
gemacht und dem Grundgefehe beigefügt. 


Zufatz- Artikel. 


Art. 1. Alle beftehenden Gewalten bleiben ſo 
lange fortdauernd, bis daß fie durch andere in Befol— 
gung dieſes Grundgeſetzes erfeht werden. 

Art. 2. Das Gefeh regelt die Schadlushaltung, 
welche denjenigen zuzuerfennen ift, die in Folge der 
Beſtimmungen des Grundgefehes Functionen verlieren, 
welche ihnen für ihre Lebenszeit übertragen find. 

Art. 3. Alle Gefege, die im Augenblick der 
Bekanntmachung der Veränderungen in dem Grundge— 
jege noch verbindliche Kraft haben, eben ſo die Reg- 
lements und Befchlüffe werden fo lange ausgeführt, 
bis daß fie in Folge derjelben durcd andere erfegt 
worden find. 

Art. 4 Die Adelsrechte, welche den Borzug 
oder die Anitellung von Perfonen in Öffentlichen Func- 
tionen betreffen, find abgefchafft. 

Die Aufhebung der übrigen Adelsrechte und Die 
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Schadloshaltung ihrer Inhaber werden durch ein Ges 
jet fejtgeftellt und geregelt. 

Art. 5. Die Gefebesvorfchläge: 

1) zu dem Gefeh über das MWahlrecht und die 
Ernennungen der Abgeordneten zur erften und 
zweiten Kammer; 

2) zu dem Provinzial und Gemeinde - Gejehe 
werden in der eriten Sitzung der General- Staaten 
berathen, welche auf die Bekanntmachung diefer Ver: 
änderungen in dem Grundgeſetze folgt. 

Die Gefegesentwürfe, betreffend die Verantwort- 
lichfeit der Minijter, die neue richterliche Drganifation, 
den Unterricht und Die Armenverwaltung und die 
Ausübung des Rechts zur Vereinigung und Verſamm— 
lung werden möglichit in derſelben Sigung und in 
jedem Fall nicht fpäter als in der darauf folgenden 
vorgelegt. 

Die Gejege über die Regelung der Verwaltung 
in den Colonieen und den Befigungen des Staates in 
anderen Welttheilen werden innerhalb drei Sahre nad 
der: Bekanntmachung Diefer Veränderungen in dem 
Örundgefeße vorgelegt. 

Art. 6. Der erite Austritt eines Dritteld der 
Mitglieder der erften Kammer der General-Staaten 
joll am dritten Montag im September 1851 ftatt 
finden; der Austritt der Hälfte der Mitglieder der 
zweiten Kammer am dritten Montage im September 
1850: beide erfolgen nach einem Regiſter, weldyes 
nach dem Gefege im Art. 5. Nr. 1. zu ordnen iſt. 

Art. 7. umfaßt das vorläufige Wahl-Reglement. 
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Dorläufiges Wahlreglement. 


- Art. 1. Nach der Bekanntmachung der Verän— 
derungen in. dem Grundgefebe hören die beiden Kam— 
mern der: General: Staaten von Nechts wegen auf 
zu beftehen mit dem Tage der Eröffnung der neuen 
Kammern. 

Der König beflimmt den Zeitpunft dieſer Er⸗ 
öffnung. 

Bis zu dieſem Zeitraume bleiben die erſtgenann— 
ten Kammern beftehen, und ihre Eröffnung ift für 
diefes Jahr auf den dritten Montag im Detober feit- 
geſetzt. 
Die Bekanntmachung wird gerechnet ihre Ber: 
bindlichfeit zu haben von dem Tage der Ausgabe des 
Staatsblattes (Staatsblad), in welchem diefe 
Beränderungen aufgenommen find. 

- Art. 2. Die Mitglieder der neuen zweiten Kam- 
mer werden in der Zahl von 68 gewählt, durch able 
verfammlungen, welche beftehen: | 

a) aus denjenigen, die in den Städten gemäß 
den Meglements für die Verwaltung der Städte, fo 
weit diefe in jedem Orte in Gültigkeit find, die For- 
derungen. erfüllen, um zu Wählern genommen zu 
werden, mit der Bedingung, daß das geforderte Bes 
jteurungs- Quantum in Amfterdam auf 160 Gulden 
herabgefeßt und zu Hindelopen, Ylſt, Sloten und 
Stavoren auf 20 Gulden erhöht wird; 

b) aus denjenigen, welche auf dem platten Lande, 

> 
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gemäß den Reglements für die Bildung der Provins- 
zial» Stände, ſoweit diefe in jedem Drte in Gültig. 
feit find, ftimmberechtigt find, mit der Bedingung, daß 
dad geforderte Befteurungs » Quantum erhöht wird: 
für Nordbrabant . . » bis auf 32 Gulden, 
Geldernland. en mn 32 ,„ 


2 


„ Süpholland . PP | 
„ Rordholland.. . » » : un 40 5% 
„ Seeland . .. 1 0 4 
„Utrecht . . u 0 5 
„ Friesland mit Ausfetuß der 

Snfeln. . 2». „mn 30 — 
„Ober⸗Yſſel.... > nn 39 u 
» Öröningen . » . 2 32 u 
REN 
„ Zimburg . . Fe | Zu 
„ d. Frieſi iſch. Infeln Ameland 

u. Schiermonnikoog . . 20 


Keine andern Gründe zur Ausfchliegung kommen 
in Anwendung, als die welche im Art. 3. der Reg—⸗ 
lements für die Verwaltung der Städte und im Alt. 
21. der Reglements für die Bildung der Provinzial 
Stände feftgeftellt find. | 

Art. 3. Sogleich nach der im Art. 1. anges 
zeigten Bekanntmachung befchäftigen fich die Vorftände 
der Drrfchafts-Verwaltungen mit dem Anfertigen der 
tiften der im Art. 2 vorgefchriebenen Wahlberech- 
tigten. Sie legen die Kiften am funfzehnten Tage 
nad) der angezeigten Bekanntmachung zur Einficht für 
das Publifum vor. 
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Art. 4. Innerhalb acht Tage nadı der Kennt- 
nißnahme, daß die Liſten zur Einficht vorgelegt find, 
fönnen die Einwohner ihre fehriftlichen ftempelfreien 
Beichwerden darüber au die Drtfcafts » Bermaltung 
einreichen. Ä 

Art. 5. Ueber dieje Bejchwerden und die Rich- 
tigfeit der Kitten im Allgemeinen wird durch den 
Stadt «» oder Gemeinde-Rath auf Das fehleunigite- 
entichieden. Die Lijten werden am vierzigiten Tage 
nach der Bekanntmachung, die in Art. 1. erwähnt, 
it, gefchloffen und aufs neue zur aflgemeinen Kennts 
nißnahme ausgelegt, indem man darüber eine Befannt-. 
machung erläßt. 

Art. 6. Jede Provinz wird von den jtändifchen 
Ausfhüflen in fo viele Haupt Wahlbezirke getheilt, 
als ihre Bevälferungsanzahl folche zu je 45,000 See— 
fen umfaßt, das heißt: 


für Nordbrabant ... 2... 
„Geldernland ....... 8. 
„ Süpdholland ....... 13 
n Rordholand ..... 8 
nr SeglanD. sh — 
= HIER 3. 
o Kris. u... 5 
„BSber del... 5 5 
„ Sröningen . 2.2.2.2... 4 
„Drenthe. . . ... era 
SEID aa en ach 
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Die ftändifchen Ausfhüffe können zur Erfeichte: 
rung der Wähler Unter- Wahlbezirfe in den Haupt⸗ 
ortfchaften derfelben einrichten. 

Das Deffnen der Stimmzettel gefchieht allein in 
den jedesmal von den ftändifchen Ausfchüffen anzu. 
weifenden Hanptortfchaften der Haupt- Wahlbezirke. 

Art. 7. Die ftädtifchen und Gemeinde-Bermwal- 
tungen fenden innerhalb 24 Stunden eine Abfcheift 
der gefchloffenen Fiften, ſowohl an die Verwaltung 
des Hauptortes diefes Haupt Wahlbezirfs, als auch 

an den Hauptort des Unter-Wahlbezirfs, in welchem 
ihre Gemeinden gelegen find. 

Art. 8 Die Wahlverfammlungen werden, nad 
vorangegangener Aufforderung der Wähler, in ven 
Hauptortfchaften der Haupt: Wahlbezirfe an dem fünf 
zigiten Tage nad) der Bekanntmachung, die im Art. 
1 erwähnt ift, gehalten, indem man die Beſtimmungen 
dee — Satzes im Art. 6 befolgt. 

Art. Jeder Wähler empfängt neben feinem 
ec ar zwei Stimmzettel zur Ausfüls 
lung, auf welchen das Siegel des Hauptortes feines 
Haupt- oder Unter» Wahlbezirfes abgedrudt ift. 

Art. 10. Der Chef der DOrtfchafts-Vermaltung, 
oder der, welcher gemäß den Reglements feine Stelle 
vertritt, ijt der Vorfiber in der Verfammlung. 

Die zwei jüngften Mitglieder des Stadt- oder 
Gemeinderathe find die Abnehmer der Stimmzettel; 
beide zeichnen die Namen eines jeden Wählerg auf, 
der zur Urne fümmt, um einen Stimmzettel in dies 
felbe hineinzulegen. 
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In den Haupe-Wahlbezirfen zeichnen fie aufferdem 
nach dem Augfchütten der Urne die abgegebenen Stim- 
men auf. 

Die -Driginatliiten der Wähler, welche in den 
Unter: Wahlbezirfen ihre Stimmzettel in die Urne 
geworfen haben, werden durch die Chefs der Orts 
fchaftssBerwaltungen unverweilt mit den verfchloffenen 
Wahlurnen an den Borfiger ver ae in 
dem Haupt» Wahlbezirf abgefandt. 

Art. 11. Es find zwei Wahlurnen, die eine 
zur Wahl der Mitglieder der zweiten Kammer, Die 
andere für die Kandidaten zur erften Kammer. 

Art 12. Jeder Wähler gibt feine Stimme ab 
für einen Abgeordneten zur zweiten und für zwei 
Candidaten zur eriten Kammer. 

Art. 13. Um als Mitglied zue zweiten Kammer 
wählbar zu fein, wird allein erfordert, Daß man 
Niederländer ift, fich in dem vollen Genuffe der ftaatss - 
bürgerlichen und gemeindebürgerlichen Rechte befindet 
und Das Alter von dreifig Jahren zurückgelegt hat. 

Art. 14. Zur Wählbarkeit als Mitglied der eriten 
Kammer werden diefelben Bedingungen erfordert, die 
in dem vorhergehenden Artifel aufgenommen find, 
und dazu moch aufferdem, daß man zu den Höchft 
Beiteuerten bei den Directen Steuern ded Staates 
gehöre. | | 
-Die Anzahl diefer Höchit Beiteuerten, aus welcher 
jene Sandidaten gewählt werden follen, wird für jede 
Provinz fo. feitgeiteltt, das auf jede dreitauſend Seelen 
einer wählbar ift, der dazu die vorhergenannten Be- 
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dingungen erfüllt, um Mitglied diefer Kammer fein 
zu fönnen. | 

Art. 15. Der Beamte, welcher in einem Haupts 
Wahlbezirke bei der Wahlhandlung den Vorſitz führt, 
iſt in dieſem Bezirke nicht wählbar. 

Art. 16. In jeder Provinz haben die ſtändiſchen 
Ausſchüſſe gleich nach der Bekanntmachung der Ver— 
änderungen in dem Grundgeſetze ſich mit der Aufitels 
lung einer Liſte derjenigen zu befchäftigen, welche 
gemäß dem Art. 14 zu den Abgeordneten der eriten 
Kammer wählbar find. 

Art. 17. Die Lifte wird in Abichrift in affen 
Städten und Hauptpläßgen der Wahlbezirfe der Pro: 
vinz während acht Tage zur Anficht ausgelegt. 

Art. 18. Befchwerden in Bezug auf diefe Liſten 
müffen innerhalb acht Tagen in fchriftliden ftempels 
freien Eingaben an die ftändifchen Ausfchüffe eingefandt 
werden. 

Art. 19. Die ftändifchen Ausſchüſſe fchließen 
die Lite, nach Unterjuchung der; Befchwerden und 
nachdem fie die für gehörig befundenen verbeflert Haben, 
am. funfzehnten Tage nach Ablauf des im vorangehen 
den Artifel beftimmten Termins. 

Sie bringen die gefchloifene Lifte fofort vermit- 
telit des Provinzialblattes oder einer Öffentlichen Pro: 
eclamation zur Kenntniß des Publicums. 

Eine Abfchrift derfelben fenden fie ungejäumt 
an den Minijter der inneren Angelegenheiten, welcher 


diefelbe in den Niederländifchen Staats⸗Courant einräs 
en läßt. 
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Art. 20. Nach Beendigung der Aufzeichnung der 
Wahlitimmen werden die beiden Protocofle während 
der Wahlverfammlung abgefaßt, und nach ihrer Vors 
lefung durch den Vorfiger von zwei BORD der 
Wahlzettel unterzeichnet. 

ie enthalten : 

. die Namen der Wähler, welche ihre Stimmen 
— haben; 

2. die Namen der Perſonen, auf welche die 
Stimmen gefallen find und die Zahl der auf, jede 
gefallenen Stimmen. 

Die anmelenden Wähler Eönnen den Beſchluß 
faſſen, daß allein die zweite vertheilte Zahl vorgeleſen 
werden ſoll. 

Art. 21. Eine Abſchrift jedes Protocolls wird 
ſogleich zu der Regiſtratur des Bezirksortes gelegt, 
und das Driginal wird mit; den Wahlzetteln verſiegelt 
in vierundzwanzig Stunden an die ftändifchen. Augs 
fhüffe der Provinzen geſandt. 

Art. 22. Die Namen derjenigen, welche in 
jedem Haupt-Wahlbezirfe ‚gewählt find, und die Zahl 
der auf fie gefallenen Stimmen werden durch Die 
fändifchen Ausfchüffe in einem befonderen Protocolle 
für jede Kammer gejammelt und fo ſchnell ald möglich 
befannt gemacht. 

Art. 23. Zur Wahl eines Abgeordneten oder 
Candidaten wird die abfolute Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen erfordert. - 

Art 24. - Sollte zur Mitgliedfchaft der zweiten 
Kammer oder zur Gandidatur für die erjte Kammer 
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bei der erften Abftimmung Niemand die abiolute 
Mehrheit der Stimmen erlangt haben, fo wird unmit- 
telbar für jede Wahl eine doppelte Zahl genommen, 
beftehbend aus den beiden Perfonen, welche Die größte 
Zahl der Stimmen erworben haben. 

Sind bei der erften Abjtimmung die beiden Stellen 
für die Sandidatur zur. erften Kammer unbefest geblies 
ben, fo werden von den vier Perfonen, welche die 
größte Zahl der Stimmen erworben haben, die erite 
und Dritte auf Die eine, die zweite und Die vierte auf 
die andere Doppelwahl gebracht. - 

Zu den auf die Doppelwahlen gebrachten Perfonen 
beftimmt fich die Wahl der anwefenden Wahlberechtigten. 

Bei Gleichheit der Stimmen ift der ältefte an 
Jahren gewählt. 

Art. 25. Derjenige, welcher zum ‚Mitglied der 
zweiten Kammer erwählt ift, empfängt von den ftän- 
difchen Ausfchüffen einen von dem Vorfiger unter- 
zeichneten Auszug aus dem im Art. 20 erwähnten 
Protocoll, aus welchem feine Wahl hervorgeht. 
| Diefer Auszug ift Die Beglaubigung für den 
Abgeordneten, neben welcher er der Kammer noch 
übergibt: 

9) einen Auszug aus den Geburts⸗Regiſtern, 
oder wenn dieſe fehlen, eine Bekenntnißacte, 
aus welcher die Zeit und der Ort feiner Ge⸗ 
burt Bervorgehen, 

2) eine von dem Abgeordneten felbft abzugebende 

Erklärung, welche alle öffentliche Sunetionen 
angibt, Die er ausübt, 
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: Art. 26. Wenn der für die zweite Kammer 
Erwählte-nicht geneigt ift, die Wahl anzunehmen, fo 
gibt er davon auf das ſchnellſte den jtändifchen. Aus⸗ 
jchäffen: Kenntnig, welche die Drts-Berwaltungen der 
Haupt-Wahlbezirfe auffordern, innerhalb des möglichft 
Fürzeften Zeitraums eine neue Wahl zu veranftalten, 

Art. 27. Derjenige, welcher in mehr als einem 
Haupt-Wahlbezirfe zum Mitglieve der zweiten Kam: 
mer erwählt ift, erflärt gleich nach dem Empfange 
des im Art. 25 erwähnten Auszugs fchriftlich an Die 
ſtändiſchen Ausfhüffe, melde von den Wahlen er 
annimmt. 

Die ftändifchen Ausfchüffe treffen hierauf für 
den abgelehnten Drt oder abgelehnte mehrere Drts 
fchaften diefelben Maaßregeln, als in dem Kalle des 
vorhergehenden Artifel3 feſtgeſetzt find. 

+ Art.-28. - Die Wahl⸗Protocolle für die Gandi⸗ 
daten zur Mitgliedſchaft der erſten Kammer werden 
unmittelbar durch, die ſtändiſchen Ausſchüſſe an dem 
Miniſter der inneren Angelegenheiten abgeſandt, welche 
derſelbe dem Könige überreicht. 

Der Koͤnig wählt aus den Eanbidaten 39 Mit- 
glieder der erften Kammer. 

Art: 29: Die durch den König. erwählten Mit 
glieder der eiften Kammer empfangen von den fläns 
diſchen Ausfchüffen ver Provinzen, in welchen fie zu 
Sandidaten erwählt find, einen gleichen Auszug, wie 
den im-erften Satze des Art. 25 erwähnten, um Den- 
felben neben dem -Befchluffe des Königs über - ihre 
Wahl als: ihren: Beglaubigungsbrief: zu gebrauchen... 


’ 
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Sie legen daneben der erften Kammer gleiche 
Papiere vor, wie unter Nr. 1 und Nr. 2 des leßten 
Satzes des Art. 25 gefordert werden. 

Art. 30. Sollte einer oder mehrere der gewähls- 
ten Mitglieder die Wahl nicht annehmen oder nicht 
die gefeglichen Forderungen erfüllen, fo wählt der 
König andere in ihre Stelle aus derfelben vorgelegten 
Gandidatenlifte, die in dem vorangehenden Artikel 
angeführt ift. 

Art. 31. Bor der Eröffnung der eriten Kammer 
der General: Staaten, ernennt der König ihren Präs 
fidenten. 

Bei der Eröffnung der zweiten Kammer nimmt 
das an Jahren Ältefte Mitglied den Präſidentenſtuhl ein. 

In beiden Kammern ernennen die Präfidenten 
drei Ausfchüffe, jeden aus drei Mitgliedern, zur Prüs 
fung der Beglaubigungs-Documente. Nach Erledigung 
diefer Prüfung in der zweiten Kammer und nachdem 
in Folge derfelben ohne Austellung hinlänglich Mitse 
glieder anerfannt find, macht diefe aus den zugelaffenen 
Mitgliedern gebildete Kammer eine Liſte von drei 
Mitgliedern, um diefe dem ae zur Wahl ihres 
Präfidenten zu überreichen. | 

Beide Kammern halten ſich, big das neue Ber 
flimmungen feftgefegt find, an. den. zuleßt feftgeitellten 
Gefchäftsordnungen der vorhergegangenen Kammern. 
| Art. 32. Den ftändifchen. Ausichüffen der ver 
fhiedenen: Provinzen wird es überlaffen, ‚alle nöthigen 
Maapregeln zu treffen, welche zur richtigen Ausfühs 
sung biefes vorläufigen Wahl-Reglements erforderkich 
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jein ſollten, und alle dabei vorfommende Streitigfeiten 
oder Befchwerden zu enticheiden. | | 


Verfaſſung 
des 
Großherzogthums Luxemburg, 
vom 9. Juli 1848. 


Wir Wilhelm I., von Gottes Gnaden, Kö⸗ 
nig der Niederlande, Prinz von Dranien- Naffau 
Großherzog von Ruremburg, ꝛc., %., 

Haben, im Einverftändriß mit der Verfammlung 
der gemäß dem Art. 52 der landftändifchen Verfaſ— 
fung vom 12. Dftober 1841 in doppelter Anzahl 
einberufenen Landſtände, befchloffen und: befchließen 
die folgenden Beftimmungen, welde die Berfaffung 
des Großherzogthumd Luremburg bilden. 


Kapitel‘ I, 
Bom Gebiete und vom König Großberzog. 
Art. 1. Das Großherzogthum Luremburg iſt 


ein unabhängiger, untheilbarer und unveräußerlicher 
Staat; es bilder einen Beſtandtheil des deutſchen 
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Bundes gemäß den beftehenden Berträgen. Die Ab— 
änderungen, welche an diefen Verträgen vorgenom- 
men werden Fünnten, werden der Gutheißung der 
Kammer unterworfen. | 

Art. 2. Die Grenzen und Hauptörter der Ges 
richtss oder Vermaltungsbezirfe, der Cantone und der 
Gemeinden, fünnen nicht anders als Kraft eines Ge- 
fees verändert werden. 

Art. 3. Die verfaffungsmäßigen Gewalten des 
Königs Großherzogs find. erblich im Haufe Seiner 
Majeſtät Wilhelms II. (Friedrich Georg Ludwig), 
Prinzen von Dranien-Raffau, Königs der Nieder- 
ande, Großherzogs von Luremburg, und Dieß nad 
den Beftimmungen des fürftlich Naffauifchen Haus— 
vertrag vom 30. Juni 1783 und des Artikels 71 
des Wiener Traftates vom 9. Suni 1815. 

Art. A. Die Perfon des Könige Großherzogs 
ift unverleglich; ‚die Mitglieder der. Regierung find 
verantwortlich, 

Art. 5 Der Großherzog wird mit Vollendung 
des. ahtzehusen Lebensjahres volljährig. 

Er nimmt Befib vom Throne, nachdem er feier- 
ih im Schooße der Kammer oder in die Hände ei- 
ner von bderfelben dazu bezeichneten Commiſſion fol 
genden Eid abgelegt hat: 

Ich ſchwöre, ‚Die Verfaflung, und. Die Geſetze des 
Großherzogthums Ruremburg zu befolgen, die Unab- 
Hängigfeit. und ‚Integrität bes Landes zu wahren.” 

Art. 6. Iſt beim Ableben des Großherzogs fein 
Nachfolger minderjährig, fo. tritt Die Kammer fpätes 
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tens am darauffolgenden zwanzigiten Tage zufammen, 
um über die Negentfhaft, und nöthigen Falles 
über die Vormundfchaft zu beftimmen. 

Art. 7. Befindet ſich der König Großherzog in 
der Unmöglichkeit zu regieren, fo beruft die Negie- 
rung, nad) Beftätigung dieſer Unmöglichfeit, unver- 
züglich die Kammer, :um über bie Vormundſchaft und 
die Regentſchaft zu beſtimmen. 

Art. 8. Die Regentſchaft kann nur einer eins 
zigen Perfon übertragen werden. 

Der Regent übernimmt die Regierung nicht, bis 
er den durch Art. 5 vorgefchriebenen Eid geleiftet hat. 

Art. 9. Im Falle der Thronerledigung - vers 
fügt die Kammer proviforifch über die Regentſchaft. 

Eine neue, in doppelter Anzahl und in Friſt 
von dreißig Tagen einberufene Kammer trägt Sorge 
für die definitive Thronbefegung. 


Kapitel II. 
Bon den Luremburgern und ihren Nechten. 


Art. 10. Die Eigenfchaft eines Luxemburgers 
erwirbt, erhält und verliert man gemäß den Beftim- 
mungen der bürgerlichen Geſetzgebung. — Gegen: 
wärtige Verfaffungs-Urfunde und die übrigen auf Die 
jtaatsbürgerlichen Rechte bezüglichen Geſetze beftimmen 
die Bedingungen, welche, außer jener Eigenfchaft, zur 
Ausübung diefer Rechte erforderlich find. 

Art. 11. Die Natvralifation wird Durch die ge— 
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feggebende Gewalt ertheilt. Nur die Naturalifatior 
fteflt den Ausländer, behufs der Ausübung der ſtaats— 
bürgerlichen Rechte, dem Luxemburger gleich. 

Die dem Bater ertheilte Naturalifation kommt 
auch feinem minderjährigen. Kinde zu Gute, wenn 
diefes im Laufe der zwei erften Sabre feiner Voll— 
jährigkeit erflärt, diefen Vortheil für fid, in Anſpruch 
nehmen zu wollen. 

Art. 12. Es gibt im Staate feine Standes; 
Unterfchiede. — Die Luremburger find vor dem Ges. 
fege gleich; fie allein find zu den Civil- und Milis 
tärämtern zuläffig, vorbehaltlich der Ausnahmen, wel« 
che etwa für befondere Fälle durch, ein Gefeg aufs 
geftellt werden Fünnen. 

Art’ 13. Die perfünliche Freiheit it gewährleiftet. 
— Gegen Niemanden darf anders als in den geſetz⸗ 
lich beftimmten Fällen und Formen gerichtlich verfahren 
werden. — Außer der Ergreifung auf frifcher That 
darf Feiner verhaftet werden, als Fraft eines mMotivirten 
richterlichen Befehles, welcher im Augenblic der Ver— 
haftung, oder fpäteftens binnen vier und zwanzig Stun 
den, zugejtellt werden muß. 

Art. 14. Niemand darf gegen feinen Willen dem 
gefeglich ihm zugemwiefenen Richter entzogen werden. 

Art. 15. Es darf Feine Strafe anders, als Kraft 
eines Geſetzes, eingeführt oder angewendet werden. 

Art. 16. Die Wohnung ft unverleglich. Eine 
Hausfuchung darf nur in den gefeblich beitimmten 
Fällen und Formen ftattfinden. 

Art. 17. Niemanden Fann fein Eigenthum ans 
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ders, als zum Zwecke des öffentlichen Wohles, in den 
durch das Geſetz vorgefehenen Fällen und feftgefteflten 
Kormen, und nur nach vorgängiger, voller. Entſchaͤ⸗ 
digung, entzogen werden. 

Art. 18. Die Strafe der Confiscation des Vers 
mögens Fann nicht eingeführt werden. 

Art. 19. Die Todesitrafe für politifche Berbres 
chen, ber bürgerliche Tod und die Brandmarfung find 
abgeſchafft. 

Art. 20. Die Freiheit der Culte und ihrer öf— 
fentlichen Ausübung, ſowie die Freiheit, feine religid« 
fen Meinungen zu befunden, find gewährleiitet, vorbes 
haltlich ver Strafmaßregeln gegen die Vergehen, welche 
bei Gelegenheit der Ausübung diefer Freiheiten bes 
gangen werden. 

Art. 21. Keiner Fann gezwungen werden, auf 
irgend eine Weife an den Handlungen und Feierlicy 
feıten eines Cultus Theil zu nehmen, oder die Feiers 
tage deflelben zu halten. 

Art. 22. Die bürgerlihe Che muß ſtets der 
kirchlichen Einfegnung derfelben vorangehen. 

Art. 23. Die Intervention des Staates bei der 
Ernennung und Einfegung der Borftände der Gulte 
im Großherzogthfum, die Weife der Ernennung und 
Abfebung der übrigen Gultus- Diener, die Befugniß 
der einen wie der andern, mit ihren Dbern fchriftlidy 
zu verfehren, und deren Erlaffe zu veröffentlichen, fo 
wie das Verhältniß zwifchen Kirche und Staat, find 
Gegenftand von Berträgen, die der Kammer, in Ber 
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treff derjenigen. Berfügungen vorzulegen find, welche 
die Mitwirkung derfelben erforderlich machen. 

Art. 24. Der Staat trägt Sorge dafür, daß 
jeder Luremburger den Primär-Unterricht erhalte. 

Er errichtet Anftalten Behufs des mittlern Uns 
terrichtes und der erforderlichen Höhern Lehr: Eurfe. 

Das Geſetz beftimmt die zum öffentlichen Unter: 
richte erforderlichen Mittel, fo. wie die Bedingungen 
der Aufficht von Seiten der Regierung und der Ge- 
meinden; es trifft übrigens alle auf den Unterript 
bezüglichen Anordnungen, 

Jedem Luremburger fteht es. frei, feinen Stubien 
im Großherzogthfum oder im Auslande obzuliegen, 
und die Univerfitäten ‘feiner Wahl zu befuchen, uns 
befchadet der gefeglichen Beftimmungen über die Bes 
dingungen der Zuläfligfeit zu den Aemtern und zu ges 
wiffen Profeffionen. 

Art. 25. Die Freiheit, feine Meinung in allen 
Dingen durchs Wort Fund zu geben, fo wie Die Frei- 
heit der Preffe find gewährleiſtet, vorbehaltlich der 
Straf Maßregeln gegen die Vergehen, welche bei 
Gelegenheit der Ausübung diefer Freiheiten begangen 
werden. — Die Cenfur bleibt für immer aufgeho- 
ben. Gautionen Fünnen weder von den Schriftitellern 
noch von den Verlegern. oder Drudern, gefordert wers 
den, — Die Stempelabgabe von inländifchen Zei- 
tungen und periodifchen Schriften ijt abgefchafft. — 
Der Verleger, der Druder oder Bertheiler, darf nicht 
verfolgt werden, wenn der VBerfaffer befannt iſt, wenn 
er Luremburger und im Großherzogthum anfäßig iſt. 
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Art. 26. Die Luremburger haben das Recht, 
fih ohne vorgängige Grlaubniß friedlich und ohne 
Waffen zu verfammeln, jedoch unter Beobachtung der 
Gefege, welche die Ausübung diefes Rechtes ordnen. 
Diefe Beftimmung ift nicht anwendbar auf Verſamm⸗ 
lungen unter freiem Himmel, fie jeien politifcher, res 
ligiöfer oder anderer Natur, welche insgefammt den 
polizeilichen Gefegen und Verordnungen gänzlich uns 
terworfen bleiben. 

Art. 27. Die Luremburger haben das Derei- 
nigungsrecht. Diefes Recht Fann Feiner verhütenden 
Maaßregel unterworfen werden, 

Die Gründung irgend einer religidfen Körper> 
ichaft bedarf der Ermächtigung durch ein Gejeb. 

Art. 28. Jeder hat das Recht fich durch Bitt: 
ichriften, fie feien von einer oder mehreren Perfonen 
unterzeichnet, an die öffentlichen Behörden zu wenden. 
Letztere allein haben das Recht, Bittfchriften im Na: 
men einer Gefammtheit einzureichen. | 

Art. 29. Das Briefgeheimniß ift unverleglich. 
— Das Gefes bejtimmt die Beamten, welche für die 
Derlegungen des Geheimniffes der der Poſt anvers 
trauten Briefe verantwortlich find. 

Art. 30. Der Gebrauch der deutfchen und der 
franzöfifchen Sprache fteht Jedem frei; es darf der- 
felbe nicht bejchränft werden. 

Art. 31. Zum Strafverfahren gegen öffentliche 
Beamte wegen Handlungen ihrer Verwaltung it Feine 
vorgängige Ermächtigung erfordert, mit Vorbehalt dei- 

— 
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fen jedoch, was hinfichtlich Der Regierungs » Mitglieder 
feftgefest iſt. | 

Art. 32. Die öffentliben Beamten jedes Stans 
des, mit Ausnahme der Regierungs- Mitglieder, füns 
nen nur auf dem gefeglich vorgefchriebenen Wege ih- 
rer Stellen, Ehrenaugzeichnungen und Penfionen vers 
luftig erflärt werden. 


Kapitel IN. 


Bon den Gewalten. 
$. 1. Gemalten des Königs Großherzogs. 


Art. 33. Dem König Großherzog gehört die 
vollziehende Gewalt in Gemäßheit der” Beftimmungen 
gegenwärtiger Berfaffungss Urkunde. 

Art. 34. Der König Großherzog betätigt und 
verfündigt die Gefehe; er eröffnet feine Entfchließung 
-. binnen drei Monaten nach dem Botum der Kammer. 

Art. 35. Der König Großherzog ernennt zu 
den Civil- und Militärs Aemtern in Gemäßheit des 
Geſetzes und vorbehaltlid) der durch, daſſelbe aufges 
ftellten Ausnahmen, 

Kein vom Staate bejoldetes Amt Fann anders, 
als Kraft einer gefeglichen Beitimmung gefchaffen werden. 

Art. 36. Der König Großherzog erläßt die zur 
Vollziehung der Gefege nöthigen Verordnungen und 
Beichlüffe, ohne jemals die Geſetze felbft fuspendiren 
oder von deren Vollziehung entbinden zu fünnen. 
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Art. 37. Der König Großherzog befehligt die 
Militärmacht, erklärt den Krieg, ſchließt Frieden, 
Bündniſſe und Handelsverträge. Sobald es die Si— 
cherheit und das Wohl des Staates erlauben, gibt 
er der Kammer, unter Beifügung der geeigneten Mit— 
theilungen, Kenntniß davon. Handelsverträge, fo wie 
andere Verträge, durch welche dem Staate Laſten 
oder einzelnen Luxemburgern Verpflichtungen auferlegt 
werden könnten, haben nicht eher Wirkung, bis nach 
erhaltener Zuſtimmung der Kammer. — Alles Obige 
ohne Beeinträchtigung der Verhältniſſe des Groß— 
herzogthums zum deutſchen Bunde. Keine Abtretung, 
kein Tauſch, kein Anſchluß von Gebiet kann anders 
ſtattfinden als kraft eines Geſetzes. In keinem Falle 
können die geheimen Artikel eines Vertrages die of— 
fenen Artikel deſſelben vernichten. 

Art. 38. Der König Grotzherzog hat das Recht 
die von den Richtern ausgefprochenen Strafen zu er- 
laſſen oder zu mildern, vorbehaltlich deffen, mas hinz 
fichtlich der Regierungs » Mitglieder feitgeiteflt ift. 

Art. 39. Der König Großherzog hat das Recht, 
Münze zu prägen, in Vollziehung des Geſetzes. 

Art. 40. Der König Großherzog hat das Recht 
den Adel zu verleihen, ohne je irgend ein Vorrecht 
damit verfnüpfen zu können. 

Art. 41. Der König Großherzog verleiht Die 
Civil- und Militär Drden, unter Beobachtung Der 
gefeßlichen Vorfchriften. 

Art. 42. Der König Großherzog Fann fich ver: 
treten laffen durch einen Prinzen des Föniglichen Haus 

6* 
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jes, welcher den Titel eines Stellvertreters des Kö- 
nigs führt und im Großherzogthum refibirt. 

Diefer Stellvertreter leiftet den Eid, Die Ver: 
faffungs » Urkunde zu befolgen, ehe er feine Gewalt 
ausübt. 

Art. 43. Die Eivillifte iſt auf jährlich Hundert 
taufend Franken feftgefegt. Sie kann durch Das Ges 
fe bei jedem Negierungsantritte geändert werden. 

Art. 44. Das Negierungsgebäude zu Xurems 
burg und das Schloß von Walferdingen find zur Wohs 
nung des Königd Großherzogs beitimmt, während 
feines Aufenthaltes im Lande. 

Art. 45. Der König Großherzog hat Feine ans 
dere Gemwalten, als diejenigen, welche ihm ausdrüch— 
lich die Berfaffungs- Urkunde und die befonderen ver: 
faffungsmäßigen Geſetze zuerfennen. 

Art. 46. Kein Regierungs-Act des Könige 
Sroßherzogs Fann von Wirfung fein ohne die Ger 
genzeichnung eines Negierungs- Mitgliedes, weldes 
dadurc die Verantwortlichkeit deſſelben übernimmt. 


8 2. Bon der gefeggebenden Gewalt. 


Art. 47. Die gefeßgebende Gewalt wird gemeins 
ichaftlfih durch den König Großherzog und Durch Die 
Kammer ausgeübt. 

Art. 48. Das Recht der Initiative fteht jedem 
der beiden Zweige der geießgebenden Gewalt zu. 

Art. 49. Die authentiihe Auslegung der Ge: 
jeße gehört nur der gefegebenden Gewalt. 
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Art. 50. Die richterliche Gewalt wird von den 
Gerichtshöfen und Gerichten ausgeübt. — Die Rechts— 
fprüche und Urtheile werden im Namen des Könige 
Großherzogs vollſtreckt. 


Kapitel IV. 
Von der Kammer der Abgeordneten. 


Art. 51. Die Mitglieder der Kammer vertreten 
das Land. — Sie ſtimmen, ohne ſich bei ihren Auf: 
traggebern Raths zu erholen, und Fünnen nur Die 
allgemeinen Intereſſen des Großherzogthums bezwecken. 

Art. 52. Die Kammer befteht aus den gemäß 
dem Wahlgefege und im Verhältniffe von höchitens 
einem auf 3000 Seelen gewählten Abgeordneten. 

Art. 53. Um wählbar zu fein, muß man: 

1. Luxemburger von Geburt oder naturalifirt fein ; 

2. der bürgerlichen und politifchen Rechte genießen; 

3. das 25. Jahr zurückgelegt haben; 

4. im Großherzogehum anfäßig fein. 

Um Wahlmann zu fein, muß man mit den vier 
vorgenannten Erforderniffen noch Diejenigen ver— 
einigen, welche das Wahlgefeb vorfchreibt. 

Art. 54. Weder Wahlmann noch wählbar Eön- 
nen fein: 

1. die zu Leibes- oder entehrenden Strafen Ber, 
urtheilten; 
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2. die wegen Diebjtahls, Prellerei vder Miß— 
brauch des DVertrauend Verurtheilten ; 

3. Diejenigen, welche aus einer öffentlichen Ar- 
menanftalt Unterftügungen erhalten ; 

4. Diejenigen, welche fish in erflärtem Falliment 
befinden, die Banferotirer und Interdicirten, und Dies 
jenigen, welchen ein gerichtlicher Beiftand gegeben ift. 

Art. 55. Das Mandat eines Deputirten ift uns 
vereinbar mit den Functionen: 

1. eines Regierungs - Mitgliedes ; 

2. eines Mitgliedes des öffentlichen Minifteriums ; 

3. eines Mitgliedes der Wechnungsfammer ; 

4. eines Diſtrikts⸗Commiſſärs; 

5. eines Staatseinnehmers oder rechnungspflich- 
tigen Staatsbeamten; 

6, einer Militärperfpn unter dem Range eines 
Hauptmannes. 

Der in einem Ineompatibilitäts« Falle befindliche 
Beamte hat das Recht, zwilchen dem ihm anvertrau- 
ten Mandate und feinen Functionen zu wählen. 
Art. 56, Die in vorbergehendem Artifel auf 
geftellten Incompatibilitäten verhindern nicht, daß in 
Zukunft das Geſetz nod andere einführe. 

Art. 57. Die Mitglieder der Kammer werden 
auf ſechs Sabre gewählt. Sie werden alle drei Ssahre 
nach der durch Das Mahlgefes beſtimmten Reihenfolge 
zur Hälfte erneuert, 

Im Falle der Auflöfung wird die ganze Kammer 
neu gewählt. 

Art. 58. Die Kammer prüft die Vollmachten 
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ihrer Mitglieder und enticheidet über die. desfallſigen 
Streitigkeiten. 

Art. 59. Dasjenige Kammer⸗ Mitglied, welches 
von der Regierung zu einem beſoldeten Amte ernannt 
wird, und daſſelbe annimmt, hört ſofort auf, an den 
Sitzungen Theil zu nehmen, und tritt nur Kraft eis 
ner neuen Wahl wieder in Thätigfeit. 

Art. 60. Bevor ein Geſetzentwurf der Kammer 
vorgelegt wird, muß derfelbe, den Fall der Dring- 
lichkeit ausgenommen, einer ftändifchen Gefeggebungs- 
Commiſſion zur vorgängigen Begutachtung unterworfen 
werden. Diefe Commiffion beiteht aus neun Mit— 
gliedern, von welchen die Kammer jährlich fünf ernennt. 

Der Entwurf wird zum mindeften vierzehn Tage 
vor Eröffnung der Kammer den Mitgliedern derfel« 
ben, unter Beifügung ber Bemerkungen der Commif- 
fion, mitgetheilt. 

Die Gefchäfts-Drbnung der Kammer beſtimmt 
die Art und Weiſe, wie die Commiſſion ihre: Befug⸗ 
niffe ausübt. 

Die Kammer hat das Recht zu entſcheiden, daß 
ein Geſetzentwurf, ſeiner Wichtigkeit wegen, einer 
zweiten Abſtimmung während einer nächſtfolgenden 
von ihr feſtzuſtellenden Seſſion unterworfen werde: 

Art. 61. Bei jedem Landtage ernennt: die Kam⸗ 
mer ihren Präfidenten, und ihren Bioepräfbenseni, und 
bildet ihr Büreau. | 

. Art::62.. Die Sihungen der Kammerfind öffentlich. 

Gleichwo 4 ‚geht: fie zu geheimer Sitzung über, 
wenn ihr. Präftdent oder fünf Mitglieder e8 verlangen: 
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Sie entfcheidet biernächft nach abfoluter Stim- 
menmehrheit, ob verfelbe Gegenitand in öffentlicher 
Sitzung wieder vorgenoinmen werden jofl. 

Art. 63. Seder Beſchluß wird nach abfoluter 
Mehrheit der Stimmen gefaßt. Bei getheilten Stim- 
men ift:der in Berathung gezogene Vorfchlag als ver- 
worfen anzufehen. 

Die Kammer fann feinen Befhluß faffen, wenn 
nicht die Mehrheit ihrer Mitglieder anwefend ift. 

Art. 64. Die Abjtimmung gefchieht mündlich 
oder durch Sitenbleiben und Aufftehen. Ueber das 
Ganze der. Gefege wird jedesmal durch namentlichen 
Aufruf und mündlich abgeftimmt. 

Art. 65.. Die Kammer hat das Recht der 
Unterfuchung. 

Zu diefem Zwecke kann fie Commiſſi ionen ernen⸗ 
nen, welche befugt ſind, während der Zwiſchenzeit 
der Seſſionen auf amtlichem Wege Erkundigungen 
einzuziehen. 

Art. 66. Ein Geſetzentwurf kann durch die Kam— 
mer nur angenommen werden, nachdem Artikel für 
Artikel darüber abgeſtimmt worden iſt. 

Art. 67. Die Kammer hat das Recht, die vor⸗ 
gefchlagenen Artifel und Berbefferungs+ Anträge ab⸗ 
zuändern und zu theilen. 

Art. 68. Niemand darf der: Kammer in Per 
fon eine Bittfchrift überreichen. 

Die Kammer: hat das Recht, die an fie gerich» 
teten Bittfchriften an die Mitglieder der Negierung zu 
überweifen. — Die Mitglieder der Regierung find 
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verpflichtet, über den Inhalt derfelben , fo oft es die 
Kammer fordert, Ausfunft zu ertheilen. 

Art. 69. Kein Abgeordneter Fann wegen der 
von ihm in Ausübung feines Berufes geäußerten Meir 
nungen oder wegen feiner Abftimmung belangt oder 
zur Rechenfchaft gezogen werden. 

Art. 70. Kein Abgeordneter darf während der 
Dauer des Landtags, außer im Falle der Ergreifung auf 
frifcher That, ftrafrechtlich belangt oder verhaftet werben 
ohne Erlaubnig der Kammer. — Keine FKörperhaft 
fann gegen eines ihrer Mitglieder. während des Landtags 
ohne die nämliche Ermächtigung vollzogen werden. 
— Die Haft eines Abgeordneten, ‚oder die Belangung 
deffelben, wird, wenn die Kammer es begehrt, wäh— 
rend des Landtages und für deflen ganze Dauer, 
ausgefebt. 

Art. 71. Die Kammer beitimmt durch ihre Ge- 
ihäfts- Drdnung die Art und Weife der Ausübung 
ihrer Befugniffe. 

Art. 72. Die Situngen der . Kammer werben 

an dem Orte gehalten, wo die REDEN des Groß- 
herzogthums ihren Sitz hat. - 
Mt. 73. Die Kammer tritt von Rechtswegen 
„jedes Jahr am eriten Dienftage ded Monats Dctober 
zum ordentlichen Landtage zufammen. Der Landtag 
wird vom König Großherzog in Perfon, oder in fei- 
nem Ramen von einem zu diefem Zwecke ernannten 
Bevollmächtigen eröffnet und gefchloffen. 

Art. 74. Der König Großherzog fon die Kam: 


mer. außerordentlich einberufen. 
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Art. 75. Der König Großherzog kann die Kam- 
mer vertagen. Die Bertagung darf jedoch die Frift 
von einem Monat. nicht überfchreiten, und während 
deffelben Landtags ohne die Zuftimmung der Ram- 
mer nicht wiederholt werden. 

Art. 76. Der König Großherzog hat das Recht, 
die Kammer aufzulöfen. Die AuflöfungssActe ent- 
hält die Einberufung der Wahlmänner binnen den 
nächften dreißig Tagen, und die Einberufung der neuen 
Kammer binnen den darauf folgenden zehn Tagen. 

Art. 77. Sedem Abgeordneten wird auf Die 
Staats» Caffe als Entfchädigung eine Summe von 
fünf Franfen für jeden Tag feiner Anmefenheit oder 
Reife bewilligt. Diejenigen, welche in der Gtabt 
wohnen, wo der Landtag gehalten wird, erhalten feine 
Entfchädigung. 


Kapitel V. 
Bon der Wegierung des Großherzogthums. 


Art. 78. Die Regierung des Großherzogthume 
beiteht aus höchſtens fünf Mitgliedern, welche ven 
Titel General Adminiftratoren führen. Sie verwal⸗ 
ten das Land unter Beobachtung ber Gefebe und 
Berordnungen. 

Art. 79. Der König Großherzog ernennt umd 
entläßt die Mitglieder der Regierung, und wählt un _ 
ter ihnen nn Präfidenten. 

Art. Jedes einzelne Negierungss Mitglied 
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iſt verantwortlich für. die Acte, welche von ihm in, 
feinem rejpectiven Dienftzweige ausgegangen find. — 
Eine der eriten gefeggebenden Berfammlung zur Ges 
nehmiaung vorzulegende Dienftordnung beitimmt Die 
Vertheilung der Dienftzweige unter die Mitglieder 
der Regierung, den Gefchäftsgang für die Ausübung 
ihrer Befugniffe, und die Fälle, in welchen fie colles 
gialiſch berathen. 

Art. 81. Zwifchen den Mitgliedern der Regie⸗ 
rung und dem König Großherzog befteht Feine Mittels 
behörde. 

Für die Angelegenheiten des Großherzogthums 
Luremburg iſt dem Gabinete des Königs Großherzogd 
ein Sefretär beigegeben. 

Diefer Beamte hat den Auftrag, die Föniglichen 
Befchlüffe zu contrafigniren und die Erledigung der 
das Großherzogthum Luxemburg betreffenden Gefchäfte 
zu beforgen. 

Die Entfchließungen des Königs Großherzogs 
werden in doppelter Urfunde ausgefertigt; Die eine 
wird im Archiv des Großherzogthums niedergelegt, 
während die andere im Sefretariate verbleibt. 

Art. 82. Den Mitgliedern der Regierung fteht 
der Eintritt in die Kammer zu. Gie müffen, wenn 
fie es begehren, gehört werden. | 

Die Kammer Fann ihre Anmefenheit verlangen. 

Art. 83. Sn feinem Falle Fann der mündliche 
oder fchriftliche Befehl des Königs Großherzogs: ein 
Mitglied der Regierung der Berantwortlichkeit entziehen. 

Art. 84. Die Kammer hat das Recht, die Mit- 
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glieder- der Regierung in. Anflagezuitand zu verfeßen. 
— Ein Geſetz wird die Verantwortlichkeitsfälle, die 
‚u verhängenden Strafen, und das Berfahren beitim- 
men, welches fowohl bei einer von der Kammer auf- 
genommenen Anklage, als bei einer Belangung von 
Seiten des verlesten Theiles zu beobachten ijt. 

Art. 85. Der König Großherzog kann ein ver- 
urtheiltes Regierungs- Mitglied nur > Antrag der 
Kammer begnadigen. 


Kapitel VI. 
Bon der Iuftiz. 


Art. 86. Die Streitigkeiten, welche bürgerliche 
Rechte zum Gegenftande haben, gehören ausfchließfich 
vor die Gerichte. 

Art. 87. Die Streitigkeiten, welche politifche 
Rechte zum Gegenitande haben, gehören vor die Ges 
richte, vorbehaltlich. der Ausnahmen, welche das Ge- 
ſetz aufſtellt. 

Art. 88. Kein Gericht, Feine contentiöfe Ge: 
richtsbarfeit, Fann anders, als Kraft eines Geſetzes 
eingeführf werden. „Außerordentliche Gommiffionen, 
oder außerordentliche Gerichte, Eönnen unter Feinerlei 
Benennung gebilbet werden. 

Art. 89. Die Einrichtung eines. Obergerichte- 
hofes iſt durch ein Geſetz vorgefehen. 

Art. 90. Die Sigungen der Gerichte find of⸗ 
fentlich es ſei denn, daß. dieſe Deffentlichfeit vie 
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Ordnung und die Sitten gefährdet, und in diefem 
Falle erflärt das Gericht folched durch ein Urtheil. 
— Bei politifchen und Preß-Vergehen Fann die Def- 
fentlichfeit nur durch Stimmeneinheit - ausgefchloffen 
werden. 

Art. 91. Jedes Urtheil gibt die Entſcheidungs— 
gründe an, und wird in Öffentlicher Sigung gefprochen. 

Art. 92. Das Gefchwornengericht bejteht me- 
nigitens für die politifchen Verbrechen. und Vergehen, 
und für Die Preßvergehen. 

Art. 93. Die Friedendrichter und die Richter 
bei den Bezirfs-Gerichten werden unmittelbar vom 
König Großherzog ernannt. — Die Räthe beim 
Dbergericht, und die Präfidenten und Vice» Präftdenten 
der Bezirfsgerichte werden vom König Großherzog 
auf das Gutachten des Dbergerichtähofes ernannt. 

Art. 94. Die Richter an den Bezirfögerichten 
und die Dbergerichtsräthe werden auf Febengzeit er- 
nannt. — Keiner von ihnen kann anders, als durch 
ein fürmliches Urtheil, von feinem Amte ganz vder 
zeitweife entfernt werden. — Die Berjegung eines 
diefer Richter Fann nur durch eine neue Ernennung 
und mit feiner Einwilligung gefchehen. 

Sedenfalls kann er wegen Kränflichfeit oder fehlech- 
ten Betragens fuspendirt, abgefegt oder verſetzt wer- 
den, und zwar gemäß den gefeglich bejtimmten Ber 
dingungen. 

Art. 95. Das Geſetz bejtimmt die Gehalte 
des Richterperfonalg. 

Art. 96. Kein Richter Fann von der Regierung 
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einen befoldeten Dienit annehmen, ſofern er ihm richt 
unentgeltlich verfieht, und vorbehaltlich der Fälle der 
Unvereinbarfeit, wie fie das Geſetz aufſtellt. 

Art. 97. Befondere Geſetze ordnen die Ein- 
richtung der Militärs Gerichte, ihre Befugniffe, die 
Rechte und Pflichten der Mitglieder diefer Gerichte, 
und die Dauer ihrer Amtsführung, — Es fünnen 
Handelsgerichte an den Drten befiehen, welche das 
Geſetz beitimmt. Letzteres ordnet ihre Einrichtung, 
ihre Befugniffe, die Art der Ernennung ihrer Mits 
glieder und die Dauer des Amtes Derjelben. 

Art. 98. Der Obergerichtshof entſcheidet nach 
der geſetzlich beftimmten Weiſe über die Competenz- 
Gonflicte. 

Art. 99. Die Obergerichtshöfe und Gerichte brins 
gen die allgemeinen und örtlichen Befchlüffe und Der: 
ordnungen nur in fo fern in Anwendung, als Diefel- 
ben mit den Geſetzen übereinjtimmen. 


Kapitel VII. 
Von der öffentlichen Macht. 


Art. 100. Alles was die bewaffnere Macht bes 
trifft, iſt durch das Geſetz gevrdnet, vorbehaltlich der 
Bundespflichten. 

Art. 101. Die Einrichtung und die Befugniffe 
der Gendarmerie find Gegenftand eines Gejeges. 

Art. 102. Es kann eine Bürgergarde gebildet 
werben, deren Einrichtung durch das Geſetz geordnet iſt. 


Berfafiung des Großherzogthums Luremburg. 95 
Kapitel VII. 


Bon deu Finanzen. 


Art. 103. Keine Abgabe zu Nugen des Staates 
fann anders, ald durch ein Geſetz eingeführt werden. 
— Keine Gemeindelaft oder Auflage kann eingeführt 
werden, ohne Einwilligung des Gemeinderathe. — 
Das Geſetz beitimmt die Ausnahmen, deren Noths 
wendigfeit hinfichtlich der Gemeindeauflagen fich aus 
der Erfahrung ergeben wird. 

Art. 104. Die Abgaben zu Nutzen des Stans 
tes werden jährlich votirt. — Die Gefege, durd 
welche Ddiejelben bewilligt find, haben nur auf ein 
Jahr Kraft, wenn fie nicht erneuert werden. 

Art. 105. Es kann hinfichtlich der Abgaben Feine 
Bevorzugung eingeführt werden. Keine Befreiung oder 
Ermäßigung fann anders flattfinden, als Kraft des 
Geſetzes. 

Art. 106. Außer den durch dag Geſetz fürm- 
lich ausgennmmenen Fällen, Fann den Staatsbürgern 
oder den öffentlichen Anftalten feine Gebühr abgefor: 
dert werden, welche nicht Abgabe zum Beten des 
Staates oder der Gemeinde ilt. 

Art. 107. Keine Penfion, fein Wartegeld, Feine 
Gratification zu Laſten der Staatscaffe kann anders 
bewilligt werden, als Kraft des Geſetzes. 

Art. 108. Jedes Jahr ftellt die Kammer die 
Staatsrehnung durch ein Geſetz feit, und beftimmt das 
Budget. — Alle Einnahmen und Ausgaben des Staa 
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tes müffen im Budget und in den Rechnungen ein- 
getragen fein. 

Art. 109. ine Rechnungsfammer hat die Red 
nungen der allgemeinen Verwaltung und Aller, welche 
der Staats- Kaffe rechnungspflichtig find, zu prüfen 
und zu liquidiren. 

Das Gefeb ordnet die Einrichtung derfelben, die 
Ausübung ihrer Befugniffe, und die Weife der Ernen- 
nung ihrer Mitglieder. 

Die Rechnungsfammer wacht darüber, daß Fein 
Ausgabe-Poſten des Budgets überfchritten werde. 

Nur Kraft eines Geſetzes darf ein Uebertrag 
aus einer Abtheilung ded Budgets in eine andere 
bewerfitelligt werden. 

Sedoch iſt es den Mitgliedern der Negierung 
geftattet, in ihren Dienjizweigen Weberfchüffe von 
einem Artifel auf einen andern der nämlichen Ab- 
theilung zu übertragen, vorbehaltlich der Nechtferti- 
gung bei der Kammer. 

Die Rechnungsfammer jchließt die Rechnungen 
der verfchiedenen Verwaltungen Des Staates ab, und 
hat zu diefem Zwec jede Ausfunft und jeden erfors 
derlichen Rechnungsbeleg einzuziehen. Die allgemeine 
Staatsrechnung wird der Kammer der Abgeordneten 
nebit den Bemerfungen der Rechnungsfammer vorgelegt. 

Art. 110. Die Gehalte und Penfionen ver 
Eultuss Diener find zu Lajten des Staated und durd) 
das Geſetz geordnet. 
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Bon den Gemeinden. 


Art. 111. Die Gemeinde» Einrichtungen find 
durch das Gefeb geordnet, — Diefes Gefes ſtellt 
die Anwendung folgender Grundfäße fell: — 1. Die 
direete Wahl, vorbehaltlih der Ausnahmen, welche 
das Geſetz hinfichtlich der Vorfteher der Gemeindes 
Berwaltungen aufitelen Fann; — 2, Die Ueberwei— 
jung an die Gemeinderäthe von allem was die Com— 
munal» Sntereffen betrifft, vorbehaltlih der Geneh— 
migung ihrer Acte in den Fällen und in der Weite, 
weiche das Geſetz beftimmt; — 3. die Deffentlichfeit 
der Sitzungen der Gemeinderäthe in den geſetzlich 
vorgejchriebenen Grenzen; — 4, die Deffentlichfeit der 
Budgets und der Rechnungen; — 5. das Einjrhreis 
ten des Königs Großherzogs oder der gejehgebenden 
Gewalt, um zu verhindern, daß Die Gemeinderäthe 
ihre Befugnifje überfchreiten, oder das allgemeine In— 
tereſſe verleßen. 

Art. 112. Die Abfaffung der Eivilftandsacte und 
die Führung der Regiſter gehören ausfchlieglich zu 
den Befugnijfen der Gemeindebehörden. 


Rapitel X. 
Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 113. Die Stadt Luxemburg iſt die Haupt— 
ftadt des Großherzogthums und der Sitz der Regie— 
7 
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rung. — Der Gib der Regierung Fann nur vor 
übergehend aus gewichtigen Gründen verlegt werden. 

Art. 114. Kein Eid Fann anders auferlegt wer: 
den, als Kraft des Gefebes, weldyes die Eidesformel 
beitimmt. 

Doc ſchwören die Mitglieder der Kammer umd 
alle öffentlichen Sivil- und Militärs Beamten den Eid 
auf die Verfaffung. 

Art. 115. Jeder Fremde, welcher fich auf dem 
Gebiete des Großherzogthums befindet, iteht unter 
dem den Perfonen und dem Eigenthum gewährten 
Schuße, vorbehaltlich der durch das Geſetz beitimmten 
Ausnahmen. 

Art. 116. Kein Geſetz, Fein Befchluß, Feine 
Verordnung der Staats- oder Gemeindeverwaltung, 
find verbindlich, bis fie in der gefeßlich vorgefchrier 
benen Form veröffentlicht find. 

Art. 117. Die Verfaffung Fann in ihrer Volle 
ziehung weder ganz noch theilweife fuspendirt werden. 

Art. 118. Die gefeßgebende Gewalt hat das 
Recht zu erflären, daß es angemeffen iſt, irgend cine 
von ihr bezeichnete conjtitutionelle Beſtimmung einer 
neuen Prüfung zu unterwerfen. — Nach diefer Er— 
Härung it die Kammer von Nechtöwegen aufgelöft. 
— (Eine neue wird gemäß Art. 76 einberufen. — 
Diefe Kammer befchließt im Sinvernehmen mit dem 
König Großherzog über die der Reviſion unterwor- 
fenen Punkte. — Sn diefem Falle kann die Kam— 
mer nicht berathfchlagen, wenn nicht wenigftens drei 
Diertel ihrer Mitglieder gegenwärtig find, und Feine 
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Abänderung fann angenommen werden, wenn nidıt 
wenigftens zwei Drittel der Stimmen dafür find. 

Art. 119. Keine Abänderung an der Berfaf- 
fungs-Urkunde fann während einer Negentfchaft vor- 
genommen werden. 


Kapitel XI. 
Borübergehende und nachträgliche 
Beftimmungen. 


Art. 120. Bis zu anderweiter gefeglicher Ver— 
fügung hat die Kammer Das beliebige Recht ein Mit: 
glied der Regierung in Anflageitand zu verfegen, und 
der Dbergerichtshof fpricht über daffelbe in allgemei- 
ner Verfammlung das Urtheil unter Bezeichnung des 
Vergehens, und Beſtimmung der Strafe. — Gleich— 
wohl kann die Strafe nicht härter fein, als die Zucht: 
hausftrafe, vorbehaltlich der Fälle, welche durch die 
Strafgeſetze ausdrüclich vorgefehen find. 

Die Räthe des Dbergerichtshofes, welche Mit- 
glieder der Kammer find, haben ficy aller Theilnahme 
am Verfahren und am Urtheile zu enthalten. 

Art. 121. Bon dem Tage an, wo Die Ver: 
faſſungs-Urkunde in Kraft triet, find alle Geſetze, 
Decrete, Beichlüffe, Verordnungen und andere Acte, 
weiche mit derfelben in Widerſpruch ftehen, aufgehoben. 

Art. 122. Die für politifche Verbrechen abge- 
ihaffte Todesſtrafe iſt durch Die unmittelbar darauf: 
folgende gelindere Strafe erfegt, bis das neue Geſetz 
anders darüber verfügt hat. 
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Art. 123. Bis zum Abichluffe der durch Art. 
23 vorgefehenen Verträge bleiben die jet in Sacen 
der Gulte geltenden Beftimmungen in Kraft. 

Art. 124. Bis zur Veröffentlichung der in den 
Art, 32, 60, 92 und 109 erwähnten Gefege nnd 
Verordnungen, werden die jest in Kraft jtehenden ge- 
jeglichen Beftimmungen und Verordnungen auch fort= 
hin in Anwendung gebracht. 

Art. 125. In Zeit von drei Monaten nach 
Veröffentlichung gegenwärtiger Berfaflung werden affe 
Gemeinderäthe des Großherzugthbums in Gemäßheit 
des neuen Mahlgefeges erneuert. 

Art. 126. Die landftändifche Berfaffung vom 
12. Detober 1841 ijt aufgehoben. 

Alte Behörden behalten und üben ihre Befugniite, 
bis nad) anderweitiger Verfügung, in Gemäßheit ges 
genwärtiger Verfaſſung. 

Art. 127. Die Landitände erflären, daß es 
nothwendig iſt, durch beſondere Geſetze, unb in mög— 
lich kürzeſter Friſt, für folgende Gegenſtände zu ſorgen: 


J. Reviſion des Steuer-Syſtems; 

II. Reviſion des Geſetzes über die Gemeinde— 
Wege; des Geſetzes über den Primär-Unter— 
richt; des Communal-Geſetzes; des Geſetzes 
über die Penſionen, und der Liſte der Pen— 
ſionen und der Wartegehalte; 

III. Militär-Geſetzgebung; 

IV. die Preſſe; 

V. das Geſchwornengericht; 
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VI. die DVerantwortlichfeit der Mitglieder der Re— 
gierung; 

VII. das Forſt- und Rural-Geſetz; 

VIII. das Notariat; 

IX. Cumulation; 

X. Expropriation zum Zwecke des öffentlichen 
Wohles; 

XI. Fallite und Zahlungsfriſten; 

XII. Reviſion der Beſtimmungen über Haus-Col— 
lecten. 


In doppelter Ausfertigung unterzeichnet und mit 
Unſerem Königlich-Großherzoglichen Inſiegel verſehen. 


Im Haag, den 9. Juli 1800 acht und vierzig. 
Wilhelm. 
Durch den König Großherzog: 
Der Obergerichtsrath, 


einſtweilen mit der Leitung der Staatskanzlei 
beauftragt, 


Würth-Paquet. 
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Gefeß 
über bie 
Wahlen zur Kammer der Abgeordneten, 
vom 23. Juli 1848. Nr. 8. 


Wir Wilhelm Ik, von Gottes Gnaden, König 
der Niederlande, Prinz von Dranien Raffau, Groß- 
herzog von Luxemburg, ꝛc. ꝛc. ꝛc., 

Haben, nach Einſicht der Verfaſſungs-Urkunde, 
im Einverſtändniß mit der Verſammlung der in dop— 
pelter Anzahl berufenen Landſtände, verordnet und 
verordnen wie folgt: 


Wahlgeſetz. 
Erſtes Kapitel. 


Von den Wählern. 


Art. 1. Um Wähler zu ſein, iſt es in Gemäß— 
heit der Verfaſſungs-Urkunde erforderlich, daß man 

1. Luxemburger von Geburt oder nwaturaliſirt fei, 

2. die bürgerlichen und politifchen Rechte genieße, 

3. volle 25 Sahre alt und 

4. im Großherzogtbum wohnhaft fei, 

5. an den Staat die Summe von zehn Franken 
an Direften Steuern (Patentjteuer mit einbegriffen) 
entrichte. 
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Die auf den direften Steuern ruhenden Zufab« 
centimes zu Gunſten der Gemeinden werden in den 
MWahlcenfus mit eingerechnet. 

Art. 2. Dem Ehemann werden die Steuern der 
mit ihm in Gütergemeinfchaft kebenden Ehefrau, und 
dem Vater die feiner minderjährigen Kinder, wenn er 
im Genuffe von deren Gütern ijt, angerechnet. 

Diefe Steuern fünnen denen, welche der Ehemann 
und der Vater ihrerfeits entrichten, zugezählt werden. 

Art. 3. Die Steuern und Patente zählen dem 
Wähler nur in fofern, als er den Genfus in Grund: 
teuer während des vorhergehenden Jahres, oder aber 
in directen Abgaben irgend einer Art während der 
beiden vorhergehenden Sahre entrichtet hat. Der Zins 
vom Bergbau wird ald Grundfteuer angefehen. 

Nur der erbliche Befiser ift von dieſen Bedin— 
gungen ausgenommen. 

Beim Eigenthumswechfel von Grundftücen zählen, 
was die Bildung des Wahlcenfus betrifft, dem Er- 
werber die Steuern von dem Tage an, wo der Ueber- 
gang ein bejtimmtes Datum erhalten hat. 

Art. 4. Der Wahlcenfus muß nachgemwiefen 
werden, entweder durc, einen Auszug aus den Steuer- 
roffen, oder durch die QDuittungen des laufenden 
Sahres, oder durch die Steuerzettel des Einnehmers. 

Art. 5. Es fünnen weder Wähler fein, noch 
gewählt werden Die Perfonen, welche wegen Attentat 
gegen die Sitten verurtheilt, und diejenigen, von wels 
chen es befannt ift, daß fie ein öffentliches Haus für 
Piederlichfeit und Unzucht halten. 
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Bon den Wäbhlerliften. 


Art. 6. Die Kite der Wähler ift eine bleibende, 
vorbehaltlidy der Ausftreichungen und Einfchreibungen, 
welche bei der jährlichen Nevifion eintreten Fünnen. 

Die Revifion gefchieht in Gemäßheit folgender 
Beſtimmungen. 

Art. 7. Die Collegien der Bürgermeiſter und 
Schöffen haben alle Jahre vom 1. bis zum 15. April die 
Liſten derjenigen Einwohner ihrer Gemeinden durchzu— 
ſehen, welche nach gegenwärtigem Geſetze die Erfor— 
derniſſe eines Wählers beſi itzen. 

Zu dieſem Zwecke iſt ein Duplicat der Rollen, 
vom Einnehmer als gleichlautend beſcheinigt, und vom 
Kontroleur der directen Steuern geprüft, den Colle— 
gien der Bürgermeiſter und Schöffen vor dem 1. April 
zu übergeben; dieſes Duplicat iſt koſtenfrei zu ertheilen. 

Art. 8. Die genannten Collegien haben die 
Liſten feſtzuſtellen und fie am nächſtfolgenden Sonntage 
öffentlich anzuſchlagen. Die Liſten müſſen zehn Tage 
lang angeſchlagen bleiben, und an die Einwohner, 
welche glauben Einſprüche zu machen zu haben, die 
Aufforderung enthalten, ſich deshalb an das Collegium 
der Bürgermeiſter und Schöffen binnen vierzehn Ta— 
gen von dem Datum des öffentlichen Anſchlages an, 
in welchen der Tag, wo dieſe Friſt abläuft, ange— 
geben ſein muß, zu wenden. 

Die Liſte muß, dem Namen eines Jeden gegen— 
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über, enthalten: Ort und Zag feiner Geburt, Tag 
feiner etwaigen Naturalifation, Angabe des Drtes, 
wo er Steuern bis zum Betrage ded Wahlcenfus zahlt, 
der Gattung diefer Steuern mit Unterfcheidung von 
drei Klaffen derfelben, nemlich: 1. Reue, 
2. Perſonalſteuer, und 3. Patentiteuer. 

Art. 9. Wenn, in Vollziehung des Art. 7, die 
Gemeinde-Verwaltungen bei Durchficht der Wähler: 
fiften die Namen von Wählern, welche auf der Liſte 
des vorhergehenden Sahres ftehen, itreichen, jo find 
fie verbunden, hiervon diefe Wähler fchriftlich in ihrer 
Wohnung, fpäteftens 48 Stunden, vom Tage der 
Öffentlichen Anfchlagung der Liſten an zu benacdhrich- 
tigen, und ihnen dabei die Gründe diefer Streichung 
oder Auslaffung anzugeben. 

Art. 10. Eine gleiche Benachrichtigung foll bin: 
nen 48 Stunden vom Datum der fchließlicyen Feft- 
jtellung der Lifte an die Perfonen gefchehen, welche 
auf der angefchlagenen Liſte jtehen, deren Namen aber 
durch die Gemeindeverwaltungen bei diefer fchließlichen 
Feititellung gejtrichen worden find. 

Art. 11. Diefe Benachrichtigungen follen koſten— 
frei durch einen Unterbeamten der Gemeindepolizei 
gefchehen. 

Art. 12. DieNamen der Wähler, welche von den 
Gemeindeverwaltungen bei der fchlieglichen Feftftellung 
ber Liſte zugelaffen, jedoch nicht auf die angefchlagene 
Lifte gebracht worden find, follen durch neue Anfchläge 
ebenfalls binnen 48 Stunden von der Schließung der 
Lifte an befannt gemacht werden. 
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Sm Öffentlichen Anfchlage muß bemerft fein, daß 
etwaige Einfprüche beim Bezirfögerichte, und in Ge 
mäßheit des Art. 16, vorzubringen find. 

Art. 13. Nacd) Ablauf der Frift für die Ein- 
iprüche müffen die Liften, das durch die Einnehmer 
beglaubigte und durch die Controleurs geprüfte Dus 
plifat der Rollen, fowie fämmtliche Papiere, mittels 
welcher die eingefchriebenen Perſonen ihre Rechte 
begründet, oder in Folge deren Augjtreichungen Statt 
gefunden haben, binnen vier und zwanzig Stunden 
an das Diftriftd-Commiffariat eingefandt werden. 

Ein Duplifat der Lifte bleibt im &emeindeje- 
cretariat. 

Die Abgabe der Liſte wird durd eine Empfangs- 
beicheinigung des Diſtrictscommiſſärs feftgeftellt, welche 
dem Collegium der Bürgermeitter und Schöffen binnen 
24 Stunden nad) Anfunft der Lifte im Kommiffariat 
zu überfchiefen if. Auch muß dieſes fofort in einem 
befondern Regiſter angemerft werden. 

Sseder Fann Einficht der Liſten begehren, ſowohl 
im ©emeindefecretariat als im DiitriftScommiffariat. 

Jeder Fann auch das Duplifat der Rollen und 
die andern oben erwähnten Papiere einfehen. 

Der Diftriftscommiffär hat eintretenden Falles 
die Vertheilung ver Wähler nach Sectionen, in Gemäß: 
heit des Art. 23 diefes Gefeted vorzunehmen. 

Art. 14. Die Diſtrictscommiſſäre haben darauf 
zufehen, daß die Borftände der Drtsverwaltungen gegen 
Empfangsbefcheinigung wenigiteng acht Tage voraus die 
Wähler fchriftlich zufammenberufen, unter Angabe 
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des Tages, der Stunde und des Raumes, wo die 
Wahl Statt finden full. 

Art. 15. Wenn in Folge Option, Todesfalles, 
Entlaffung oder fonft eine außerordentliche Wahl Statt 
findet, fo dienen für die Zufammenberufung der Wähler 
die Fiften zur Grundlage, welche gemäß den vorftehen- 
den Artikeln aufgeſtellt find. 

Art. 16. Jeder, welcher ungehörig eingefchrieben, 
ausgelaffen, ausgeſtrichen vder fonft verlegt, und deſſen 
Einfpruch von der Gemeindeverwaltung nicht angenoms 
men ijt, Fann fih an das Bezirfsgericht unter Vor— 
fage der fein Begehren unterftügenden Schriftitücte 
wenden, 

Jeder, welcher die bürgerlichen und politifchen 
Rechte genießt, desgleichen der Diftrictdcommiffär von 
Amtswegen, fann, fpäteftens binnen zehn Tagen nad 
dem Eingang der Lifte im Dijtrictscommiffariat, gegen 
jede Einfchreibung oder ungehörige Ausftreichung Bes 
rufung an das Bezirksgericht einlegen. Der Appellant 
hat feinem Gefuche die Belegſtücke beizufügen, fowie 
den Beweis, daß daffelbe von ihm der betheiligten 
Parthei notifieirt ift, welche zur Beantwortung deffel- 
ben, vom Tage diefer Notification an, 10 Tage 
Zeit hat. 

Die Berufung gefchieht mitteld Declaration in 
der Gerichtsfchreiberei und ohne Kojten. 

Der Notificationsact it frei von Stempel und 
unentgeltlidy einzuregiftriren, und die Gebühren der 
Gerichtsvolfzieher find nach dem Art.71, Nr. 1 und 
2 des Decrets vom 18. Juni 1811 zu beftimmen. 
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Sn allen Fällen, wo die Berufung wegen unge: 
höriger Augftreichung gefchieht, muß der Appellant im 
Secretariat der Gemeinde, wo der Gegner jeinen 
Wohnſitz Hat, und binnen 24 Stunden nad) der Notis 
fieation, eine Ausfertigung der auf die Berufung bezüg- 
lichen Schriftftüce niederlegen. 

Das Collegium der Bürgermeifter und Schöffen 
hat fofort in der Form, welche für die Befanntma- 
chung der gewöhnlichen und der nachträglichen Liſten 
vorgejchrieben iſt, die Namen derjenigen, welche in 
Hinfiht auf die ungehörige Ausftreichung die Appel- 
laten find, öffentlich anfchlagen zu laffen. Die Namen 
bleiben acht Zage lang angefchlagen. Jeder Fann von 
den auf die Berufung bezüglichen Stücen im Gecre- 
tariat der Gemeinde Einficht nehmen. Jeder, welcher 
die bürgerlichen und politifchen Rechte genießt, Fann 
binnen acht Tagen nach der Anfchlagung der Namen, 
fich an der Appellinſtanz betheiligen. Diefe Zwifchen: 
Funft muß den Betheiligten notiffcirt werden. 

Art. 17. Das Gericht verfügt über dieſe Be— 
gehren, nach vorgängiger Prüfung derfelben in der 
Rathsfammer, binnen fünf Tagen nach ihrem Em— 
pfange, oder binnen fünf Tagen nad) Ablauf der geg— 
nerifchen Dppofitiongfrift, wenn das Begehren gegen 
einen Dritten gerichtet if. Die Entfcheidungen find 
mit den Beweggründen zu verfehen und öffentlich zu 
ertheilen. 

Die Mittheilung aller Schriftftücke gefchieht, ohne 
Verrückung derfelben, an die betheiligten Partheien, 
welche e8 begehren, oder an ihre Bevollmächtigten. 
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Die Entfcheidungen werden fofort den betheiligten 
Martheien und dem Diftrietscommiffät zur nöthigen 
Berichtigung notificirt. 

Alte Einfprüche und alle darauf bezüglichen Acte 
fönnen auf ungejtempeltes Papier gefchrieben werden, 
und find frei von der Einregiftrirung oder unentgelts 
lich einzuregijtriren; daſſelbe gilt von den gerichtlichen 
Urtheilen. 

- Art. 18. Gegen die Entfcheidungen des Ge: 
richtes fteht das Baffationsmittel zu. 

Die betheiligten Partheien müſſen daſſelbe binnen 
fünf Zagen na Der Notification ergreifen. 

Die Erklärung gefchieht, in Perfon oder durch 
einen Bevollmächtigten, in der Gerichtsfchreiberei, und 
die Schriftjtücfe find fofort dem General-Staatsan— 
walte beim Gaffationshofe einzufenden. Die Ergrei— 
fung des Saffationsmittels it binnen fünf Tagen dem, 
gegen welchen es gerichtet ijt, zu notificiren. 

Auch der Ditriftscommiffär Fann das Caſſations— 
mittel binnen zehn Tagen von der Entfcheidung des 
Gerichtes an ergreifen. 

Die deshalbige Erflärung gefchieht durch den 
Diftriftseommiffür oder einen von ihn Beauftragten 
in der Gerichtsfchreiberei, und die Schriftſtücke find 
fofort dem Generals Staatsanwalte beim Dbergericht 
zuzufenden. Das ergriffene Saffationsmittel ijt binnen 
fünf Tagen der betheiligten Parthei zu notificiren. 
Der deshalbige Act it in Diefem alle ſtempelfrei, 
und unentgeltlich einzuregiftriren und die Gebühren 
der Gerichtsvollzieher find nach dem Art. 71, Ver. 1 
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und 2 des Decrets vom 18. Juni 1811 zu bejtimmen. 

Das Verfahren ijt fummarifch, geht allen andern 
Sachen vor, und gefchieht ohne Stempel - Einregi- 
ſtrirungs-, Strafe und Entſchädigungskoſten. 

Im Falle der Caffation wird vom Gerichtshof 
in der Sache felbit entſchieden. 

Art. 19. Im Diſtrictscommiſſariate follen die 
jährlichen Lijten und die Berichtigungen Allen mitge- 
theilt werden, welche Abichrift davon nehmen wollen. 

Art. 20. Die Einnehmer der directen Steuern 
find gehalten, jeder in die Rolle eingefchriebenen Per: 
fon den ihre Steuern betreffenden Auszug, und jedem 
Individuum, welches fih in dem im Artifel 16 bezeidh- 
neten Falle befindet, jede negative Befcheinigung oder 
jeden Auszug aus den Gteuerrollen, und zwar auf 
ftempelfreies Papier und gegen eine Gebühr von 10 
Gentimes für jeden einen und denfelben Steuerbaren 
betreffenden Rollenauszug, auszujtellen. 


Kapitel II. 


Bon den Wahlcollegien. 


Art. 21. Die Wahlcoflegien können fich nicht 
mit andern Gegenftänden, als mit der Wahl der Abr 
geordneten befchäftigen. 

Art 22. Dievrdentliche Berfammlung der Wahl: 
collegien zum Zweck der Erfegung der austretenden 
Abgeordneten findet am zweiten Dienjtag des Monats 
Juni Statt. 
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Das Mahlgefcbäft beginnt um neun Uhr Mor- 
gens, wenn die Wahl zwifchen dem 1. Mai und dem 
1. Detober, und um zehn Uhr, wenn diefelbe zu einer 
andern Zeit gefchieht. 

Art. 23. Die Wähler verfammeln fich am Haupt 
orte Des Gantond, in welchem fie ihren wirklichen 
Wohnſitz haben. 

Sie können fich nicht Durch Andere ver- 
treten laſſen. 

Sie vereinigen ſich zu einer einzigen Verſamm— 
lung, wenn ihre Anzahl nicht 300 überfteigt. 

Sind mehr als 300 Wähler vorhanden, fo theilt 
fi das Wohlcoflegium in Sectionen, von denen jede 
nicht weniger als 150 enthalten muß, und nach Ge: 
meinden oder Gemeindeabtheilungen, welche fich am 
nächften liegen, gebildet wird. 

Seder Section wird ein befonderes Lokal ange— 
wiefen. Wenn die Zahl der Sectivnen e8 erfordert, 
fo können deren zwei, Feinen Falles aber mehr als 
drei, in den Gemächern eines und deffelben Haufes 
verfammelt werden. 

Jede Section nimmt direct an der vom Collegium 
vorzunehmenden Wahl der Deputirten Theil. 

Die Wahl gefchieht durch Stimmzettel. 

Seder, welcher am Lage der Wahl durch An- 
nahme, Tragen, Aufpflanzen oder Anfchlagen eines 
Zeichens der Vereinigung, oder auf jede andere Weife, 
Unordnung verurfacht oder tummultuarifche Verſamm— 
ungen herbeigeführt hat, foll mit einer Geldbuße von 
50 bie 500 Franfen, oder im Falle der Zahlungs— 
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unfähigfeit, mit Gefängniß von 6 Tagen bis zu einem 
Monat beftraft werden. 

Art. 24. In den Hauptorten der Cantons Lu— 
semburg und Diefirch führen die Präfldenten ver Bes 
zirfsgerichte, in allen andern Cantons-Hauptorten Die 
Friedensrichter, und in deren Ermangelung die Stell: 
vertreter derſelben, den Borfig in den Hauptbüreaur. 

Die beiden jüngiten Mitglieder des Gemeinde— 
rathes des Hauptortes find die Scrutatoren. 

Sind mehrere Seciionen vorhanden, jo präftdirt 
der zweiten und den folgenden in den Contons Furem: 
burg und Diefirch einer der Richter oder ein Ergäns 
zungstichter, in den andern Gantons, der Gtellver- 
treter der Friedensrichter, nach dem Dienjtalter Diejer 
Beamten; wo es an Ötellvertretern der Friedengrichter 
fehlt, präfidiren anftatt ihrer in den ©ectionen die 
Perfonen, welche von den Friedensrichtern Hierzu 
beftimmt werden. 

Su den Sections-Büreaux find Scrutatoren Die 
Bürgermeijter und die Gemeinderaths- Mitglieder der 
Gemeinden, aus welchen die Section gebildet iſt. 

Wenigitens vierzehn Lage vor der Wahl wird der 
General-Adminiftrator des betreffenden Dienftzweiges 
den Präfidenten der Bezirfsgerichte in ven Cantons Luxem— 
burg und Diefirdy und den Friedensrichtern in den an— 
dern Cantons, eine Lifte überfenden, in welcher für jede 
Wahlſection der Name, der Wohnort und das Alter der 
Bürgermeijter und der Gemeinderathsmitglieder der diefe 
Section bildenden Gemeinden angegeben ilt. Die Ein- 
ſchreibung gefchteht nach dem Alter, die Jüngſten voran. 
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Niemand kann Serutator oder Geeretär fein, 
wenn er nicht Wähler in. 

Der Präfident des Bezirfögerichts in den Kantons 
Luremburg und Diekirch, die Friedensrichter in den 
andern Gantons, rufen wenigitens zehn Tage vor der 
Wahl die Präfidenten der Sectionen zufammen. Diefe 
fordern unverzüglich die an der Spitze der Liſte fte- 
henden Beamten auf, ſich am Tage der Wahl als 
Serutatoren einzufinden, nemlich die beiden zuerft 
eingefchriebenen als ZTitulare, und die beiden andern 
nächitfolgenden als Stellvertreter. 

Der alfo ald Titular oder ale Stellvertreter 
bezeichnete Scrutator ift im Falle der Verhinderung 
verbunden, hiervon binnen 48 Stunden den Präftdenten 
der Section zu benachrichtigen. ' 

Die Bildung der Büreaur ift wenigftend drei 
Tage vor der Wahl zu veröffentlichen. 

Wenn zu der für die Wahl feftgefegten Stunde, 
nicht alle Scrutatoren gegenwärtig find, fo hat der 
Präfident das Büreau von Amtswegen aus den Ans 
wefenden zu ergänzen, unter Beobachtung der vorftes 
henden Beftimmungen. 

Den Secretär ernennt jedes Büreau aus den 
anwefenden Wählern. 

Art. 25. Der Präfident des Koflegiums vder 
der Section hat allein die Polizei in der Berfamm- 
lung. Nur die Wähler wohnen verfelben bei. Gie 
fönnen dabei nicht mit Waffen erfcheinen. 

Bemwaffnete Gewalt Fann weder im Sigungsfaale, 
noch an den Eingängen des Raumes, wo die Ver: 
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fammlung gehalten wird, ohne Anfuchen des Präfie 
denten aufgejtellt werden. Die bürgerlichen Behörden 
und die Militärbefehlshaber find gehalten, feinem 
Anfuchen Folge zu leijten. 

Das Büreau entfcheidet vorläufig über die Ver— 
richtungen des Collegiums oder der Gection. Alle 
Einfprüche werden in das Protofofl aufgenommen, 
fowie die mit Gründen verfehene Entfcheidung des 
Bireaus. Die auf die Einfprüche bezüglichen Wahl: 
zettel und anderen Papiere werden von den Mitgliedern 
des Büreaud und dem Reclamenten paraphirt und 
dem Protokoll beigefügt. 

Bei Eröffnung der Sitzung hat der Secretär 
oder einer der Scrutatoren die Artifel 24 bis eins 
ſchließlich 37 dieſes Gefches laut vorzulefen. Ein 
Sremplar des letztern foll in jedem Bürean aufgelegt 
werden, | 

Wer, ohne Wähler oder Mitglied eines Büreaus 
zu ein, während des Wahlgefchäftes in das Local 
einer der Sectionen eintritt, Fann mit einer Geldbuße 
von 50 bis 500 Franfen bejtraft werden. 

Wenn in dem Rocale, wo die Wahl ver fid 
geht, einer oder mehrere der Anweſenden durch öffent: 
liche Zeichen Billigung oder Mißbilligung zu erfennen 
geben, oder in irgend einer Weile Tumult erregen, jo 
Fann fie der Präfident zur Ordnung weifen. Fahren fie 
fort, fo wird die Berweifung zur Ordnung im Protofof 
erwähnt, und folfen auf Vorlage deſſelben dic Lieber: 
treter mit einer Geldbuße von 50 bis 500 Franfen 
beftraft werden. 
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Jede Bertheilung oder Aufweifung von beleidi— 
genden oder anonymen Schriften oder Druckfachen, 
Schmähichriften oder Spottbildern, im Locale, wo die 
Wahl vor ſich geht, ift bei einer Geldbuße von 30 
bis 500 Franfen verboten. 

Den Präfidenten liegt es ob, die nöthigen Maß-. 
regeln zu ergreifen um die Ordnung und Die Ruhe 
an den Zugängen zu den Gectionen und zum Gebäude, 
in welchem die Wahl gefchieht, zu fichern. 

Gegenwärtiger Artikel und die Artifel 27, 28, 
31, 33, 36 und 41 find an der Thüre des Saales 
in großen Buchftaben anzubeften. 

Art. 26. Niemand kann zum Stimmen zugelaffen 
werden, wenn er nicht in die im Saale :angefihlagene 
und dem Prüffdenten übergebene Lifte eingefchrieben it, 

Doc) it das Büreau verbunden, den Einfprudz 
aller derjenigen zuzulaffen, welche mit einer Entſchei— 
dung der zuftändigen Behörde erfcheinen, wonach fie 
zum Wahlcollegium gehören, oder Andern nicht gehören. 

Jeder Wähler, welcher Mitglied des Büreaus 
it, flimmt in der Section, wo er jeinen Sig hat. 

Art. 27. Der Aufruf der Wähler gefchieht, 
indem bei ber erften Abſtimmung mit den zumächft 
liegenden, und bei der zweiten mit den entlegeniten 
Gemeinden angefangen wird, 

Jeder Wähler übergibt, fobald er aufgerufen it, 
feinen geſchriebenen und verjchloffenen Wahlzettel dem. 
Präfidenten. Diefer legt denfelben in eine Kifte, welche 
mit zwei: Schlöffern verfehen it, deren Schlüffel, einer- 

8 * 
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dem Präfidenten, und der andere dem Aelteſten der Scru- 
tatoren einzuhändigen ijt. 

Art. 28. Der Tiſch, an welchem der Präſident 
und die Scrutatoren figen, muß ſo gejtellt fein, Daß 
während des Stimmenzählens die Wähler um denjelben 
berumgehen oder wenigſtens hinzutreten können. 

Art. 29. Der Namen jedes Stimmgebers ijt in 2 
Liſten einzujchreiben, von denen die eine durch Die Scru- 
tatoren, die andere durch den Secretär geführt wird. 

Art. 30. Hierauf werden zum zweitenmal Die 
Wähler aufgerufen, welche nicht gegenwärtig waren. 

Nach Beendigung dieſes Geſchäftes wird Das 
Stimmengeben für geſchloſſen erklärt. 

Art. 31. Vor dem Eröffnen der Stimmzettel 
wird Die Zahl derſelben geprüft. Hierauf nimmt einer 
der Serutatoren jeden Stimmzettel, einen nach dem 
andern, . entfaltet ihn, und übergibt ihn dem Präſi— 
denten, welcher ihn laut vorlieft und ihn einem andern 
Scrutator übergibt. 

Das Ergebniß jeder Wahl it fofort zu veröf- 
fentlichen. | 

Art. 32. In den in mehrere Sectionen getheilten 
Collegien geichieht dag Eröffnen der Stimnizettel in 
jeder Section, 

Das Ergebniß deffelben wird durch dag Büreau 
feftgefegt und unterzeichnet. | 

Dafielbe wird fofort durch die Mitglieder des 
Büreau's jeder Section dem Hauptbüreau überbracht, 
welches in Gegenwart der Berfammlung, die allgemeine 
Zählung der Stimmen vornimmt. 
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Art. 33. Die Stimmzettel, in welchen der 
Stimmgebende ſich zu erkennen gibt, ſind nichtig, 
ebenſo diejenigen, welche nicht mit der Hand auf 
weißes Papier geſchrieben ſind. 

Art. 34. Die nichtigen Stimmzettel werden bei 
Feſtſtellung der Anzahl ver Stimmgeber nicht mitgezählt. 

Art. 35. Giltig ſind die Stimmzettel, welche 
mehr oder weniger Namen, als vorgeſchrieben, eut: 
halten. Die legten über die vorgefchriebene Zahl hinaus: 
gehenden Namen zählen nicht. 

Art. 36. Wichtig find alle Stimmen, welche 
Feine binreichende Bezeichnung enthalten. Hierüber 
entjcheidet Das Büreau wie in allen andern Bälen, 
vorbehaltilc des Einfpruche. 

Art. 37. Niemand ilt bei der erften Libſtimmung 
als gewählt anzuſehen, wenn er nicht mehr als die 
Hälfte der Stimmen hat. 

Art. 38. Wenn alle im Canton zu wählenden 
Abgeordneten nicht beim erſten Male gewählt find, 
ſo fertige das Büreau eine Liſte derjenigen Perfonen 
an, welche die meiften Stimmen erhalten haben. - 

Diefe Liſte enthält zweimal fo viele Namen, als 
noch Abgeordnete zu wählen find. 

Nur diefen Sandidaten können die Stimmen 
gegeben werden. 

Die Wahl geſchieht nach Stimmenmehrheit. 

Bei Gleichheit der Stimmen erhält der Aelteſte 
den Vorzug. 

Art. 39. Die Mitglieder ded Hauptbüreau's 
haben ein Protokoll über die Wahl während ber 
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Sibung anzufertigen, und daffelbe direct an den mit 
der Verwaltung des Inneren beauftragten General- 
Hominiftrator binnen drei Tagen einzufenden. ine 
durch die Mitglieder des Büreaus als gleichlautend 
befcheinigte Ausfertigung Diefes Protokolls verbleibt 
in den Cantons Luxemburg und Diefirch der Gerichts- 
fehreiberei des Bezirfsgerichtes, und in den andern 
Cantons der Gerichtöfchreiberei der Friedensgerichte ; 
eine andere Ausfertigung ift den Diftriftscommiffüren 
zu überſchicken. 

Art. 40. Nach vollendeter Stimmenzählung find 
die Mahlzettel in Gegenwart der Verſammlung zu 
verbrennen, mit Ausnahme der beitrittenen Zettel, 
welche gemäß dem Art. 25 zu bewahren find. 

Art. 41. Der General-Adminijtrator des betref- 
fenden Dienjtzweiges hat einen Auszug aus dem Pros 
tofoffe der MWahlverfammlung einem Seden der Ges 
wählten zuzufenden. 

Art. 42. Die Kammer allein entfcheidet über 
die Giltigfeit der Gefchäfte der Wahlverfammlungen, 
was ihre Mitglieder betrifft. 


Kapitel IV. 
Bon den Wählbaren. 


Art. 43. Um für die Kammer wählbar zu fein, 


ift in Gemäßheit der Verfaſſungs-Urkunde (Art. 53) 
erforderlich, Daß man 
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. Luremburger von Geburt fei, oder die Natus 
ralifation erhalten habe; 

. die bürgerlichen und politifchen Rechte genieße; 

. volle 25 Sahre alt, und 

. im Großherzogthum Luremburg wohnhaft ſei; 

. fih in feinem der durch Die Verfaſſung vor: 
gefehenen Fälle der Unvereinbarfeit und Un- 
fähigkeit befinde. 

Die im Art. 5 aufgeführten Unfähigfeiten find 
auch auf die Wählbaren anzuwenden. 

Art. 44. Das Mandat des Abgeordneten iſt 
unvereinbar mit den Amtsverrichtungen der Religions 
diener, welche als ſolche vom Staate befoldet werden, 
und mit denen der Gemeinde- Schuflehrer. 

Art. 45. Der Bater und der Sohn, der Schwies 
gervater und der Schwiegerfohn Fünnen nicht zugleic) 
Mitglieder der Kammer fein. Werden fie zufammen 
gewählt, fo ift dem Vater oder Schwiegervater ber 
Vorzug zu geben. 

Art. 46. Der von mehreren Cantons gewählte 
Abgevrönete ift verbunden, binnen drei Tagen nach 
der Prüfung feiner Vollmacht der Kammer zu erklären, 
für welche Wahl er fich entfcheivet. Thut er Died 
nicht binnen diefer Frift, fo wird durch das Loos 
entſchieden, weldyem Canton der Abgeordnete angehört. 


SU 1 


Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 47. Wird die Stelle eines Abgeordneten 
durch Dption, Todesfall, Entlaffung, oder ſonſt erle- 
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Digt, fo hat das Wahlcollegium, welches die Erledigung 
zu ergänzen hat, fpäteftens innerhalb vierzehn Tagen 
zufammenzutreten. 

Art. 48. Wenn die Kammer verfammelt ift, 
hat fie allein das Recht, die von ihren Mitgliedern 
gegebene m zu empfangen. Sft fie nicht 
verfammelt, jo Fann Die Entlaffung dem General- 
Adminiftrator des betreffenden Dienſtzweiges angezeigt 
werden, 

Art. 49. Die Kammer wird in Gemäßheit der 
Berfaffungsslirfunde (Art. 57) reihenweife in folgender 
Drdnung erneuert. 

Der Austritt der Hälfte ber Mitglieder der 
Kammer findet 1851 Statt; das Mandat der Abges 
pröneten erlifcht fofort nach "der Erneuerung. | 

Art. 50. Die Kammer erneuert fich nad) den 
verfhhiebenen Cantons. 

Die eine Reihe begreift die Abgeordneten der 
Santons Gapellen, Slerff, Diefirch, Echternach, Remich, 
und die Hälfte der Abgeordneten des Cantons ku⸗ 
xemburg. 

Die andere Reihe begreift die übrigen Abgeords 
neten des Gantons Luremburg, und die der Cantons 
Redingen, Eich an ber Alzette, Grevenmacher, Merich 
und Wiltz. 

Art. 51. Die Reihenfolge wird in der Kammer 
durch Loosziehung in einer der erſten Sitzungen des 
dritten ordentlichen Landtags feitgeftellt, nachdem eine 
vorgängige Loosziehung die Abgeordneten des Kantons 
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Luremburg bezeichnet hat, welche zu der einen oder 
der andern Reihe gehören. 

Die Reihe, welche zuerft aus der Urne bervor- 
geht, beitimmt die Abgeordneten, welche zur erften 
Erneuerung gehören. 

Art. 52. Die durd, den vorhergehenden Artifel 
feitgefegte Reihenfolge wird hür die jpäteren Erneue- 
rungen beibehalten. 

- Diefelbe wird auch nach einer gänzlichen Erneus 
erung der Kammer in Folge der Auflöfung derjelben 
befolgt. Doc, werden durch dad Loos die Abgeord- 
neten des Cantons Luxemburg beftimmt, welche zur 
einen oder andern Reihe gehören füllen. 

"Art. 53., Durch das Loos wird das Mitglied 
der Kammer bezeichnet, von welchem die austretende 
Reihe aus der Ürne gezogen werden foll. 

Art. 54. Die neu erwählten Abgeordneten treten 
bei der erſten vrdentlichen oder außerordentlichen 
Berfammlung der Kammer in Function. 

Art. 55. Gm Falle der Auflöfung müffen die 
Wahlen zur Erfegung der erften austrerenden Reihe 
der erneuerten Kammer in dem Monat uni gefchehen, 
welcher auf den dritten ordentlichen Landtag folgt. 

Die Wahlen zur Erfegung der zweiten Reihe 
in der Kammer finden drei Sahre fpäter Statt. 

Der ordentliche Landtag ift derjenige, in welchem 
die Kammer den Boranfchlag der Staatsmitttel beras 
then hat. 

Art. 56. Die Anzahl der Abgeordneten it ſtets 
im Zufammenhang zu halten mit der Zahl der Bevöl- 
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ferung und im Berhältniß von einem Abgeordneten 
auf 3500 Seelen. Der Bruch von 2000 Seelen 
und darüber zählt für die ganze Zahl von 3500. 

Bon ſechs zu fechs Fahren ſoll eine Zählung 
ver Bevölkerung Statt finden, bejtimmt, als Grund: 
fage der Bertheilung des gemeinfchaftlichen Rechtes 
der Vertretung auf die Cantons zu dienen. 

Die erite Zählung foll in der zweiten Hälfte des 
Jahres 1851, und die zweite im Kaufe des Jahres 
1857 und fo fort, Statt finten. 

Befehlen und gebieten, daß gegenwärtiges Geſetz 
in das Verordnungs- und Verwaltungsblatt des Groß— 
berzogthums Luxemburg eingerücht werden foll, um 
von Allen, welche die Sache betrifft, vollzogen und 
befolgt zu werden. 

Haag, den 23. Suli 1848. 


(Gez.) Wilhelm. 
Durch den König Großherzog, 


Der mit der einſtweiligen Leitung der Staatskanzlei 
beauftragte Obergerichtsrath, 


(Gez.) Würth-Paquet. 
Dem Driginale gleichlautend: 


Der genannte Dbergerichtsrath, 
Würth-Paquet. 


Verfaſſung Kurbeffens 


vom 5. Sanuar 1831. *) 





Landtags - Abfchied 


vom 9. März 1831. 


Nachdem des Kurfürften von Heflen, Wilhelm 
11. Königliche Hoheit geruhet hatten, durch die 
Verordnung vom 19. September vorigen jahres die 
altheffifhen Landitände, nämlih von Prälaten und 
Nitterfchaft, von den Städten und vom Bauernitande, 
auf den 16. October v. 5. zu einem engeren Land— 
tage anher zu berufen, und durch weitere allerhöchfte 
Verfügungen auch Abgeordnete der bisher nicht ver- 
tretenen Gebietstheile und der Grafichaft Schaumburg 
dazu einzuladen, find am genannten Tage die zum 
engeren Landtage der altheffifchen Lande erwählten 
und gehörig legitimirten Ständeglieder unter Vorfig 
des Erbmarfchalld Riedeſel, Freiheren zu Eifenbady, 
. .. Zufammengetreten. 

Die allerhöchſt ernannte Landtagsfommiffion.... 
hat zuvörderjt von der Berfammlung darüber Erflärung 


*) Nach dem bei Scheel in Kaffel erfihienenen officiellen 
Abdruf. 
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begehrt, ob fie einwillige, daß mit ihr die gleichfalls 
verfammelten Abgeordneten aus der Grafſchaft Schaum> 
burg und aus den übrigen (bisher nicht vertretenen) 
Tandestheilen, nämlich dem Großherzogthume Fulda 
und den Fürftenthümern Hanau und Sfenburg, zu 
einem Landtage für die fämmtlichen Eurheffifchen Lande 
und zur gemeinfamen Berathung der Landes »Angele: 
genheiten fich vereinigten. Die Veriammlung der alt 
heflifchen Stände hat einftimmig dazu ihre Einwilligung 
ertheilt; worauf die Abgeordneten der übrigen Lande, 
welche ebenwohl zu diefer Vereinigung fümmtlich ihre 
Zuftimmung gaben, an der Verfammlung Theil nah- 
men, und diefe fomit zur Vertretung des ganzen Kur: 
fürftenthums Heffen befähigt wurde. ... 

Diefer allgemeinen Ständeverfammlung wurde 
durch die Furfürjiliche Landtags Kommiffion die lan: 
desherrliche Propofition*) vom 7. Octbr. v. 


*) Diefelbe Iautet im Eingange: „Bon Gottes Gnaden 
Wir Wilhelm der II. Kurfürftsc. haben, durchdrungen von 
den hohen Regentenpflichten, Ing ftets thätigft bemühet, die 
Wohlfahrt Unſerer verfchievenen Landestheile fowie aller Klaffen 
Unferer geliebten Unterthanen zu befördern, und find baper mit 
aufrichtiger Bereitwilligkeit ven Bitten und Wünfchen Unferes 
Bolfes entgegen gekommen, welches in einer Tandfländifchen 
Mitwirkung zu den inneren Staats = Angelegenheiten von all 
gemeinerer Wichtigkeit die Fräftigfte Gewährleiſtung Unferer 
landesväterlichen Geſinnungen und eine dauernde Sicerftellung 
feines Glüdes erblidt. Um nun über Unfere Abfichten in ger 
dachter — keinen Zweifel zu laſſen, und zugleich eine 
angemeſſene Vorbereitung den Arbeiten des durch Unſere 
Verordnung vom 19. v. M. auf den 16. d. M. berufenen 
Landtages zu erleichtern, ertheilen Wir fton jet hierdurg 
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J., wegen einer zeitgemäßen Randesverfaffung, mit: 
getheilt, damit deren Inhalt vor allen anderen Ans 
gelegenheiten berathen werde, um in beiderfeitigem 
Einverjtändniffe ein. Staatsgrundgejeg zu errichten, 
welches die Staatsregierung in ihrer wohlthätigen 
Wirkſamkeit unterftügen, und zugleich das Wolf über 
die Bewahrung feiner bürgerlichen Freiheiten beruhigen 
würde. 

... Hiernächſt erfolgen noch Iandesherrliche 
PBropofitionen zur Erleichterung der öffentlichen 
Raften. ... # 
Die Ständeverfammlung hat die gedachten Anz 
gelegenheiten . . . verjchiedenen erwählten Ausfchüffen 
theils zur Begutachtung, theils zur Verhandlung mit 
den landesherrlichen Kommiffaren ... übergeben, und 


Unferen für diefen Landtag ernannten Kommiflaren den aller- 
gnädigften Auftrag, ven getreuen Ständen Unferer altheflifchen 
Lande, zu benen noch Abgeorbnete aus den übrigen bisher 
nicht vertretenen Gebietsthetlen und aus der Grafſchaft Schaum- 
burg binzuzuziehen find, die nachflehenvden, aus freiem Ent- 
ſchluſſe getroffenen, Beflimmungen vorzufegen, damit fie vor 
allen anderen Angelegenheiten berathen, demnächſt aber im 
Einverfändniffe mit den Ständen, deren Einfiht und treuer 
Anhänglichkeit Wir gern vertrauen, in einen allgemeinen Land— 
tags = Abfchied gebracht werden, und ald Staatsgrundgefeg 
das fmönfte Denfmal der Eintracht zwifchen Fürft und Unter- 
thanen bilden, die Staatsregierung in ihrer wohlthätigen Wirk- 
famfeit unterflüßen, das Bolt über die Bewahrung feiner 
bürgerlichen Freiheiten beruhigen, und dem gefammten Bater- 
lande eine fegensreihe Zukunft verbürgen mögen. Gegeben 
zu Wilhelmshöhe am 7. Det. 1830. Wilhelm, Kurfürft. — 
Ve Rr. v. Meyfenbug. 
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demnächſt die Vorfchläge der Ausfchüffe zum Theil in 
Kurien, hauptjächlich aber in Plenar-Sitzungen, und 
zwar was die Verfaffungs- Angelegenheit und Die das 
mit in Verbindung stehenden Gefege betrifft, unter 
fteter Zheilnahme der Furfürjtlichen Landtagskommiſ— 
fion, berathen. 
Ä Die von der Ständeverjammlung über diefe Ges 
genjtände oder aus Veranlaſſung bderfelben gefaßten 
Beichlüffe wurden alsbald an das Furfürftliche Staates 
minifterium befördert, und durch daffelbe Sr. Königs 
lihen Hoheit dem Kurfürften zur Allerhöchiten Ent- 
ſchließung vorgelegt, auch mehrere durch folche erfor- 
derte Nenderungen nachträglich bewirft, und fo find 
auf alle bei diefem Landtage jtattgehabten Verhand— 
lungen in vollem Einverjtändniffe der Staatsregierung 
und der Landſtände folgende Gefebe und Vereinbarungen 
zu Stande gekommen: 

die Berfaffungs-Urfunde vom 5. Januar 
d. J., als ein Grundgeſetz, deſſen Verbindlichkeit für 
den Regenten, wie für die Regierten in allen Zeiten 
feſtſtehen und niemals durch irgend ein die Thronfolge 
oder den Staat betreffendes Ereigniß erſchüttert wer: 
den ſoll, 

das Wahlgeſetz vom 16. Febr. d. J., 

die Geſchäftsordnung für die Stände— 
verſammlung vom 16. Februar d. J., 

die Vereinbarung über die Sonderung des 
Staats vermögens von dem Fideilommißvermoͤgen 
des kurfürſtlichen Hauſes und 

das Geſetz vom 27. Februar d. J., über die 
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Bildungund Verwaltung des Staatsſchatzes, 
— auf melden von den bisherigen Landesſchulden— 
Kaffen die Landesſchulden mit den erforderlichen 
Deefungsmitteln, und zwar feit dem 1. Sanuar d. J., 
übergegangen find, 

das Geſetz vom 27. Febr. d. J., betreffend den 
kurfürſtlichen Hausſchatz, — auf welden die 
dermal vorhandenen Schulden des Landesherrn bejons 
ders übernommen worden find, 

das Staatsdienſtgeſetz vom 8. Märzd.G.... 

In danfbarer Anerfennung der erhabenen Ber- 
dienjte, welche Se. Königlihe Hoheit der Kur 
fürst Sid um das kurheſſiſche Volk für die Gegen 
wart und alle Zufunft durch Gewährung einer , im 
vollfommenen Cinverjtändniffe mit den Vertretern des 
Landes zu Stande gebrachten, Berfaffung und durch 
die edlen Gefinungen erworben haben, womit Aller- 
höchitdiejelben in Hinficht auf die Sonderung ded Staats— 
vermögens und die bleibende Sicherftellung des Fi- 
deifommiß-DVermögens des Kurhaufes den Fanditänden 
entgegengefommen find, haben diefe einmüthig die Er- 
richtung eines Standbildes Seiner Königlichen Hoheit 
als eines fichtbaren Denfmals zur Erinnerung der 
jpäten Nachfommen an den Gründer ihrer bürgerlichen 
Wohlfahrt befchloffen, und hierzu die huldreichite Ge- 
nehmigung erhalten. . . . 

Womit dieſer Landtag geendigt, und zu deifen 
Urkunde gegenwärtiger Landtags» Abfchied vorbehaltlich 
der Allergnädigſten Beftätigung Seiner Königlichen 
Hoheit des Kurfürften von Allerhöftderen ernannten 
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Kommiffaren und von den. anwefenden Landftänden 
durch Unterjchrift vollzogen worden ift. 


So gefchehen zu Kaffel am 9. März 1831. 


(Folgen die Unterfchriften und Siegel der obengenannten 
en Landtags - Kommiffare und der anwefenden Land⸗ 
ande.) | 


Bon Gottes Gnaden Wir Wilhelm II., Kur: 
fürft von Heffen, Großherzog von Fulda, 
Fürft zu Hersfeld, Hanau, Friglar und Siens 
burg, Graf zu Sabenelnbogen, Dieb, Ziegen: 
hain, Nidda und Schaumburg ꝛc. ꝛc. 


genehmigen und beftätigen hiermit den Inhalt 
des voritehenden Landtagsabſchiedes vom 9. des lau- 
fenden Monats. 

Urfundlich Unferer eigenhändigen Unterjchrift und 
des beigedructten Staatsfiegels gefchehen zu Wilhelms: 
höhe am 9. März 1831. 

Wilhelm, Kurfürſt. 
(St. S.) 


Vt. Schenk zu Schweinsberg. YVt. Kopp. 
Vt. Müldner Ye Rieß. 
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VBerfaffungs Urkunde 
. für das 
Rurfürftenthbum Deffen 


vom 5. Januar 1831. 


Bon Gottes Gnaden Wir Wilhelm der IL, 
Kurfürjt von Heffen, Großherzog von Fulda, 
Fürft zu Hersfeld, Hanau, Friglar und Sfen- 
burg, Graf zu Cagenelnbogen, Dieb, Ziegen- 
hain, Nidda und Schaumburg ꝛc. ꝛc. 


haben, durchdrungen von den hohen Regenten— 
Pflichten Uns jters thätigft bemühet, die Wohlfahrt 
Unferer verfchiedenen Sandestheile, fowie aller Klaſſen 
Unferer geliebten Unterthanen zu befördern, und find 
daher mit aufrichtiger Bereitwilligfeit den Bitten, und 
Wünſchen Unferes Bolfes entgegengefommen, welches. 
in einer landitändifchen Mitwirfung zu den inneren 
Staats» Angelegenheiten von allgemeiner Wichtigkeit 
die Fräftigfte Gemwährleiftung Unferer landesväterlichen 
Gefinnungen und eine dauernde Gicherftellung feines 
Glückes erblict. Nachdem Wir fodann zur Ausfüh- 
rung Unferer deshalbigen Abfichten mit den getreuen 
Ständen Unferer althefiifchen Lande, zu welchen noch 
Abgevrönete aus den übrigen bisher nicht vertretenen 
Gebietötheilen und aus der Grafichaft Schaumburg 
hinzugezogen worden find, über ein Staatsgrundgefeß 
haben Berathung pflegen laffen, ertheilen Wir nun— 
mehr in vollem Cinverftändniffe mit den Ständen, 

9 
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deren Einfüht und treue Anhänglichfeit Wir hierbei 
erprobt haben, die gegenwärtige Verfaſſungs-Urkunde 
mit dem herzlichen Wunſche, daß diefelbe als feftes 
Denkmal der Eintracht Fürft und Unterthanen noch 
in fpäten Sahrhunderten beftehen, und deren Inhalt 
ſowohl die Staatsregierung in ihrer wohlthätigen 
Wirkſamkeit unterjtügen, als dem Volke die Bewah- 
rung feiner bürgerlichen Sreiheiten verfichern, und 
dem gefammten Baterlande eine lange fegensreidhe 
Zufunft verbürgen möge. 


Erfter Abfchntet. 
Bon se Stantögebiete, der Negierungs⸗ 
form, Negierungsfolge und Negentichaft. 


$.1 Sämmtlide furheffifcben Lande, 
namentlich Nieders und Oberheffen, das Großherzogs 
thum Fulda, die Fürſtenthümer Hersfeld, Hanau, Friglar 
und Sfenburg, die Graffchaften Ziegenhain und Schaum: 
burg, auch die Herrfchaft Schmalkalden, fo wie Alles, 
was etwa noch in der Folge mit Kurheffen verbunden 
werden wird, bilden für. immer ein untheilbaresd 
und unveräußerliches, in einer Berfaffung vereinigtes, 
Ganzes, und einen Beftandtheil des Deutfchen Bundes. 

Kur gegen einen vollftändigen Erfab an Land 
und Leuten, verbunden mit anderen wefentlicyen Bors 
theilen kann die Vertaufchung einzelner Theile mit 
Zuftimmung der Landſtände Statt finden. Bon diefer 
Zuftimmung find jedoch die mit auswärtigen Staaten 
dermal bereits eingeleiteten Verträge ausgenommen. 
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$. 2. Die Regierungsform bleibt, fo wie 
bisher, monarchiſch, und es beftehet Dabei eine land- 
ſtändiſche Verfaſſung. 

S. 3. Die Regierung des kurheſſiſchen Staates 
mit deſſen ſämmtlichen gegenwärtigen und künftigen Bes 
itandbtheilen und Zubehörungen it erblich vermöge leib- 
licher Abftammung aus ebenbürtiger Che, nad der 
Linealfolge und dem Rechte der Erftgeburt, 
mit Ausfchluß der Prinzeffinnen. 

$. 4. Würden dereinft wegen der Thron-Er- 
tledigung bei Ermangelung eines durch Verwandt- 
ſchaft oder fortdauernde Erbverbrüderung zur Nach: 
folge berechtigten Prinzen entſtehen; fo ſoll zeitig von 
dem Landesherrn in Uebereinftimmung mit den Land— 
ftänden Durch ein weiteres Grundgefeg über die Thron> 
folge die nöthige Vorſorge getroffen werden. 

$. 5. Der Landesfürft wird volljährig, ſo— 
bald er das achtzehnte Jahr zurückgelegt hat. 

$. 6. Der Regierungs- Nachfolger wird 
bei dem Pegierungs - Antritte geloben, die Staate« 
verfaffung aufrecht zu halten und in Gemäßheit der- 
jelben fowie nach den Gefegen zu regieren. Er fteftt 
darüber eine (im landjtändifchen Archive zu hinterle- 
gende) Urkunde aus, worauf die Huldigung, und zwar 
zuerft von den verfammelten Landftänden, erfolgt. 

$. 7. Iſt entweder ber. Regierungs Nachfolger 
minderjährig, oder der Landesherr an der Ausübung 
der Regierung auf längere Zeit verhindert, ohne daß 
diefer felbft, oder deſſen Vorfahr durch eine mit land: 
ftändifcher Zuftimmung errichtete Verfügung, Deshalb, 
| g * 
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genügende Borforge getroffen hat, oder hat treffen 
fönnen; jo tritt für die. Dauer der Minderjährigfeit 
oder der fonjtigen Verhinderung eine Regentfchaft 
ein. Diefe gebührt in Beziehung auf den minder: 
jährigen Landesfürſten zunächſt deften leiblicher Mutter, 
jo lange diefelbe fich nicht anderweit vermählen wird, 
und in deren Ermangelung oder bei deren Unfähig— 
feit: zur Regierung dem hierzu fähigen nächiten Ag— 
naten. Bei der odgedachten Verhinderung des Landes— 
herren kommt die Regentſchaft deſſen Gemahlin zu, 
wenn aus der gemeinfchaftlichen Ehe ein zur unmit- 
telbaren Nachfolge berechtigter, noch minderjähriger 
Prinz vorhanden it, außerdem aber dem zur Regie: 
rung fähigen nächiten Agnaten. 

8 In allen Fällen ſtehet der Regentſchaft 
ein Rath von vier Mitgliedern zur Geite, welche 
zugleich Minifter oder Geheimräthe fein Fönnen und 
wenigitens zur. Hälfte mit Beiftimmung der Landſtände 
zu wählen find. Ohne Die Zuftimmung Diejes Re- 
gentichaftsrathes Fann. Feine, Dem Landesherrn aus 
fchließlih zufommende, NRegierungshandlung gültig 
ausgeübt werden. Bon Seiten der Negentichaft und 
deren Rathes iſt Die Aufrechthaltung der Landesver- 
faffung und die Regierung nady den Gefegen ebenio, 
wie von dem Thronfolger, urfuntlich zu geloben. 

Die nöthige Einleitung zur Regentihaft 
liegt dem Gefammt- Staatsminifterium ob, und zwar 
alsbald im Falle eines lantftändifchen Antrages. Zum 
Zwede der deshalbigen Berathung hat nämlich daffelbe. 
das Zufammentreten eines.. fürftlichen. Familienrathes 
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zu veranlaffen, melcher aus den volljährigen, nicht 
mehr unter väterlicheer Gewalt befindlichen Prinzen 
des Furfürftlichen Haufes, mit Ausfchluß des zunächft 
zur Megentichaft berufenen Agnaten, beftehen wird. 
| $. 9. Sollte bei einem zunächſt nad) dem re- 
gierenden Landesfürften zur Erbfolge berufenen 
Prinzeneine folche Geiftes » oder Förperliche Befchaffen- 
heit fich zeigen, welche e8 demfelben wahrfcheinlich für im— 
mer unmöglich machen würde, die Regierung des 
Landes ſelbſt zu führen; fo ift über. den Fünftigen Eins 
tritt der Regentſchaft durch ein Geſetz zeitig zu verfügen. 


Zweiter Abfchnitt. 
Bon dem Landesfürften und den Gliedern 
des Fürftenbaufes. - 


8. 10. Der Kurfürft it das Oberhaupt des 
Staates, vereinigt in fich alle Rechte der Staatsge— 
walt, und übt fie auf verfaffungsmäßige Weile aus. 

Seine Perſon iſt heiligund unverleglich. 

$. 11. Der Sitz der Regierung kann nicht 
außer Landes verlegt werden. 

$. 12. Kein Prinz und Feine Prinzeflin des 
Haufes darf ohne Einwilligung des Landesherrn ſich 
vermählen 

F. 13. Eben ſo wenig darf ein Prinz aus der 
wirklich regierenden Linie, oder der präſumtive Thron: 
folger aus einer. Seitenlinie, ohne vorgängige Ge— 
nehmigung bes — in aus wä rtige Dienſte 
treten. | 
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$. 14. Alle feftgefesten Apanagen find ſtets 
regelmäßig auszuzahlen, Bei eintretendem bedeutenden 
Zumwachfe von Gebiet, oder bei dem Anfalle berrächt- 
licher Grundbeſitzungen mit Erlöfchen einer Seiten: 
linie, kann unter Beiltimmung der Landſtände Die 
Vermehrung einer dermaligen Apanage, in keinem 
Falle aber deren Verminderung Statt finden. 

$. 15. Die künftig nöthigen Apanagen 
für nachgeborne Prinzen und unvermählte Prinzeflin- 
nen der regierenden Linie werden in Geldrenten mit 
Zuftimmung ber Landftände feitgefest. 

$. 16. Auf gleiche Weile erfolgt die Beſtim— 
mung der nöthig werdenden Witthümer. 

$ 17. Ueber das Grundeigentbum, weis 
ches den Prinzen zur Apanage vder fonit von Dem 
Landesherrn überwiefen oder irgend eingeräumt, oder 
auf dieſelben von väterlicher Seite her oder von Ags 
naten vererbt oder font übertragen worden ift, können 
die Prinzen in Feiner Art ohne die landesherrliche 
Bewilligung und die, Dinfichtlich der Apanages Güter 
erforderliche Zuftimmung der Landitände gültig ver: 
fügen, es fei denn zur Abtretung an den Staat jelbit, 
zur Ausgleihung von Grenze und anderen Rechte 
Streitigkeiten, oder zue Abldfung von Dieniten, Zehnten 
oder Grundzinfen. In folchen Fällen muß aber der em⸗ 
pfangene Erfah wieder in inländifchem Grundeigen- 
thume, welches ganz die Natur der veräußersen Ber 
figung annimmt und an deren Stelle tritt, gehörig 
angelegt werden, 

$. 18. Tie bisher vom Lande befonders aufs 
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gebrachte Ausſteuer dere Prinzeffinnen wird in 
den herfümmlichen Beträgen Fünftig aus Der Staats⸗ 
kaſſe geleiſtet werden. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon den allgemeinen NRechten und Pflichten 
der Unterthanen. 


$. 19. Der Aufenthalt innerhalb der Gren— 
zen des Kurftaates verpflichtet zur Beobachtung ber 
. und begründet dagegen den gefeslichen Schuß. 

20. Die Staats-Angehörigfeit (Recht 
des gniländers, Indigenat) ftehet zu vermöge der Ge- 
burt, vder wird befonders erworben durch ausdrückliche 
oder jtillfehweigende Aufnahme, und gehet verloren 
durch Auswanderung oder eine dergleichen Handlung 
nach den nähern Beftimmungen, welche ein deshalb 
zu erlaffendes Geſetz enthalten wird. 

Der Genuß der Ortsbürger-Rechte, fei es 
in Städten oder Xandgemeinden, kann nur Staats⸗ 
Angehörigen zufommen, 

$. 21. Ein jeder Inländer männlichen Geſchlechts 
hat im achtzehnten Lebensjahre den Huldigungseid 
zu leiften, mitteljt deflen er Xreue dem Land es für—⸗— 
ten und dem Baterlande, Beobachtung der Berfaflung 
und Gehorfam den Gefeben gelobt. 

$. 22. Ein jeder Staatd » Angehörige (Inländer) 
it der Regel nach (vergl. $. 23 und $. 24) auch 
Staatsbürger, jomit zu Öffentlichen Aemtern und zur 
Theilnahme an der PVolfsvertretung befähigt, vorbe: 
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haltlich derjenigen Eigenfchaften, welche dieſe Berfai- 
fung oder andere Geſehe in Bezug auf die Ausübung 
einzelner ſtaatsbürgerlichen Rechte erfordern. 
$. 23. Das Staatsbürgerrecht hört auf: 
1) mit dem. Verluſte der Staats⸗-Angehörigkeit, 
und . ° 

2) mit der rechtöfräftigen Verurtheilung zu einer 
peinlichen Strafe, unbefchadet einer etwa er: 
folgenden Rehabilitation (f. $. 126). 

$.24. Der Mangel oder Verluſt des Staats- 
bürgerrecht3 an fich ift ohne Einfluß auf den Un- 
terthanens Verband, fowie auf die blos bürgerlichen 
Rechte und Pflichten, wenn nicht befondere Gelege 
eine Ausnahme begründen. 

$. 25. Die Leibeigenfchaft ift und bleibt aufge: 
hoben. Die von ihr herrührenden unftändigen Abga- 
ben, in foweit fie noch rechtlich fortbeitehen, namentlich 
für Die Sterbfälte, ſollen auf eine für die Beteiligten 
biffige Weife im Wege des Bertraged oder für die 
Fälle, wo der deshalbige Verſuch ohne Erfolg geblieben 
ſein würde, durch ein zu erlaſſendes Geſetz anderweit 
geordnet werden. 

G. 26. Alle Einwohner find in fo weit vor 
den Gefeben einander gleich und zu gleichen 
ftaatsbürgerlichen Verbindlichkeiten verpflichtet, ale nicht 
gegenwärtige Berfaffung oder fonjt die Gefebe eine 
Ausnahme begründen. 

8. 27 Einem Jeden ohne linterfchied ftehet 
die Wahl des Berufes und .die Erlernung eines 
Gewerbes frei.  Ebenfo kann Jeder die öffentlichen 
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Lehrs und Bildungs » Anftalten des In- und Auslandeg, 
jelbft zum Zwede der Bewerbung um einen Staats— 
dienft, benugen, ohne einer befondern Erlaubniß der 
Staatsregierung hierzu zu bedürfen. Er muß jedoch 
jedenfalls vor dem Beſuchen der Univerfität den für 
die deshalbige Vorbereitung geſetzlich vorgefchriebenen 
Erforderniffen genügen (vergl. übrigens $. 52). 

$. 28. Kein Snländer Fann wegen feiner Ge- 
burt von irgend einem öffentlichen Amte ausgeſchloſſen 
werden. Auch gibt Ddiejelbe Fein Borzugsrecht zu 
irgend einem Amte. 

8 29. Die Berfhiedenheit des drijt- 
lichen Ölaubensbefenntniffes hat auf den Ge— 
nuß. der bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen Rechte 
Feinen Einfluß. 

Die den Sfraeliten bereits zuftehenden 
Rechte*) follen unter den Schug der Berfaffung ger 


*) Beroronung vom 14. Mai 1816: „Sämmtlihe in 
Unferen beflifihen Staaten gefeglich aufgenommenen jüdifchen 
Glaubenggenofien und deren Familien erhalten unter den 
weiter unten folgenden Beftimmungen und Einfihränfungen 
— mit Unſerenchriſtlichen Unterthanen, 

d aber dagegen auch denſelben Verpflichtungen 
unterworfen. 

Gleichwie nun hiernach alle früheren, die Iſraeliten aug- 
fchießlich betreffenden, in diefer Verordnung nicht beflätigten 
Geſetze und Vorſchriften, mit Ausnahme derjenigen, welche fich 
auf. ihre. Religion und Eeremonienfachen beziehen, für.aufgeho« 
ben erklärt werden; fo find.denfelben, in Folge veffen, auch alle 
NRahrungsziveige, als Feldbau, Handwerfe, Betrieb von Ma— 
nufakturen. und Fabriken und. der ordentliche. Handel, unter 
denfelben Bedingungen, wie Unferen übrigen Unterthanen, 
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ſtellt ſein, und Die befonderen Berhältniffe derfelben 
gleichförmig für afle Gebietstheile durch ein Gefeg *) 


geordnet werden. 


F. 30. Jedem Einwohner ſtehet vollfommene 
Freiheit des Gewiffens und der Religions-Uebung 
zu. Jedoch darf die Religion nie ald Borwand ge- 


jedoch nach dem weitern Inhalte gegenwärtiger Verordnung, 
geftattet. .. . So wie Wir erwarten dürfen, daß die jübifchen 
Glaubensgenoffen in dieſen Anordnungen Unfere landesväter- 
liche Fürforge, ihren Zuftand zu befferen, erfennen, und der- 
felben beſonders durch freimilliges Ableiten ihres vorberrfchen- 
den Sinnes zum Handel auf andere nügliche Befchäftigungen 
entfprechen werden ; fo hegen Wir auf der andern Seite au 
zu Unfern übrigen Unterthanen dag Zutrauen, daß fie Unſere 
gerechte Abficht, Allen, welchen gleiche Verpflichtungen im 
Staate obliegen, auch fo viel, ald möglich, gleihe Rechte zu- 
fommen zu Yaffen, nicht verfennen werden. Gegeben zu Eaflel, 
am 14. Mat 1816. Wilhelm, Kurfürfl. (L. S) — Vkt. 
Schmerfeld“. 

*) Geſetz vom 29. October 1833: »Die Staatsangehörigen 
iſraelitiſchen Glaubens in allen Gebietstheilen erhalten unter 
den weiter unten folgenden Beſtimmungen und Einſchränkungen 
gleiche Rechte mit den Unterthanen anderer Bekenntniſſe, ſind 
aber dagegen auch denſelben Verpflichtungen unterworfen. 
Alle nur auf das Glaubensbekenntniß gegründeten Verfchieven- 
beiten, welche aus früheren Gefeten, Verordnungen, Borfehriften, 
Dbfervanzen und fonftigen Rechtsquellen fih ergeben, find 
demnach erlofhen, fofern fie nicht durch gegentwärtiges Gefek 
eine Beftätigung erhalten. .... 2... Bon den Befugniflen, 
welche Iſraeliten des Kurſtaates erwerben können, find allein 
ausgeſchloſſen: 1) das Patronatreht über Kriftlige 
Kirchen, 2) bie Fähigkeit zur Anftellung in hriftliden 
Kirhen-Aemtern, und ald Lehrer der hriſtlichen 
Religion.» 
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braucht werden, um ſich irgend einer geiehlichen Ber- 
bindfichkeit zu entziehen. 

$. 31. Die Kreiheit der Peeſon und des 
Eigenthums unterliegt keiner andern Beſchränkung, 
als welche das Recht und die Geſetze beſtimmen. 

F. 32. Das Eigenthum oder ſonſtige Rechte 
und Gerechtſame können für Zwecke des Staates 
oder einer Gemeinde, oder ſolcher Perſonen, welche 
Rechte derſelben ausüben, nur in den durch die Geſetze 
beitimmten Hüllen und Formen gegen vorgäugige volle 
Entjchädigung in Anspruch genommen werden. Ueber 
Nothfälle, in denen ausnahmsweife nachfolgende Eut- 
fchädigung eintreten foll, wird ein befonderes Geſetz 
das Nähere beitimmen. 

$. 33. Die Jagd-, Waldkultur- und Teiche 
Dienfte, nebſt den Wildpretss und Fiſch-Fuhren 
oder dergleichen Traggängen zur Frohne, ſollen überaff 
nicht mehr Statt finden, und die Privatberechtigten, 
welche hierdurch einen Verluft erleiden, mach deffen 
Ermittelung auf den Grund der deshalb zu ertheilen- 
den gefeglichen Vorfchriften, vom Staate entfchädiget 
werden. Gleichfalls werden die dem Staate zu leiftenden 
Fruchtmagazind-Fuhren und Handdienſte auf den Frucht 
böden gänzlich aufgehoben. 

Die übrigen ungemeffenen Hofs, Kameral— 
und gut&herrlichen Frohnen ſollen in gemeſſene 
umgewandelt werden. 

Alle gemeſſenen Frohnen ſind ablösbar. 
Die Art und Weiſe ihrer Umwandlung und Ablöſung 
iſt durch; ein beſonderes Geſetz mit gehbriger Berück⸗ 
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fichtigung der Sintereffen der Berechtigten und Ver— 
pflichteten näher zu beftlimmen, auch demnächft Die 
Ausführung nach Möglichkeit Durch entfprechende Ver— 
waltungs» Maßregeln unter angemeffener Beihülfe aus 
der Staatsfaffe zu befördern. 

Die Laſt der Tandfolgedienfte, welche nad 
deren gejeglicher Feſtſtellung fortbeftehen werden *), 
folt durch Befchränfung auf den wirklichen Bedarf 
gemindert und fo viel, als thunlich, durch zweckdien- 
liche Verdingung erleichtert werden. 

S. 34. Ale Grundzinfen, Zehnten und 
übrigen gutsherrlichen Naturals und Geldleiftungen, 
auch andere Neallaften, find ablösbar. Ueber Die 
deshalbigen Bedingungen und Entfchädigungen wird 
ein Geſetz, unter gehöriger Berücfichtigung der Inte— 
reffen der Pflichtigen und der Berechtigten, ergehen. 

$. 35. Sedermann bleibt e8 frei, über das fein 
Intereſſe benachtheiligende verfaffungs-, geſetz- vder 
ordnungswidrige Benehmen oder Verfahren einer öffent: 
lichen Behörde bei der unmittelbar vorgefesten Stelle 
Befchwerde zu erheben und folche nöthigenfalls bis 
zur höchften Behörde zu verfolgen. Wird die ange- 
brachte Befchwerde von der vorgefeßten Behörde un- 
gegründet befunden, fo iſt Diefelbe verpflichtet, dem 
Befchwerdeführer die Gründe ihrer Entfcheidung zu 
eröffnen. | 

Ebenſo wohl bleibt in jedem Falle, wo Jemand fich 
in feinen Rechten verletzt glaubt, ihm die gerichtliche 


*) Die Feſtſtellung erfolgte durch Gefeß vom 31. Oct. 1833. 
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Klage offen, auch in geeigneteren wichtigeren Fällen 
unbenommen, die Verwendung der Landjtände anzu— 
iprechen. | 
Ueberhaupt ift es den einzelnen Unterthanen, 
jowie ganzen Gemeinden und Körperfchaften frei ge— 
laffen, ihre Wünfche und Bitten auf gefeblichem Wege 
zu berathen und vorzubringen. 

$. 36. Ausfchließlihe Handels» und Ge- 
werbs- Privilegien follen ohne Zuftimmung der 
Landitände nicht mehr ertheilt werden, Die Aufhe- 
bung der beftehenden Monopole, fowie der Bann 
oder Zwangsrechte, ift durch ein befonderes Gefeg zu 
bewirfen. Patente für Erfindungen können von der 
Regierung auf beitimmte Zeit, jedoch, nicht länger, 
als auf zehn Jahre, ertheilt werden. 

Diejenigen Gewerbe, für deren Ausübung auf 
polizeilichen oder ftaatswirthfchaftlichen Rücfichten eine 
Konzeffion erforderlich iſt, follen gejeglich beitimmt 
werden. Indeſſen ift das Erforderniß einer Konzeffion, 
wie folches bisher beitand, nirgend auszudehnen. 

$. 37. Die Freiheit derPreffe und des 
Buchhandels wird in ihrem vollen Umfange Statt 
finden. Es foll jedoch zuvor gegen Preßvergehen ein 
befuonderes Geſetz*) alsbald erlaffen werden. Die 
Genfur ift nur in den durch die Bundesgeſetze beitimmten 
Fällen zuläffig **). 


*) Das Geſetz wider Preßvergehen ift erlaffen am 26. 
Auguft 1848, 

++) Berkündigung vom 7. März 1848: »Von Gottes 
Gnaden Wir Friedrih Wilhelm der L, Kurfürft und 
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$. 38. Das Briefgeheimniß ift auch Fünftig 
unverlegt zu halten. Die abfichtlihe unmittelbare 
oder mittelbare Verlegung deffelben bei der Poſtverwal— 
tung ſoll peinlich beftraft werden. 

$. 39, Niemand kann wegen der freien Aeuf 
jerung bloßer Meinungen zur Verantwortung 
gezogen werden, den Fall eines Vergehens oder einer 
Rechtöverlegung ausgenommen, 

8. 40. Jeder Waffenfähige bis zum zurüdge: 
legten 50, Lebensjahre ift im Falle der North zur 
Bertheidigung des Vaterlandes verpflichtet. 
Ueber die Verbindlichkeit zum Kriegsdienite, Die 
Art der Ergänzung des Kriegäheeres und die jonftigen 
hierauf bezüglichen Verhältniffe fowie Über die nad) 
und nach erfolgende Berabfchiedung der Leute, welche 
bereits fünf Sabre und darüber gedient haben, iſt 
alsbald ein Geſetz zu erlaffen. In dieſem foll die 
Dienitzeit für das aktive Heer nicht Über fünf Jahre, 
außer dem Falle des Kriegs ausgedehnt, die Stells 


fouverainer Landgraf von Heſſen ac. ꝛc., haben Uns feit Unferer 
fiebenzehnjährigen Regierung fters bemüht, auf den Grund- 
lagen einer monarchifch = conftitutionellen Regierung das wahre 
Wohl Unferes geliebten Volkes zu fürdern. Wenn nun zur 
weiteren Beförderung defielben in den Ing von mehreren Städten 
überreichten Petitionen Wünfhe und Anträge fund gegeben 
worden find, fo wollen Wir diefelben, in Berhdfichtigung der 
dermaligen Zeitverhältniffe, durch nachſtehende Entfchließungen 
allergnäbdigft gewähren: Die Eenfur bei der Befprechung innerer 
Landes » Angelegenheiten ift aufgehoben... . . Urkundlich Un- 
ferer allerhörhfteigenhändigen Unterſchrift gegeben zu Kaffel 
am 7. März 1848, Friedrich Wilhelm. Vt. Dornberg,» 
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vertretung. für zuläffig erklärt, und bei der Beitim- 
mung der Berbindlichfeit zum Kriegsdienfte in der 
Linie auf Familienwohlfahrt, Ackerbau, Gewerbe, Künfte 
und Wiffenfchaften nach MöglichFeit fchonende Rück: 
fiht genommen werden. Außerdem ijt noch die Eins 
richtung der Bürgerbewaffnung in den Stadts 
und Landgemeinden, als einer bleibenden Anjtalt zur 
geeigneten Mitwirkung für die Aufrechthaltung der 
inneren Ruhe und Drdnung, fowie in Nothfällen zur 
Randesvertheidigung, gefeglich näher zu beftimmen*). 

$. 41. Sedem Einwohner ſteht das Recht 
der freien Auswanderung unter Beobachtung 
der gefeglichen Beftimmungen zu. 


Vierter Abfchnitt. 
Bon den Gemeinden und von den Bezirks⸗ 
rätben. 

$. 42. Die Rechte und Berbindlichfeiten der 
Gemeinden ſollen in einer befonderen Städte- und 
Gemeinde-Drdnung alsbald feitgefegt, und darin 
die freie Wahl ihrer Vorftände und Vertreter, vie 
jelbftftändige Verwaltung des Gemeinde: Vermögens 
und der örtlichen Einrichtungen, unter . Mitanfficht 
ihrer befonders erwählten Ausfchüffe, die Bewirkung 
der Aufnahme in den Gemeinde-Verband, und die 
Befugniß zur Beftellung der Gemeinde: Diener, zum 
Grunde gelegt, auch die Art der oberen Aufficht Der 
Staatöbehörden näher bejtimmt werden. 


*) Geſchah am 23. Juni 1832, 
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8. 43. Keine Gemeinde fann mit Feiftungen 
oder Ausgaben befchwert werden, wozu fie nicht 
nach Allgemeinen Geſetzen oder anderen befonderen 
Rechtsverhaͤltniſſen verbunden iſt. Daſſelbe gilt von 
mehreren, in einem Verbande ſtehenden Gemeinden. 

F. 44. Alle Laſten, welche nicht die örtlichen 
Bedürfniſſe der Gemeinden oder deren Verbände, 
ſondern die Erfüllung allgemeiner Verbind— 
lichfeiten des. Landes oder einzelner Theile vef- 
felben erheifchen, müffen, in fo weit nicht beftehende 
KRechtsverhältniffe eine Ausnahme begründen, auch 
von dem gefammten Lande vder dem betreffenden 
getragen werden. 

$. 45. Das Bermdgen und Einfommen 
der Gemeinden und ihrer Anftalten darf nie mit 
Dem Staatsvermögen oder den Staats» Einnahmen 
vereinigt werden. 

$. 46. . Sämmtlidhe Borftände fowie die übri- 
gen Beamten der Gemeinden und deren Verbände 
find, gleidy den Staatsdienern, auf Fefthaltung der Lan— 
desverfaffung und insbefondere auf Wahrung der dadurch 
begründeten Rechte der Gemeinden zu verpflichten. 

$. 47. Das Berhältniß der NRittergüter 
und der ehemals adeligen gefchloffenen Freigüter 
zu den Gemeinden, zu- welchen fie in polizeilichen und 
anderen beflimmten Beziehungen gehören follen, wird 
in der Gemeinde - Drdnung auf eine zweckmäßige und 
den bisherigen Nechtsverhältniffen entiprechende Weile 
fejtgefegt werden. 

$. 48. Für die Berathung und Vorbereitung 
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von Berwaltungsmaßregeln, welche nur dad Beite 
eines einzelnen Bezirfes zum Gegenftande haben, ſowie 
für eine angemeffene Mitauffiche auf die zweckdienliche 
und die Kräfte der Unterthanen thunlichit fehonende 
Ausführung der in jener Beziehung durch. allgemeine 
Geſetze, oder durch Anordnungen der Staatsbehörden 
getroffenen wichtigeren Einrichtungen, follen Bezirfss 
räthe mittelft geeigneter Wahl gebildet werden. 
Die deshalb erforderlichen näheren Vorfchriften find 
durch ein Geſetz zu erlaflen *). 


Fünfter Abfchnitt. 


Bon den Standesberren zc. und den ritter: 
fchaftlichen Körperfchaften. 


8. 49, Die befonderen Rechtöverhältniffe der 
Standesherrfchaften, werden in Gemäßeit der 
bundesgefeglichen Bejtimmungen und nach vorgängiger 
näheren Berftändigung der Staatsregierung mit den 
Standesherren durch ein Edift geordnet werden, welches, 
nachdem deffen Inhalt von den Landſtänden diefer Vers 
faffung entiprechend befunden worden, unter Deren 
Schuß geftellt werden foll. | 

In gleiher Art follen die befonderen ‚Rechts: 
verhältniffe des vormals reichsunmittelbaren 
Adels geordnet und gefchügt werden. 


*) Das Gefeß über die Bildung neuer Verwaltungsbe— 
* e und ——— von Bezirksräthen erfolgte am 31. 
ober 1 
10 
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$. 50. Die befonderen Rechte des altheififchen 
und des ſchaumburgiſchen ritterfhaftlidhen 
Adels genießen den Schuß diefer Verfaffung nach 
dem. Inhalte der Deshalb zu entwerfenden Statuten, 
welche von der Staatsregierung genehmigt und von 
den Landſtänden den Beitimmungen der Berfaflung 
entfprechend befunden fein werden. 


Sechfter Abfchnitt. 
Bon den Staatsdienern. 

$. 51. Der Landesherr ernennt oder ber 
ftätigt alle Staatsdiener, des geiftlichen und weltlichen, 
fowohl des Militär» als Civil» Standes, in fo fern 
den Behörden nicht die Beftellung überlaſſen ift. Sm 
Anfehung derjenigen Steflen, für welche einzelnen 
Berechtigten oder Körperfchaften ein Präfentationg- 
oder Wahlrecht zuftehet, erfolgt die Ernennung in 
Form einer Beftätigung nach Maßgabe der deshalb 
beitehenden Verhältniſſe. 

$. 52. Ein Staatsamt kann nur demjenigen 
übertragen werden, welcher vorher gefeßmäßig ge— 
prüft und für tüchtig und würdig zu demifelben 
erfannt worden ift. MUebrigens muß von denjenigen, 
welche Fünftig ein afademifches Studium beginnen, 
demnächft die Nachweifung gejchehen, daß den gefeßs 
lichen Borfchriften über das Befuchen der Landes: 
Univerfität genügt worden fei. 

Dei einer Weiterbeförderung ift eine allermalige 
Prüfung nur erforderlich, wenn folche befonders vor: 
geſchrieben ift. 
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F. 53. Der Ernennung vder Beförderung zu 
einem Staatsamte muß der. Borfchlag der vorgelegten 
Behörde,. wenn eine folche vorhanden ift, vorausgehen. 

$. 54. Die Ertheilung von Anwartichaften 
auf beftimmte Staatsdienerftellen ift völlig unftatthaft; 
gleihwohl kann den Gehülfen, welche altersfchwachen 
oder fonft an gehöriger Dienftverfehung gehinderten 
Staatsbeamten beigegeben werden, die demnächitige 
jelbititändige Anjtellung, nach Maßgabe ihrer bewährten 
Tüchtigfeit, zugefichert werden. 

$. 55. Alle erledigten Stellen follen jo bald, 
als thunlih, dem betreffenden Etat (vergl. $. 62) 
gemäß wieder beſetzt werden. 

$. 56. Ohne Urtheil und Recht darf Fein 
Staats diener abgeſetzt, oder wider feinen Willen 
entlaffen, noch demfelben fein rechtmäßiges Dienit- 
einfommen vermindert oder entzogen werden, 
vorbehaltlich der befonderen Beitimmungen, welche das 
Staatsdienftgefeg enthält), 


*) das Haus- und Staats Gefe vom 4. März 1817 
lautete: »Kein Staatsdiener darf ohne Urtheil und Recht 
feiner Stelle entſetzt, oder demfelben fein rechtmäßiges 
Dienfteintommen entzogen werden. — Diejenigen, 
welche wegen Alters oder Schwachheit ihrem Dienfte 
nicht mehr vorftehen können, follen mit einer ihrem Range 
und ihrem Dienftalter angemeffenen Penfion verfehen werden. 
Zu Urfunde deffen haben Wir gegenwärtige, aus allerhödhftei- 
gener Bewegung erlaffene, Verordnung, deren allenthalbige 
enaue Befolgung Wir Unferen Nachfolgern in der Regierung, 
o wie Allen, die es fonft angehet, zur Pflicht machen, und 
welche dem Gefepblatte einverleibt werben fol, eigenhändig 

10 * 
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Diejenigen geringeren Diener gleichwohl, welche 
von den Behörden ohne ein durch den Landesherrn 
oder ein Miniiterium vollzogenes Beftellungs- oder 
BeitätigungssRefcript angenommen worden find, Fün- 
nen wegen Verlegung oder Berfäumung ihrer Berufg- 
pflichten von denfelben Behörden wieder entlaffen werden, 
nachdem die vorgefegte höhere oder höchite Behörde, 
nach genauer Erwägung des gehörig in Gewißheit 
gefegten Berfchuldens, die Entlaffung genehmigt haben 
wird. 

8. 57. Jeder Staatsdiener muß fihb Verſe— 
ungen, welche feinen Fähigkeiten oder feiner bishe- 
rigen Dienftführung entiprechen, aus höheren NRüd- 
fichten des Staats, ohne Verluſt an Rang und Ge- 
halt (vgl. jedoch $. 56), gefallen laffen. Staatödiener, 
welche ohne ihr Anfuchen oder Verſchulden verſetzt 
werden, erhalten für die Kojten des Umzugs eine 
angemeffene Entfchädigung, fofern ihnen nicht durch 
die Verbeflerung ihres Dienjteinfommens eine entfpre- 
chende Vergütung dafür zu Theil geworden ift. 

Art. 58. Diejenigen Staatsdiener, welche wegen 
Altersichwäche oder anderer Gebrechen ihre Berufs-Obs 
liegenheiten nicht mehr erfüllen Fönnen und daher in den 
Ruheſtand verfest werden, follen eine angemefjene 
Penfion nach Maßgabe des Staatsdienitgefeh erhalten. 

$. 59. Keinem Staatsdiener Fann die nachge— 
judhte Entlaffung verfagt werden. NHinfichtlich 
vollzogen, und mit Unſerem furfürftlichen. Siegel bekräftigt. 


Sp gefchehen zu Caſſel am A. März 1817. Wilhelm, Kur- 
fürft. (L. S.) Ve. Shmerfeld.« u ’ 


x 
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feines wirflichen Abganges find die näheren, durch 
das Staatödienjtgefeg vorgefchriebenen Bedingungen 
zu erfüllen. 

$. 60. Die Verpflichtung zur Beobachtung und 
Aufrechthaltung der Landesverfaffung foll in ven 
Dienfteid eines jeden Staatsdienerd mit aufgenom- 
men werden. 

Keine Dienft-Anweifung darf etwas ent- 
halten, was den Geſetzen zumider ilt. 

8. 61. Ein jeder Staatsdiener bleibt hin- 
fichelih feiner Amtsverrichtungen verantwort- 
lich, Derjenige, welcher fich einer Verlegung der 
Landesverfaffung, namentlich auch durch Vollziehung 
einer, nicht in der verfaffungsmäßigen Form ergangenen, 
Verfügung einer höchften Staatsbehörde (ſ. $. 108), 
einer DVBeruntreuung Öffentlicher Gelder oder einer 
Erprefiung fehuldig macht, fich beitechen. läßt, ſeine 
Berufspflichten gröblich hintanfegt oder ‚feine Amtsge- 
walt mißbraucht, Fann auch von den Lanbftänden oder 
deren Ausfchuffe (f. $. 102) bei ber zuftändigen Ger 
richtöbehörde angeflagt werden. Die Sache muß 
alsdann auf dem gefeglihen Wege fehleunig unterfucht 
und den Landſtänden oder deren Ausfchuffe von dem 
Ergebniffe der Anklage Nachricht ertheilt werden. 

.$. 62. Die übrigen befonderen Rechtöver- 
hältniffe der Staatsviener, fowohl des Civil- als 
Militärftandes (Dfficire und Militärbeamten), find 
in dem Staatsdienjtgefege*), welches unter dem Schuße 
der Berfaffung ftehen wird, näher beftimmt. 


*) Iſt am 8. März 1831 erlaffen. 
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Die Berforgung oder Unterjtüßung der 
dazu geeigneten nicht zum Dfficierttande gehörenden 
Militärperfonen wird durch ein befonderes Regulativ 
geordnet werden. 


Siebenter Abfchnitt*). 
Bon den Landftänden. 


$. 63. Die Ständeverjammlung wird ge- 
bildet durd) folgende Mitglieder, nämlich: 


*) Die $. 63 — 68 find fpäter geändert durch Gefeb vom 
12. Zuli 1848 und vom 5. April 1849. Erfteres lautet: 
»Bon Gottes Gnaden Wir Friedrih Wilhelm ver I, Kur— 
fürft 2c. ꝛc. erlaffen nach Anhörung Unſeres Geſammt-Staats- 
minifteriums und mit einſtimmiger Beiftimmung ber getreuen 
Landftände nachfolgendes Geſetz: Die Beſtimmungen in den $. 
h 64 und 65 der Berfaffungsurfunde vom 5. Januar 1831 
owie die Vorſchrift im $. 66 derfelben, welche den Wohnſitz 
im Strombezirfe ald Bedingung der Wählbarkeit erklärt, werben 
-außer Wirkfamfeit gefeßt.» 

Das Gefeß vom 5. April 1849 Tautet: 
Geſetz vom 5. April 1849, 


die Zufammenfeßung der Ständeverfammlung und die Wahl 
der Tandtags= Abgeordneten betreffend. 


Bon Gottes Gnaden Wir Friedrih Wilhelm I., 
Kurfürft ꝛc. ꝛc. 


erlaſſen, nach Anhörung Unſeres Geſammt-Staatsmini- 
ſteriums und mit Zuſtimmung der getreuen Landſtände, welche 
in Gemäßheit des $. 153 der Verf.Urk. vom 5. Januar 1831 
auf zwei nad einander folgenden Landtagen mit einer Stimmen- 
Mehrheit von drei Vierteln der auf vem Landtage anweſenden 
Mitglieder erteilt worden ift, nachfolgendes Gefeß: 
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1) einen Prinzen des Furfüritlichen Hauſes 
für eine jede, dermal apanagirte Linie deſſelben, 


$. 1. . Die Beitimmungen in den $$. 63, 66, 67, 68 ver 

Berf.-Urfunde vom 5. Januar 1831 über die Zufammenfegung 

der Standeverfammlung, die Waplfähigfeit und die Wahlen 

von Stellvertretern der Landtags = Abgeoroneten, , — die 

Borforiften des $. 76 ver Berf.Urf. über die Befugniß von 

Abgeordneten eines Standes fih uber eine Separatfiimme zus 

einigen, — endlih das Geſetz vom 16. Februar 1831 über 

die Wahlen der Abgeorpneten zu den Landtagen find aufgehoben. 

An veren Stelle treten die nachfolgenden gefeglichen Be- 
flimmungen, welche dergeftalt für einen Beftandtpeil ver Staats— 
verfaffung erflärt werden, daß ſolche nur auf dem im $. 153 der 

Berf.:Urfunde voraefehenen Wege abgeändert werden. können. 
I. Bon der Zufammenfebung der Ständever- 

fammlung. | | 
$. 2. Die Ständeverfammlung. wird gebildet durch fol— 

gende Mitglieder, nämlich: A 
4) fehszehn Abgeordnete von den Städten, und zwar: 

. zwei von der Refidenzftadt Caffel, 

. zwei von der Stadt Hanau, 

. einen von der Stadt Marburg, 

‚ einen von der Stadt Fulda, 

. einen von der Stadt Hersfeld oder der Stadt Mel- 
fungen, welde unter einander bergeftalt abwechfeln, 
daß die erfigenannte Stadt zu. zwei Tandtagen, und 
die Stadt Melfungen zu einem Landtage den Abgeord- 
neten jendet, | 2% 

f. einen von der Stadt Schmalkalden, 

g. einen von der Stadt Rinteln und den Städten Obern- 
firchen, Divendorf, Rodenberg und Sachſenhagen, 

h. einen von den Städten Hofgeismar, Sarlshafen, Gre— 
benftein, Delmarshaufen, Immenhauſen, Liebenau, Tren= 
delburg, Volkmarſen, Wolfhagen und Zierenberg, 

i. einen von der Stadt Hersfeld oder Melfungen. ıf. oben) 
und ven Städten Rotenburg, Sontra und Spangenberg, 


oO un mw 
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welche in Ermangelung von dazu fähigen Glie- 
dern oder bei deren Verhinderung ſich Durch 


. einen von den Städten Homberg, Borken, Felsberg, 


Sriglar, Gudensberg, Naumburg, Neukirchen, Nieden- 
fein, Schwarzenborn, Treyfa und Ziegenhain, 


. einen von den Städten Eſchwege, Allendorf, Großal- 


merode, Lichtenau, Waldkappel, Wannfried und Wißen- 
haufen, 


„ einen von den Städten Frankenberg, Amöneburg, Fran- 


fenau, Gemünden, Kirchhain, Neuftadt, Raufchenberg, 
Rofenthal, Schweinsberg, und Wetter, 

einen von den Städten Hünfeld, Salmünfter, Schlüd- 
tern, Soden und Gteinau, auch 

einen von den Städten Gelnhaufen, Bockenheim, Wäd)- 


tersbach und Windecken; 


2) ſechszehn Abgeordnete der Landbevölkerung und zwar 
nach folgender Abgrenzung der Wahl-Diſtrikte: 


a. 


für den Bezirk Caſſel, 

einen für den Wahl: Difteift Caſſel, beſtehend aus 
dem Landgericht Eaffel, ven Aemtern Wolfhagen und 
Zierenberg; 

einen für den Wahl- Diftrift Hofgeismar, beftehend 
aus den Aemtern Hofgeismar, Carlshafen, Grebenftein, 


-Sababurg und Volkmarſen; 
. für die Bezirke Eſchwege und Schmalkalden, 


einen für den Wahl⸗Diſtrikt Eſchwege, beſtehend aus 


den Aemiern Efchiwege I. und IL, Brotterode, Herren- 


breitungen , Netra, Steinbach-Hallenberg, Wannfried 
und dem Landgericht Schmalkalden ; 
"einen für ven Wahl-Diftritt Witzenhauſen, beftehend 


: aus den Bezirken der Aemter Wigenhaufen, Abterode, 


‚Allendorf, Bifhhaufen, Großalmerode und Lichtenau; 
„für den Bezirk Hersfeld, 


einen für den Wahl- Diftrift Rotenburg, beftehenv 
aus den Aemtern Rotenburg I. und II., Melfungen, 
Nenteröhaufen, Spangenberg und Sontra; 
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einen geeigneten, in Rurheffen begüterten Be- 
vollmächtigten vertreten laffen Fann; 


einen für den Wahl-Diftrift Hersfeld, umfaflend ven 
Amtsbezirk des Landgerichts Hersfeld und der Aemter 
Friedewald, Niederaula, Oberaula, Raboldshauſen und 
Schenklengsfeld; 
. für ven Bezirk Fritzlar, 

einen für ven Wahl-Diftrift Fritzlar, beitehend aus 
den Aemtern Friglar, Felsberg, Gudensberg, Jesberg 
und Naumburg ; 

einen für ben Wahl · Diſtrikt Homberg, beſtehend aus 
den Aemtern Homberg, Borken, Neulirchen, Treyſa 
und Ziegenhain; 
. für den Bezirk Marbur 2 

einen für den Wapl-Diftrift Marburg, beſtehend aus 
dem Landgericht Marburg und den Aemtern Amdneburg 
— Kirchhain, Reuftadt und Zreis an der 

umbde; 

einen rl den Wahl- Diftrikt Frankenberg, beſte hend 
aus den Aemtern Frankenberg, Frankenau, Raufhen- 
berg, Rofenthal und Wetter; 
. für den Bezirk Fulda, | 

einen er den Wahl - Difiritt Fulda, beſtehend aus 
> Landgericht Fulda, den Aemtern Großenlüder und 

euhof; 

einen” für ven Wahl⸗Diſtrikt Hünfeld, beſtehend aus 
den Aemtern Hünfeld, Burghaun und Eiterfeld; 
. für den Bezirk Hanau, Ä 

einen für den Wahl» Diſtrikt Hanau, beſtehend aus 
dem Landgericht Hanau, den Aemtern Bergen, Boden- 
heim, Gelnhaufen, Langenſelbold, Meerholz, Nauheim, 
Prauheim und Windeken; 

einen für den Wahl- Diftrift Salmünſter, beſtehend 
aus den Aemtern Salmünſter, Bieber, Birſtein, Ram- 
holz, Romsthal, Schlüchtern, Schwarzenfels, Steinau 
und Wächtersbach, endlich 
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2) das Haupt jeder fürſtlichen oder gräflichen, 
ehemals reichsunmittelbaren Familie, welche 


h. für den Bezirk Schaumburg, 
einen für. den Waple Ditift Rinteln, beftehend aus 
dem Lanpgerichtsbezirfe Rinteln und dem Juftizamte 
Oldendorf; 
einen für den Wahl-Diſtrikt Oberkirchen, beſtehend 
aus den Aemtern Obernkirchen und Rodenberg, 

3) ſechszehn Abgeordnete der höchſtbeſteuerten Grundbeſitzer 
und Gewerbtreibenden und zwar zwei für jeden der Ver— 
waltungsbezirke Caſſel, Hersfeld, Fritzlar, Eſchwege, Mar— 

-burg, Hanau und Fulda, und einen für jeden der Berwal- 

tungsbezirfe Schmalfalden und Schaumburg. 

$. 3. Bon ter Theilnahme an den Wahlen der Yandtags- 
Abgeordneten find überhaupt ausgefchloffen Alle, welche 

1) eine peinlihe Strafe erlitten haben, oder wegen eineg, 
die öffentliche Achtung entziehenden Vergeheng Linsbefondere 
wegen Diebſtahls, Unterfchlagung, Betrugs, Fälfchung) 
vom zuftändigen Gerichte verurtheilt worden find; 

2) noch nicht das 30. Lebensjahr zurüdgelegt haben, oder 

3) unter Euratel ftehen, ‚oder | 

4) über deren Vermögen ein Concurd,.oder ein nad $. 14 
des Geſetzes vom 24. Juli 1834 eingeleitetes Bertheilungs- 
Berfahren befteht oder befanden hat, bis zur völligen 
Befriedigung der Gläubiger. 
$. 4. Die Abgeorbneten der Städte werden von den in 

denſelben wohnhaften felbfifländigen Staatsbürgern, — nad 
Ausſcheidung derer, welche als Höchtbefleuerte zur Wahl der 
im $. 2, unter Nr. 3. genannte Abgeoroneten berufen find 
wergl. $. 6) — gewählt. Als felbftändig gelten Diejenigen, 
welche ald DOrtsbürger oder Beifiger einen eigenen Haushalt 
führen und nicht in Koft und Lohn eines Andern ftehen, ſowie 
diejenigen, welche feit Anfang des, der Wahl vorausgegangenen 
Kalenderjahres eine direrte Staatdfteuer (wozu dermalen die 
Gewerb- und Klaffenfteuer zu rechnen ifl) entrichtet 
aben. 
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eine Standesherrfchaft in Kurheſſen befigt, 
mit Geſtattung der Stellvertretung. Durch eines 


$. 5. Zur Wahl der Abgeoroneten der Landbevölkerung 
($. 2 Nr. 2) find: die in den einzelnen Wahl- Diftriften mit 
Ausfchluß der darin gelegenen Städte wohnhaften Staatsbürger, 
nach Ausfcheidung der höchftbefteuerten Grundbefiger und Ge- 
werbtreibenven (vergl. $ 6), unter ver Borausfeßung befähigt, 
daß fie nach $ 4A als ſelbſtſtändig zu betrachten find. 

$. 6. Zu den Wahlen ver Höchfibefteuerten ($. 2, Nr. 
3) find diejenigen mit dem Staatsbürgerrechte verfehenen 
Stadt» und Landbewohner des Bezirkes berechtigt, welche im 
abgelaufenen Kalenverfahre die meifte Grund- und Gewerbfteuer 
gezahlt Haben und bei Aufftelung ver Wäplerlifte überhaupt 
noch Grund» oder Gewerbefteuer entrichten. Die durch das 
Geſetz vom 26. Auguft 1848 erfolgten Steuer Erhöhungen 
werben hierbei als bereits mit dem 1. Januar 1848 eingetreten 
angefehen. Die Zahl der Höchftbefteuerten beträgt auf je 1000 
Seelen des Bezirkes, und bei einem fich ergebenden, nicht 
volle 1000 Seelen betragenven, Ueberſchuſſe auf volle 500 
Seelen des Tehteren einen Wähler. Wenn mehrere Steuer- 
pflishtige, welche gleich hohe Steuer bezahlt haben vorhanden 
find, von denen nah dem Maßſtabe ver Bevolferung nur 
einzelne zur Wahl berufen fein würden, fo find ausnahms— 
weife diefe in demfelben Steuergrade ſtehenden Perfonen 
fammtlih ald Wähler zuzulaffen. "Die Seelenzahl wird nad 
dem Refultate der letzten amtlichen Volkszählung bemeffen. 
87 Wählbar zum Landtags-Abgeorbneten ift jeder 
Staatsbürger, ohne Rüdfiht auf Stand und Wohnort, wel: 
cher nach den Beflimmungen des $. 3 wahlfähig ifl. Jedoch 
fönnen ausnahmsweiſe die unteren landesfürftlichen, ſtandes— 
herrlichen oder Patrimonial=, Sl Verwaltungs- und 
Finanzbeamten in dem Wahlbezirfe nicht gewählt werben, in 
welchem fie zur Zeit der Wahl ihren Wohnſitz haben, over 
in amtlicher Funktion ſtehen. F 

I. Bon dem Verfahren bei ver Wahl ıc« 
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ihrer dazu fähigen Familienglieder, und in 
deren Ermangelung oder Verhinderung \durd 
einen anderen geeigneten Bevollmächtigten, wel⸗ 
cher in Kurheſſen begütert iſt; 

3) den Senior oder das ſonſt mit dem Erbmar⸗ 
ſchall⸗Amte beliehene Mitglied der Familie 
der Freiherren v. Riedeſel; 

4) einen der ritterſchaftlichen Obervorſteher 
der adeligen Stifter Kaufungen und 


Wetterz 

5) einen Abgeordneten der Landes-Univer— 
ſität; 

) einen Abgeordneten der altheſſiſchen Rit— 


terſchaft von jedem der fünf Bezirke, 

nämlich der Diemel, Fulda, Schwalm, Werra 

und Lahn; 

7) einen Abgeordneten aus der Ritterſchaft 
der Grafſchaft Schaumburg, gewählt von 
derjelben unter Mitftimmung der adeligen Stifter 
Fiſchbeck und Oberkirchen; 

8) einen Abgeordneten aus dem ehemals reichs⸗ 
unmittelbaren Adel in den Kreifen Fulda 
und Hünfeld; 

9) einen Abgeordneten aus dem ehemals reiche: 
unmittelbaren und ſonſt ftarf begüterten Adel 
in der Provinz Hanau; 

10) fjechszehn Abgeordnete von den Städten, 

nämlich ; 

a) zwei von der Refidenzitadt Gaffel; 

b) zwei von der Stadt Hanau; 
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e) einen von der Stadt Marburg; 

d) einen von der Stadt Fulda; 

e) einen von der Stadt Hersfeld oder der 
Stadt Melfungen, welde unter einander 
dergeftalt abwechfeln, daß die erftgenannte Stadt 
zu zwei Landtagen und die Stadt Melfungen 
zu einem Landtage den Abgeordneten fendet; 

f) einen von der Stadt Schmalfalden; 

g) einen von der Stadt Rinteln und den 
Städten Dbernfirchen, Oldendorf, Rodenberg 
und Sachjenhagen ; 

h) einen von den Städten Hofgeismar, Garle- 
hafen, Grebenitein, Hemarshaufen, Immen⸗ 
haufen, Liebenau, Naumburg, Zrendelburg, 
Bolfmarfen, Wolfhagen und Zierenberg; 

i) einen von der Stadt Hersfeld oder Mel- 
jungen (f. oben e.) und den Städten Fichtenau, 
Rotenburg, Sontra, Spangenberg und Wald- 
kappel; 

k) einen von den Städten Homberg, Borken, 
Felsberg, Friblar, Gudensberg, Neufirchen, 
Niedenftein, Schwarzenborn, Treyfa und Zie- 
genhain; 

1) einen von den Städten Efchwege, Allendorf, 
Großalmerode, Wanfried und Wisenhaufen ; 

m) einen von den Städten Franfenberg, Amö— 
neburg, Franfenau, Gemünden, Kirchhain, 
Neujtadt, Raufchenberg, Rofenthal, Schweind- 
berg und Wetter; 

n) einen von den Städten Hünfeld, Salmüniter, 
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Schlüchtern, Soden. und Steinau; aud) 
0) einen von ben Städten Geluhaufen, Bo— 
denheim, Wächtersbach und Windecken; 
11) fechszehn Abgeordnete der nachbenannten Land— 
bezirfe, mit Ausfchluß der darin befindlichen 
Städte, und derjenigen adeligen Güter, deren 
Befiger an der Wahl der oben unter Air. 6 bie 
9 aufgeführten Abgeordneten Theil nehmen. , 
Diefe Bezirke find: | 
a) der Diemel- Bezirf, beitehend aus den 
Kreiien Caſſel, Hofgeismar und Wolfhagen; 

b) der (Nieder-) Kulda-Bezirf, begreifend 
die Kreife Hersfeld, Rotenburg und Mel 
fungen (ohne das Amt Felsberg) ; 

ec) der Werra-Bezirf, umfaffend die Kreife 
Eſchwege, Wisenhaufen und Schmalfalden; 

d) ver Schwalm-Bezirk, enthaltend die Kreife 
Homberg, Friglar und Ziegenhain, auch 
das Amt Felsberg Caus dem Kreife Mels 
fungen) ; 

e) der Lahn-Bezirk, beftehend aus den Kreifen 
Marburg, Frankenberg und Kirchhain; 

f) der Ober-Fulda-Bezirk, begreifend Die 
Kreife Fulda und Hünfeld; 

g) der Maine Bezirk, enthaltend Die Kreiſe 
Hanau, Geluhaufen und Schlüchtern; 

h) der Wefer-Bezirkf, beftehend aus der Graf; 
ſchaft Schaumburg. 

s. 64. Acht von den Abgeordneten der Städte, 

nämlich einer für Gaffel fowie einer für Hanau, und 
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ſechs für die übrigen Städte gemäß der, nach dem 
Wahlgeſetze von Landtag zu Landtag eintretenden Ab— 
wechſelung, müſſen Magiſtratsglieder oder ſolche 
Einwohner ſein, welche als Mitglieder der Bürger— 
Ausſchüſſe zum zweiten Male gewählt worden 
find, oder ein Vermögen von mindeftens fechstau- 
fend Thalern befigen, oder ein ſicheres und fländiges 
Einfommen von vierhundert Thalern jährlich ge— 
nießen oder monatlich einen Thaler zwölf gGr. an 
Öffentlichen ftändigen Ausgaben entrichten. 

$. 65. Ebenfo müffen acht Abgeordnete der 
Landbezirfe entweder fo viel Grundeigenthum befiten, 
daß es ihnen an eigentliher Grundſteuer (zu deren 
vollen ordentlichen Anfabe und nach Abzug der gefeh- 
ih zu vergütenden Real-Laſten) wenigſtens zwei 
Thaler monatlich erträgt, — oder fie müffen min 
deftens fünftaufend Thaler im Vermögen haben 
und zugleich die Yandwirthfchaft, als Haupt: 
Erwerbsquelle betreiben, 

$. 66. Die Wahl der Übrigen acht Abgeord- 
neten der Städte, fowie ber übrigen acht Abgeordneten 
der Zandbezirfe Fann ohne Unterfchied auf, einen Je— 
den fallen, welcher überhaupt wählbar (ſ. $. 67) und 
in dem Strombezirfe wohnhaft ift. Dagegen Fönnen 
ausnahmsmweife die untern landesfürftlichen, ſtandes— 
herrlichen oder Patrimonial = Suftize, Verwaltungs: 
und Finanzs Beamten nur außer dem Wahl: Bezirfe 
gewählt werden, worin fie ihren Wohnfig haben. - 

$. 67. Weder zur Wahl berechtigt, noch 
‚ irgend wählbar find diejenigen, welche 
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1) wegen ſolcher Vergehungen, die entweder nach 
geſetzlicher Beſtimmung oder nach allgemeinen 
Begriffen für entehrend zu halten ſind (worüber 
im letzteren Falle hinſichtlich der Abgeordneten 
die Ständeverſammlung zu entſcheiden hat), 
vor Gericht geſtanden haben, ohne von der 
Auſchuldigung völlig losgeſprochen worden zu 
fein; | 

2) noch nicht das 30. Jahr zurückgelegt haben, oder 

3) unter Kuratel ſtehen, oder 

4) über deren Vermögen ein gerichtliches Kon- 

- Eursverfahren entftanden ift, bis zur völligen 

Befriedigung der Gläubiger. | 

Die vorftehenden Gründe der Ausfchließung finden 
auch auf die ohne Wahl berufenen Landftände An- 
wendung. 

F. 68, Bei der Wahl eines jeden landftändifchen 
Deputirten wird zu gleicher Zeit ein Stellvertreter 
gewählt, auf welchen im Falle des Todes, der eintres 
tenden Unfähigfeit oder einer längeren Verhinderung 
die landjtändifchen Pflichten und Rechte des Erſteren 
während des begonnenen Landtages bis zu deſſen 
Schluſſe übergehen. | 

Ueber die Einberufung des Stellvertreters ent- 
jcheidet die Ständeverfammlung. 

$. 69. Kann oder will der (hauptfächlich oder 
zur Aushülfe) Gewählte die Landftandfchaft nicht 
übernehmen, fo fchreiten die Wahlmänner zur neuen 
Wahl. Letzteres muß auch dann gefchehen, wenn die 
Stelle eines Abgeordneten nach bereits erflärter An- 
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nahme vor Eröffnung oder nach dem Schluffe des 
Landtages wieder erledigt wird. 

$. 70. Erfolgt die Ernennung oder Ber 
förderung eines Abgeordneten zu einem 
Staatsamte, fo wird dadurch eine neue Wahl erfor- 
derlich, wobei jedoch derfelbe wieder gewählt 
werden kann. 

$. 71. Sobald ein Staatsdiener, des geift« 
lichen vder weltlichen Standes, zum Abgeordneten 
gewählt ift, hat derfelbe davon ber vorgefesten Behörde 
Anzeige zu machen, damit dieſe die Genehmigung 
(welche nicht ohne erhebliche, der Ständeverfammlung 
mitzutheilende Urfache zu verfagen ijt) ertheilen, auch 
wegen einjtweiliger VBerfehung feines Amtes Borforge 
treffen Fünne*). 

$. 72. Die einzelnen Borfchriften über die Aus— 
übung der Wahlrechte ſetzt das Wahlgeſetz feft, 
welches einen Theil der Staatdverfaffung bilder**). 


*) Ein Gefeb vom 26. Detober 1848 Jautet: »Don 
Gottes Gnaden Wir Friedrich Wilhelm der J. Kurfürft ic. ıc. 
erlaffen nach Anhörung Unferes Gefammt-Staatsminiftertums 
und mit einftimmiger Beiflimmung der getreuen Landſtände narh- 
folgendes Gefeg: Die Beftimmung im $. 71 der Verf.Urkunde 
vom 5. Januar 1831, wonach Staatsdiener des geiftlichen und 
weltlichen Standes, welche zu Landtags-Abgeordneten gewählt 
find, die Genehmigung der vorgefeßten Behörde einzuholen 
haben, wird aufgehoben. Die genannten Diener haben aber 
von der auf fie gefallenen Wahl der vorgefegten Behörde zu 
dem Zwecke Anzeige zu machen, damit wegen einftweillger Ver— 
fehung des Amtes zeitig Vorſorge getroffen werben könne. 

**) Das Wahlgefeg vom 16 Februar 1831 wurde durch 
die im Gefeb vom 5. April 1849 enthaltenen Vorfcriften 

11 
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6. 73. Die Abgeordneten find nicht an Bors 
fohriften eines Auftrages gebunden, fondern geben ihre 
Abftimmungen, gemäß den Pflichten gegen ihren 
Landesfürften und ihre Mitbürger überhaupt, nad 
ihrer eigenen Heberzeugung, wie fie ed vor Gott 
und ihrem Gewiſſen zu verantworten gedenken. 

’ Auch Fünnen fie weder einen Dritten, noch feldft 
ein Landtags» Mitglied beauftragen, in ihrem Namen 
zu ſtimmen. 

Daneben bleibt e8 dem Abgeordneten überlaffen, 
die etwa an ihn für die Ständeverfammlung gelans 
genden befonderen Anliegen weiter zu befördern. 

$. 74. Jedes Mitglied der Ständeverfammlung 
leiftet folgenden Eid: | 

„Sc gelobe, die Staatsverfaffung heilig zu 

„halten und in der Ständeverfammlung das 

„unzertrennliche Wohl des Landesfürften und des 

„Vaterlandes, ohne Nebenrückfichten, nach meiner 

„eigenen Ueberzeugung bei meinen Anträgen und 

„Abſtimmungen zu beachten. So wahr mir Gott 

„helfe!“ 

F. 75. Die Befchlüffe werden nur in Sibun- 
gen, denen wenigſtens zwei Drittel der vrdnungsmäs 
Bigen Anzahl von Mitgliedern beimohnen, und nach 
der abfoluten Stimmen » Mehrheit gefaßt. Wenn 
Gleichheit ver Stimmen eintritt, fo ift die Sache 


über das Wahl-Berfahren geändert. Am 13. April 1852 

ift ein »Geſetz, die Wahl der Lanpflände betreffend, in Ge- 

u. der deshalb gefaßten Bundesbeſchlüſſe« 
aſſen. 
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in einer folgenden Sitzung zum Vortrage zu bringen. 
Würde auch in diefer Sitzung eine Stimmen-Mehrheit 
nicht zu Stande fommen, fo giebt ausnahmsweife die 
Stimme ded Vorfigenden den Ausfchlag, jedoch muß 
die abweichende Meinung in diefem Falle der Staats» 
regierung mitgetheilt werden. 

$. 76. Die Abftimmungen geichehen von den 
einzelnen Mitgliedern ohne Rückſicht auf Verſchieden⸗ 
heit der Stände und der Bezirfe, Gleichwohl ift es 
den Abgeordneten eines Standes*) oder eines von 
den Hauptlanden abgefonderten oder entlegenen Be— 
zirfes unbenommen, wenn fie einheflig den Stand, 
aus welchem fie abgenrdnet worden, in jeinem wohl 
erworbenen Rechten, oder den betreffenden Bezirf 
nach. defien eigenthümlichen VBerhältniffen, durch den 
Beichluß der Mehrheit befchwert erachten, ſich über 
eine Separat-Stimme zu vereinigen. 

Eine folche Standes» oder Bezirfe-Stimme hat 
die Wirfung, daß fie in die von dem Landtage erge- 
hende Erflärung, neben dem Befchluffe der Mehrheit, 
aufgenommen werden muß; — und es bleibt der 
Staatsregierung vorbehalten, die gedachte Erflärung 
in Beziehung auf den betreffenden Stand oder den 
befonderen Bezirf nah Maßgabe der außer Zweifel 
gejegten eigenthümlichen Verhältniffe zu berückfichtigen. 

$. 77. Die Berhandlungen der Ständer 
verjammlung follen der Regel nach öffentlich fein. 

Die näheren Beftimmungen über die landjtändifche 


*) f. ©. 138 Note. 
11 * 
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Geihäftsbehandlung enthält die Geſchäfts⸗Ord— 
nung”). 
$. 78. Die Abgeordneten und deren Stellver- 
treter behalten ihre Eigenfchaft für die landitändijchen 
BVerrichtungen, welche in den nächiten drei Jahren 
vorfommen werden. Sn dem dritten Sahre wird, 
ohne weitere Aufforderung von Geiten der 
Staatsregierung zu einer neuen Wahl gefchritten; doch 
fünnen bei dieſer diefelben Perfonen wieder gewählt 
werden. 
8. 79. Sie verlieren ihre Eigenfchaft ale 
Abgeordnete früher, wenn 
1) fie nach Maßgabe des $. 67 zur landftändi- 
ichen Vertretung unfähig, oder 
2) zu einem Staatsdienſte ernannt vder darin 
befördert werden (ſ. $. 70), oder wenn 
3) der Landesherr die tändifche Verſammlung 
auflöfet (ſ. F. 83). 
In den festen beiden Fällen dürfen fie von 
Neuem gewählt werden. 
$. 80. Der Kandedherr verordnet die Zuſam— 
menfunft der Stände, jo oft er folches zur Erfedi- 
zung wichtiger und dringender Landes-Angelegenheiten 
nöthig erachtet. 


*) Die auf den Antrag der Landſtände zu Stande gefom- 
mene Gefhäftsortnung der Ständeverfammlung vom 16. Febr. 
‚1831 iſt am 20. Juli 1848 mit Zuftimmung der Randftände 

tur eine neue erfeßt. Eine Gefhäftsordnung für die Pand- 
Hände vom 13. April 1852 ift »unbefchadet der fünftigen Zu— 
ſtimmung der Landftände ertheilt«. 
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Die Zufammenberufung muß aber wenigiteng 
alle drei Jahre gefcheben, und es iſt alsdann 
dazu, der Regel nach, der Anfang des Monats No— 
vember beſtimmt. 

$. 81. Die Einberufung erfolgt mittelſt einer, 
vom Miniiterium des Innern ausgehenden, allgemeinen 
Bekanntmachung in dem efehblatte, deren zeitige Be— 
wirfung dem Vorſtande des genannten Minijteriums 
als verfaffungsmägige Pflicht obliegt, und wegen deren 
Hintanfegung derfelbe durch den landftändifchen Aus» 
ichuß (Ci. $. 102) bei der im $. 100 genannten Ge⸗ 
richtsbehörde anzuklagen iſt. 

$. 82. Eine außerordentliche Ständeverſamm— 
{ung iſt jedesmal nöthig bei einem Regierungs— 
wechfel, vdergeftalt, daß die Landitände ohne befondere 
Berufung am vierzehnten Tage nach eingetretener 
Regierungs = Veränderung zufammenfommen. 

$. 83. Der Landesherr Fann die Ständever- 
fammlung vertagen, auch fie auflöfen Die 
Bertagung darf jedoch nicht über drei Monate dauern, 
und im Falle der Auflöfung des Landtages foll 
hiermit zugleich die Wahl neuer Stände verorönet 
werden, auch deren Einberufung innerhalb der nächiten 
ſechs Monate erfolgen. 

8. 84. Der Landesherr eröffnet undentläßt 
Die Ständeverfammlung entweder in eigener Per⸗ 
fon, oder durch einen dazu bevolimächtigten Miniſter 
oder andern Kommiſſar. 

$. 85. Die Landtage dürfen der Regel nach 
nicht Über Drei Monate dauern, und es ift Daher 
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mit den wichtigften Gefchäften der Anfang zu machen. 

$. 86. Die Urfchriften der Landtags =» Ab- 
fchiede nebft den etwa beigefügten befonderen Urfun- 
den werden in doppelten Eremplaren, wovon Das eine 
für das Staats- und das andere für das landitändifche 
Archiv beftimmt ift, von dem Landesherrn, auch von 
den Landſtänden unterzeichnet und unterfiegelt. Die 
für die Öffentliche Bekanntmachung beftimmten Abdrücde 
aber werden in derfelben Form, wie andere Staat: 
geſetze, ausgefertigt. | 

$. 87. Die Mitglieder der Ständever- 
fammlung fünnen während der Dauer des Landtages, 
fowie ſechs Wochen vor und nad) demfelben, außer 
der Ergreifung auf frifcher verbrecherifcher That, nicht 
anders, ald mit Zuftimmung der Ständeverfammlung 
ober ihres Ausfchuffes (ſ. $. 102), verhaftet, und 
zu Feiner Zeit wegen Yeußerung ihrer Meinung zur 
Rechenſchaft gezogen werben, den Fall der beleis 
digten Privat-Ehre ausgenommen, 

F. 88. Die Mitglieder der Ständeverfammlung, 
mit Ausnahme der Prinzen des Kurhaufes, fowie der 
Standesherren, erhalten angemeflene Reife- und 
Tagegelder. | 

$. 89. Die Landftände find im Allgemeinen 
berufen, die verfaffungsmäßigen Rechte des Landes 
geltend zu machen und überhaupt das unzertrennliche 
Wohl des Landesheren und des Baterlandes mit treuer 
Anhänglichfeit an die Grundfüge der Verfaffung mög 
lichft zu beförden. 

$. 90. Die, in Folge des $. 82 verfammelten 
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Landftände haben inshefondere dahin zu wirfen, daß 
ter Thronfolger bei feinem NRegierungs » Antritte 
dem Inhalte des S. 6 gegenwärtiger Verfaſſung Ge- 
nüge leiſte. 

Sn dem von ihnen hiernächft geleifteten Huldis 
gungs⸗Eide liegt zugleich Die allgemeine Anerkennung 
des verfaffungsmäßig gefchehenen Regierungs-Antritteg, 

F. 91. Den Kandftänden wird es dereinjt oblies 
gen, wegen der nöthig befundenen Maßregeln zur 
Verhinderung einer Thron=-Erledigung (f. $. 4) 
oder zur Einleitung der nöthigen NRegentfchaft Ci. $$. 
7 bis 9) geeignete Anträge zu thun. 

$. 92. Die Ständeverfammlung ift befugt, 
über alle Berhättniffe, welche nach ihrem Ermeffen 
auf das Landeswohl weſentlichen Einfluß haben, Die 
zweckdienliche Aufflärung von den landesherrlichen 
Kommiffaren zu begehren. Auch werden in geeigr 
neten Fällen die Borftände der betreffenden 
MiniiterialeDepartements perfönlich der Stäns 
deverfammlung die gewünfchte Augfunft ertheilen, 

$, 93. Ein jeder, von den Landitänden zu einer 
vorbereitenden Arbeit oder Gefchäfts-Einleitung gewähl« 
ter Ausfchuß kann zur Erlangung von Aufichlüffen 
über die ihm vorliegenden Gegenitände mit der kur⸗ 
fürftlichen Landtugs- Kommiffion fich benehmen, oder 
fehriftlihe Mittheilungen von den. einichlägigen Bes 
hörden, und zwar hinfichtlich der im $. 144 erwähnten 
Angelegenheiten unmittelbar einziehen, auch die perjdns 
liche Zuziehung von den dazu fich Hauptfächlich eignenden 
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Staatsbenmten durch die genannte Kommiſſion ver- 
anlaſſen. 

$. 94. Ohne Einwilligung der Stände kann 
weder dad Staatsgebiet überhaupt, noch ein eins 
zelner Theil deffelben mit Schulden oder auf fonftige 
Art belajtet werden (vergleiche übrigens wegen Ber: 
änderung des Staatögebietd $. 1, und wegen des 
Staatsvermögend $. 142). 

$. 95. Ohne ihre Beiftimmung kann Fein Ge— 
fet gegeben, aufgehoben, abgeändert oder authentifch 
erläutert werden. Im Eingange eines jeden Gefehes 
ift der landftändifchen Zuftimmung ausdrücklich zu 
erwähnen. 
| Verordnungen, welche die Handhabung oder 
Vollziehung beftehender Gefete beziwecten, werden von 
der Staatsregierung allein erlaffen. Auch Fann, wenn 
die Landitände nicht verfammelt find, zu folchen aus— 
nahmsweife erforderlichen Maßregeln, welche bei außer- 
ordentlichen Begebenheiten, wofür die vorhandenen 
Gefete unzugänglich find, von Dem Staatsminijterium 
unter Zuziehung des landjtändifchen Ausfchuftes Ci. $. 
102) auf den Antrag der betreffenden Minifterial- 
Vorſtände wefentlich und unaufichieblich zur Sicherheit 
des Staates oder zur Erhaltung der ernſtlich bedroheten 
Öffentlichen Ordnung erflärt werden follten, ungefäumt 
gefchritten werden. Hierauf aber wird nach dem An- 
trage jenes Ausfchuffed fobald als möglich, Die Einbe- 
rufung der Landftände Statt finden, um deren Bei: 
ftimmung zu den in gedachten Fällen erlaffenen Ans 
ordnungen zu erwirfen. 
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$. 96. Dispenfationen:von den ſchon jetzt 
beſtehenden geſetzlichen Borfchriften follen nur mit 
größter Vorficht ertheilt. werden, und Dürfen: niemals 
‚gegen die Fünftig ergehenden verfaffungsmäßigen Geſetze 
Statt finden, fofern nicht folche in dem Geſetze aus— 
drücklich vorbehalten. find. 

8. 97. Die Stände fünnen zu neuen Geſetzen 
fowie zu Abänderung oder Aufhebung der 
beftehenden VBorfchriften Anträge machen. 

$. 98. Den Ständen ftehet das Recht der Steu— 
erbemwilligung in der dafür" feſtgeſetzten Weiſe (ſ. 
$. 143 fg.) zu. 

$. 99. Sie dürfen die begründeten Bitten 
und Befchwerden einzelner Unterthanen, ganzer 
Klaffen derfelben oder Körperfchaften, infofern folche 
auf allen verfaffungsmäßig gegebenen Wegen Feine 
Abhülfe fanden. (ſ. $. 35), der einfchlägigen höchſten 
Behörde, oder nach Befinden dem Landesheren felbft, 
zur geeigneten Berückfichtigung vorlegen, fowie über 
die in der Landesverwaltung oder der Nechtöpflege 
wahrgenommen Mißbräuche Befchwerde führen, worauf, 
wenn dieſe begründet gefunden wird, vie Abftellung 
Derfelben ohne Verzug erfolgen foll, 

G. 100. Die Landftände find befugt, aber auf 
verpflichtet, diejenigen Borftände der Minifterien 
oder deren Stellvertreter, welche fich einer Ver—⸗ 
letzung der Verfaſſung fehuldig ‚gemacht haben würden, 
vor dem Ober» Appellationd-Gerichte anzuflagen, 
welches ſodann ohne Berzug die Lnterfuchung einzu 
leiten, felbjt zu führen und nad) deren Beendigung 
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in voller Verfammlung (in pleno) zu erfennen hat. 
Die gegründet befundene Auflage ziehet, wenn nicht 
fchon das Strafslletheil die Amts-Entfegung des An- 
geflagten ausſpricht, jedenfalls deffen Entfernnng vom 
Amte nach ſich.. 

Nach gefälltem Urtheile findet unter den gefeh- 
lichen Erforderniffen die Wiederaufnahme der. Unter 
fuchung fowie das Rechtsmittel der Reftitution Statt. 

$. 101. Auch ftehet den Landftänden und Deren 
Ausſchuſſe (f. F. 102) die Befugniß zu, gegen andere 
Beamte, fi eine der im $. 61 genannten Berge 
hungen zu Schulden kommen ließen, die gerichtliche 
Unterfuchung, infofern diefe nicht ſchon eingeleitet fein 
folite, auf geeignete Weife zu veranfaffen. 

$. 102, Bor der Verabfchiedung, Bertagung 
oder Auflöfung eines jedesmaligen Landtages Haben 
die Stände aus ihrer Mitte einen Ausfhuß von 
drei bis fünf Mitgliedern zu wählen, welcher bis zum 
nächiten Landtage über die Vollziehung des Landtages 
Abfchiede zu wachen und dabei in der verfaffungs 
mäßigen Weife thätig zu fein, auch fonit das lands 
ftändifche SSntereffe wahrzunehmen, fowie die ihm nad 
ber jedesmal befunders zu ertheilenden Inſtruktion, 
weiter obliegenden Gefchäfte im Namen der Landftände zu 
verrichten hat. 

Der. Ausihuß wählt aus feiner Mitte einen 
Vorftand, und kann in Fällen, in welchen er es für 
nöthig findet, noch andere ftändifhe Mitglieder zu 
Rathe ziehen, auch nach dem Abgange eines Mitgliedes 
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fi) aus der Zahl der Mitglieder der lebten Ständes 
verfammlung ergänzen. 

Die Mehrzahl ver Mitglieder des Ausfchuffes 
darf nicht aus Staats- oder wirklichen HofsDienern 
beftehen. 

$. 103. Die Landftände find auch befugt, einen 
Landfyndifus, als beftändigen Sekretar, 
auf defien Lebenszeit anzunehmen. Diefer muß ein 
Rechtsgelehrter von bewährter wiffenfchaftlicher Tüch— 
tigfeit und erprobter moralifcher Würdigfeit, auch 
wenigitens dreißig Sahre alt fein. Bon der bewirften 
Wahl des Landfyndifus gefchieht dem Landesheren 
Anzeige, welcher denfelben, wenn gegen deffen Perfon 
nichts zu erinnern ift, beitätiget. 

Mit diefem Amte ift jeder andere Staatsdienft, 
fowie jeder andere Ermerbsberuf, unvereinbar. 

Der Gehalt des Landfyndifus wird von ben 
Landitänden beftimmt; deffen fonftige Dienftverhältniffe 
richten fich nach dem Staatsdienſtgeſetze. 

$. 104. Der Landfpndifus führt dag Protos 
Foll in der Ständeverfammlung und ift der 
Konfulent des landftändifchen Ausfchuffes (f. $. 
102). Er hat fowohl jener, als diefem, über alle 
vorfommenden Gegenftände, fo oft es verlangt wird, 
die nöthigen Nachrichten und Gutachten fchriftlich und 
mündlich zu ertheilen, dag landſtändiſche Archiv zu 
beauffichtigen und überhaupt Alles zu thun, was ihm 
nach feiner befonderen Dienftanweifung obliegt, welche 
er, nach feiner Beftätigung, von der Ständeverfamms 
lung erhält, und worauf er fodann verpflichtet wird, 
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Sein Wohnfig ijt in der Refidenzitadt, und wo möglid) 
im Berfammlungs- Gebäude. 

$. 105. Auf jeden Antrag der Landitände, fowie 
ihres Ausfchuffes ($. 102), wird eine Beſchluß— 
nahme, und zwar, wenn Ddiefe dem Antrage nicht 
entipricht, mit Angabe der Gründe thunfichit bald 
erfolgen. 


Ä Achter Abfchnitt. 
Bon den oberfien Staatsbehörden. 


$. 106. Für die Staatö-Angelegenheiten werden 
als Höchfte Behörden nur beftehen das Geſammt— 
Staatdminijterium und die Vorftände des Minifterial- 
Departements. Durch diefe wird der Regent in der 
unmittelbaren Ausübung feiner Regierungsrechte unter- 
ftügt. 

$. 107. Die einzelnen Zweige der Ötaatsver- 
waltung: die Suftiz, das Innere, worunter auch 
die Polizeis Verwaltung in ihrem ganzen Umfange 
begriffen ift, das Finanzwefen, das Kriegswe- 
fen, fo. weit foldyes nicht für den Landesherrn als 
oberſten Militär-Chef ausfchließlich gehört*), und die 


*) Geſetz vom 26. Detober 1848: »Von Gottes Gnaben 
WirFriedrich Wilhelm der L, Kurfürft ꝛc. ꝛc. erlaffen nad 
Anhörung Unſeres Gefammt - Staatsminifteriums und mit 
einhelliger Zuflimmung der getreuen Landftände folgendes Ge— 
fe: Der im $. 107 der Berfaffungs- Urkunde für den Lan— 
beshern als oberfien Militär- Chef in den Worten: »ſoweit 
ſolches nicht für den Landesherrn als oberfien Militär = Chef 
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auswärtigen Angelegenheiten, find hinfichtlich 
der Kompetenz, jtets jorgfältig von einander abgegrenzt 
zu halten, Keines diefer Departements darf jemals 
ohne einen verantwortlichen Vorſtand fein. Ein folcher: 
fann zwar zwei Miniiterial = Departements, jedoch 
nicht mehrere, zugleich verwalten. Er bleibt aber 
ſtets für jedes derfelben befonders, fowie überhaupt 
hinfichtlich der zum Staatsminifterium Fommenden 
Angelegenheiten feined Departements (vgl. $. 110) 
auch dann, wenn er darüber nicht felbit den Vortrag 
gehalten hat, verantwortlich. J— 

F. 108. Der Vorſtand eines jeden Miniſterial— 
Departementshat die, vom Negenten in Bezug auf die Re— 
gierung und Verwaltung des Staates ausgehenden Anord- 
nungen und Verfügungen, weldye in fein Departement 
einjchlagen, zum Zeichen, daß die betreffende Angelegen- 
heit auf verfaſſungsmäßige Weife behandelt worden fei, zu 
fontrafigniren, und ijt für die Verfaſſungs- und 
Geſetzmäßigkeit ihres Inhaltes perfünlich verantwortlic). 
Hinfichtlich derjenigen Angelegenheiten, welche mehrere 
oder jümmtliche Departements betreffen, haben deren 
Vorjtände gemeinfchaftlich zu Eontrafigniren, und zwar 
mit perſönlicher WVerantwortlichkeit eines Jeden für 
die Gegenjtände feines Departements, 

Durch die gedachte Kontrafignatur erhalten folche 


ausſchließlich gehört«, gemachte Vorbehalt wird aufgehoben. 
Urkundlih Unferer allerhöchſteigenhändigen Unterfchrift und 
des beigevrüdten Staatsfiegel gegeben zu Caſſel am 26. Octo- 
ber 1848. Friedrih Wilhelm. (St. ©.) Vt. d'Orville.« 
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Anordnungen und Verfügungen allgemeine Glaubwürs 
digkeit und Vollziehbarkeit. 

$. 109. Für die wichtigeren Angelegenheiten 
ver Geſetzgebung Fönnen Vorftände der oberen 
Staatöbehörden oder fonit vorzüglich geeignete Staats- 
Diener Durch das einfchlägige Minifterial = Departement 
außerordentliche Aufträge zur Vorbereitung der Ent: 
würfe ꝛc. erhalten, auch von demfelben zu den betref- 
fenden Berathungen zugezogen werden. 

$. 110. Die Vorſtände ſämmtlicher Minijterials 
Departements, zu welchen nach Ermeffen des Landes— 
herren noch andere, befonders berufene Staatsdiener 
hinzutreten, bilden dag Gefammt-Staatsmini- 
fterium. Diefes hat alle Staatd» Angelegenheiten, 
welche der Iandesherrlichen Entfchließung bedürfen, 
oder in feinen Sitzungen wegen ihrer Wichtigkeit von 
Seiten der Minijterial- Departements zum Vortrage 
gebracht werden, zu berathen. 

In anfßerordentlichen und zugleich” dringenden 
Angelegenheiten des auswärtigen, Towie des Kriegs— 
Departements können die betreffenden Vorftände die 
(andesherrliche Befchlußnahme, ohne vorgängige Bes 
rathung im gefammten Staatsminijterium, einholen. 

s. 111. Das Sefammt-Staatsminiijte- 
rium bat über die Befchwerden gegen Minijterials 
Befchlüffe,, und über erhobene Zweifel hinfichtlich der 
gegenfeitigen Kompetenz einzelner Minifterien zu ents 
icheiden. 
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Neunter Abfchnitt. 
Bon der Nechtöpflege: 


$. 112, Die Rechtspflege folvonder kan, 
desverwaltung fernerhin auf immer getrennt fein. 

$. 113. Niemand kann an ber Betretung 
und Verfolgung Des Rechtsweges vor den 
Zandesgerichten gehindert werden. 

Die Beurtheilung, ob eine Sache zum Gerichtsvers 
fahren fich eigne, gebühret dem Richter nady Maas— 
gabe der allgemeinen Rechtsgrundſätze und folcher 
Geſetze, welche mit Beiſtimmung der Landſtände werden 
erlaſſen werden. 

$. 114. Niemand darf feinem geſetzlichen 
Richter, fei es in bürgerlichen oder peinlichen Fällen, 
entzogen werden, es fei denn auf dem regelmäßigen 
Wege nad) den Grundfägen des beftehenden Rechtes 
durch das zuftändige obere Gericht. 

Es dürfen demnach außerordentliche Kommiffionen 
oder ©erichtshöfe, unter welcher Benennung es fei, 
nie eingeführt werden. Gegen Givil- Perfonen findet 
die Militär» Gerichtsbarfeit nur in dem Falle, wenn 
der Kriegszuftand erflärt ift, und zwar nur innerhalb 
der gefeglich beitimmten Grenzen, Statt. 

Würde die Zahl der gewöhnlichen Mitglieder 
bes zuftändigen Gerichte für außerordentliche und 
dringende Fälle (z. B. bei öffentlichen Ruheftörungen) 
nicht Hinreichen, um ſolche gehörig und mit der noͤ— 
thigen Befchleunigung zu behandeln; fo foll alsdann 
durch das Ssuftiz -Minifterium Die erforderliche Beihülfe 
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durch hinzutretende Mitglieder anderer Gerichte ver— 
ſchafft werden. u Br 

6. 115. Niemand darf anderd, als in den 
durch die Gefege bejtimmten Fällen und Formen, zur 
gerichtlichen Unterfuchung gezogen, zu gefänglicher 
Haft gebracht, darin zürückgehalten, oder geſtraft 
werden, 

Jeder Berhaftete muß, wo möglich fofort, jeden: 
fall8 binnen den nächſten 48 Stunden, von der Ur: 
fache feiner Verhaftung in Kenntniß gefebt und durd 
einen Gerichtöbeamten verhört werden. 

Geſchah die Verhaftung nicht von der zum weiteren 
Verfahren zuftindigen Gerichtsbehörde, fo foll ver 
Berhaftete ohne Verzug an diefe abgeliefert werden. 

$. 116. Seder Angefchuldigte fol, wofern 
nicht dringende Anzeigen eines fchweren peinlichen 
Verbrechens wider ihn vorliegen, der Regel nad) gegen 
Stellung einer angemeffenen, durch das Gericht zu 
bejtimmenden Kaution feiner Haft- ohne Verzug 
entlaffen werden. 

Alle Urtheile über politiſche und Preß-Vergehen 
ſollen mit den Entſcheidungsgründen öffentlich bekannt 
gemacht werden, ſo weit nicht etwa eine Begnadigung 
des Verurtheilten erfolgt, oder ein Privat-Beleidigter 
dagegen Widerſpruch einlegt, auch nicht ein öffentliches 
Aergerniß daraus entſtehen würde. 

$$. 117. Die Hausſuchung findet nur auf 
Berfügung des zuftändigen Gerichtes vder der Orts— 
Dbrigfeit in den. gefeglich bejtimmten Fällen und 
Formen Statt. 
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$. 118. Keinem Angefchuldigten darf das Recht 
ver Beihwerdeführung während der Unterfuchung, 
das Recht der Vertheidigung, oder ber verlangte 
Urtheilfpruch verfagt werden. 

$. 119. Der Berhaftete ijt berechtigt, unter 
der geeigneten gerichtlichen Aufficht mündlich oder fchrift- 
lich über feine Familien - Angelegenheiten mit feinen 
Angehörigen fi) zu benehmen, auch während ver 
Unterfuchung aus feinen eigenen Mitteln beffere, als 
die gewöhnliche Koft fich zu verfchaffen. 

Wegen Mißbrauches oder aus fonjtigen wichtigen 
Gründen Fann diefe Berechtigung vom Gerichte unter- 
fagt werden. 

$. 120. Damit eine unparteiifche, tüchtige und 
unverzögerte NRechtöhülfe erwartet werden Fünne, fol 
die Zahl der Mitglieder der ®erichte gefehlich 
befiimmt*), und jedes Gericht vollftändig befeht fein. 

$. 121. Das Dber-Appellationsgericht wird nur 
aus wirflihen Räthen beftehen, die Obergerichte 
follen wenigftens zu zwei Dritteln aus wirflichen 
Räthen und nur zu einem Drittel aus Beifigern 
beitehen. 

6. 122. Zur Befleidung des Richter > Amtes 
wird jedenfalls ein Alter von 24 jahren, in der 
höchſten Inſtanz aber ein Alter von wenigſtens dreißig 
Jahren erfordert. 

$. 123. Die Gerichte für die bürgerliche und 
Straf- Rechtspflege find innerhalb der Grenzen ihres 


*) Geſchah durch Geſetz vom 1. Zuli 1831, 
12 
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richterlichen Berufes in allen Inſtanzen unabhängig. 
Diefelben entfcheiden, ohne irgend eine fremde Ein— 
wirfung , nach den bejtehenden Rechten und den ver«- 
faffungsmäßigen Geſetzen. Sie follen in ihrem Bers 
fahren, namentlich auch in der Vollziehung ihrer Ber: 
fügungen und Urtheile — jedod, ohne Eintrag für 
die Verfügungen der höheren Gerichtsbehörden, und 
unbefchadet des landesherrlichen Begnadigungs » Rechtes 
ci. $. 126) — geichügt, und foll ihnen hierzu von 
alten Civil» und Militärs Behörden der gebührende 
Beiftand geleiitet werden. 

Das Edift vom 26. November 1743 bleibt hin- 
fichtlich der Beftimmungen über die Selbititändigs 
feit der Rechtspflege auch fernerhin in Kraft, 
und zwar mit deren ausdrüclicher Ausdehnung auf 
die Strafrechtspflege. 

$. 124. Die Berhältniffe der Staats-An- 
wälte, als Bertreter des Staates und der Landes 
herrfchaft in den ftreitigen Rechtsfachen, werden durch 
ein Gefeg näher fefigeftellt werden, 

6. 125. Gemeinden und Körperfcaften 
bedürfen au einer Klage gegen den Staats - Anwalt 
zwar nicht der Ermächtigung einer Berwaltungg = Bes 
hörde; indeffen foll derjenigen Behörde, welcher die 
obere Aufficht auf die Verwaltung des Gemeinde, 
oder Körperfchafts- Vermögen zujtehet, mit Ausnahme 
eiliger Fälle G. B. wegen des jüngiten Beſitzes), 
ſechs Wochen vor Anftellung der Klage Anzeige ges 


*) Iſt gefchehen durch Geſetz vom 11. Juli 1832. 
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fchehen, um etwa einen vorgängigen Verſuch der Güte 
einleiten zu Fünnen. 

$. 126. Der Landesherr ijt befugt, Strafen 
zu erlaffen oder zu mildern. 

Derfelbe wird bei der Ausübung des Mechtes 
der Begnadigung oder Abolition darauf Rückſicht nehmen, 
daB dem wirklichen Anfehen der Strafgefege nicht 
zu nahe getreten werde. 

Eine gerechtliche Unterfuchung, welche wegen 
Dienftvergehungen von den Landſtänden vder deren 
Ausichuffe veranlaßt vder von der dem angefchuldigten 
Staatsdiener vorgefesten Behörde oder dem oberen 
Gerichte eingeleitet oder angemeſſen befunden ijt, wird 
niemals im Wege der Gnade niedergefchlagen werden, 

Ausgenommen von dem landesherrlichen Rechte 
der Begnadigung und Abolition überhaupt find die 
Fälle, weldye eine Verlegung der Berfaffung oder 
eine auf deren Umjturz gerichtete Unternehmung be— 
treffen. 

$. 127. Ein Fünftig zur Entfeßung vom Amte 
gerichtlich verurtheilter Staatsdiener Fann, feldft 
nad) erlangter Begnadigung, weder feine bisherige 
Stelle wieder erhalten, noch in einem anderen Juſtiz— 
vder Staatsverwaltungs-Amte angeitellt werden, fofern 
nicht in Hinficht auf Wicderanjtellung das gerichtliche 
Erfenntniß einen ausdrüclichen Vorbehalt zu Gunjten 
des Verurtheilten enthält. 

$. 128. Die Konfisfation kann Fünftig nur 
bei einzelnen Sachen, welche als Gegenitand oder 
Werkzeug einer Bergehung gedient haben, Statt finden, 

12 * 
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Eine allgemeine Vermögens-Konfiskation tritt in feinem 
Falle ein. 

129. Moratorien dürfen nicht ertheilt 
werden. | 

6 130. Die Rechtspflege foll auf eine der 
Gleichheit vor dem Rechte entfprechende Weile 
zwecfmäßig eingerichtet werden. und fomit die Aufbe- 
bung der privilegirten perfönlichen Gerichtsitände 
unter den bundesgefeglichen und anderen geeigneten 
Ausnahmen erfolgen. 

$. 131. Die wichtigeren Angelegenheiten der 

Bormundfchaften und perfünliden Kuratelen follen 
Fünftig unter Mitwirfung von Familienräthen 
nach deshalb zu erlaffenden gefeglichen Vorfchriften be— 
forgt werden. 


Zehnter Abfchnitt. 
Bon den Kirchen, den Unterrichts - Anftalten 
und den milden Stiftungen. 


$. 132. Alle im Staate anerfannten Kirchen 
genießen gleichen Schuß deffelben. Ihren verfaffungs« 
mäßigen Befchlüffen bleiben die Sachen des Glaubens 
und der Liturgie überlaffen. 

$. 133. Die Staatsregierung übt die unver: 
äußerlichen Hoheitlihen Rechte des Schutzes 
und der Dberaufficht über die Kirchen in ihrem 
vollen Umfange aus. 

$. 134. Die unmitelbare und mittelbare Aus: 
übung der Kirchengemwalt über die evangelifchen 
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Glaubensparteien verbleibt, wie bisher, dem 
Landesherrn. Doch muß bei dem Uebertritte deſſelben 
zu einer anderen, ald evangeliichen Kirche die alddann 
zur Beruhigung der Gewiſſen geveichende Befchränfung 
diefer Gewalt mit den Landftänden ohne Auffchub 
näher feitgeftellt werden. 

Ueberhaupt aber wird in liturgifchen Sachen der 
evangelifchen Kirchen Feine Neuerung ohne die Zuftim- 
mung einer Synode Statt finden, welche von der 
Staatsregierung berufen. wird. 

$. 135. Für Das befondere Verhältniß der 
katholiſchen Kirche zu der Staatsgewalt dienen 
folgende Beſtimmungen zur Richtſchnur: 

a) Sn Anſehung des kirchlichen Genfur- und Straf⸗ 
rechtes, ſowie des biſchöflichen Amts-Einfluſſes 
auf die Unterrichts-Anſtalten bleibe das (mit 
dem vormaligen bifchöflichen General Bifariat zu 
Fulda verabredete) Regulativ vom 31. Auguft 
1829 ferner in Kraft. 

b) Die von dem Bifchof und den übrigen Fatholi- 
fchen Kirhen-Behörden ausgehenden allgemei- 
nen Anordnungen, Kreisfchreiben und der- 
gleichen allgemeinen Erlaffe an die Geiftlichfeit 
und Diözefanen, welche nicht reine Glaubens: 
und Firchliche Lehrfachen betreffen, oder. durch 
welche diefelben zu Etwas verbunden werden 
follen, was nicht ganz in dem eigenthümlichen 
Wirkungskreife der Kirche liegt, bedürfen Der 
Genehmigung des Staates, und. Fünnen nur mit 
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d 


— 


e) 
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ſolcher kund gemacht und in Ausführung gebracht 
werden. 

Solche allgemeine Erlaffe der Kirchen-Be— 
hörde, welche rein geiftliche Gegenftände 
betreffen, find der einfchlägigen Staatsbehörde 
zur Einficht vorzulegen, und diefe wird die Be— 
Fanntmachung nicht hindern, wenn der Inhalt 
feinen Nachtheil dem Staate bringen ‚würde. 
Bon allen bifchöflichen, unmittelbaren oder 
mittdlbaren Kommunifationen mit dem 
päbftlichen Stuhle, welche nicht etwa ledig— 
lich in Beziehung auf einzelne Fälle der eigent- 
lichen Seelforge oder auf gewöhnliche, der römis 
ichen Kurie unftreitig zulommende Dispenfationen 
beabfichtigt werden möchten, noch blos im Gluͤck⸗ 
wünfchungd-, Dankffagungs- und. anderen der: 
gleichen Geremonial-Schreiben ‚beftehen, wird die 
Staatsregierung durch den landesherrlichen Bes 
vollmächtigten bei dem Bisthume nach wie vor 
Einfi ht nehmen laffen. 

Su allen Fällen, wo ein Mißbrauch der 
geiſtlichen Gewalt Statt findet, bleibt die 
Beſchwerde oder der Rekurs ebenwohl an die 
Landesbehörden offen, jedoch, was das geiſtliche 
Perſonal in feinem Berufe augehet, erſt alsdann, 
wenn ein bei der zuftändigeu oberen Kirchenbe— 
hörde gefchehener Verſuch zur gebührenden Ab» 
hülfe als erfolglos .dargethan ‚oder in ſo fern 


- etwa Gefahr bei dem Verzuge fein würde. 


$. 


136. Der Staat gewährt den Geiftlichen 
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jede, zur Erfüllung ihrer Berufögefchäfte erforderliche, 
geſetzliche Unterftügung, und fehüßt fie in dem 
Genuffe der Adytung und Auszeichnung, welche ihrer 
vom Staate anerfannten Amtswürde gebühret. 

Hinfichtlich ihrer bürgerlihen Handlungen 
und Berhältniffe find diefelben der weltlichen DObrigfeit 
unterworfen. 

$. 137. Für den öffentlihen Unterricht, 
fonacy die Erhaltung und Vervollkommnung der nie- 
deren und höheren BildungssAnftalten, und namentlich 
der Landes-Univerfität, fowie der Landfchulfehrers Ses 
minare, ijt zu allen Zeiten nach Kräften zu forgen. 

6. 138. Alle Stiftungen ohne Ausnahme, 
fie mögen für den Kultus, den Unterricht oder die 
Wohlthätigkeit beftimmt fein, ftehen unter dem befon- 
deren Schutze des Staates, und das Vermögen oder 
Einfommen derfelben darf unter feinem Vorwande 
zum Staatsvermögen eingezogen oder für. andere als die 
ftiftungsmäßigen Zwecke verwendet werden. 

Nur in dem Falle, wo der ftiftungsmäßige Zwed 
nicht mehr zu erreichen ftehet, darf eine Verwendung 
zu anderen ähnlichen Zwecen mit Zuftimmung der 
Betheiligten, und, fo fern öffentliche Anftalten in Be- 
tracht kommen, mit Bewilligung der Landſtände erfolgen. 


* Elfter Abſchnitt. 
Von dem Staatshaushalte. 


F. 139. Zum Staatsvermögen gehören 
vornehmlich die bisher bei den Finanz- und anderen 


„ 
(> 
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Staatsbehörden vermalteten oder nach erfolgter Reit: 
ftellung diefes Vermögens zur Staatdverwaltung übers 
gehenden Gebäude, Domanial- (Kammer) Güter 
und Gefälle, Forite, Sagden, Fifchereien, Berge, 
Hüttens und Salzwerfe, auch Fabrifen, nugbaren Re- 
galien und Rechte, Kapitalien und fonftige Werth: 
gegenftände, welche ihrer Natur und Beitimmung 
nach als Staatögut zu betrachten find, oder aus Mitteln 
des Staates oder zum Otaatsvermögen erworben 
fein werden. 

F. 140. Das Staatsvermögen foll vollitändig 
verzeichnet, und hierbei fowie bei deilen näherer 
Feftitellung der Inhalt derjenigen Bereinbarungen 
mit zum Grunde gelegt werden, welcdye hinfichtlic) 
ber Sonderung des Staatsvermögend vom Fideifommiß- 
Vermögen des Furfürftlichen Haufes, fowie Hinficytlich 
ded Bedarfes für den Furfürftlichen Hof, mit den 
bermal verfammelten Landſtänden getroffen find, und 
hiermit unter den Schub dieſer Verfaſſung geitellt 
werden. 

- 8. 141. Für den in der betreffenden Berein- 
‚ barung feftgeiegten Bedarf des kurfürſtlichen 

Hofes an Geld und Naturalien bleiben die dazu 
durch Diefelbe vorbehaltenen Domänen und Gefälle 
auf immer bejtimmt. Diefe werden aber deſſenunge— 
achtet auch ferner durch die Staats- Finanzbehörden 
ganz fo, wie das übrige Domanials-Bermögen verwaltet; 
deren Ertrag fließet in die Staatsfaffe, und hinfichtlidy 
ihrer Beräußerung finden die Beftimmungen des fol: 
genden Paragraphen ebenwohl Anwendung. 
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$. 142. Das Staatövermdgen ift flets in 
feinen wefentlichen Bejtandtheilen zu erhalten, und 
kann daher ohne Einwilligung der Stände weder 
durch Veräußerung vermindert, noch mit Schulden, 
oder fonft einer bleibenden Laſt befchwert werden. 

Unter dem Beräußerungs-Berbote aber find die- 
jenigen Veränderungen nicht begriffen, welche bei ein- 
zelnen Befigungen zur Beförderung der Landesfultur, 
oder fonft zur Wohlfahrt des Staates und Entfernung 
wahrgenommener Nachtheile, durch Verfauf, Austaufch, 
Bererbleihung, Ablöfung oder Umwandlung in ftändige 
Renten, oder in Folge eines gerichtlichen Urtheileg, 
nothwendig oder gut befunden werden follten. Der 
Erlös und überhaupt alles Auffommen aus veräußerten 
Befigungen diefer Art muß jederzeit wider zum Grunds 
ſtock gefchlagen, und fo bald als thunlich, zur Er- 
werbung neuer Befibungen, oder auch zur Verbeflerung 
der vorhandenen Domänen und Erhöhung ihres Er: 
trages verwendet werden, worüber demnächſt den Lands 
ftänden oder deren Ausfchuffe eine genaue Nachwei— 
fung gefchiehet. 

Auch die Fünftig Heimfallenden Lehen werden 
zum Staatsgut gehören. Gleichwohl bleibt der Regent 
berechtigt, die während der Dauer feiner Regierung 
heimgefaflenen Lehen an lieder des Furfürtlichen 
Hauſes oder der heflifchen (ehemals reichsunmittelbaren, 
altheffiihen und fchaumburgifchen) NRitterfchaft, oder 
zur Belohnung von fundbar ausgezeichneten Verdieniten 
um den Staat, wieder zu verleihen, 

$. 143. Die Stände haben für Aufbrin- 
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gung desordentlichenundaußerordentlidhen 
Staatsbedarfegs, fo weit die übrigen Hälfsmittel 
zu deſſen Deckung nicht hinreichen, durch Verwilligung 
von Abgaben zu forgen. Ohne landſtändiſche Bewils 
ligung fann vom Sahre 1831 an weder in Kriege: 
noch in Friedenszeiten eine direfte oder indirefte Steuer, 
fo wenig, ald irgend eine fonftige Landes-Abgabe, fie 
habe Namen, welcden fie wolle, ausgefchrieben oder 
erhoben werden, vorbehaltlidd der Einziehung afler 
Steuern und anderer Landes» Einfünfte von den Vor— 
jahren, auch unbefchadet der im $S. 160 enthaltenen 
vorläufigen Beſtimmung. 

$. 144. Die PBerwilligung ded ordentlichen 
Staatsbedarfes erfolge in der Regel für die nächiten 
drei Jahre. Es ilt zu diefem Zwecke der Stände 
verfammlung der Boranfchlag, welder die Ein- 
nahmen und Ausgaben für dieſe Sahre mit thunlichiter 
Bolljtändigfeit und Genauigfeit enthalten muß, zeitig 
vorzulegen. Zugleich muß die Nothwendigfeit oder 
Nüslichfeit der zu machenden Ausgaben nachgemiefen, 
dad Bedürfniß der vorgefchlagenen Abgaben, unter 
welcher Benennung ſolche irgend vorfommen mögen, 
gezeigt, auch von den:betreffenden Behörden diejenige 
Auskunft und Nachweifung aus den Belegen, Akten, 
Büchern und Literalien gegeben werden, welche die 
Stände in diefer Beziehung zu begehren fich. veranlaßt 
fehen Fünnten. 

‚Ueber die Verwendung des dem furfürftlichen Hofe 
aus den Domanial-Einfünften zufommenden Betrages 
cf. $.141) findet jedoch feinerlei Nachweifung Statt. 
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$. 145. Ueber die möglidy befte Art der Auf- 
bringung und Bertheilung der, für den ermit- 
telten Staatsbedarf neben den übrigen Einnahmequellen 
noch erforderlichen, Abgabenbeträge haben die 
Landjtände, nad) vorgängiger Prüfung der deshalb 
von der Staatsregierung gefchehenen oder nad) Be— 
finden weiter zu begehrenden Vorfchläge, die geeigneten 
Beichlüffe zu nehmen. 

$. 146. Sn den Ausfchreiben und Berorönungen, 
welche Steuern und andere Abgaben betreffen, ſoll 
die landſtändiſche Verwilligung befonders er- 
wähnt fein, ohne welche weder die Erheber zur Eins 
for derung berechtigt, noch die Pflichtigen zur Ent: 
rihtung fehuldig find. 

$. 147. Die Auflagen für den ordentlichen 
Staatebedarf, infofern fie nicht ausdrücklich blos für 
einen vorübergehenden und bereits erreichten Zweck 
beftimmt waren, dürfen nah Ablauf der Ber 
willigungszeit noch ſechs Monate fort er: 
hoben werden, wenn etwa die Zufammenfunft der 
Landftände durch außerordentliche Creigniffe gehindert 
oder die Ständeverfammlung aufgelöft ift, ehe ein 
neues Finanzgefeß zu Stande Fommt, oder wenn die 
in dieſer Hinficht nöthige Befchlußnahme der Land: 
ſtände ſich verzögert. 

Dieſe ſechs Monate werden jedoch in die neue 
Finanz-Periode eingerechnet. 

$. 148. Für Diejenigen Grundſtücke, welche 
früherhin als eremte Güter, oder fonft wegen ihrer 
befonderen Berhältniffe mit Feiner, oder mit einer 
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geringeren, als der gewöhnlichen Grundfteuer bes 
legt waren, werden Die gefehlichen Vorfchriften wegen 
der bisherigen Cremtenfteuer, und beziehungsmeife 
der für die Erbleihe- und dergleichen befonders be- 
lafteten Güter bisher gefegliche Zuftand, fo lange 
beibehalten, bis die, nach Möglicyfeit zu befchleus 
nigende, gleihmäßige Befteuerung, unter Zu: 
ficherung einer angemeffenen Entfhädigung für die 
bisherigen rechtmäßigen SteuersFreiheiten und Vorzüge, 
gefeglich eingeführt fein wird. 

$. 149. Die Güter der Kirchen und Pfar 
reien, der öffentlihenlUnterrihts-Anjtalten 
und der milden Stiftungen bleiben, fo lange fie 
fi) in deren Eigenthume befinden, von Steuern bes 
freit. Diefe Steuerfreiheit erſtreckt fich jedoch nicht 
auf Diejenigen Grundſtücke, welche bisher ſchon fteuer- 
pflihtig waren, oder nach Verfündung diefer Verfaffung 
von ihnen erworben werden. 

$. 150. Die Gründjtüce, welche von der Lan- 
desherrfchaft zu eigenem Gehraudhe oder von 
Gliedern des Kurhaufes erworben find oder 
werden, bleiben in ihrer bisherigen Steuerverbindlichfeit. 

$. 151. Die gefeglich in Rückſicht ihres der— 
maligen Befigerö fteuerfreien Grundftüce verlieren 
diefe Eigenfchaft, fobald fie in Privat Eigenthum 
übergehen. | 

$. 152. Bei der im $. 144 erwähnten Borlegung 
des Boranfchlages für die nächften drei Fahre muß zugleich 
die Berwendung des Staats-Einfommens 


zu. ben. beftimmten Zweden für die feit Anfang des. 
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Jahres 1831 verfloffenen einzelnen Rechnungsjahre, 
fo weit fie noch nicht ihre volle Erledigung bei dem 
Landtage erhalten Haben, nachgewiefen werden. 


Zwölfter Abfchnitt. | 
Allgemeine Beftimmungen. 


$. 153. Zur Annahme einer in Borfchlag ges 
brachten Abänderung oder Erläuterung der 
gegenwärtigen Berfaffungs-Urfunde ift entweder 
völlige Stimmen» Einhelligfeit der auf dem Landtage 
anwejenden ftändifchen Mitglieder, oder eine, auf 
zwei nach einander folgenden Landtagen fich ausfpres 
chende Stimmen: Mehrheit von Drei Vierteln derfelben 
erforderlich. 

F. 154. Sollten Ddereinft etwa zwifchen ver 
Staatsregierung und den Landftänden über den Sinn 
einzelner Beftimmungen der Verfaſſungs— 
Urfunde oder der für Beftandtheile derfelben erflärten 
Geſetze Zweifel fich erheben, und würde wider 
Berhoffen eine Verftändigung darüber nicht erfolgen; 
jo muß der zweifelhafte Punkt bei einem Kompromiß- 
Gerichte zur Entfcheidung gebracht werden. Diefes 
wird zufammengefeßt aus ſechs unbefcholtenen, der 
Rechte und der Berfaffung Fundigen, wenigftens dreißig 
Sahr alten Inländern, von welden drei durch die 
Regierung und drei durch die Stände zu wählen find. 
Niemand darf die auf ihn gefallene Wahl ohne hins 
reichende Entfchuldigungsgründe,, welche die wählende 
Partei zu beurtheilen hat, ausfchlagen. 
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Das Kompromiß » Gericht wählt fodann aus feiner 
Mitte durch das Loos einen Vorfigenden mit ents 
fcheidender Stimme im Falle der Stimmen » Gleichheit. 

$. 155. Alle gefegliche Beftimmungen und andere 
Anordnungen jeder Art, welche mit dem Inhalte 
der gegenwärtigen BerfaffungssUirfunde und der für 
Beftandtheile derfelben erklärten Gefebe im Wider 
ipruche ftehen, find hierdurch aufgehoben. 

$. 156. Dieſe Verfaſſungs-Urkunde tritt 
in ihrem ganzen Umfange fofort nach ihrer Berfüns 
digung in Kraft und Wirffamfeit, und muß ohne 
Verzug von allen Staatsdienern des geiltlichen und 
weltlichen, ſowohl des Militär- als Civils Standes, 
jowie von allen Unterthanen männlichen Gefchlechts, 
welche das achtzehnte Sahr erreicht haben, befchworen 
werden. 

Die oberften Staatsbeamten ftellen Über die von 
ihnen gejchehene eidliche Angelobung noch einen bes 
fonderen Revers aus, welcher im landſtändiſchen 
Archive niederzulegen ift. 

$. 157. Eine gleicylautende Ausfertigung ges 
genmwärtiger Berfaffungs-Urfunde wird der hohen Deuts 
(hen Bundesverfammlung mit dem Erſuchen 
um Uebernahme der bundesgefeglichen Garantie überz 
reicht werden. 


Dreizehnter Abjchnitt. 


(Die $$. 158 bis 160 enthalten nur voräbers 
ehende Beitimmungen.) 
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Es ift Unfer unabänderlicher Wille, daß die 
vorjtehenden Bejlimmungen, welche Wir jtets aufrecht 
erhalten. werden, als. bleibende Grundverfaffung Uns 
ferer Lande auch von jedem Nachfolger in der Mes 
gierung zu allen Zeiten treu und unverbrüchlich bee 
obachtet, und überhaupt wider Eingriffe und Ver— 
legungen jeder Art gefchüßt werden. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterfchrift und 
des beigedrückten Staatsfiegels gegeben zu 

Wilhelmshöhe am 5. Januar 1831. 


Wilhelm, Kurfürft. 
(St. ©.) 
Ve. Re. v. Meyſenbug. 


Verordnung 
vom 13. April 1852, 


wodurch der über die Fucheffifchen Verfaffungs- 
Angelegenheiten gefaffte Bundesbeſchluß ver- 
kündigt wird. 


— — — 


Von Gottes Gnaden Wir Friedrich Wilhelm 
der I. Kurfürſt ꝛc. ꝛc. 
thun hiermit kund: 
Die deutſche Bundesverſammlung hat in ihrer 
> Sitzung dieſes Jahres folgenden Befchlug 
gefaßt: 
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1) Die Bunbesverfammlung ertheilt den zur Wie- 


2) 


3) 


derherftellung der Ruhe und Ordnung im Kur: 
fürftenthum Heflen getroffenen Maaßregeln der 
durch die Kaiferlich Königlich Defterreichifche und 
die Königliche Preußifhe Regierung bejtellten 
Bundesconmiffäre ihre Genehmigung. 

Sie erflärt, Fraft der nach Artifel 61 und 27 
der Wiener Schlußacte ihr zu ftehender Compe— 
tenz, indem fie in dem Mangel einer bundesge- 
fegmäffigen Ordnung der Berfaffungsverhältniffe 
des Kurfürſtenthums die VBeranlaffung der einge: 
tretenen Unruhen erfennt, daß die Verfaſſungs— 
Urkunde vom 5. Sanuar 1831 nebit den in den 
Sahren 1848 und 1849 dazu gegebenen Erläu- 
terungen und daran vorgenommen Abänderungen 
und famnıt dem Wahlgefege von 5. April 1849 
in ihrem wejentlichen, jedoch von dem übrigen 
nicht wohl zu trennenden Inhalte mit den Grund: 
gefegen des deutfchen Bundes, insbefondere mit 
den Vorſchriften der Artifel 54, 57 nnd 58 der 
Wiener Schlußacte nicht vereinbar, und daher 
auffer Wirkffammfeit zu feben ift. 

Dem gemäß und nad der über die Revifion 
diefer Berfaffung zwifchen der Kurfürftlichen Re— 
gierung und den Bundescommiffären ftattgehabten 
Berathung wird die Kurfürftlich Heffifche Regie— 
rung aufgefordert, nachdem von ihr der Inhalt 
des vorftehenden Ausfchußberichts in Erwägung 


‚gezogen fein wird, eine dem Refultate dieſer 


Berathung entfprechende revidirte Verfaffung für 


4) 


— 
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das Kurfürſtenthum Heilen nebit Wahlgefeb und 
Gefchiftsordnung, an die Stelle der feitherigen, 
ohne Zögerung als Geſetz zu publiciren, die— 
jelbe der in Gemäßheit diefer Verfaſſung und 
des Wahlgefeges einzuberufenden Ständeverfamms 
lung zur Erklärung vorzulegen und von dem 
Refultate dieſer Erklärung, eventuell der etwai- 
gen weiteren Berhandlung, bei der demnächitigen 
Nachſuchung der Garantie des deutfchen Bundes 
für Die revidirte Verfaſſung des Kurfürften- 
thums, der Bundesverfammlung Mittheilung zu 
machen. 

die Bundesverfammlung ertheilt jedoch dem Ent: 
wurfe der revidirten Berfaffung zur Zeit nur im 
Allgemeinen ihre Zuftimmung, ohne über eine 
Billigung aller in demfelben enthaltenen einzelnen 
Beitiinmungen fi) auszufprechen. 

Die Kurfürjtliche Regierung wird erfucht, über 
den Erfolg der zur Befejligung der wieder her- 
gejtellten gejeglichen Ordnung getroffenen Maaßs 
regeln, fowie über Die Beendigung des verhängten 
Kriegszuftandes, fobald ſolche für zuläffig erfannt 
jein wird, demnächjt nähere Mittheilungen an 
die Bundesverfammlung gelangen zu laffen, 


6) Rad) Maaßgabe der ad 3 und 5 Diefes Be: 


ichluffes zu erwartenden Mittheilungen behält 
fi die Bundesverjanmlung in Nückficht ihrer 
Sinwirfung auf eine beruhigende definitive Erfe- 
digung der Verfuffungsangelegenheit des Kurfürs 
ſtenthums die weitere Beſchlußnahme vor. 

13 
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7) Der Kaiferlich Königlich Defterreichifchen Regie— 


‚rung und der Königlich Preuffiichen Negierung 


fpricht die Bundesverfammlung ihren Danf aus 
für die förderativen Gefinnungen, mit welchen 
beide Allerhöchiten Regierungen der Leitung diefer 
wichtigen Angelegenheit bis zu ihrer Erledigung 
durch die Bundesverfammlung fich unterzogen 
haben, indem fie damit das Erfuchen verbindet, 
den bejtellt geweſenen Commiffären die vollite 
Anerfennung der Bundesverfammlung für die Um: 
ficht, Unparteilichkeit und Sachfunde zu erfennen 
zu geben, womit fie die ihnen geftellte fchwierige 
Aufgabe gelöjtt Haben. 


8) Die betreffenden Herren Bundestagsgefandten 


werden erfucht, dieſen Befchluß zur Kenntniß 
ihrer höchiten Regierungen zu bringen. 





Indem wir diefen Bundesbefchluß zur allgemeinen 


Darnachachtung verfündigen, erlaffen Wir zugleich in 
Ausführung deffelben unter dem heutigen Datum 


die Verfaſſungs-Urkunde, 
das Wahlgeſetz, 
die Gefchäfts-Drdnung für Die Sandftände, 


und verordnen, daß der $. 119 der BerfaffungssUrfunde 
vorläufig außer Wirkfamfeit bleiben folt. 


Urfundlich Unferer Alferhöchfteigenhändigen Un 
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terfchrift und des beigedrückten Staatdfiegeld gegeben 
zu Gaffel am 13. April 1852. 

Friedrich Wilhelm. 
EGSt. ©.) 


Ve. Haifenpflug. Ve. Bolmar Ve Haynau.. 
Ve. Baumbadh. 


Berfaflungs- Urkunde 
für das 
Kurfürſtenthum Hefſen 
vom 13. April 1852. 


Von Gottes Gnaden Wir Friedrich Wilhelm 
der J., Kurfürſt ꝛc. ꝛc. 


ertheilen, 


nachdem in Folge der in Unſerm Staate einge— 
tretenen Irrungen das Anrufen der Bundeshülfe 
erforderlich geworden und in Folge der Leiſtung 
derſelben diejenige Beſchlußnahme der Bundes— 
verſammlung ſtattgefunden, zu welcher für ſie 
durch den Artikel 61 der Wiener Schluß-Acte 
die bundesgeſetzliche Veranlaſſung gegeben iſt, 


dem gemäß folgende Verfaſſungs-Urkunde. 
13 * 
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Erſter Abfehnitt. 


Bon dem Gebiete und der Verfaſſung des 
Staates, der Regierungsfolge und 
MHegentichaft. 


$. 1. Sämmtlihe kurheſſiſchen Lande, 
namentlich Nieder- und Dberheffen, daß Großherzog— 
thum Fulda, die Fürftenthümer Hersfeld, Hanau, 
Friglar und Sfenburg, die Graffchaften Ziegenhain 
und Schaumburg, aud die Herrfchaft Schmalkalden, 
jowie Alles, was etwa noch in der Folge mit Kur: 
heilen verbunden werden wird, bilden für immer ein 
untheilbahres und unveräußerlihes, in einer 
Berfaffung vereinigtes, Ganzes, und einen Beitand- 
theil des deutſchen Bundes. 

Nur gegen einen vollftändigen Erjag an Sand 
und Leuten, verbunden mit anderen weientlichen Vor— 
theilen, fann die Vertaufchung einzelner Theile mit 
Zuftimmung der Landſtände jtattfinden. Bon Diefer 
Zuftimmung find jedoch die Verträge über Grenzbe— 
richtigungen ausgenommen. 

$. 2. Die Staatöverfaffung ift monarchiſch mit 
Landſtänden. 

F. 3. Die Regierung des kurheſſiſchen Staates 
mit deſſen ſämmtlichen gegenwärtigen und künftigen 
Beſtandtheilen und Zubehörungen iſt erblich vermöge 
leiblicher Abſtammung aus ebenbürtiger Ehe, nach der 
Linealfolge und dem Rechte der Erſtgeburt, 
mit Ausſchluß der Prinzeſſinnen. 
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8. 4. Der Landesfürjt wird volljährig, fobald 
er das achtzchnte Jahr zurückgelegt hat. 

$.5. Die Thronerledigung. überträgt auf den 
Thronfolger die Regierung des Landes und wird 
derfelbe bei der Verfündigung ded Negierungs = An- 
tritts, neben Anordnung der Huldigung, die Aufrecht- 
Haltung der Landesverfaffung und die Regierung in 
Gemäßheit verfelben, fowie nach den Geſetzen geloben. 

S. 6. Sit entweder der Pegierungsnachfolger 
minderjährig, oder der Landesherr an der Ausübung 
der Regierung auf längere Zeit verhindert, ohne daß 
diefer jelbit, oder deſſen Vorfahr deshalb genügende 
Vorforge getroffen hat, oder hat treffen Fünnen, ſo 
tritt für die Dauer der Minderjährigfeit oder der fon: 
itigen Verhinderung eine Negentichaft ein. Diefe 
gebührt in Beziehung auf den minderjährigen Landesfür— 
iten zunächſt deffen leiblicher Mutter, fo lange diefelbe fich 
nicht anderweit vermählen wird, und in deren Erman— 
gelung ober bei deren Unfähigfeit zur Regierung dem 
hierzu fähigen nächften Agnaten. Bei der obgedachten 
Verhinderung des Landesheren kommt die Regentfchaft 
deffen Gemahlin zu, wenn aus der gemeinfchaftlichen 
Ehe ein zur unmittelbaren Nachfolge berechtigter, noch 
minderjähriger Prinz vorhanden ift, außerdem aber 
dem zur Negierung fähigen nächften Agnaten. 

$. 7. Die Regentfchaft darf nur in. dringenden 
Fällen und nur unter Zuftimmung der nächften Agnaten 
eine Aenderung in der Staatsverfaffung auf verfaflunge- 
mäffigen Wege vornehmen. 
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Zweiter Abfchnitt. 


Bon dem Landesfürften und den Sliedern 
des Fürftenhaufes. 


$. S. Der Kurfürst vereinigt in fich alle Rechte 
der Staatsgewalt. 

Seine Perfon iſt heilig und unverletzlich. 

$. 9. Der Sit der Regierung fann nicht 
außer Landes verlegt werden. 

S. 10. Alte feſtgeſetzten Apanagen find 
stets regelmäßig auszuzahlen. Bei eintretendem be— 
deutenden Zuwachſe von Gebiet, oder bei dem Anfalle 
beträchtlicher Grundbefigungen mit Erlöfchen einer 
Seitenlinie, kann unter Beiltimmung der Landſtände 
die Bermehrung einer Dermaligen Apanage, in feinem 
Falle aber deren Verminderung jtattfinden. 

$. 11. Die fünftig nöthigen Apanagen 
für nachgeborne Prinzen und unvermählte Prinzef- 
finnen der regierenden Linie werden in ©eldrenten 
mit Zuftimmung ber Landftände feitgefeßt. 

$. 12. Auf gleiche Weife erfolgt die Beitimmung 
der nöthig werdenden Witthümer, 

8. 13. Ueber das Grundeigenthum, welches 
den Prinzen zur Apanage oder font von dem Lan: 
desheren überwieſen, oder irgend eingeräumt, oder 
auf diefelden von väterlicher Seite her oder von Ag- 
naten vererbt oder fonft Äbertragen worden ift, Eönnen 
die Prinzen in Feiner Art ohne die landesherrliche 
Bewilligung und Hinfichtlich der Apanagegüter ohne 


Bom 13. April 1852. 199 


Zuftimmung der Landjtände gültig verfügen, ed fei 
denn zur Abtretung an den Staat jelbft, zur Aus— 
gleichung von Grenz und anderen Rechtsitreitigfeiten, 
oder zur Ablöfung von Dieniten, Zehnten oder Grunds 
zinfen. In folchen Fällen muß aber der empfangene 
Erfat wieder in inländifchem Grundeigenthume, welches 
ganz die Natur der veräußerten Befigung annimmt 
und an deren Stelle tritt, gehörig angelegt werden. 

$. 14. Die bisher vom Lande befonders aufs 
gebrachte Ausjteuer der Prinzeffinnen wird in 
den herfümmlichen Beträgen Fünftig aus der Staats— 
faffe geleiitet werden. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon den Unterthbanen, Gemeinden, Bezirks: 
rätben, Staatsdienern, Standesherren und 
ritterfchaftlichen Körperfchaften. 


$. 15. Die Rechte und Pflichten der Unter: 
thanen beftimmen fich im Allgemeinen nach den be- 
jtehenden Geſetzen. 

$. 16. Die Staatsangehdrigfeit (Recht des 
Inländers, Sndigenat) ftehet zu vermüöge der Geburt 
oder wird befunders erworben durch ausdrüdliche oder 
jtiltfchweigende Aufnahme, und gehet verloren durch 
Auswanderung oder eine dergleichen Handlung. 

Der Genuß der Drisbürgerrechte, fei es 
in Städten oder Kandgemeinden, Fann nur SE 
gehörigen zufommen. 


x 
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8. 17. Ein jeder hat im achtzehnten Lebens— 
jahre den Huldigungseid zu leilten, mittelft deſſen 
er Treue dem Landesherrn und dem Vaterlande, 
Beobachtung der Verfaſſung und Gehorfam den Ge- 
fegen gelobt. 

$. 18. Das Staatsbürgerrecht hört auf: 

1) mit dem Berlufte der Staatdangehörigfeit, und 
- 2) mit der rechtsfräftigen DVerurtheilung zu einer 
peinlichen Strafe, unbefchadet einer. etwa erfol- 

genden Rehabilitation (f. $. 97). 

$. 19. DerMangeloderBerluftdes&taats- 
bürgerrechts an fich ift ohne Einfluß auf den Unter: 
thanen-Berband, fowie auf die blos bürgerlichen Rechte 
und Pflichten, wenn nicht befondere Gefege eine Aus- 
nahme begründen, 

$. 20. Der Genuß der bürgerlichen und ftaats- 
bürgerlichen Rechte ift von dem chriftlichen Glaubens: 
befenntniffe abhängig, vorbehaltlid derjenigen Aus- 
nahmen, welche durch befondere Geſetze beftimmt find. 

F. 21. Sedem Einwohner ftehet vollfomniene 
Freiheit des Gewiffens und der Neligionsübung 
zu. Sedoch darf die Religion nie als Vorwand ge- 
braucht werden, um fich irgend einer gefeglichen Ber- 
bindlichFeit zu entziehen. 

$. 22. Das Eigenthum vder fonjtige Rechte 
und Gerechtfame Fünnen für Zwecke des Staates oder 
einer Gemeinde, oder folcher Perfonen, welche Rechte 
berfelben ausüben, nur in den durch die Geſetze be— 
ftimmten Fällen und Formen gegen vorgängige volle 
Entfchädigung — in foweit nicht für Nochfälte nach— 
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folgende Entſchädigung geſetzlich vorgeſchrieben iſt — 
in Anſpruch genommen werden. 

F. 23. Die Laſt der Landfolgedienſte, 
welche nach deren geſetzlicher Feſtſtellung fortbeſtehen 
werden, ſoll durch Beſchränkung auf den wirklichen 
Bedarf gemindert, und ſo viel, als thunlich, durch 
zweckdienliche Verdingung erleichtert werden. 

$. 24. Jedermann bleibt es frei, über das fein 
Intereſſe benachtheiligende verfaffurgs-, geſetz- oder 
ordnungswidrige Benehmen vder Verfahren einer Öffents 
lichen Behörde bei der unmittelbar vorgefesten Stelle 
Befchwerde zu erheben und folche nöthigenfalls bis 
zur höchſten Behörde zu verfolgen. Wird die ange: 
brachte Beichwerde von der vorgefegten Behörde uns 
gegründet befunden, fo ift diefelbe verpflichtet, Dem 
Befchwerdeführer die Gründe ihrer Entfcheidung zu 
eröffnen. 

Ebenfalls bleibt in jedem Falle, wo Jemand fic) 
in feinen Rechten verlegt glaubt, ihm die gerichtliche 
Klage offen, auch in geeigneten wichtigeren Fällen 
unbenommen die Verwendung der Landſtände anzu— 
iprechen. 

Die gerichtliche Klage ift im Allgemeinen, und 
abgefehen von den Fällen, in welchen nad) ausdräd- 
licher gefeblicher Vorfchrift die Betretung des Rechts— 
weges foll erfolgen Fünnen, überall nicht eröffnet, wo 
die angeblich erlittene Nechtsverlegung auf einer durch 
die Verfügungen der Staatsbehörden gefchehenen An: 
wendung der Staatd- und Hoheitsgerechtiamen beruht 
und nicht etwa ein, auf einen befondern Titel fich 
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gründendes Recht als durch diefelben verlegt nadıges 
.wiejen werden Fann, durch welches außer dem Gebiet 
des Privatrechtö in dem einzelnen Kal die Anwendung 
der vorgedachten Staatsgerechtiame befchränft wird. 

Ueberhaupt iſt es den einzelnen Unterthanen, 
fowie ganzen Gemeinden und Körperfchaften frei ge« 
laffen, ihre Wünfche und Bitten auf gefeßlihem Wege 
zu berathen und vorzubringen, 

$. 25. Ausfehließlihe Handeld- und Ge- 
werb&ö- Privilegien ſollen ohne Zujtimmung der 
Landſtände nicht mehr ertheilt werden. 

Patente für Erfindungen Fönnen von der Regie: 
rung auf bejtimmte Zeit, jedoch nicht länger als auf 
sehn Sahre, ertheilt werden. | 

Das Erforderniß einer Gonzeffion, wie ſolches 
bisher beitand, tft nirgend auszudehnen. 

$. 26. Ueber die Berhältniffe der Preſſe und 
des Buchhandeld enticheiden die Bundesgeſetze und 
die zu deren Ausführung dienenden Anordnungen. 

$. 27. DasBriefgeheimniß it auch Fünftig 
unverlest zu halten. Die abfichtlihe unmittelbare 
oder mittelbare Verlegung deffelben bei der Poſtverwal— 
tung ſoll peinlich beftraft werden. 

8. 28. Niemand Ffann wegen der freien Aeuf 
ferung bloßer Meinungen zur Berantwortung 
gezogen werden, den Fall eines Vergehens oder einer 
Rechtöverlegung ausgenommen, 

$. 29. Jeder Waffenfähige bis zum zurüdges 
legten 50. Lebensjahre ift im Kalle der Noth zur 
Bertheidigung des Vaterlandes verpflichtet, und bes 


I 
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ſtimmen über die Verbindlichkeit zum Kriegsdienſte 
die betreffenden Geſetze das Nähere. 

$. 30. Gedem Einwohner ſteht das Recht 
der freien Auswanderung unter Beobachtung 
der gefeglichen Beftimmungen zu. 

8. 31. Keine Gemeinde fann mit Leiſtungen 
oder Ausgaben befchwert werden, wozu fie nicht 
nach allgemeinen Gefeßen oder anderen befonderen 
Mechtsverhältniffen verbunden iſt. Daffelbe gilt von 
mehreren, in emem Berbande stehenden Gemeinden. 

$. 32. Alte Laſten, welche nicht die örtlichen 
Bevdürfniffe der Gemeinden vder deren Verbände, fondern 
die Erfüllung allgemeiner Berbindlichfeiten 
des Landes oder einzelner Theile deffelben erheifchen, 
müffen, infoweit nicht beitehende Rechtsverhältniffe eine 
Ausnahme begründen, auch von dem gefammten Lande 
oder dem betreffenden Kandestheile getragen werden. 

$. 33. Das Vermögen und Cinfommen 
Der Gemeinden und ihrer Anftalten darf nie mit 
Dem Staatsvermögen oder den Staatseinnahmen ver: 
einigt werden. 

$. 34. Für die Berathung und Vorbereitung 
von PBermaltungsmaaßregeln, welche nur das Belle 
eines einzelnen Bezirkes zum Gegenjtande haben, fo- 
wie für eine angemeflene Mitaufficht auf die zweck; 
dienfiche und die Kräfte der Unterthanen thunlichit 
Tchonende Ausführung der in jener Beziehung durch 
aflgemeine Geſetze, oder. durch befondere Anordnungen 
der Staatsbehörden, getroffenen wichtigeren Einrich- 
tungen, ſollen Bezirforäche beftehen, 


204 Berfaffung Kurheſſens. 


S. 35. Die befonderen Rechte der Standes: 
herrichaften,‘ des vormaligen reichSunmittelbaren Adels, 
jowie des altheffiihen und fehaumburgifchen ritter- 
ichaftlichen Adels genießen den Schu der Berfaffung. 

$. 36. Die befonderen Berhältniffe der Staats- 
diener richten fidy nach den die Rechte und Pflichten 
der Diener zum Gegenftande habenden Gefegen und 
Dienftvorfchriften. 

$. 37. Eine Vorſchrift, welche die nachgefuchte 
Dienftentlaffung unbedingt ausfchließt, ift unftatthaft. 

$. 38. Sin den Dienjteid it Die Verpflichtung 
zur Beobachtung der Landesverfaffung aufzunehmen. 

$. 39. in jeder Staatsdiener bleibt hinſichtlich 
jeiner Amtsverrichtungen in fofern verantwortlich, als 
er nicht zu deren Vornahme durch jene vorgeſetzte 
Behörde angewieſen worden iſt. 


Vierter Abſchnitt. 
Von den Landſtänden. 


$. 40. Die Landesvertretung beſteht aus zwei 
Kammern, einer erften und einer zweiten Klammer. 
$. 41. Die erfte Kammer wird gebildet 
durch folgende Mitglieder: 
1) die volljährigen nachgeborenen Prinzen Des regie- 
renden Kurhauſes, 
2) einen Prinzen des Kurfürftlichen Haufes für eine 
‚jede apanagirte Linie deffelben, 
3) das Haupt jeder fürftlichen oder gräflichen, ehe⸗ 


4) 


9) 
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mals veichsunmittelbaren Ramilie, welche eine 
Standesherrichaft in Kurheſſen beſitzt, 

die vom Landesheren erblicy ernannten Mitglieder, 
deren jährliches fjchuldenfreies Einfommen aus 
im Inlande belegenen, im ftdeicommiffariichen 
Berbande jtehenden und nach der Primogenitur 
vererblichen Grundbefisungen mindeſtens 6000 
Thaler beträgt. Die Zahl derfelben Fann die unter 
Nr. 3 genannten Mitglieder nicht überjteigen. 
Den Senior oder das fonft mit dem Erbmar- 
jchallamte beliehene Mitglied der Familie der 
Freiherren von Riedeſel, 


6) einen der ritterfchaftlichen Dbervorfteher der ade— 


7 
8) 
9) 
10) 


11) 


12) 


13) 


ligen Stifter Kaufungen und Wetter, 


) den Bicefanzler der Landesuniverfität, 


den Fatholifchen Bifchof, 

die Drei protejtantifhen Guperintendenten zu 
Saffel, Marburg und Hanau, 

einen Abgeordneten aus der altheflifchen Ritter: 
ichaft von jedem der fünf Ströme, 

einen Abgeordneten aus der Ritterfchaft der Graf: 
ichaft Schaumburg mit den Stiftern Fiſchbeck 
und Dbernfirchen, 

einen Abgeordneten aus dem ehemals reichsuns 
mittelbaren Adel in den vormaligen Kreifen Fulda 
und Hünfeld, 

einen Abgeordneten aus dem ehemals reichsun- 
mittelbaren und dem im Landtags: Abfchiede vom 
9. März 1831, $. 16, genannten Adel in der 
Provinz Hanau. 
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Die Vertretung durd) geeignete Bevollmächtigte 
it bei den unter 1, 2 und 3 genannten Ständen 
zuläffig. 

$. 42. Die zweite Kammer wird gebildet 
durch folgende Mitglieder: 

1) fechszehn nicht zu den in der eriten Sammer 
vertretenen ritterfchaftlichen Verbänden gehörigen 
Befiger von Gütercompleren, welche mindeiteng 
200 Acer umfaffen, 

2) fechzehn Abgeordnete aus den Städten, und 

3) fechszehn Abgeordnete aus den Landgemeinden. 
$. 43. Die Mitglieder der erſten Kammer unter 

5,9, 10, 11 und 12 des $. 41, ſowie fämmtliche 
Mitglieder der zweiten Kammer werden in der durch 
das Wahlgefeg näher beftimmten Weife gewählt. 
$ 44. Die Präfidenten und Bicepräfidenten. 
der eriten und zweiten Kammer werden durch die 
Mitglieder der betreffenden Kammer aus verfelben 
gewählt und erhalten die landesherrliche Beftätigung. 
$. 45. Sämmtliche im $. 42 erwähnte eigens 
thümliche Befiger von Gütern zu mindeitens 200 
Gaffeler Achern in dem Lande bilden die Körperschaft 
der Wahlmänner und haben ihre fechszehn Abgeord; 
neten aus ihrer Mitte zu wählen. 

8.46. Die ſtädtiſchen Wahlbezirfe werden 
gebildet: 

1) aus der Refidenzitadt Saffel, für einen Abgeord- 
neten, 

2) aus der Stadt Hanau, für einen Abgeordneten, 

3) aus der Stadt Marburg, für einen Abgeordneten, 
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4) aus der Etadt Fulda, für einen Abgeordneten, 
5) aus der Stadt Hersfeld, für einen Abgeordneten, 
6) aus der Stadt Melfungen, für einen Abgeordneten, 
7) aus der Stadt Ejchwege, für einen Abgeordneten, 
8) ausder Stadt Schmalfalden für einen Abgeordneten, 
9) aus den Städten Rinteln, Obernfirhen, DIs 


10) 


11) 


12) 


dendorf, Rodenberg Sachſenhagen, für einen 
Abgevröneten, 

aus den Städten Hofgeismar, Garlshafen, 
Grebenftein, Helmarshaufen, Smmenhaufen, Lie— 
benau, Naumburg, Trendelburg, Bolfmarfen, 
Wolfhagen und Zierenberg, für einen Abgeord- 
neten, 

aus den Städten Rotenburg, Lichtenau, Sontra, 
Spangenberg und Waldfappel, für einen Abges 
pröneten, 

aus den Städten Homberg, Borfen, Kelsberg, 
Frislar, Gudensberg, Neufirchen, Niedenftein, 
Schwarzenborn, Treyfa und Ziegenhain, für einen 


Abgeordneten, 


13) 


14) 


15) 


16) 


aus den Städten Witenhaufen, Allendorf, 
Sroßalmerode und Wannfried, für einen Abge- 


ordneten, 


aus den Städten Frankenberg, Amöneberg, 
Frankenau, Gemünden, Kirchhain, Neuſtadt, 
Rauſchenberg, Roſenthal, Schweinsberg und 
Wetter, für einen Abgeordneten, 

aus den Städten Hünfeld, Schlüchtern, Steinau, 
Salmünſter und Sooden, für einen Abgeordneten, 
aus den Städten Gelnhauſen, Bockenheim, 


I 
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Wächtersbach und Windecken für einen Abgevrd- 

neten. 

$. 47. Die Körperfchäft der Wahlmänner der 
ftädtifchen Wahlbezirfe befteht für jeden derſelben aus 
dem Bürgermeifter, den Gemeindemitgliedern, dem 
Ausfchußvorjteher, den ordentlichen und außerordentlis 
chen Mitgliedern des Ausjchuffes und aus einer, der 
Zahl der fämmtlichen vorgenannten gleichitehenden 
Anzahl von Zunfte und Gildemeijtern, Zunfts und 
Gildegenoſſen, fowie unzünftigen Fabrikbeſitzern und 
Sroßhändlern. 

Die Zahl der berufenen unzünftigen Fabrifbe- 
fißer und Großhändler, wo folche genügend vorhanden 
find, beträgt Ein Drittheil der berufenen Wahlmänner 
aus den Zünften, außerdem ſo viel, als derer in dem 
MWahlbezirfe erijtiren. 

Die Körperschaft der Wahlmänner wähl ven 
Abgevrdneten aus ihrer Mitte, 

$. 48. Die ländlichen Wahlbezirfe wer: 
den gebildet aus den Landgemeinden: 

1) in dem Landratheamtsbezirfe (Kreife) Caſſel, 
für einen Abgeordneten, 

2) in den Landrathsbezirfen Hofgeismar und Wolf— 
bagen, für einen Abgeordneten, 

3) in dem Landrathsbezirf Hersfeld, für einen Abs 
geordneten, | 

4) in den Landrathsbezirfen Melfungen (ohne das Amt 
Felsberg) und Rotenburg, für einen Abgeordneten, 

3) in den Sandrathsbezirfen Efchwege und Witzen— 
haufen, für einen Abgeordneten, 
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6) in dem Landrathsbezirfe Schmalfalden, für einen 


Abgeordneten, 


7) in den Landrathsbezirken Homberg und Frihlar, 


einfchließlid,) ‚des Amtes Felsberg, für einen Ab- 
geordneten, | 


8) in dem Landrathsbezirke Ziegenhain, für einen 


Abgeordneten, 


9) in. dem Landrathsbezirke Marburg, für einen 


10) 
11) 
12) 
13) 
14) 
15) 


16) 


Abgeordneten, 

in den Landrathsbezirfen Sranfenberg und FKirch- 
hain, für einen. Abgeordneten, 

in dem Landrathsbezirfe Fulda, für einen Abge- 
ordneten, 

in dem Landrathsbezirke Hünfeld, für einen Ab⸗ 
geordneten, 


in dem Landrathsbezirke Hanau, für einen Ab— 
geordneten, 

in dem Landrathsbezirke Gelnhauſen für einen 
Abgeordneten, 

in dem Landrathsbezirke Schlüchtern, für einen 
Abgeordneten, 

in dem Landrathsbezirke Rinteln, für einen Abge— 


prdneten. 
F. 49. Die Körperfchaft der Wahlmänner für 


jeden ländlichen Wahlbezirk beſteht aus fümmtlichen 
Drtsvorftänden und Ausſchuß-Vorſtehern der Land: 
gemeinden des Wahlbezirfs und wählt aus ihrer Mitte 
den Abgeordneten. 


F. 50. Weder zur Wahl berechtigt, noch 


irgend wählbar find diejenigen, welche 
14 


210 Berfaffung Kurheſſens. 


1) wegen folder Vergehungen, die entweder nadı 
gefeßlicher Beſtimmung oder nad) allgemeinen 
Begriffen für entehrend zu haltend find (worüber 
in letzteren Falle Hinfichtlich der Abgeordneten 
die Ständeverfammlung zu entjcheiden hat), vor 
Gericht geftanden haben, ohne von der Anſchul⸗ 
digung völlig losgefprochen worden zu fein; 

3) noch nicht das 30. Jahr zurückgelegt haben, oder 

3) unter Curatel ftehen, oder 

4) über deren Vermögen ein gerichtliches Concure- 
verfahren entftanden ift, bis zur völligen Befrie- 
digung der Gläubiger, 

Die vorftehenden Gründe der Ausfchließung finden 
auch auf die ohne Wahl berufenen Landftände An- 
wendung. 

8. 51. Kann oder wilt der Gewählte die 
Landftandfchaft nicht übernehmen; fo fchreiten Die 
MWahlmänner zur neuen Wahl. Letzteres muß auch 
dann gefchehen, wenn die Stelle eines Abgeordneten 
nach bereits erflärter Annahme vor Eröffnung oder 
nach dem Schluffe des Landtags wieder erledigt wird. 

$. 52. Grfolgt die Ernennung oder Be— 
förderung eines Abgeordneten zu ginem 
Staatsamte, fo wird dadurd eine neue Wahl 
erforderlich. 

8. 53. Der Staatödiener bedarf zur Annahme 
der Wahl die Genehmigung der Regierung. 

F. 54. Die einzelnen Borfchriften über Die Aus- 
übung der Wahlrechte ſetzt das Wahlgeſetz feft. 

S. 55. Die Abgeordneten find nicht an Bor: 
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jchriften eines Auftrages gebunden, fondern geben ihre 
Abftimmungen, gemäß den Pflichten gegen ihren 
Landesfürften und ihre Mitbürger überhaupt, nad) ihrer 
eigenen Heberzeugung, wie fie es vor Gott und 
ihrem Gemwiffen zu verantworten gedenken. 

Auch Fünnen fie weder einen Dritten, noch felbit 
ein Landtagsmitglied beauftragen, in ihrem Namen 
zu jlimmen. | 

Daneben bleibt es jedem Abgeordneten überlaffen, 
die etwa an ihn für die Ständeverfammlung gelans 
genden bejonderen Anliegen weiter zu befördern, 

S. 56. Jedes Mitglied der Kammer leijtet fol- 
genden Eid: 

uch fchwöre bei Gott dem Allmächtigen und 
Allwiffenden, daß Treue gegen den Kurfürften, das 
Kurfürftliche Hans, das Land und die Verfaffung 
bei meinen Anträgen und Abftimmungen als Ständer 
mitglied mich leiten foll, und ich Das ungertrennliche 
Wohl des Landesheren und des Vaterlandes durch 
Abwendung jeden Schadens und Durch Förderung 
jeden Nutzens, ohne perjünliche Nückichten, auch 
ohne alle fonftige Nebenrüdfichten, nach beitem 
Miffen und Gewiffen in der Ständeverfammlung 
unterftüden will.“ 

„So wahr mir Gott helfe ꝛc. ꝛc.“ 

$. 57. Die Beichlüffe werden nur in Sitzungen 
jeder Kammer, denen wenigftens zwei Drittheile der 
in diefer Verfaſſung bejtimmten Ständemitglieder beis 
wohnen, durch abfolute Stimmenmehrheit gefaßt. 

$. 58. Die Abflimmungen gefchehen von den 

14 * 
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einzelnen Mitgliedern ohne Rückſicht auf Verſchieden— 
heit der Stände und der Bezirke. Gleichwohl iſt es 
den Abgeordneten eines Standes oder eines von den 
Hauptlanden abgeſonderten oder entlegenen Bezirkes 
unbenommen, wenn ſie einhellig den Stand, aus 
welchem fie abgeordnet worden, in feinen wohlerwors 
benen Rechten, vder den betreffenden Bezirk nach 
deſſen eigenthümlichen Verhältniſſen, durch den Befchluß 
der Mehrheit befchwert erachten, ficy über eine Sepa- 
ratitimme zu vereinigen. 

Eine ſolche Standes= oder Bezirfsitimme hat 
die Wirfung, daß fie in die von dem Landtage erge- 
hende Erflärung, neben dem Befchluffe der Mehrheit, 
aufgenommen werden muß; und es bleibt der Regie» 
gierung vorbehalten, die gedachte Erflärung in Bezie- 
bung auf den betreffenden Stand oder den befonderen 
Bezirf nach Maasgabe der außer Zweifel gefesten 
eigenthümlichen Berhältniffe zu berückfichten. 

$. 59. Die Berhandlungen der Ständever: 
fammlung jollen der Regel nach öffentlich fein. 

Die näheren Beftimmungen über die landitändifche 
Geſchäftsbehandlung enthält die Geſchäfts-Ord— 
nung. 

$. 60. Die Abgeordneten behalten ihre Eigen: 
ichaft für die landftändifchen Verrichtungen, welche 
in den nächften Drei Sahren vorkommen werben. 
Sn dem dritten Sahre wird nach Aufforderung 
von Seiten der Regierung zu einer neuen Wahl 
gefchritten; doch Fünnen bei diefer diefelben Perfonen 
wieder gewählt werden, 
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$. 61. Sie verlieren ihre Eigenfchaft als 
Abgeordnete früher, wenn 
1) fie nach Maadgabe des $. 50 zur landftändifchen 
Vertretung unfähig, oder 
2) zu einem Ötaatsdienite ernannt oder darin beförs 
dert werden (f. $. 52), oder wenn 
3) der Landesherr die jtändifche Berfammlung auflöfet 

(i. $. 64). 

In den lesten beiden Fällen dürfen fie von neuem 
gewählt werden. 

$. 62. Der Landesherr verordnet die Zufam- 
menfunft der Stände, fo oft er folches zur Erledigung 
wichtiger und dringender Kandesangelegenheiten nöthig 
erachtet. 

Die Zufammenberufung muß aber menigitens 
alle drei Jahre gefchehen, und es ift alsdann dazu 
der Regel nach, der Anfang des Monats November 
bejtimmt. 

F. 63. Die Einberufung erfolgt mittelit einer 
vom Minifterium des Innern ausgehenden allgemeinen 
Bekanntmachung in dem ©efesblatte, deren zeitige 
Bewirfung dem Vorftande des genannten Minijteriums 
als verfaffungsmäßige Pflicht obliegt. 

$. 64. Der Landesherr Fann die Ständever: 
fammlung vertagen, auch fie auflöfen. Die Ver- 
tagung Darf jedoch nicht über drei Monate dauern, 
und im Falle der Auflöfung des Landtages foll hiermit 
zugleich die Wahl neuer Stände verordnet werden, 
auch deren Einberufung innerhalb der nächiten fechs 
Monate erfolgen. 
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$. 65. Der Landesherr eröffnet und entläßt 
die Ständeverfammlung entweder in eigener 
Perjon oder durch einen dazu bevollmächtigten Mini- 
iter oder andern Commiſſar. 

$. 66. Die Landtage dürfen nicht über Drei 
Monate dauern, wenn der Landesherr Feine Verlän— 
gerung verfügt. 

$. 67. Der Landesherr erläßt den Landtags⸗ 
abſchied. 

F. 68. Zu der Verhaftung der Mitglieder der 
Kammern während der Dauer des Landtags iſt die 
Zuſtimmung der betreffenden Kammer in den Fällen 
erforderlich, in denen die Verhaftung von einer Civil⸗ 
gerichts- oder Polizeibehörde begehrt wird, fowie für 
Bollziehung von Freiheitsjtrafen, welche die Dauer 
von Drei Monaten nicht überfchreiten. Auch Fünnen 
die Mitglieder wegen ihrer Anträge, Abitimmungen 
und Aeußerungen nur dann zur Nechenfchaft gezogen 
werden, wenn diefelben die Merkmale der Majeftäts- 
beleitigung oder der perfünlichen Chrenfränfung an 
fich tragen. 

$. 69. Die Mitglieder der Ständeverfammlung, 
mit Ausnahme der Prinzen des Kurhaufed und der 
Standesherren, fowie deren Bevollmächtigten, erhalten 
die feftgefesten Reiſe- und Tagegelder. 

F. 70. Die Landitände find im Allgemeinen 
berufen, bei der Ausübung der Gefehgebung, der 
Stenergewalt und bei den fonit namhaft gemachten 
inneren Ötaatsangelegenheiten in ber in dieſer Ber- 
faffungsurfunde, in der landftändifchen Gefchäftsord- 
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nung und in ſonſtigen Vorſchriften näher feftgefesten 
Weiſe mitzuwirfen. 

$. 71. Die Gefete und Befchlüffe des deutſchen 
Bundes werden durch ihre Publication Beftandtheile 
des Furheflifchen Rechtes. 

$. 72. Sede Kammer ift befugt, über alle 
inneren Ötaatsangelegenheiten, welche auf das Lanz 
deswohl von weſentlichem Einfluffe find, zweckdienliche 
Aufflärungen von der Regierung zu begehren. 

$. 73. Ein jeder von den Landftänden zu einer 
vorbereitenden Arbeit oder Gefchäftseinleitung gewählter 
Ausfchuß Fann fih zur Erlangung von Auffchläffen 
über die ihm vorliegenden Gegenjtände mit der Re 
gierung oder dem dazu beftellten Sommiffar ins Be—⸗ 
nehmen feben, 

$. 74. Ohne Einwilligung der Stände Fann 
weder das Staatsgebiet überhaupt, noch ein ein- 
zelner Theil deffelben mit Schulden oder auf fonftige 
Art belaftet werden, 

$. 75. Ohne Beiftimmung : der Stände Fann 
Fein die Privatrechte, Die Steuern oder die, Rechts- 
pflege änderndes Gefet gegeben oder authentifch erläutert 
werden. Sm Eingange eines jeden Geſetzes ift ber 
landftändifchen Zuftiimmung ausdrüdlich zu erwähnen. 
| Verordnungen, welche die Handhabung oder Voll- 

ziehung beftehender Gefege oder die Drganifation, die 

Verwaltung und Polizei betreffen, Fünnen von Der 
Regierung ohne Tandftändifhe Mitwirfung erlaffen 
werben. Ä : 
Auch fan, wenn die Landftände nicht verfammelt 
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find, zu ſolchen ausnahmsweiſe erforderlichen Maaß— 
regeln, welche bei außerordentlichen Begebenheiten, 
wofür die vorhandenen Geſetze unzulänglich find, von 
dem Staatsminifterium, auf. den Antrag der betrefe 
fenden Minijterialvorftände für mwefentlich und unauf- 
fchieblich zur ‚Sicherheit des Staates vder zur Erhals 
tung der ernftlich bedrohten öffentlichen Ordnung, 
erklärt werden follten, ungefäumt gefchritten werden. 

Bei der nächften Verſammlung der’ landitändifchen 
Kammern‘, welche längitens binnen Sahresfrift ein- 
treten fol, find Ddiefe proviforifchen Anordnungen vor» 
zulegen, 

$. 76. Dispenfationen von den jebt ber 
ſtehenden gefeßlichen Vorſchriften follen nur mit größter 
Vorſicht ertheilt werden, und dürfen niemals gegen 
die. Fünftig ergeheriden, verfaffungsmäßigen Gefebe 
ftattfinden,, fofern nicht folche in dem Gefete aus: 
drücklich vorbehalten find. 

$. 77. Die Landftände dürfen die begründeten 
Bitten und Befchhwerden einzelner Unterthanen, 
ganzer Klaffen verfelben oder Körperfchaften, infofern 
folche auf allen verfaffungsmäßig gegebenen Wegen 
feine Abhülfe fanden (f. $. 24), der einjchlägigen 
höchften Behörde, oder — Befinden dem Landeg« 
herein ſelbſt, zur geeigneten Berückfichtigung vorlegen, 
fowie über die in der Landesverwaltung oder der 
Rechtspflege wahrgenommenen Mißbräuche Beichwerde 
führen, worauf, wenn diefe' begründet befunden wird, 
die > Abfteltung. berfelben ohne Verzug erfolgen fol. 

$. 78. Durch übereinftimmende Befchlüffe -beider 
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Kammern können diejenigen Vorſtände der Miniiterien 
und deren Ötellvertreter gerichtlich angeflagt- werden, 
welche einer abfichtlichen Berlegung einer pofitiven 
Borfchrift der Verfaffungsurfunde ſich fehuldig gemacht 
haben. (©. jedoch $. 120). Die Unterfuchung und 
Aburtheilung gehört vor dad Dberappellationgsgericht, 
welches in voller Verfammlung zu erfennen und nach 
Befinden auch die Amtsentfegung auszufprechen hat. 

Nach gefällten Strafurtheile finden die gefeglichen 
Rechtsmittel der. Wiederaufnahme der Unterfuchung 
und der Reftitution Statt. 

F. 79. Gegen Staatödiener, welche nicht Mi- 
nifterialvorjtände oder deren Stellvertreter find, find 
landftändifche Anflagen unftatthaft. 

$. 80. Auf jeden Antrag der Landſtände wird 
eine Beſchlußnahme, und zwar, wenn diefe dem 
Antrage nicht entipricht, mit Angabe der Gründe 
thunlichſt bald erfolgen. | ar 


Fünfter Abſchnitt. 
Bon den oberften Staatsbehörden. 


G. 81. Für Die Staatsangelegenheiten- — 
als böchfte Behörde nur beitehen das Öefammt- 
Staatöminifterium und die Vorftände der Minifterial- 
Departements, Durch dieſe wird der Landesherr in 
der unmittelbaren Ausübung feiner Negierungöreipte 
unterftüßt. / 

$. 82. Die einzelnen Zweige ber Staatöver- 
waltung: die Fuftiz, das Innere, worunter aud) 
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die Polizeiverwaltung in ihrem ganzen Umfange be: 
griffen it, das Finanzweſen, das Kriegswefen, 
foweit folches nicht für den Landesheren als oberiten 
Militärchef ausfchließlich gehört, und die auswär- 
tigen Angelegenheiten find hinfichtlich der Com; 
petenz ſtets forgfältig von einander abgegrenzt zu halten. 
Keines Ddiefer Departements darf jemals ohne einen 
verantwortlichen Vorſtand fein. Ein folcher Fann zwar 
zwei Minifterials Departements, jedoch nicht mehrere, 
zugleich verwalten. Er bleibt aber ſtets für jedes 
derfelben befonders, fowie überhaupt Hinfichtlich der 
zum Staatsminijterium fommenden Angelegenheiten . 
feines Departements (vergl. $. 84) auch dann, wenn 
er darüber nicht felbft den Vortrag gehalten hat, 
verantwortlich. 

$. 83. Der Borftand eines jeden Minifterial- 
Departements hat die, vom Landesheren in Bezug 
auf die Regierung und Verwaltung des Staates aus— 
gehenden Anordnungen und Verfügungen, welche in 
fein Departement einfchlagen, zum Zeichen, daß Die 
betreffende Angelegenheit auf verfaffungsmäßige Weife 
behandelt worden jei, zu contrafigniren, und ift 
für die Verfaſſungs- und Gefegmäßigfeit ihres Inhaltes 
perfönlich verantwortlich, Hinfichtlich derjenigen Ans 
. gelegenheiten, welche mehrere oder fümmtliche Depar- 
tements betreffen, haben deren Borftände gemeinfchaft- 
lich zu contrafigniren, und zwar mit perfönlicher 
Berantwortlichfeit eines Seden für die Gegenftände 
feines Departements, 

Durch die gedachte Sontrafignatur erhalten folche 
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Anordnungen und Verfügungen allgemeine Glaubwür- 
digfeit und Bollziehbarfeit. Diefe rechtliche Folge ift 
ohne alle Ausnahme fowohl für die Gerichte, als für 
alle anderen Staatsbehörden maaßgebend, fo daß nur 
den Landftänden vorbehalten bleibt, wegen des Er- 
laſſes von Verordnungen mit der Regierung in Ber- 
handlung zu treten. 

$. 84. Die Vorftände ſämmtlicher Minifterials 
Departements, zu welchen nach Ermeſſen des Landes: 
heren noch andere, befonders berufene Staatsdiener 
hinzutreten, bilden das Gefammt-Staatsminiite: 
rium. Diefes hat alle Staatsangelegenheiten, welche 
der landesherrlichen Entfchließung bedürfen, oder in 
feinen Sißungen wegen ihrer Wichtigkeit von Seiten 
der Minifterials Departements zum Vortrage gebracht 
werden, zu berathen. 

In außerordentlichen und zugleich dringenden Ans 
gelegenheiten ded ausmärtigen, fowie des Kriegs-De- 
partements können die betreffenden Vorſtände die lan 
desherrliche Befchlußnahme ohne vorgängige Berathung 
im Gefammt - Staatsminiiterium einholen. 
| % 85 Dad Gefammt-Staatsminifte- 
rium hat über die Befchwerden gegen Minijterialber 
fchlüffe (ſ. F. 24 u. 8. 77) und über erhobene Zweifel 
hinfichtlich der gegenfeitigen Kompetenz einzelner Mi- 
nifterien zu entfcheiden. 


Sechfter Abfchnitt. 
Bon der Nechtöpflege. 
$. 86. Die Recytöpflege ift von ber Landes- 
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verwaltung getrennt. Nur mit landftändifcher Zu: 
ftinnmung kann hierin eine Aenderung eintreten. 

$. 87. Die Betretung und Verfolgung der ges 
jeglich gegebenen Rechtswege vor den Landesgerichten 
darf nicht gehindert werden. 

Die Beurtheilung, ob eine Sache zum Gerichts: 
verfahren fich eigne, gebührt bei vorhandenem Streite 
einem Competenz-Gerichtshofe, der aus zwei höheren 
Verwaltungs und zwei höheren Gerichtsbeamten unter 
dem Präfidium eines Mitgliedes des Ocfammt-Stantd- 
minijterii oder eines anderen geeigneten höhern Staates - 
beamten zu bilden iſt. 

$. 88. Niemand darf feinem ordentlichen 
Richter, fei es in bürgerlichen oder peinlichen Fällen, 
entzogen werden, es fei denn auf dem regelmäßigen 
Wege nach den Grundſätzen des befiehenden Rechtes 
durch das zuftändige obere Gericht. 

Es dürfen demnach außerordentliche Sommiffionen 
und Gerichtshöfe nicht eingeführt werden, es fei denn, 
daß der Kriegs- oder Belagerungszuftand erflärt worden, 
in welchen Fällen auch gegen Givilperfonen die Militär. 
Serichtsbarfeit innerhalb der vorgefthriebenen Grenzen 
jtattfinden Fann. 5 

Würde die Zahl der gewöhnlichen Mitglieder dee 
zuftändigen Gerichtes für außerordentliche und dringende 
Fälle (z. DB. bei Öffentlichen Ruheftörungen) nidyt hin- 
reichen, um folche gehörig und mit der nöthigen Be- 
fchleunigung zu behandeln; fo ſoll alsdann durch das 
Juſtizminiſterium die erfordecliche Beihülfe durch hinzu- 
tretende Mitglieder. anderer. Gerichte verfchafft werden 
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8. 89. Niemand darf anders, ald in den durch 
die Geſetze bejtimmten Fällen und Formen, zur ges 
richtlihen Unterfuchung gezogen, zu gefänglicher 
Haft gebracht, darin zurückgehalten, oder geitraft 
werden. 

Jeder Verhaftete muß von dem verhaftenden 
Gerichte, beziehungsweiſe von demjenigen Gerichte, 
an welches derſelbe abzuliefern iſt, wo möglich ſofort 
oder längſtens binnen 48 Stunden nach ſeiner Ver— 
haftung oder Ablieferung von der Urſache der Ver— 
haftung in Kenntniß geſetzt und durch einen Gerichts— 
beamten verhört werden. 

Jeder für eine gerichtliche Unterfikung Berhaftete 
muß an das zuftändige Gericht ohne Verzug abge 
liefert werden. 

S. 90. Jeder Angefchuldigte foll, wofern nicht 
dringende Anzeigen eines fchweren peinlichen Verbre— 
chend wider ihn vorliegen oder das Gericht die Forts 
dauer der Haft zur Fortfegung und Sicherung der 
Unterfuchung nicht erforderlich hält, der Regel nad 
gegen Stellung einer angemeffenen, durch das Gericht 
zu beitimmenden Saution, feiner Haft ohne Verzug 
entlaffen werden. 

$. 91. Die Hausfuchung findet nur auf Verfü— 
gung einer zuitändigen Gerichts: oder Polizeibehörde 
Statt. 

$. 92. Keinem Angefchuldigten darf das Recht 
der Beichwerdeführung während der Unterjuchung, 
das Recht der Vertheidigung, oder der verlangte 
Urtheilsipruc, verlagt werden. 
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$. 93. Der Verhaftere ift berechtigt, unter 
der geeigneten gerichtlichen Aufſicht mündlich oder 
ſchriftlich über feine Familien Angelegenheiten mit 
feinen Angehörigen fich zu benehmen, aud während 
ber Unterfuchung aus feinen eigenen Mitteln beflere, 
ald die gewöhnliche, Koft fich zu verfchaffen. 
Wegen Mißbrauchs vder aus fonfligen wichtigen 
Gründen kann diefe Berechtigung vom Gerichte uns 
terfagt werden. 
$. 94. Zur Bekleidung des Richter» Amtes 
wird jedenfalls ein Alter von 24 Sahren, in der 
höchften Inſtanz aber ein Alter von wenigfteng dreißig 
Jahren erfordert. s 
| $. 95. Die Gerichte für die bürgerliche und 
Strafrechtspflege find innerhalb der Grenzen ihres 
tichterlichen Berufes in allen Snftanzen unabhängig. 
Diefelben entfcheiden, ohne irgend eine fremde Ein- 
wirfung, nach den beftehenden Rechten und Gefegen. 
Sie follen in ihrem Verfahren, namentlich auch in 
der Bollziehung ihrer Verfügungen und Urtheile — 
— ohne Eintrag für die Verfügungen der höheren 
hen grobehörben, und unbefchadet des Iandesherrli- 
ae a abigungsrechtes (. 8. 97) geſchützt und foll 
der — von allen Civil- und Militärbehörden 
= übrende Beiftand geleiftet werden. 
fichelich — von 26. November 1743 bleibt hin— 
der Red eftimmungen über die Selbjtändigfeit 
Atspflege auch fernerhin in Kraft, und 
zwar mit dere * = e i 
Strafrechte n ausdrücklicher Ausdehnung auf die 
Pflege. (Siehe übrigens SS. 24 und 87.) 
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$. 96. Gemeinden und Körperfhaften 
bedürfen zu einer Klage gegen ten Etaatsanwalt zwar 
nicht der Ermächtigung einer Verwaltungsbehörde, ins 
deffen foll derjenigen Behörde, welcher die obere Aufs 
ficht auf die Verwaltung des Gemeinde- oder Körper 
fehaftsvermögens zuftehet, mit Ausnahme eiliger Fälle 
(3. B. wegen des jüngften Befites), ſechs Wochen 
vor Anftelung der Klage Anzeige gefchehen, um etwa 
einen vorgängigen Verfuch der Güte einleiten zu Fönnen. 

8. 97. Der Landesherr fann Strafen erlaffen und 
mildern, auch die gerichtliche Unterfuchung nieder: 
fchlagen. 

Das landesherliche Begnadigungsrecht ift nur in 
fo weit bejchränft, als eine landftändifche Minifterans 
klage (ſiehe $. 78) nicht niedergefchlagen oder eine, 
in Folge derfelben erfannte Amtsentfegung nicht aufs 
gehoben werden kann. 

$. 98. Die Sonfiscation kann Fünftig nur bei 
einzelnen Sachen, welche als Gegenftand oder Werke 
zeug einer Vergehung gedient haben, Statt finden. 
Eine allgemeine VBermögens-Confiscation tritt in Feinem 
Falle ein. 

8. 99. Moratorien dürfen nur mit landitändis 
cher Beiftimmung ertheilt werden. 


Siebenter Abfchnitt. 
Bon den Kirchen, den Unterrichts: Anftalten 
und den milden Stiftungen. 
$. 100. Alte im Staate anerfannten Kirchen 
genießen gleichen Schuß deflelben. ihren verfaffunge- 
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mäßigen Befchlüffen bleiben die Sachen des Glaus 
bens und der Kiturgie überlaffen. 

SF. 101. Die Regierung übt die unveräufferlichen 
boheitlihen Rechte des Schuges und der 
Dberaufficht über die Kirchen in ihrem vollen Um: 
fange aus. 

$: 102. Die unmittelbare und mittelbare Aus: 
übung der FKirchengewalt über die evangelifchen 
Slaubenspartheien verbleibt, wie bisher, dem 
Zandesheren. Doch muß bei dem Uebertritte deffelben 
zu einer anderen, als evangelifchen Kirche die alsdann 
zur Beruhigung der Gewiffen gereichende Befchränf- 
ung Ddiefer Gewalt mit den Landftänden ohne Auf 
jchub näher fejigejtellt werden. 

Ueberhaupt aber wird in liturgifhen Sachen der 
evangelifchen Kirchen Feine Neuerung ohne die Zuitim- 
mung einer Synode Statt finden, welche von der 
Regierung berufen wird, 

$. 103. . Für das befontere Verhältniß der Fa- 
tholifchen Kirche zu der Staatdgewalt dienen fol: 
. gende Beitimmungen zur Richtfcehnur: | 

a. in Anfehung des Firchlichen Cenſur- und Straf 
rechtes, jowie des: bifchöflichen Amtseinfluffes auf 
die Unterrichtsanitalten bleibt das (mit dem vor- 
maligen bifchöflichen Generalvicariat zu Fulda 

verabredete) Negulativ vom 31. Auguſt 1829 

ferner in Kraft; 

b. die von dem Biſchof und- den übrigen Fatholifchen 

Kirchenbehörden ausgehenden allgemeinen Ans 

vrdnungen, Kreisfchreiben und Bayälen alle 
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gemeinen Erfaffe an die Geiftlichfeit und Diö— 
zeſanen, welche nicht reine Slaubend- und Firch- 
liche Lehrfachen betreffen, oder durch welche die- 
felben zu Etwas verbunden werden ſollen, was 
nicht ganz in dem eigenthümlichen Wirfungsfreife 
der Kirche liegt, bedürfen der Genehmigung des 
Staates, und Finnen nur mit. folcher Fund ger 
mache und in Ausführung gebracht werden; 
. lolche allgemeine Erlaffe der Kirchenbehörde 
welche rein geiitliche Gegenjtände betreffen, 
find der einjchlägigen Staatsbehörde zur Einficht 
vorzulegen, und diefe wird Die Bekanntmachung 
nicht hindern, wenn der Inhalt Feinen Nachtheil 
dem Staate bringen würde; 
. von allen bifchöflichen, unmittelbaren oder mit— 
telbaren Communicationen mit dem päpfts 
lichen Stuhle, welche nicht etwa. lediglich in 
Beziehung auf einzelne Fälle der eigentlichen 
Geelforge oder auf gewöhnlihe, der römifchen 
Curie unjtreitig zufommende Dispenfationen be— 
abfichtigt werden möchten, noch blos in Glück—⸗ 
wünfchungs-, Danffagungs- und anderen ders 
gleichen Geremonialfchreiben bejtehen, wird Die 
Staatsregierung durch den landesherrlichen Be— 
vollmächtigten bei dem Bisthume nach wie vor 
Einfiht nehmen laſſen; 
‚ in allen Fällen, wo ein Mißbrauch der geift- 
lihen Gewalt Statt findet, bleibt die Be— 
fchwerde oder der Recurs ebenfowohl an die 
Kandesbehörden offen, jedoch, was das geiftliche 
15 
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Perfonal in feinem Berufe angehet, erit alsdann, 

wenn ein bei der zuftändigen oberen Kirchen 

behörde gefchehener Verfuch zur gebührenden Ab- 
hülfe ald erfolglos dargethan, oder in fo fern 
etwa Gefahr bei dem Berzuge fein würde. 

$. 104. Der Staat gewährt den Geiftliyen 
jede, zur Erfüllung ihrer Berufsgefchäfte erforderliche, 
gefetzliche Unterftügung, und fehügt fie in Dem 
Genuffe der Achtung und Auszeichnung, welche ihrer 
vom Staate anerfannten Amtswürde gebühret. 

Hinfichtlicy ihrer bärgerlihen Handlungen 
und Verhältniffe find diefelben der weltlichen Obrig— 
Feit unterworfen. 

$. 105. Kür den Öffentlihen Unterricht, 
fonach die Erhaltung und Vervollfommnung der nie 
deren und höheren Bildungsanftalten, und namentlich 
der Randesuniverfität, fowie der Landſchullehrer-Se— 
minare, ift zu allen Zeiten nach Kräften zu forgen. 

$. 106, Alle Stiftungen ohne Ausnahme, 
fie mögen für den Eultus, den Unterricht oder Die 
Wohlthätigkeit beitimmt fein, ftehen unter dem befon- 
deren Schuge des Staates, und das Vermögen oder 
Einfommen verfelben darf unter feinem Vorwande 
zum Staatsvermögen eingezogen oder für andere, als 
die ftiftungdmäßigen, Zwede verwendet werben. 

Nur in dem Falle, wo der fliftungsmäßige Zwed 
nicht mehr zu erreichen ftehet, darf eine Verwendung 
zu anderen Ähnlichen Zwecken mit Zuftimmung der Bethei- 
figten, und, fo fern öffentliche Anftalten in Betracht 
fommen, mit Bewilligung der Landftände, erfolgen. 


Bom 13. April 1852. 227 


Achter Abfchnitt. 
Bon dem Staatshausbalte. 


$. 107. Ueber vie Verwendung der Einkünfte 
des landesherrlichen Vermögens fol die erforderliche 
Regulirung, unter Mitwirfung der Agnaten, in einer 
affe folgende Zeiten umfaffenden Weiſe mit den Land—⸗ 
ſtänden baldigſt bewirft werden. 

Bis dahin bildet - für deflen Verwaltung und 
Verwendung die im Jahre 1831 getroffene Uebereins 
funft die Grundlage, wie fie in den folgenden Para- 
graphen enthalten ift. 

$. 108. Aug dem landesherrlichen Vermögen 
überhaupt ijt Die verabredete Hofdotationsfumme zu 
entrichten. 

Die nad jener Bereinbarung dem Haus - Fideir 
commiß verbleibenden Domainen (andgüter und Forite) 
jollen schon jest durch baldehunlichtte Verzeichnung 
ausgefondert werden und müffen in ihrem Neinertrage 
den für den Bedarf des Kurfürftlichen Hofes feitge- 
jesten Beträgen vollftändig-gleichfommen und nöthigens 
falls aus Beitandtheilen des nach der Bereinbarung 
gebildeten Staatsvermögens ergänzt werden. 

$. 109. Die zum Haus-Fideicommiß-Bermögen 
gehörigen Domainen follen mit den durch jene Ver— 
einbarung zu Staatsvermögen erflärten gejammten 
Beitandtheilen deffelben in dem durch die erwähnte 
Vereinbarung feitgefegten Umfange in derfelben Ver— 
waltung Durch die Staats » Finanzbehörden verbleiben, 
jo daß der Gefammt-Ertrag in die Stantöfaile fließt, 

15* 
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aus welcher die feſtgeſetzte Hofdotationsſumme abzu⸗ 
liefern iſt. 

Hinſichtlich der Veräußerung der Fideicommiß— 
Güter finden die Beſtimmungen des folgenden $. 110 
ebenfalls Anwendung. 

$. 110. Das Staates, wie das landesherrfiche 
Haus » Fidveicommiß » Vermögen ift ftets in feinen we- 
jentlichen Bejtandtheilen zu erhalten und kann daher 
ohne Einwilligung der Stände weder durch Veräuße— 
rung vermindert, noch mit Schulden oder fonjt einer 
bleibenden Laſt befchwert werden. 

Unter dem PVeräußerungsverbote aber find Dies 
jenigen Veränderungen nicht begriffen, welche bei ein- 
zelnen Befigungen zur Beförderung der Landegfultur 
oder fonft zur Wohlfahrt des Staates und Entfernung 
wahrgenommener Nachtheile, Durch Verfauf, Austaufch, 
Bererbleihung, Ablöfung oder Ummwandlung in ftändige 
Renten, oder in Folge eines gerichtlichen Urtheiles, 
nothwendig oder gut befunden werden follten. Der 
Erlös und überhaupt alles Auffommen aus veräußerten 
Beſitzungen diefer Art muß jederzeit wieder zum Grund 
ſtock gefchlagen, und fo bald ald thunlich, zur Er- 
werbung neuer Befisungen, oder auch zur Verbefferung 
der vorhandenen und Erhöhung ihres Ertrages ver- 
wendet werden, worüber demnächft den Fanditänden 
eine genaue Nachweifung gefchieht. | 

Auch die Fünftig Heimfallenden Lehen wer: 
den zum Staatsgute gehören. Gleichwohl bleibt der 
Zandesherr berechtigt, die während der Dauer feiner 
Regierung heimgefallenen Lehen an Glieder des Kurs 
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fürftlichen Haufes oder der heffiichen (ehemals reichs— 
unmittelbaren, altheffifchen und fchaumburgifchen) Rit- 
terfchaft, oder zur Belohnung von Fundbar ausgezeid)- 
neten Verdienſten um den Staat, wieder zu verleihen. 

8. 111. Der Bedarf für die Ausgaben Der 
Staatsverwaltung wird in der Negel von drei zu drei 
Jahren feſtgeſtellt. | 

Inſofern zur Befchaffung diefes Bedarfs die Er- 
höhung der jest beitehenden oder die Einführung neuer 
Steuern nothwendig ift, iſt dazu die Zuftimmung der 
Landſtände erforderlic). 

$. 112, Bei der Aufforderung zu dieſer Zus 
ſtimmung muß die Nothwendigfeit oder NiüglidFeit 
der Ausgaben und dad Bedürfniß der vorgefchlagenen 
Steuern nachgewiefen, auch von den betreffenden Be- 
hörden diejenige Auskunft aus den Akten und Büchern 
gegeben werden, welche die Landſtände in diefer Ber 
ziehung zu begehren fich veranlaßt ſehen Fünnten. 

$. 113. Die Erhöhung einer jeht beitehenden, 
oder die Einführung einer neuen Steuer bleibt ſo 
fange fortbeftehen, bis ſolche im Einverftändniffe der 
Regierung mit den Landftänden wieder aufgehoben 
oder abgeändert wird, | 

Hinfihtlich der auf Zoll- und Handelöverträgen 
ruhenden Veränderungen in den Abgaben hat es bei 
den bisherigen Vereinbarungen mit den Landſtänden 
jein Verbleiben*). 


*) Das Zollgefeß vom 28. Dec. 1837 lautet: »$. 13° 
Der Zolltarif kann nur alle Sahre im Ganzen berihtigt, 
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$. 114. Für Diejenigen Grundſtücke, welche 
früherhin als eremte Güter oder fonft wegen ihrer 
befonderen Verhältniffe mit Feiner oder mit einer ge- 
ringeren, als der gewöhnlichen Grundfteuer belegt 
waren, werden die gefeßlichen Vorfchriften wegen der 
bisherigen Exemtenſteuer, und beziehungsmweife der für 
die Erbleihe, und dergleichen befonders belajteten Güter 


und muß ſodann für bie nächften drei Fahre, zeitig vorher, 
volftändig von neuem herausgegeben werben. Abänderungen 
einzelner Zollfäße oder Erläuterungen über letztere follen ver 
Regel nah nur jährlich auf einmal ausgefproden, wenigftens 
acht Wochen vor dem erften Januar zur öffentlichen Kunde 
gebracht und erft von diefem Tage an angewendet werden. 
Eine Abänderung des Zolltarifs im Ganzen wird nicht ohne 
befondere landſtändiſche Zuftimmung Statt finden. Die Be- 
fiimmungen, welche wegen Abänderung oder Erläuterung ein 
zeiner Zollfäpe mit den übrigen Bereingftaaten vereinbart 
werden, follen für die Dauer dieſes Geſetzes einer folchen be— 
fonderen Zuftimmung nicht bevürfen, fondern erhalten mit der 
Berfündigung in die Geſetzſammlung gefeßliche Kraft. Es 
foll jedoch in diefer Verfündigung tedesmal der landſtändiſchen 
Zuftimmung Erwähnung gefchehen.» Gefeb vom 10. Juni 
1841: »Von Gottes Gnaden Wir Friedrih Wilhelm, 
Kurprinz und Mitregent von Heſſen etc. erlaffen, in Folge 
mit den übrigen Zollvereinsftaaten getroffenen Vereinbarungen, 
nach Anhörung Unferes Gefammt-Staatsminifteriums und mit 
Beiftimmung der getreuen Landſtände, nachfolgendes Geſetz. 
Die vermalen beftehenvden gefeglichen Vorſchriften über bie 
Eingangs-, Ausgangs-, Durhgangs- und. Ausgleihungs- Ab- 
gaben bleiben bis zum 1. Januar 1854, und wenn ber große 
deutfche Zollverein fich früher auflöfen follte, Unſerer höchſt— 
eigenhändigen Unterfchrift und des beigebrüdten Staatsfiegels 
gegeben zu Wilhelmspöpe am 10: Juni 1841. Friedrich 
Wilhelm, (St. S.) Vt. Mog. Ve. Madelvey.» 
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bisher gefeßliche Zuftand, fo lange beibehalten, bis die 
nach Möglichkeit zu befchleunigende gleichmäßige Be- 
jteuerung unter Zuficherung einer angemeffenen Ent: 
vchädigung für die bisherigen rechtmäßigen Steuer— 
Freiheiten und Vorzüge, geſetzlich eingeführt fein wird. 

$. 115. Die Güter der Kirchen und Pfar- 
reien, der öffentlichen Unterrichtsanftalten 
und der milden Stiftungen bleiben, fo lange fie 
fi) in deren Eigenthume befinden, von Steuern bes 
freiet. Diefe Steuerfreiheit erftreckt fich jedoch nicht 
auf diejenigen Grundſtücke, welche bisher fchon fteuer- - 
pflichtig waren, oder nach der Verfündigung diefer 
Berfaffung von ihnen erworben werden, 

$. 116. Die Grundftücde, welche von der Lanz 
Desherrfchaft zu eigenem Gebrauche oder von 
Gliedern des Kurhaufes erworben find oder 
werden, bleiben in ihrer bisherigen Steuerverbindlichkeit. 

$. 117. Die gefeglich in Nückficht ihres der— 
maligen Befiters fteuerfreien Grundftücfe verlieren 
dieſe Eigenfchaft, fobald fie in Privateigenthum über: 
gehen. 

$. 118. Bon drei zu drei Sahren fol eine Ueber: 
ſicht Über den Staatsbedarf für die nächften drei Sahre 
und über die Mittel zu deſſen Dedung durch eine 
Verordnung befannt gemacht werden. 

Einer jeden Ständeverfammlung foll die Vers 
wendung des Staatseinfommend aus den lebtverflöfs 
fenen drei Fahren und auf Verlangen auch aus den 
früheren Jahren nachgemwiefen werden. 
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Neunter Abfchnitt. 
Allgemeine Beftimmungen. 


$. 119. Zur Annahme einer in Vorfchlag ge: 
brachten Abänderung oder Erläuterung der 
gegenwärtigen Berfaffungs-Urfunde ifteine Stim- 
menmehrheit von drei Vierteln der in der Berfaflung 
feftgefetten Anzahl von landitändifchen Mitglieder in 
jeder Kammer erforderlich. 

$. 120. Sollten Dereinft etwa zwifchen der 
Regierung und den Landftänden über den Sinn ein- 
zelner Beftimmungen der Verfaſſungs-Ur— 
Funde Zweifel fich erheben, und würde wider Ver: 
hoffen eine Verftändigung darüber nicht erfolgen; fo muß 
der zweifelhafte Punft bei ver Bundesverfammlung durch 
die Regierung oder die Kandftände zur Entfcheidung ge: 
bracht werden, unbefchadet der einftweiligen Geltung 
des von der Regierung angenommenen Sinnes. 

Das landſtändiſche Anklagerecht (ſ. $. 78) iſt 
hierbei ausgefchloffen. 

F. 121. Die landſtändiſchen Kammern ſind be— 
rechtigt, während ihres Zuſammenſeins, jedenfalls 
aber vor ihrer Entlaſſung, eine Commiſſion von ſechs 
Mitgliedern — aus jeder Kammer drei — lediglich 
zu dem Zwecke zu wählen und zu bevollmächtigen, 
um für den etwa eintretenden Fall einer Verletzung 
einer pofitiven Berfaffungsbeitimmung bei der Bun— 
desverjammlung Beichwerde zu führen. 

Die Commiffion ift jedoch gehalten, ehe fie eine 
jolche beabfichtigte Befchwerdeführung realifirt, der 
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Regierung vierzehn Tage zuvor, unter Darlegung 
‚ihrer Gründe, davon gebührende Anzeige zu machen. 

$. 122. Alle gefegliche Beitimmungen und ans 
dere Anordnungen jeder Art, welche mit dem Inhalte 
der gegenwärtigen Berfaffungs-Urfunde im Widerfpruch 
itehen, find hierdurch aufgehoben. 

$. 123. Diefe Berfaffungs » Urfunde tritt in 
ihrem ganzen Umfange fofort nach ihrer Berfündigung 
in Kraft und Wirffamfeit, und werden die Diener 
und Unterthanen des auf Die bisherige Verfaſſung 
geleifteten Eides hiermit entbunden. 

Urkundlich Unferer Alterhöchjteigenhändigen Un- 
terfchrift und des beigedrücten Staatsfiegeld gegeben 
zu Gaffel am 13. April 1852. 


Friedrich Wilhelm. 


(St. ©.) j 


Vet. Haffenpflug. We. Bolmar. Ve. Haynan. 
Vt. Baumbach. 


Defterreichifche Verfaſſung 
vom 31. December 1851. 


Wir Franz Sofeph der Erfte, von Gottes Gnas 
den Kaifer von Defterreich ac. 


Infolge unferer Anordnungen vom 20. Auguft 
1851 haben eindringende Unterfuchungen der Berfaf- 
jungsurfunde vom 4. März 1849 in unferm Minifter- 
und in unferm Reichsrathe jtattgefunden. Da nad 
dem Ergebniffe der gepflogenen Berathungen die be- 
zogene Berfaffungsurfunde weder in ihren Grundlagen 
den Berhältniffen des öfterreichifcehen Kaiferftaats an- 
gemeflen, noch in dem Zufammenhange ihrer Beftim- 
mungen ausführbar ficdh darjtellt, fo finden wir ung 
nach forgfältiger Erwägung aller Gründe durch unfere 
Negentenpflicht gedrungen, die erwähnte Verfaſſungs— 
urfunde vom 4. März 1849 hiermit außer Kraft und 
gefeglihe Wirkfamfeit zu erflären. Die Gleichheit 
aller Staatsangehörigen vor dem Geſetze, fowie vie 
Unzuläffigfeit und die durch befondere Geſetze gegen 
billige Entfhädigung der früher Berechtigten erfolgte 
Abftelung jedes bäuerlichen Unterthänigfeits- oder 
Hörigfeitsverbandes und der damit verbundenen Lei— 
tungen werben ausdrücklich beftätige. Um zu denje— 
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nigen Einrichtungen zu gelangen, welche geeignet find, 
den Bedürfniffen unferer verfchiedenen WVölfer, ſowie 
den Bedingungen der Wohlfahrt aller Schichten derfelben 
und die Stärfe unferer Regierung zur Befeitigung 
der äußern und innern Sicherheit, Einheit und Macht 
des Staats zu Fräftigen, werden die Wege der Er- 
fahrung und der forgfältigen Prüfung aller Verhältniffe 
eingehalten und Die daraus abgeleiteren organifchen 
Gelege fortichreitend zu Stande gebracht werden. 
Wir haben auf dem Grunde diefer Betrachtung nad 
Anhörung unfers Reichsraths gleich dermalen in den 
zunächſt wichtigiten und dringenften Richtungen der 
organifchen Geſetzgebung eine Reihe von Grundfägen 
feftgejtellt und die entfprechenden Befehle ertheilt, damit 
folche zur öÖffentlihen Kenntniß gebracht, und unver: 
züglich zu den Arbeiten ihrer Ausführung gefchritten 
werde. Die nachfolgenden befondern Geſetze werden 
die genauern verbindlichen Beltimmungen und Ein: 
richtungen enthalten; bis dahin find die dermalen in 
Wirffamkeit beftehenden Geſetze zu beobachten. 
Gegeben 2. 31. December 1851. 


Franz Joſeph. 


Mir Franz Sofeph der Erfte «. 

Sn dem Patente vom 4. März 1849 wurden flr 
die nachbenannten Kronländer (folgen die Namen) bes 
flimmte politifche Rechte verfündet, welche mit der gleich» 
zeitig Fundgemachten Berfaffungsurfunde einer forgfäl- 
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tigen Prüfung unterzogen wurden. Infolge der Gründe, 
welche ung durch Vernehmung des Minifter- und des 
Reichsraths vorgetragen wurden, fehen wir ung beftimmt, 
das erwähnte Patent vom 4. März 1849 und die 
darin für Die bezeichneten Kronländer verfündeten 
Grundrechte hiermit außer Kraft und gefegliche Wirk. 
jamfeit zu fegen. Inſofern über die einzelnen Punfte 
jener Grundrechte nicht bereits befondere Beftimmungen 
erfolgt find, behalten wir uns vor, folche durch eigene 
Geſetze zu regeln. Wir erflären jedoch durch gegen- 
wärtiges Patent ausdrüdlich, daß wir jede in den 
eingangs erwähnten Kronländern gefeglich anerfannte 
Kirche und ‚Religionsgefellfchaft in dem Rechte der 
gemeinfamen öffentlichen Religionsübung, dann in der 
felbftändigen Verwaltung ihrer Angelegenheiten, ferner 
im Befige und Genuffe der für ihre Eultus-, Unter: 
richts- und Wohlthätigkeitszwecke beftimmten Anftalten, 
Stiftungen und Fonds erhalten und fchügen wollen, 
wobei diefelben den allgemeinen Staatsgeſetzen unter: 
worfen bleiben. 
Gegeben ꝛc. 31. December 1851. 


Franz Joſepb. 


Allerhöchſtes Cabinetsſchreiben St. Maj. des 
Kaiſers an den Miniſterpräſidenten: 
„Lieber Fürſt Schwarzenberg! 
Mit Beziehung auf das Patent vom heutigen 
Tage erhalten Sie in der Beilage die von mir nach 


Deiterreichifche Verfaflung. 237 


_ Anhörung meines Minifter- und meines Reichsraths 
in den zunächit wichtigiten und dringendjten Richtungen 
der organiſchen Gejeßgebung feftgejtellten Grundſätze, 
mit dem Auftrage, dafür zu forgen, daß ohne. affe 
Verzögerung von den Minijterien, die es betrifft, zu 
ven Arbeiten der Ausführung in angemeffener Weife 
gefchritten und die Nefultate mir vorgelegt werden. 
Wien, 31. December 1851. 


Franz Iofeph. 


Grundſätze für organifche Einrichtungen in den 
Kronländern des jterreichifchen Kaiferftaats. 

1) Die unter den alten hiftorifchen oder neuen 
Titeln mit dem djterreichifchen Kaiferftaate vereinigten 
Länder bilden Die untrennbaren Beitandtheile der öfters 
reichifchen Faiferlichen Erbmonarchie. 

2) Der Name „Kronländer” foll in der ämtlichen 
Sprache nur als affgemeine Bezeichnung gebraucht, 
bei befonderer Benennung eines Landes aber ftets Die 
demfelben zufommende eigene Xitelbezeichnung aus— 
gedrückt werden. 

3) Der Umfang ter Kronländer foll mit Bor: 
behalt der aus BVerwaltungsrücfichten begründeten 
Veränderungen beobachtet werden. 

4) In jedem Kronlande find undesfürftliche Be— 
zirfsämter (unter den üblichen Randesbenennungen) in 
angemefjenen Bereichen aufzuftellen und in denfelben 
jo viel möglich die verfchiedenen Verwaltungszweige 
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inner beftimmten Grenzen der Wirffamfeit zu vereinigen. 

5) Ueber die Bezirfsämter werden unter den 
üblichen Landesbenennungen in adminiftrativer Hinficht 
Kreisbehörden (Somitate, Delegationen und dgl.) auf- 
geftelt. Der räumliche Umfang derfelben wird mit 
Rückſicht auf die in früherer Zeit beftandenen Einthei- 
lungen und mit Beachtung der gegenwärtigen Bedürf- 
niffe zu bejtimmen fein. Sn Fleinen Kronländern, 
fowie überhaupt wo Fein Bedürfnig zur Aufitellung 
von Kreisbehörden eintreten follte, werden folche ent- 
fallen. Die Kreisbehörden find der Landesſtelle (Punkt 6) 
untergeordnet und haben theild einen überwachenden, 
theils einen ausübenden und adminiftrativen Wirfungs- 
freie. 

6) Ueber den Kreisbehörden fteht in den Kron— 
ändern die Statthalterei und der Landeschef, Ber 
fondere Beftimmungen werden die Gefchäftshandlung, 
den Wirkungskreis der Statthalterei, die Stellung 
und die Bollmachten des Landeschefs und Die Unter- 
ordnung unter die höchften Autoritäten feftfeßen. 

7) Als Drtsgemeinden werden die factifch be— 
ftandenen oder beftehenden Gemeinden angefehen, ohne 
deren Vereinigung da, wo fie nothwendig ift, oder 
begrändet gewünfcht wird, nad) Maßgabe der Bedürf- 
niffe und Intereſſen augzufchließen. 

8) Bei der Organifirung der Ortsgemeinden ift 
der Unterfchied zwifchen Land- und Stadtgemeinden, 
befonders in Anfehung der lettern die frühere Eigens 
ichaft und befondere Stellung der Föniglichen und lan- 
desfürftlichen Städte zu berückfichtigen. 
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9) Bei der Beftimmung der Landgemeinden fann 
der vormals herrfchaftliche Grundbefig unter beftimmten 
in jedem Lande näher zu bezeichnenden Bedingungen 
von dem Berbande der Drtsgemeinden ausgefchieden 
und unmittelbar den Bezirfsämtern untergeordnet werden. 
Mehrere vormals herrfchaftliche unmittelbar anjtoßende 
Gebiete fünnen fich für diefen Zweck vereinigen. 

10) Die Gemeindevorjtinde der Land- und Stadi- 
gemeinden follen der Betätigung und nach Umftänden 
jelbft der Ernennung der Regierung vorbehalten werden. 
Es foll deren Beeidigung für Treue und Gehorfam 
an den Monarchen und gewiffenhafte Erfüllung ihrer 
fonftigen Pflichten jtattfinden. Auch jollen da, mo 
die Gemeindeverhältniffe es räthlich machen, höhere 
Kategorien von Gemeindebeamten der Beitätigung 
der Regierung unterzogen werden. 

11) Die Wahl der Gemeindevorftände und Ge— 
meindeaugfchüffe wird nach zu bejtimmenden Wahl: 
ordnungen den Gemeinden mit den gefeglichen Vor— 
behalten zugeftanden. 

12) Die Titelnamen der Gemeindevorftinde und 
der Gemeindeausfchüffe find nach den früher beitandenen 
landesüblichen Gewohnheiten zu beftimmen. 

13) Der Wirfungdfreis der Gemeinden folt fich 
im Allgemeiren auf ihre Gemeindeangelegenheiten be- 
fchränfen, jedoch mit der Verbindlichfeit für die Ge— 
meinden und deren Vorjtände, der vorgefesten landes- 
fürftlichen Behörde in aflen öffentlichen Angelegenheiten 
die Durch allgemeine oder befondere Anordnungen be- 
ftimmte und in Anfpruch genommene Mitwirfung zu 
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leiften. Auch in den eigenen Gemeindeangelegenheiten 
jolfen wichtigere, in ten Gemeindeordnungen näher zu 
beflimmende Acte und Beſchlüſſe der Gemeinden der 
Prüfung und Beftätigung der landesfürſtlichen Behör- 
den vorbeljalten werden. 

14) Die Deffentlichfeit der Gemeindeverhant- 
lungen, mit Ausnahme befonderer feierlicher Acte, it 
abzuitellen, ohne für Die betheiligten Gemeindemit- 
glieder. die Einfichtnahme befonderer Gegenftände zu 
befeitigen. 

15) Die Gemeinden werden in der Regel den 
Bezirfsämtern und nur ausnahmsweiſe nach Berhälts 
niß ihrer befondern Eigenthümlichfeiten den Kreisbe— 
hörden oder den Ötatthaltereien unmittelbar -unter- 
geordnet, 

16) Nach dieſen Grundfägen find für jedes Land 
den befondern Berhältniffen deſſelben entfprechende 
Drödnungen für die Landgemeinden und für die Städte 
zu bearbeiten. Es ift bei diefen Arbeiten ferner von 
dem Gefichtspunfte auszugehen, daß den überwiegenden 
Intereſſen auch ein überwiegender Einfluß zugeftanden 
und ſowohl bei den Activ- und Paflivwahlen für die 
Beitallung. der Gemeindevorjtände und Ausfchüffe als 
in den Gemeindeangelegenheiten dem Grundbefige nach 
Maßgabe feiner in den Gemeindeverband einbezogenen 
Ausdehnung und feines Steuerwerthes, dem Gewerbe- 
betriebe aber in dem BVerhältniffe zu dem Gefammts 
grundbefige — in den Stadtgemeinden insbefondere 
dem SHausbefiger —, dann fo viel möglid) den Cor— 
porationen für geiftige und materielle Zwede das ent- 
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ſcheidende Uebergewicht gefichert werde. Im Lombars 
diſch⸗Venetianiſchen Königreiche int die daſelbſt bejtehende 
Gemeindeordnung mit dem Vorbehalte allfälliger durch 
die Erfahrung hervorgerufener VBerbefferungen aufrecht 
zu erhalten. 

17) Das Richteramt wird im ganzen Weiche 
von den dazu beitellten Behörden und Gerichten nad) 
ven beitehenden Gefegen im Namen Sr, F. k. Apo- 
Ttolifchen Majeſtät ausgeübt. 

18) Die Sujtizbeamten und Richter find mit 
Wahrung ihrer Selbitftändigkeit bei der gefeglichen 
Ausübung des Richteramts in Abficht auf ihre fonjtigen 
perfönlichen Dienjtdeziehungen nach den für die Staats— 
beamten beitehenden Borfchriften zu behandeln. 

19) Die Trennung der Suftizpflege von den Ver- 
waltungsbehörden foll bei den uftizeuflegialgerichten, 
vanı den zweiten und Dritten Inſtanzen allgemein, 
bei den erften Inftanzen aber im Lombardiſch-Venetia⸗ 
nifchen Königreiche und dort, wo es als unerläßlich 
anerfannt wird, flattfinden. Sonſt ift bei den Ein 
zelgerichten als erften Ssnftanz die Vereinigung mit der 
Berwaltung im Bezirfsamte anzunehmen. In der intern 
Einrichtung dieſer Bezirksbeamten (ſiehe Punkt 4) 
kann aber nach Umſtänden ein eigener Gerichts⸗oder 
politiſcher Beamter zugetheilt werden, je nachdem die 
Verhältniſſe es erfordern. Tepe 147 

20) Sowohl in ftreitigen als‘ nicht ſtreitigen Civil⸗ 
wie in Strafſachen ſollen drei‘ Inſtanzen beſtehen. 

21) Die rein juridiſchen ſowie die mit der po⸗ 
litiſchen Verwaltung als Bezirksämter fungirenden 
16 
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eriten Inſtanzen find für Givilangelegenheiten inner 
zu bejtimmenden Grenzen — für Uebertretungen und 
bejunders zu bezeichnende Vergehen, für Erhebung 
des Thatbeitandes und alle Hülfeleiftungen zum Be: 
hufe und zur Unterjtügung der Strafgerichte berufen. 

22) In angemeffenen Dijtriften, fo viel thunlid) 
mit Rückſicht auf die politifche Eintheilung der Ränder, 
werden Goflegialgerichte als erfte Inſtanzen für dag 
Richteramt Über Berbrechen und befonders bezeichnete 
Vergehen, dann für afle ſolche Rechtsangelegenheiten, 
welche die Grenzen der Wirffamfeit der Bezirfsämter 
überfteigen, eingefegt. 

23) Zur Behandlung der Givil- und Strafan- 
gelegenheiten in zweiter Inſtanz find Oberlandesgerichte 
mit Rückſicht und Beichränfung auf das ftrengite Be- 
dürfniß zu beftellen. 

24) Der oberfte Gerichtshof hat als dritte In— 

itanz zu beitehen. 
- +25) Bei Uebertretungen und Bergehen, ‚infofern 
die letztern den Bezirfsämtern zugewiefen: find, findet 
das inquifttorifche Verfahren in möglichit einfacher 
Form, ſtatt. 

26) In den Strafſachen, welche von den Colle⸗ 
gialgerichten zu verhandeln ſind, iſt der Grundſatz 
der Anklage, der Beſtellung eines Vertheidigers für 
den Angeklagten und der Mündlichkeit im Schlußver- 
fahren zu beobachten. | 

27) Das Berfahren, ift nicht offentlich, es wird 
aber bei der mündlichen Verhandlung in erſter In— 
ftanz dem era mit Bewilligung des Präfidenten, 
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jowie dem Letztern das Recht eingeräumt, Zuhörer 
bis auf eine beitimmte Zahl zuzulaffen. 

28) Die Anflage ijt durch die Staatsanwaltfchaft 
zu vermitteln, deren Wirfungsfreis auf den Straf. 
proceß zu befchränfen iſt. 

29) Die Schwurgerichte ſind zu beſeitigen. 

30) Die Urtheile ſind nur von geprüften Rich— 
tern zu ſchöpfen. Die Urtheilsformen in Strafſachen 
ſind „ſchuldig“, „ſchuldlos“, „Freiſprechung von der 
Anklage“. 

31) Das Verfahren bei den Oberlandesgerichten 
und dem oberſten Gerichtshofe iſt nur ſchriftlich. 

32) Die nähern Beſtimmungen der Wirkſamkeit 
der Gerichtsbehörden werden die hierüber zu erlaſſenden 
Geſetze enthalten. 

33) Das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch fon 
ald das gemeinfame Recht für . alle ‚Angehörige Des 
Öfterreichifchen Staats auch in jenen Ländern, in welchen 
es dermalen noch nicht Geltung hat, nach und mit 
den angemeffenen Vorbereitungen, dann mit Beachtung 
der eigenthümlichen Berhältniffe derfelben, eingeführt, 
und ebenfo das Strafgefet für den ganzen Umfang des 
Reichs in „Birffamfeit gefegt werden, 

34) In den Kronländern werden eigene Statute 
über den ftändifchen oder den mit einem zu beftims 
menden Grundbeſitze verfehenen Erbadel, feine Vorzüge 
und Pflichten errichtet, insbefondere demſelben alle 
thunliche Erleichterung zur Errichtung von Majvraten 
und Fideicommiffen zugeitanden werden. Bei der 
Bauernſchaft find dort, wo befondere Vorſchriften zur 
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Erhaltung ihrer Gütercomplerxe beſtehen, ſolche aufrecht 
zu erhalten. 

35) Den Kreisbehörden und Statthaltereien wer: 
den berathende Ausſchüſſe aus dem beſitzenden Erbadel, 
dem großen und kleinen Grundbeſitze und der Induſtrie 
mit gehöriger Bezeichnung der Objecte und des Um— 
fanges ihrer Wirkſamkeit an die Seite geſtellt. Inſofern 
noch andere Factore zur Beiziehung in die Ausſchüſſe 
ſich al8 wünſchenswerth darftellen, ift nach Umftänden 
darauf Nückficht zu nehmen. Die nähern Beſtimmungen 
darüber werden befondern Anordnungen vorbehalten. 

36) Bei den landesfärjtlichen Bezirksämtern follen 
Borftände der einbezirften Gemeinden und Eigenthümer 
des außer dem Germeindeverbande ftehenden großen 
Grundbefiges oder deren Bevollmächtigte für Zufam- 
mentretungen in ihren Angelegenheiten von Zeit zu 
Zeit einberufen werden. 
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